
V. Anlagen.
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Nr. <«

Düsseldorf, den ?. Oktober 1885.

Referat
des Prouinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die Einrichtung einer elektrischen Beleuchtung im Ständehause.

Auf das dem 29. RheinischenProvinzial-Landtage unterbreitete Referat des Prouinzial-
Verwaltungsrathes, worin ausgeführt war, daß in den beiden Sitzungssälen des Ständehaufes
sich ein erträglicher Zustand hinsichtlicheiner besseren Ventilation am zweckmäßigsten dadurch
erreichen lasse, daß die vorhandene, sehr große Wärmeinenge,, erzeugende Gasbeleuchtungdaselbst
eingestellt und dieselbe durch eine elektrische Beleuchtungersetzt werde, hat der Provinzal-Landtag
beschlossen: mit Rücksicht auf die steten Fortschritte, welche für die HerstellungelektrischerBeleuch¬
tungen in Aussicht stehen, zumal in Bezug auf die Kostenucrminderung,die Entscheidung der
Sache zu vertagen und den Provinzial-Verwaltungsrath zu beauftragen, dem nächsten Landtage
einen weiteren Antrag zu unterbreiten und ein neues Projekt vorzulegen.

Diesem Beschlusse entsprechend haben sich die technischenBeamten der provinzialständischen
Central-Verwaltung angelegensein lassen, sich über die auf dem Gebiete der elektrischenBeleuchtung
hervorgetretenenNeuerungen und Fortschritte fortlaufend zu informiren und sind dieselben zu der
Ansicht gelangt, daß die Technik der elektrischen Beleuchtung, namentlich durch die in jüngster
Zeit aufgetretenenVerbesserungenauf einen folchen Standpunkt gelangt ist, daß der Einrichtung
einer solchen Beleuchtungim Ständehaufe wohl vom technischen Standpunkte aus näher getreten
werden kann.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat, dem Beschlusse des 29. Provinzial-Landtages
entsprechend, ein Projekt anfertigen lassen und beehrt sich dazu die folgenden Erläuterungen
M geben.

Bei der Anlage der elektrischenBeleuchtungbildet die richtige Wahl der Betriebsmaschine
einen wesentlichen Faktor, indem die Maschine sich durch große Gleichmäßigkeitdes Ganges aus¬
zeichnen muß, um das dem Auge so unangenehmeZucken des Lichtes zu verhüten. Die Dampf¬
maschine wird nun zwar fchon feit langer Zeit fo vollkommenkonstruirt, daß dieselbe allen
Anforderungenentspricht; allein ihre Anwendung erscheint im Ständehause, namentlichwegen der
Schwierigkeit, die Dampfkesselanlagedaselbst unterzubringen uud eiueu großen Kamin für die
Kesselfeuerunganzulegen, ausgefchlosfen. Es kann hier nur die Gaskraftmaschine in Betracht
kommen, welche in letzterer Zeit bedeutende Vervollkommnungerfahren hat, fo daß deren Anwendung
für den Glühlichtbetrieb einem Bedenken wohl nicht mehr unterliegt. Auch verfvrechen die
Maschinen zur Erzeugung des elektrischen Stromes (Dynamomaschinen)und die Glühlampen
einen sicheren Effekt, da diese Einrichtungenebenfalls in letzterer Zeit erheblich verbessert worden sind.
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Was die Anbringung der Drahtleitnngen, Lampen x. anbelangt, so laßt sich dieselbe
im Ständehause überall leicht bewerkstelligen. Speziell im großen Sitzungssaal« würden die
äußeren Flammen der Gaskronenbündel in einfacher Weise und ohne Beeinträchtigung des äußeren
Ansehen« durch Mühlichter ersetzt werden können, während die übrig bleibenden 62 Stück
mittleren Gasflammen zur Reserve bei etwa vorkommender Störung der elektrischen Beleuchtung
erhalten blieben.

Nenn nun nach vorstehender Darlegung die elektrische Beleuchtung sich im Ständehause
zwar in ausreichender Weise und ohne praktische Schwierigkeiten einrichten läßt, so hat sich doch
die vom 29. Prouinzial-Landtage ausgesprochene Erwartung auf voraussichtliche Kostenvermindcrung
in der Herstellung der fraglichen Beleuchtungsart keineswegs bestätigt. Im Gegentheil ist ungeachtet
der zahlreichen Neuerungen und Verbesserungen eher eine Vertheuerung eingetreten, weil nur durch
die sorgfältigste Ausführung der Anlage und die Verwendung der besten Materialien, sowie durch
ausreichende Dimensionirung der Maschinen gute Resultate zu erzielen sind.

Eine kurze Zusammenstellung der Anlagekosten der elektrischen Beleuchtung im Ständehause
sowie der Betriebskosten im Vergleiche zu der bestehenden Gasbeleuchtung ergiebt folgende Resultate:

Die Anlagekostender elektrischenBeleuchtung belaufen sich für den Fall, daß die Einrichtung:
III.

auf sämmtliche Räume im
Ständehause mit Ausnahme
der Flammen in den Dienst¬

wohnungen und im Keller

nur auf die beiden Sitzungssäle

II.

auf alle Räume der I. Etage,
das Treppenhaus und das

Vestibül

17 000 M.
ausgedehnt wird auf!

38 500 M. 38 200 M.

Ferner betragen die Iahresbetriebskosten einschließlich Verzinsung und Amortisatiou des
Anlagekapitals

ll. für die elektrifche Beleuchtung:

1350 M. ! 3 060 M. ! . 5 570 M.

I). für die nebenhergehende Gasbeleuchtung:
2 220 M. l 1950 M. 200 M.

3 570 M.
o. im Ganzen:

5 010 M. 5 770 M.

Die jetzigen Beleuchtungskosten betragen rund 2400 M., mithin ergeben sich im Falle
der Anwendung elektrischen Lichts gegenüber der bestehenden Beleuchtungsweise an Mehrkosten:

aä I.
1170 M.

aä II.
2 610 M.

aä III.
3 370 M.

Aus diesen Rechnungsresultaten, welche den Angaben renomirter Fabriken entnommen
sind, und für deren Genauigkeit eine Gewähr nicht übernommen werden kann, ist zu ersehen, daß
im günstigsten Falle mit der Einführung der elektrifchenBeleuchtung gegenüber der Gasbeleuchtung
eine nicht unerhebliche Erhöhung der Beleuchtungskosten verknüpft sein würde.
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Aus diesem Grunde und im Hinblickeauf die noch nicht abgeschlossenenVersuche einer
Verbesserung der elektrischenBeleuchtung, glaubt der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag
stellen zu sollen:

„Der hohe Provinzial-Landtag wolle von der Einrichtung einer elektrischenBeleuch¬
tung im Ständehause einstweilen noch Abstand nehmen."

Der Provinzial'Verwaltungswth.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtllgs-Marschall.

Nr. 2.

Düsseldorf, den 7. Oktober 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsraths,

betreffend

Unterstützungdes früher bei der proliinzialständischenCentral-Vcrwaltungsbehörde
beschäftigt gewesenenKanzlei°HülfsschreibersAsbeck.

Der frühere Trompeter Asbeck ist seit dem 16. April 1877 in der Kanzlei der
provinzialständischenCentralbehördegegen Tages-Diäten von 2 M. 50 Pf. und später von 3 M.
als Hülfsfchreiberangenommenworden.

p. Asbeck, wecher nach 16 jähriger Dienstzeit mit Civilanstellungsschein,jedoch ohue
Pension, da er nicht als Ganzinvalide anerkannt worden, ans dem Militärdienst ausgeschieden
war, ist demnächst als Privatkanzlist auf den, Königlichen Landrathsamt und anderweit befchäftigt
gewesen; von dem Civilanstellungsscheinhat er keinen Gebrauch gemacht,da er in früherer Zeit
neben feinem Lohn als Kanzlist noch als Musiker Verdienst hatte.

Da der p. Asbeck in Folge seines Alters von 76 Jahren und Abnahme seiner Kräfte
den Anforderungen nicht mehr genügen konnte, fo mußte demselbenfein Dienstuerhältniß zum
1. April 1885 gekündigtwerden.

Der Provinzial-Verwaltungsiath hat indessen dem Asbeck mit Rücksicht auf seine Hülfs¬
bedürftigkeitvon diesem Zeitpunkte ab eine fortlaufende monatlicheNnterstichuugvou 30 M. aus
dem etatsmähigen Remunerationsfondsbis zum Zusammentritte des Prouinzial-Landtagesbewilligt
und beehrt sich dem hohen Provinzial-Landwge anheimzustellen, diese Unterstützung bis zum
Zusammentritt des nächsten Provinzial-Landtages weiter bewilligenzu wollen.

Der Promnzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Lnndtags-Marschall,
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Nr. 3.
Düsseldorf, den ?. Oktober 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltnngsrathes,

betreffend

die Benachrichtigung der eingetragenen Hypothekargläubiger im Bezirke des
Rheinischen Rechtes hinsichtlich der durch GeseK vom 22. Mai 1885 vorgeschriebenen

Aenderungen bei der Erneuerung von Hypotheken-Eintragungen.

Bei der Berathung des Gesetz-Entwurfes über die Veräußerung und hypothekarische
Belastung von Grundstückeninnerhalb des Geltungsbereiches des RheinischenRechtes im Herren¬
hause wurde darauf hingewiesen,daß bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingetrageneHypothekar¬
gläubiger dadurch zu Schaden kommen könnten, daß sich die durch den Gesetz-Entwurf für
Erneuerung eingetragener Hypotheken vorgeschriebeneBezeichnung nach dem Kataster oder, im
Falle Letztere nicht möglichsei, das an Stelle dieser Bezeichnungtretende Attest des zuständigen
Katasterbeamten,nicht vor Ablauf der für die Erneuerung bestehenden10jährigen Frist beschaffen
ließe. Dieser Fall sei namentlich in der ersten Zeit nach dem Inkrafttreten des neue» Gefetzes
zu befürchten, weil einestheils viele Gläubiger aus Unkenntniß der neuen Bestimmung die
Erneuerung bis zum letzten Augenblicke verschiebe» würden, und anderntheils die Katasterbeamten
unmittelbar nach Uebernahme der Kataster von den Bürgermeistern so überbürdet sein würden,
daß die erforderliche Katastcrbezeichnung resp, die an deren Stelle eventuell tretende Bescheinigung
manchmal nicht sofort erlangt werden könnte. Um diesemUebelstande zu begegnen, hatte die
Kommissiondes Herrenhauses den Antrag gestellt,den Tag des Inkrafttretens des neuen Gesetzes
vom 1. Juli er. auf den 1. Oktober cr, zu verschieben. Durch diese Aenderung konnte indessen
das erstrebte Ziel nicht erreicht werden, sondern es wurden dadurch lediglich die nach dem
1. Juli cr. zu befürchtendenNachtheilenur auf die Zeit nach dem 1. Oktober cr. verlegt. Aus
dem letztereu Grunde konnten die im Herreuhause damals anwesendenMitglieder des Rheinischen
Provinzial-Landtages sich nur gegen den Abänderungsantrag der Kommissionanssprechen. In
einer in Gegenwart der Herren Minister der Justiz und der Finanzen und des Herrn Lcmdes-
Direktors stattgehabten Besprechung wurde als zweckmäßigstes Mittel zur Verhütung des vor¬
berührten Uebelstandcsdie schriftliche Benachrichtigungder eingetragenenHvpothekargläubigcrüber
die bevorstehende Aenderung der Vorschriften hinsichtlichder Hypotheken-Erneuerung bezeichnet.
Da indessen die Herren Minister eine solche Benachrichtigungauf Staatskosten für unausführbar
bezeichneten, so wurde — um ein Scheitern des für die Nheinprovinz im Allgemeinen, sowie die
Entwickelungder RheinischenProvinzial-Hülfskasseinsbefondere fo wünschenswerthenGesetzes im
letzten Augenblickezu verhüten — Seitens des Herrn Landtags - Marschalls unter Zustimmung
der zu Berlin anwesendenMitglieder des Provinzial-Landtages die Erklärung abgegeben,daß die
provinzialständischeVerwaltung die Druck- und Portokosten für die in Rede stehendenBenach-
richtigungsschreibeuübernehmenwolle. Diese Erklärung ist Seitens des Provinzial-Verwaltuugs-
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raths in der Sitzung vom 2C./22. Mai cr, nnt dem Hinzufügen genehmigt worden, daß die
betreffendenKosten auf Hülfskassenfondsvorläufig zu übernehmenfeien.

Am 27. Mai wurde zwifchen der Prouinzial-Steuerdirektion und der prouinzialständischen
Verwaltung hinsichtlich der Ausführung der Benachrichtigungdas Uebereinkommen getroffen, daß
die provinzialständischeVerwaltung jeden: Hyvothekenbewahrer1000 Stück zufammengefaltener
Druckexemplaremit einer gleichen Anzahl von 3 Pf,-Freimarken übersendenund die Hypotheken-
ämter um den etwaigen fernern Bedarf direkt einkommen sollten, daß Seitens der Hypotheken-
bewahrer die VenachrichtigungsschrcibendenjenigenHypothekargläubigern, deren Eintragungen in
der ersten Hälfte des Monats Juli ablaufen, möglichst vor dein 15, Juni zuzustellen seien, und
denjenigen, deren Inskriptionen später verfallen, mit Belassung einer Frist von mindestens 1 bis
2 Monaten. Hinsichtlichder Adressaten und der Form der Zustellung wurden ebenfalls ver¬
schiedeneBestimmungen vereinbart. — Nachdem das über diese Vereinbarungen aufgenommene
Protokoll dem Herrn Finanzminister, sowie den Hypothekenämtern mitgetheilt worden, erklärte sich
der Herr Finanzministcr in einem Schreiben vom 8./12. Juni mit den getroffenenMahregeln
einverstanden,hielt es jedoch für zweckmäßig, daß mit Rücksichtauf die in dem Gesetzeangeordnete,
am 1. Juli zu bewirkende Uebergabeder bisher in den Gemeinde-Archiven aufbewahrtenKataster-
Dokumente an die Katasterämter die einzelnen Hyvothekargläubiger,deren Inskriptionen alsbald
nach dem 1. Juli 1885 erneuert werden müßten, zu ersuchen seien, die Erneuerung noch vor
diesem Tage in Gemähheit der bisherigen Vorschriften zu bewirken, da die Vrtheilung der
Katllstemuszüge infolge der Uebergabe eine Verzögerung erleiden könnte. Sodann theilte der
Finanzminister mit, daß, weil eine bestimmteVerabredung darüber, welchen hypothekarischen
Gläubigern solche Schreiben zuzufertigeu seien, nicht getroffen worden, nach Ansicht des Herrn
Iustiznnnisters vorläufig jedenfalls genügen würde, nur diejenigen Gläubiger, welche die zu
ihren Gunsten bestehenden Einschreibungenin der Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember d. I. zu
erneuern hätten, zu benachrichtigen seien, daß weiter als auf ein Jahr die Maßregel jedenfalls
wohl nicht ausgedehnt zu werden brauche, da vorauszufetzensei, daß im Laufe eines Jahres die
Nestimmungendes neuen Gesetzes hinreichendbekannt sein würden. Auf diefes Schreiben wurde
erwidert, daß eine Ergänzung der bereits abgesandten Benachrichtignngen unmöglich,eine abermalige
Zusendung von Briefen zu kostfpielig, aber auch wegen der Kürze der Zeit kaum zu bewirken
sein dürfte; dagegen wurde eine Bekanntmachung durch mehrere öffentliche Blätter im Sinne
des gewünschtenZusatzes auf Kosten der vrouinzialständischenVerwaltung vorgeschlagen. Der
Herr Finanzminister erklärte sich mit dieser Bekanntmachungin dem Reskripte vom 16. Iuui cr.
an den Herrn Prouinzial-Steuerdirektor einverstanden, und wurde am 20. Juni cr. mit Letzter»!
die Art der Bekanntmachunguud die öffentlichen Blätter vereinbart, sowie auch bestimmt, daß
einstweilen nur die Hypothekargläubiger,deren Eintragung vor dem 31. Dezembercr. erneuert
werden mühten, zu benachrichtigen seien

Hinsichtlich derjenigenEntschädiguug,welche den Hypothekenbewahrcrnfür die Adrefsirung
und Besorgung der Schreibenznkommen sollte, wurde vorbehaltlich der Genehmigungdes Provinzial-
Verwaltungsraths verabredet, daß jedem Hyvothekenbewahrerim Ganzen 60 M. ausbezahlt resp,
verrechnetwerden solle.

Von dem Inhalt der gepflogenenKorrefpondenzsowie den sämmtlichenVereinbarungen
wurde den, Provinzial-Verwaltungsrath in seiner Sitzung vom 7./8. Juli Kenntniß gegeben,
derselbegenehmigtedie geschehenen Schritte und getroffenenVerabredungen und bestimmte, daß
einstweilen die Hypothekargläubiger, deren Einschreibungen vor dem 1. Juli 1886 zu erneuern
seien, benachrichtigtwerden müßten.



Die bis jetzt aufgegangenenKosten der Benachrichtigung belaufen sich auf 1015 M.
67 Pf, und dürften, im Falle die Benachrichtigungbis zum 1. April 1886 fortgefetztwerden
sollte, 1500 M. nicht übersteigen.

Die Zweckmäßigkeitjener Maßregel ist vielfach anerkannt worden, und dürfte deren
Ausdehnung bis zum 1, April 1886 wohl zu empfehlensein, jedoch mich mit Rücksichtauf die
vielfachen Bekanntmachungenvollkommengenügen. Der Provinzial-Verwaltnngsrath beehrt sich
hiernach zu beantragen:

„Der hohe Prouinzial-Landtag wolle den von dem Landtags-Marschall und dem
Provinzial-Verwaltnngsrath getroffenen Maßnahmen und eingegangenen Verpflichtungen
hinsichtlichder Benachrichtigungder eingetragenenHypothckarglänbigerdie Genehmigung
und die Indemnität ertheilen und beschließen, daß die Benachrichtigungder Hypothekar-
gläubiger, deren Hypotheken vor dem 1. April 1886 zn erneuern sind, noch zu
erfolgen habe, und die Uebernahme der entstandenen beziehentlichnoch entstehenden
Kosten auf den Ständcfonds genehmigen."

Der Promnzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

z»r. 4.

Düsseldorf, den 28. November 1885.

Referat
des Prouinzial-Verwaltungsraths,

zu dem

Gesehentwurf, betreffend die Kantongefängnisse in der Rheinprovinz.

Der von dein 30. Provinzial-Landtag begutachtete„Gesetzentwurf,betreffenddie Kanton-
gefängnifse in der Nhcinprouinz" (Verhandlungen S. 172—189), ist des Gutachtens des
Provinzial-Landtages ungeachtet in unveränderter Fassung dem Landtage der Monarchie vorgelegt
worden. Derselbe wurde in der Sitzung des Abgeordnetenhausesvom 25. April 1885 angenommen,
während im Herrenhause in der Sitzung vom 7. Mai 1885 der die Strafgelder behandelnde
8. 5 aus dem Eutwurfe gestrichen wurde. Hiernach wurde der Entwurf von der Staatsregierung
zurückgezogen.Die mannigfachen unrichtigen Gesichtspunkte, die bei den Berathungen hervor¬
getreten sind, veranlaßten den Prouinzial-Verwaltungsrath, die Angelegenheitnochmals zu berathen,
und dem Provinzial-Landtage im Anschlüsse an das Referat vom 4. Dezember 1884 wiederholt
Bericht zu erstatten.

I. Nachdem der Vertreter der Staatsregierung, Ministerial-Direktor von Zastrow bei der
Verhandlung ^im Herrenhause zugegeben hat, daß der eigentlichegesetzgeberische Ausgang der
Sache in beiden Punkten — Kantongcfänguisseund Bezug der Strafgelder — nicht derselbe
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gewesen ist, und anerkannt hat, daß die qu, Vercchtignng und Verpflichtung sich materiell auch
nicht vollständig decken (Verhandlungen des Herrenhauses S. 278), bedarf es einer weitere»
Erörterung dieser in dein Referate vom 4. Dezember 1884 weitläufig behandelten Frage nicht mehr.

II. Der Einfluß des Gesetzes vom 23. April 1883, betreffend den Erlaß polizeilicher
Strafverfügungen ist mehrfach unrichtig beurtheilt worden.

1. Bis zum Erlasse dieses Gesetzes fielen den Gemeinden nur die Kosten der Vollstreckung
derjenigen Haftstrafen bis zn 5 Tagen zur Last, welche wegen oontravention» äß «iniril«
Folios des Ooä« penlü erkannt waren;

nach dem Gesetz von 1883 fallen den Gemeinden die Kosten der durch die Ortsuolizei-
bchörde verfügten Haftstrafen zu, welche wegen Ucbertretungen erkannt werden.

Nun fallen aber unter den Begriff der Übertretungen eine große Anzahl von strafbaren
Handlungen, welche nicht zu den oontrllventions gehörten, z. V. Holzdiebstahl, Bettelei, Land-
streicherei; also gerade diejenigen, welche am zahlreichsten Gegenstand der Bestrafung sind. Von
den in §H. 360 und 361 des Strafgesetzbuches als Ucbertretungen qualifizirten strafbaren
Handlungen gehörten nur die in §. 360 Nr. 11 und 14 genannten zu den oontravLritions äs »iinpls
xolics. Die wegen aller übrigen Übertretungen erkannten 5tägigen Haftstrafen wurden also vor
dem Gesetze von 1883 ausschließlich auf Kosten des Staates verbüßt, während jetzt alle auf Grund
dieser Paragraphen ortspolizeilich erkannten Haftstrafen auf Kosten der Gemeinden verbüßt werden.

Während alfo die Einnahmen ans den Strafgeldern durch das Gesetz von 1883 nicht
erhöht wurden, sind die Ausgaben der Gemeinden für die Strafvollstreckung erheblich gestiegen;
um dieselbe Summe ist aber der Staat entlastet worden.

Das Gesetz von 1883 hat also eine Verschiebung der Kosten der Strafvollstreckung zu
Ungunsten der Gemeinde!, bewirkt und können in dieser Beziehung die gegenthciligen Ausführungen
der Motive des Entwurfs uicht als richtig anerkannt werden.

2. Die Berechnungen, welche in den Motiven des Gesetzentwurfes angestellt worden sind,
können für den jetzigen Nechtszustand uach Erlaß des Gesetzes vom April 1883 nicht mehr als
richtig nnd maßgebend anerkannt werden, wie dies in den Diskussionen mehrfach hervorgehoben wurde.

Um zu ermitteln, ob und welcher Schaden den rheinischen Gemeinden durch die Entziehung
der gerichtlichen Strafgelder gegen die Befreiung von der Verpflichtung zur Unterhaltung der
Kantongefängnisse entsteht, muh festgestellt werden:

a. Welche Summe entfällt von der Gefammtcinnahme an Strafgeldern auf gerichtliche
Geldstrafen?

d. Welche Summen haben die Rheinifchen Gemeinden nach Erlaß des Gesetzes vom
23. April 1883 noch für die Kantongefängnisse ausgegeben?

Die erstere Summe ist diesseits genau ermittelt, die zweite kann durch Berechnung
leicht gefunden werden.

Die Strafgelder betrugen:*)
I. 1883/84:

2. dnrch polizeilichen Straf¬
befehl erkannte:

161895 M.

1. gerichtliche:

262 780 M.

1. gerichtliche:
164189 M.

II. 1884/85:
2. durch polizeilichen Straf¬

befehl erkannte:
253 733 M.

") Das Gesetzvom 23. April 1888, betreffend den Erlaß polizeilicher Strafnerfügungen, trat mit dem
1. Juli 1883 in Kraft, so daß es erst vom letzteren Tage an polizeiliche Strafgelder und polizeiliche Haftstrafen
giebt. Das Jahr 1883 84 ergiebt mithin lein richtiges Bild.
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Die gerichtlichen Strafgelder betrugen also 1884/85 etwa 40°/« der Gesammt-Einnahme
an Strafgeldern; es wird diefcr Prozentsatz zweifellosein dauernder fein, fo daß von der Gesammt-
Einnahme stets 60°/u auf polizeiliche, 40"/» auf gerichtliche Strafgelder entfallen.

In demselben Zeitraum haben die Gemeinden an Strafverbühungskosten verausgabt:
1883/84:

1. Kosten
der Verpflegung und
Beaufsichtigungder

Gefangenen:
87 004 M.

2. Kosten
der baulichenUnter¬
haltung und Mirth-

kosten:
27 617 M.

1884/85:
1. Kosten

der Verpflegung und
Beaufsichtigungder

Gefangenen:
80 790 M.

2. Kosten
der baulichenUnter¬
haltung und Micth-

kusten:
28 814 M.

Da diejenigen Freiheitsstrafen, welche durch polizeilichen Strafbefehl verhängt wurden,
meist in den Kautongefängnissenverbüßt wurden, da ferner in Folge dessen die Kosten der
Verpflegung :c. der gerichtlich und polizeilich bestraften Individuen vielfach nicht getrennt
verrechnetworden sind, so kann mit Bestimmtheit uicht angegeben werden, um welche Summe
die rheinischen Gemeinden durch den vorliegenden Gesetzentwurf entlastet wurden. Legt man
indeß das Verhältniß der gerichtlichen und polizeilichen Geldstrafen zu Grunde, fo daß also von
der Gesammtsummeder Haftkosten40"/« auf gerichtliche Haftstrafeu entfallen, — was nach den
Ausführungen des Referats vom 4. Dezember 1884 in Kue jedenfalls noch zu hoch gegriffen
ist — so ergiebt sich, daß die gerichtlichen Haftstrafen verursachten

1888/84 1884/85
45 848 M. 43 841 M.

Da nun die gerichtlichen Geldstrafen pro 1884/85 betrugen ..... 164 189 M.
die gerichtlichen Haftstrafen in diesem Jahre aber nur verursachte!, . . 4 3 84 1 „

so ergiebt sich, daß die rheinischen Gemeinden im Jahre 1884/85 eine Summe von 120 347 M.
verloreil hätten, wenn der Entwurf bereits als Gesetz in Gültigkeit gewesen wäre.

Da das Jahr 1884/85 als Normaljahr angesehenwerden kann, so würden also durch
den vorliegendenEntwurf die rheinifchcnGemeinden dauernd um jährlich mindestens 120000 M.
geschädigt werden.

Es ist aber eine Forderung der Gerechtigkeitund Billigkeit, daß, wenn der bisherige
Rechtszustandgeändert werden soll, dies nur unter, voller Entschädigungder Vetheiligten geschehen
darf. Die Entschädigungaber wird in der Weise geleistet werden müssen, daß dem Provinzial-
verbande der Nheinprouinz für den Verlust der gerichtlichen Geldstrafen vom Staate eine jährliche
Rente von mindestens 120 000 M. behufs Verwendung zu den in der Kabinetsordre vom
27. Dezember 1822 bestimmten Zwecken ausgezahlt wird; die angesammelten Kapitalbestände
(8. 5 des Entwurfs) verbleiben ebenfalls diesen Zwecken bestimmt.

Die rechnungsmäßigeVertheilnng der Rente unter die verschiedenenPolizeistrafgelderfonds
und unter die von denselbenausgeschiedenen Städte wird am zweckdienlichstennach dem Maßstabe
der Betheiligung derselben an den Intraden aus gerichtlichen Strafgeldern pro 1884/85 durch
den Prouinzial-Verwaltungsrath erfolgen.

III. In den Verhandlungen des Abgeordnetenhauses(Stenogr. Bericht S. 1566 Nudorff)
und des Herrenhauses (Stenogr, Bericht S. 275 Lindemann, S. 279 Graf Ziethen, S. 201
Nudorff) ist wiederholt ausgeführt worden, daß die Polizeistrafgelderfonds denselben Zwecken
dienten, zu welchen den Provinzialverbänden im Jahre 1875 die Dotationen gegebenseien, so
daß also durch den Bezug der Strafgelder die Nheinprovinz eine „doppelte Dotation" beziehe.
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Diese Anschauung ist eine irrige. Die Polizcistrafgeldersind durch die Kabinetsordrevom 31. Dezember
1822 bestimmt zur Verpflegungund ErziehungverlassenerKinder; als verlassene Kinder gelten aber
nach den maßgebendenBestimmungenFindelkinder,verlasseneKinder und ortsarme Waisenkinder.

Das Dotations-Gefetzlegt aber mit keiner Silbe den Prouinzinl-Vcrbändendie Fürsorge für
diese Kinder auf; thatsächlichwird denn auch von keiner Provinz diese Fürsorge ausgeübt; höchstens werden
auf Grund des §. 4 Nr. 5 des Dotationsgesetzesan Rettungsanstalten geringe Unterstützungengezahlt.

IV. Endlich wurde behauptet, — und darin liegt eine vollständige Verkennung der
Polizcistrafgclderfonds— daß durch das Dotationsgesetznur die damals angesammeltenKapital-
bestände dem Provinzial-Verbände der Nhcinprovinz überwiesen seien, nicht aber die jährlichen
Strafgelderintraden (Abg. H. S. 2559 v. Vcnda, Herrenhaus S. 283 v. Zastrow). Die Ueber¬
weisung der Strafgelderfonds erfolgte durch §. 15 des Dotationsgesetzcs,lautend: „Den Provinzial-
Verbänden :c. werden die in der Anlage verzeichneten Staatsnebenfonds des Ministeriums des
Innern zur Verwaltung und Verwendung mit allen bisher der Staatsverwaltung
hinsichtlich dieser Fonds zustehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungenüberwiesen."

Die bezogene Anlage lautet für die Rheinprovinz:
VIII. Der Provinzialverband der Nheinvrovinz:

23. Den Ehrcnbrcitstein'erAllgemeinen Armcnfondsim
RegierungsbezirkEoblenz ........

24. Den Polizei-Strafgcldcrfondszur Unterstützung ver¬
lassener, Findel- und verwaister Kinder für den
rechtsrheinifchcnTheil des Regierungsbezirks Loblenz

25. Für den rheinisch-rechtlichenTheil des Regierungs¬
bezirks Eoblenz ...........

26. Für den rheinifch-rechtlichenTheil des Regierungs¬
bezirks Düsseldorf ..........

27. Für den landrechtlichen Theil des Regierungsbezirks
Düsseldorf .............

28. Für den RegierungsbezirkKöln .

29. Für den RegierungsbezirkTrier.
30. Für den RegierungsbezirkAachen

mit eine»! mit einem Inhres-
Kapiwlbestcmde betrage von
von Thalern: Thaler Sar.Pf.

15 150 575 — —

8 000 3 874 28 —

4 500 4 485 25 —

4800 Thlr. rentbar 17 236 8 1
angelegtuud 2012
Thlr. 29 Sgr. baar.

21916 Thlr. 20 7 509 1>
Sgr. rentbar an¬
gelegt und 209?
Thlr. 15 Sgr. 7

Pfg. baar.
13 190 Thlr. in 17 998 4 9
Effekten u. 10 968
Thlr. 21 Sgr. 5

Pfg. baar.
22 400 Thlr. 13558 ^!2 6

16 300 Thlr. in 10810 10—
Stlllltspapieren
und Eisenbahn-

Prioritäten.
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Die bezogenen Iahresbeträgc stellen nun aber die laufenden Strafgelder-Einnahmen dar.
Zu den Rechten der Strafgcldcrfonds, welche besondere juristische Persouen bilden und von dem
Provinzialverbände nur verwaltet werden, gehört eben nach §. 1 der erwähnten Kabinetsordre
vom 27. Dezember 1822 der Bezug sämmtlicher Polizei- und Zuchtpolizei-Straf¬
gelder. Diese werden jährlich zu Gunsten der Gemeinden verwandt, und der Prouinzialverband
als solcher hat von den Strafgeldern nicht den geringstenVortheil; er ist nur Verwalter der
Fonds und kann also auch aus diesen: Grunde von einer „doppelten Dotation der Rheinprovinz"
keine Rede fein.

V. Bei Erlaß des Dotationsgesetzessind die Vermögensverhältnisseder einzelnen Kommunal¬
verbände wohl erwogen worden; es sind dementsprechendeinzelnenProvinzialverbändcn außer
der allen Verbänden gleichmäßig zufliehenden Dotationsrente (§, 1—? des Dotationsgesetzes
vom 8. Juli 1875) besondereVermögcnsobjektezugewiesen worden. So erhielten in deu §§. 7,
11, 13, 16 des Dotatiousgesetzesalle Provinzialverbäude mit Ausuahme der Rheiuprovinz
eine Anzahl von gemeinnützigen Anstalten resp, zur Verwendungfür wohlthätigeZwecke bestimmten
Fonds. Wenn zur Ausgleichunggegen diese und andere Vermügenszuwendungenan die übrigen
Provinzialverbände der Nheinprovinz als einzige Spczialzuwendung der ungeschmälerteFortbezug
der Strafgelder iu H. 15 des Dotationsgefetzeszugesichert worden ist, so muß es hierbei offenbar
im Interesse der Gerechtigkeit sein Bewenden behalten. Die Entziehung der gerichtlichen Straf¬
gelder bedeutet hiernach eine für die Nheinprovinz höchst nachtheiligeAbänderung des Dotations¬
gesetzes, welche um so schwerer empfundenwürde, als der Rheinprovinz ohnehin in Folge der Art
der Vertheilung der Dotation nach Flächeninhalt und Beuölkeruugsziffernicht derjenige Antheil an
der Dotation zugefallen ist, welcher derfelben nach ihrer Bedeutung und Steuerkraft hätte zu
Theil werdeu müssen. .

Aus demselben Grunde, aus welchem den übrigen Provinzialverbände« ihre Spezial-
dotationen belassen wurden, aus welchem ferner dem Provinzialverbände Hannover der fogenannte
Klosterfonds mit einer Jahres-Einnahme von etwa 2 600 000 M, und dem Provinzialverbände
des RegierungsbezirksWiesbaden der Central-Waifenfonds mit einer Iahres-Einnahme von etwa
200 000 M. zur Verwaltung überwiesenund belassen wurde, müssen dem Provinzialverbände der
Nheinprovinz die Polizei-Strafgelderfonds mit all' ihren Rechten belassen werden.

Die Folge der Entziehung der gerichtlichen Strafgelder würde einfach die sein, daß die
Gemeinden diesen bedeutendenAusfall iu der Einnahme durch Erhöhung der Kommunalsteuern
decken müßten. Wie empfindlichdiefer Verlust gerade die ärmeren Gemeindentreffen würde ergibt
sich daraus, daß z. V. im Jahre 1884/85:

aus dem Strafgelderfonds als Strafverbüßungskosten
erhielten: verausgabten:

Die Gemeinden des Kreises Adenau ... 1669 M. 364 M.
Die Bürgermeisterei Langenlonsheim (Kreis

Kreuznach) .............. 594 „ 11 „
Die BürgermeistereiLosheim (Kreis Merzig) 1 l29 „ 95 „
Hiernach beehrt sich der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag zu stellen:

Hoher Landtag wolle beschließen:
„Der Provinzial-Verwaltungsrath wird beauftragt, bei der Königlichen Staatsregierung
und eventuellbei dem Landtage der Monarchie nochmals dahin vorstellig zu werden,
daß, wenn im Interesse der Rechtseinheitden rheinifchenGemeinden die gerichtlichen
Strafgelder entzogenwerden, dies nur gegen Zubilligung einer jährlichen Rente von
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mindestens 120 000 M. geschehen könne; daß ferner diese Rente behufs rechunugs-
mäßiger Vertheilung unter die verschiedenen Polizei-Strafgelderfonds und unter die
von denselbenausgeschiedenen Städte au den Proviuzialverband ausgezahlt werde,"

Der Protnnzial'Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

.Düsseldorf, den 7. Oktober 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltuugsrathes,

betreffend

die Verwendung des Erlöses aus dein Verkaufe der Anstalt Siegburg au die
Königliche Staatsregierung nn Betrage von 470 000 M.

Der 29. Rheinische Prouinzial-Laudtag hat durch Beschlußiu seiuer Plenarsitzung vom
11. Dezember 1883 den Provinzial-Vcrwaltuugsrath ermächtigt, die frühere Prouinzml-Irreuaustalt
zu Siegburg an den Staat, welcher dieselbe während einer 5jährigen Periode zu einer Gefäugniß-
anstalt miethweise in Benutzung gehabt hat und welches Verhältniß am 1. Oktober d. I. abge¬
laufen ist, bestmöglichst zu verkaufen.

Die dieserhalb mit der Königlichen Staatsregierung gepflogene,:Verhandlungen sind
dahin zum Abschluß gekommen,daß die. sämmtlichenGebäulichkeitenuebst den dazu gehörige,:
Grundstücke»der vormaligeu Provinzial-Irrenanstalt Siegburg zum Preise vou 470 000 M. an
den Staat verkauft wordeu siud. Vou dieser Mufsumme ist bereits am 1. Oktober cr. die
I. Rate mit 250 000 M. gezahlt worden, während der Rest iu Höhe vou 220 000 M. am
l. April 1886 zu zahlen ist; an Stelle der Verzinsung der Nestkaufsummctritt eine weitere
reinliche Miethszahlung für die seitherigenMiethsobjektein Hohe von 3510 M. ein.

Hinsichtlich der Verwendung des Verkaufserlöfesbeehrt sich der Prouinzial-Verwaltnngs-
rath folgenden Antrag zu stellen:

„Der hohe Provinzial-Landtag wolle genehmigen, daß aus der erlöstenKaufsumme
von 470 000 M.

1. uuter Modifikatiou der Beschlußfassung des 29. Nheiuischen Provinzial-Landtages vom
7. Dezember 1883 zunächst die für die Neu- und Erweitenmgsbauteu in der
Provinzial-Arbeitsaustalt zu Brauweiler zur Dispositiongestellten Mittel, welche bis zur
Höhe von 322 000 M. durch Anleihe bei der Proviuzial-Mfskasse gegen Verzinsung
von 4°/° und Amortisation von 1°/» beschafft werden follten, je nach Bedarf entnommen,
fodllnn iu
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2. der Restbetrag der aus dem'Prouinzialfonds vorschußweise entnommenenKosten für
den Ankaufder Dienstwohnungdes Landes-Direktorsmit 90 000 M, gedeckt und endlich

3. der Nest der erzielten Verknnfsfnmme für außerordentlicheBanzwecke disponibel
gehalten werde,"

Der Provinzial-Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Lcmdtags-Marschall.

Nr. «. Düsseldorf, den ?. Oktober 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die Bewilligung eines Zuschusses aus provinzialständischenMitteln in Höhe der Zinsen
des Betrages von 200 000 M., welche vom RheinischenProvinzial-Landtag für die
Gründung von Arbeiterkolonien in der Rheinprovinz gewährt worden sind, bis zur

Eröffnung dieser Kolonien.

Der Vorstand der ArbeiterkolonieWilhelmsdorf hat unter dem 17, März a. or. die
Gewährung eines Zufchufses beantragt in Hohe der Zinsen des Betrages von 200 000 M., welcher
vom RheinischenProvinzial-Landtage für die Gründung von Arbeiterkolonienin der Rheinprovinz
als zinsfreies Darlehen gewährt worden ist, von dem Tage der Bewilligung dieses Darlehens bis
zur Auszahlung desselbenresp, bis zur Eröffnung der RheinischenArbeiterkolonien.

Zur Begründung dieses Antrages wird Folgendes angeführt:
Nach Bewilligung eines unverzinslichenDarlehens von 10 000 M. gegen hypothekarische

Sicherheit seitens des 28. Rheinischen Provinzial-Landtags hat der Vorstand der Kolonie
Wilhelmsdorf sich verpflichtet erachtet, jeden sich meldenden arbeitsfähigen Rheinländer in die
Kolonie aufzunehmen. Auch Halbarbeitsfähigc wurden nicht abgewiesen, sogar Krüppeln die
Ausnahme gewährt.

Außerdem wurden nicht nur durchreisende Wanderer, sondern auch eine große Anzahl
von Rheinländern, welche direkt aus den Gefängnissenoder der Arbcitsanstalt Vrauweiler entlassen
wordeu waren und den Wunsch geäußert hatten, zunächst in der Kolonie Wilhelmsdurf auf¬
genommenzu werdeu, dorthin gewiefen und aufgenommen. In diefer letzteren Beziehung wird
im Einverständnis;mit dem Vorstände der KolonieWilhelmsdorf in der Arbeitsanstalt Brauweiler
folgendes Verfahren beobachtet. „Aeußcrt ein Insasse der letzterwähntenArbeitsanstalt vor seiner
Entlassung die Absicht in Ermangelung anderer Arbeitsgelegenheitin der Kolonie Wilhelmsdorf
zunächst beschäftigt zu werdeu, fo wird mit ihn: ein Arbeitskontrakt, wie sie in der Kolonie
abgeschlossenwerden, gethätigt und letzterer dein Vorstände der Arbeiterkoloniezugesandt. Am
Entlassungstagewird der Vorstand der Kolonie von der erfolgtenEntlassung nochmalsin Kenntniß
gesetzt lind ihm gleichzeitig die Arbeitsprämie des Entlassenenübersandt."
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Was nun die Zahl der in Wilhelmsdorf aufgenommenenRheinländer betrifft, so sind
bis zum 1. März 1885 im Ganzen dort 771 rheinische Kolonisten mit 54 984 Pflegetagen
verpflegt worden. , ^ , .^

Hinsichtlich der Kosten wird bemerkt, daß die Speisung jedes einzelnen Kolonisten
annähernd' 41 Pf., die sämmtlichen übrigen Generallosten inkl. Zinsen 36 Pf. und der zu
zahlendeArbeitslohn 28'/2 Pf. beträgt, fo daß die Gesammt-Pflegekostensich auf 1,05'/- M.
pro Tag belaufen Die von den Kolonisten zu leistende Arbeit bringt vorerst Nichts oder nur
weuig ein, indem dieselbe hauptsächlich in der Knltivirnng sterilen Sandbodens und in der Anf-
sorstung großer Flächen besteht, deren Erträge erst in Zukunft zu erwarten stehen. Nach der
Ansicht des Vorstandes und einer desfalls angestelltenBerechnung wird die geleistete Arbeit für
die Folge auf 50 Pf pro Tag veranschlagtwerden können. Hieraus folgt, daß die Kolonie für
die rot. 55 000 geleistetenPflegetage für Rheinländer nicht nur eine vorläufige Auslage von
55 000 M gehabt, fondern auch für die Zukunft so lange einen Zuschuß zu leisten haben
wird, bis in der Rhcinprovinzeigene Ärbeiterkolonicnerrichtet sein werden. Der einzige Ersatz für
diese bedeutenden Auslagen waren bis jetzt die nachgelassenenZinsen des Darlehens von 10 000 M.

Die finanziellenVerhältnisseder Arbeiterkoloniesind recht ungünstig, da die auf derselben
lastendeund zn verzinsende Kapitalschuld295 000 M. beträgt. Die Zinsen werden gedeckt durch
freiwillige Zuwendungen nnd durch eiue für den RegierungsbezirkKassel bewilligteregelmäßige
Hauskollekte. ^ , . ,,..., ^ -^. r. .

Die Eröffnung einer Arbeiterkoloniein der Nhemprovmz hat bis letzt noch mcht statt¬
finden können und wird auch wohl vor Anfang der Winterzeit noch nicht in Aussicht stehen.
Dieser Umstand gibt aber der Kolonie Wilhelmsdorf Veranlassung, nach wie vor rheinlandische
Kolonistenunter großen Opfern auch für die nächste Zukunft aufzunehmen, ohne daß ein Ersatz
hierfür in Aussichtgestellt werden könnte.

Diesen seitens des Vorstandes der Kolonie Wilhelmsdor, vorgetragenenGründen durften
noch folgendehinzutreten: ^ ^. , ^ ^ ? >

^m ^ahre 1884 hatte der Königliche Oberpräsident der Rhempromnz der Kolonie
Wilhelmsdorf eine Kollekte für die Nhemprovmzmit Ansschlußeinzelnerärmeren Theile derselben
bewilligt. Ans diese Kollekte hat der Vorstand auf Bitten des RheinischenVereins wider die
Vagabnndennoth verzichtet, weil die Abhaltung dieser Kollekte den Sammlnngen für die rheinischen
Kolonien von Nachtheil gewefen wäre. Hierdurch ist aber verhindert worden, daß em größerer
Netrag aus der Rheinprovinz der ArbeiterkolonieWilhelmsdorf znfließen konnte, für welchen em
Ersatz in anderer Weise nicht geschaffen worden ist. . ^ .. ^ l ^ ^

Auch ist nicht zu verkennen, daß die Unterbringung emes Theiles der vagabundirenden
Nevülkernngin Wilhelmsdorf dem rheinischen Landarmenverband bezw. den einzelnenOrtsarmen-
verbänden dnrch verminderte Ansgaben mehr oder weniger bedentende Vortheile verschafft hat.

Die Durchschnittszifferder Bevölternng der Arbeitsanstalt m Nrauweiler betrug für das
Jahr 1883/84 1584 Könnenden, im Jahre 1884/85 1486. Diese Abnahme um 100 Köpfe und
der hierdurchverringerte Zuschuß aus Provinzialmitteln ist nach dem Urtheil von Sachverstandigm
wenigstens zum Theil den, Umstände zuzuschreiben,daß dnrch die m Wilhelmsdorf gebotene
Arbeitsgelegenheitmanchedem Bettel und der damit verbundenenStrafe der Nachhaft entzogen
worden find. Die Ortsarmenverbände sind in gleicher Weise entlastet worden, indem auch sie
durch geringere Ausgaben für Unterstützungenan hülfsbedürftige, arbeitslose und nothleidende
Wanderer größeren oder geringeren Nutzen gehabt haben.
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Der 28. RheinischeProvinzial-Landtag hat zur Errichtung von Arbeitcrkolonienin der
Mcinprovinz 200 000 M. als zinsfreies Darlehen zur Disposition gestellt. Aus dieser Summe
sind bis jetzt 30 000 M. für die Errichtung einer evangelischen Kolonie gezahlt worden, der Nest
wird je nach Bedürfniß zur Auszahlung gelangen. Die Zinsen dieser Summe sind dem Rheinischen
verein wider die Vagabnndennoth nicht zugesichertnnd steht die Verfügung über dieselben dem
hohen Provinzial-Landtag noch zu.

Der Provinzial-Vcrwaltungsrath stellt dem hohen Landtag die Entscheidung über den
Antrag des Vorstandes der Arbeitertolonie Wilhelmsdorf anheim.

Der Provinzial'Verwnltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtags-Marschall.

Nr. 7.

Düffeldorf, den 12. November 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die Uebernahme der städtischen Taubstummenschulezu Essen in die
prouinzialständischeVerwaltung.

Zufolge Vertrages vom 11. August 1879 zwischen der Stadt Essen und der diesseitigen
Verwaltung wurde in Essen eine dreiklassigeTaubstummenschulefür taubstumme Kinder aller
Konfessionen errichtet. Zur Unterhaltung dieser Schule leistete die Stadt einen jährlichenBeitrag
von 3000 M., während die diesseitigeVerwaltung für jedes die Schule besuchendeKind 150 M.
pro Jahr zu zahlen sich verpflichtete. Die Anzahl der Kinder war im Vertrage auf 40 normirt
und zwar mit der Maßgabe, daß der Betrag von 150 M. für jedes Kind auch dann bezahlt
werden sollte, wenn sich eine geringere Anzahl als 40 in der Anstalt befindensollten. Wenn im
Laufe der fechsjährigen Vertragüperiode die Kosten zur Unterhaltung der Schule die vorerwähnten
Beiträge übersteigen sollten, so blieb eine Erhöhung des Beitrages des Prouinzial-Verbandes
vorbehalten, bei dessen Ablehnung für den Provinzial-Verband die Verpflichtungeintrat, die Schule
sowie die Unterbringuug der Kinder auf die Dauer dieses Vertrages unter Gewährung des jähr¬
lichen Beitrages von 3000 M. Seitens der Stadt für eigene Rechnungzu übernehmen. Endlich
wurde vereinbart, daß, falls nach Ablauf der Vertragsperiode dicfer nicht erneuert werden follte,
der Provinzial-Verband verpflichtetfei, die angestelltenLehrer zu übemehmen. Im Jahre 1883
ist uuter Beibehaltung der übrigen im Vertrage vom Jahre 1879 getroffenenVereinbarungen
letzterer infofcrn erweitert worden, als die Kinderzahl von 40 auf 53, sowie der Jahresbeitrag
der Stadt Efsen von 3000 auf 3500 M. erhöht wurde.
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Der Hauptgrund, welcher für das Zustandekommendes Vertrages vom Jahre 1879
Veranlassung gewesen, lag in der zur damaligen Zeit so großen Anzahl taubstummer Kinder, für
deren unterrichtlicheUnterweisungdie vorhandenen Taubstmnmmschulennicht ausreichten

Waren doch im Sommer 1879 186 angemeldete, aber noch nicht eingeschultetaub¬
stumme Kinder vorhanden, «°n denen im Herbst desselben Jahres nur 59 Kinder in die bestehenden
provinzialständisckenTaubstummenanstalten aufgenommenwerden konnten. Für die Emichulung
der übrig bleibenden12? Kinder wurde nun in der Weise Sorge getragen, daß die Fertigstellung
und Eröffnung der provinzialständifchenTaubstummenanstaltin Trier beschleunigtwinde, eme
Nothklasfe in der Taubstummenschulein Aachen errichtet und endlich der mehrerwahnte Vertrag
mit der Stadt Essen und ein gleicher mit der Stadt Elberfeld geschlossen wurde. Im Jahre
,883 war immerhin noch eine größere Anzahl taubstummer Kinder besonders m Essen und
Umgegend vorhanden und entsprach demgemäß der Zusatzvertrag dem vorhandenen Bedürfniß.
Ein folches Bedürfniß ist zur Zeit nicht mehr vorhanden, indem fast alle Kinder m dem normal¬
mäßigen Alter von 7 bis 8 Jahren im Herbste des Jahres 1885 nicht nur emgeschul werden
konnten, sondern in den drei provinzialständifchen Anstalten zu Vrühl Trier und Neuwied je zwei
Klassen entlassen und nur je eine Klasse aufgenommenzu werden brauchte Die Beibehaltung
von je 6 Klassen in den drei genanntenSchulen, welche mit Rücksicht auf die definitiv angestellten
Lehrkräfte geboten war, ist nur ermöglicht worden durch eine Vertheilung der vorhandenenKinder
nach Maßgabe ihrer Leistungenund Fähigkeitenaus 4 in 5 Klassen. Auch ist Nicht zu erwarten,
daß für die nächste Jett eine Aenderung der zur Zeit vorhandenen Verhaltnisseeintreten werde,
mdem nach der durch Vermittelung des Königlichen Herrn Oberpräsidentenund unter Zuziehung
der Kreisschulinspektorenanfgestellten statistischenNachweisnngnur noch folgende Anzahl taub¬
stummer Kinder vorhanden ist.

Aus dem Jahre 1876 . . 16 Kinder
„ ,. „ 187? . . 22 „
„ „ „ 18?8 . . 49 „
„ „ .. 1879 . . 53 „
„ „ „ 1880 - - ^ „
„ „ „ 18»1 - - 33 „

„ 1882 . . 14 „
während die Jahrgänge 1870 "bis 1874 durchschnittlich120 taubstumme Kinder ergeben haben.
Von diesen Kindern sind angemeldetzur Aufnahme aus den Jahrgängen 1876 187? und 1878
in. Ganzen 6 Kinder. Da nach dem Beschluß des 26. RheinischenProvinzial-Landtags ganze
°der theilweiseFreistellen an solche Kinder, welche in die Provinzial-Taubstummenanstaltenauf¬
genommen werden sollen, nur dann verliehen werden können, wenn die Anmeldung vordem
vollendeten8. Lebensjahr beim Landes-Direktor erfolgt ist und nach einer konstantenPraxis von
dieser Vorschrift nur dann Ausnahmen gemacht zu werden pflegen, wenn der Grund der verfäumten
Anmeldnng entwederim späteren Tanbstnmmwerdendes Kindes oder in dem Anziehender Eltern
desselben aus einer anderen Provinz zu suchen ist, so wird für die nächste Zeit eine größere
Sorge sür das Fortbestehender einzelnenSchulen, als für die Unterbringung der vorhandenen
Kinder entstehen.

Von diefem Gesichtspunktgeleitet, trat die prouinzialständischeVerwaltung mit dem
Kuratorium der städtischen Taubstummenschulebehufs Verlängerung des mit dem 1. Mai a. l.
ablaufenden Vertrages in weitere Verhandlungen. Das Kuratorium befchloß den Vertrag vom
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Jahre 1879 auf 6 weitere Jahre unter der Bedingung zu verlängern, daß der Zuschuß der
diesseitigenVerwaltung von 150 M. auf 170 M. pro Kind unter Zugrundelegung einer Anzahl
von 53 Kindern erhöht werde. Eine entsprechendeErhöhung des städtischenZuschussesvon
3500 M, bei der Stadtvertrctung zu beantragen, wurde abgelehnt. Der Pruvinzial-Verwaltungs-
rath glaubte unter diesen Bedingungen den Vertrag nicht verlängern zu können, beschloß vielmehr
die Zahl der Kinder auf 48 zu reduziren und für diefe verminderte Anzahl eine Erhöhung des
Zufchusses auf 170 M. pro Kind in Aussichtzu nehmen. Das Kuratorium der Schule ist jedoch
bei seinem früheren Beschlusse mit der geringen Modifikation bestehen geblieben, daß der vom
Provinzial-Verbande zu leistende Zuschuß vou 53 X 170 M. ----9010 M. auf einen jährlichen
Minimalzuschuh von i-at. 9000 M. unter Zugrundelegung einer Anzahl von 48 Kindern zu
fixiren sei, sowie daß für jedes Kind, um welches die Zahl von 48 überschrittenwerden würde,
noch außerdem 170 M. pro Jahr gezahlt werden sollte. Die Stadtverordneten-Versammlungist
diesem Beschlusse des Kuratoriums beigetreten.

Die Gründe des Kuratoriums für diese Beschlußfassungliegen iu den finanziellenVer¬
hältnissen der Schule, welche für die Bestreitung ihrer Unterhaltungskostenallerdings einen Zuschuß
in der beantragten Höhe erheischen. Wenn hierbei die Frage aufgeworfen werden könnte,wie es
denn zu ermöglichengewesen sei, in der abgelaufenen Vertmgsperiode die Schule mit dem
geringeren Zuschuß von 150 M. pro Kind zu unterhalten, so diene hierauf zur Antwort, daß
sowohl bis zum Jahre 1883 stets mehr als 40 Kinder und vom Jahre 1883 bis heute stets
mehr als 53 Kinder die Schule besucht haben uud auch für jedes Kind, welches über diese im
Vertrage als Mindestanzahl angegebeneZiffer in der Schule vorhanden war, Seitens der dies-
feitigen Verwaltung 150 M. gezahlt werden mußten nnd hierdurch sich die Einnahmen ent¬
sprechend erhöhten.

Der Provinzial-Verwaltnngsrath glaubt jedoch im Interesse der diesseitigenVerwaltung
unter diesen Bedingungen der Verlängerung des Vertrages auf sechs Jahre uicht zustimmen zu
können, vielmehr dem hohen Landtag den Antrag unterbreiten zu müssen, die Uebernahme der
Schule in die Verwaltung des Proviuzialverbandcs zu gcuehmigen.

Der Hauptgrund für diesen Antrag ist die geringereAnzahl der vorhandenentaubstummen
Kinder, welche die Aufrechterhaltungvou 4 Klassenmit 48 Kindern höchstens noch für 1 bis 2
Jahre, keineswegs aber für eine längere Zeitdauer wird ermöglichen lassen. Hat doch die dies¬
seitige Verwaltung zur Aufnahme einer neuen Klaffe zu Ostern a. l. in Kempen zur Zeit nur
5 Kinder notirt! Bei Verlängerung des Vertrages würde aber die prouinzialständische Verwaltung
verpflichtetseiu, auch bei der sicher eintretenden Abnahme der Schülerzahl jährlich als Minimal¬
beitrag 9000 M. zu zahlen oder iu die Schule in Essen die Vollzahl von 48, aus den verschie¬
denstenTheilen der Provinz zusammengesuchten Kinder einzuweisen,die Schülerzahl der übrigeu
Anstalten aber ohne Verminderung der Kosten zu verringern. Was den letzterenPunkt betrifft,
so sei bemerkt,daß die provinzialstänoischenAnstalten in ihren Generaltosten (Schullokale,Lehrer-
gehältcr :c.) sich auch bei eiuer geringeren Schülerzahl stets gleich bleiben müssen, während diese
Kosten in Essen insofern sich dem Bedürfniß entsprechend verringern können, als ein Lehrer dort
mit dreimonatlicherKündigung angestellt ist, mithin bei mangelndemBedürfniß entlassenwerden
kann, ein anderer evangelischer Lehrer nach Ncuwiedversetzt werden könnte, indem dort durch den
Austritt des Lehrers Lamberti aus dem provinzüüständischenDienst eine Stelle vakant und zur
Zeit nur aushülfsweise besetzt ist. Endlich würde eine Verlängerung des Vertrages eine etwa in
Aussichtzu nehmendeVerschmelzung der beiden Schnlen in Essen und Elberfeld nach Ablauf des
mit der Stadt Elberfeld abgeschlosseuenVertrags vollständig illusorisch machen.
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Würde aber selbst die Schüler- bezw. Massenzahlim selben Umfange beibehaltenwerden,
so ist das finanzielleResultat für die diesseitigeVerwaltung nicht wesentlich verschieden von dein
Zuschüsse, der heute für die nächste Vertragsperiode von der Stadt Essen verlangt wird.

Die Schule wird erfordern einen Zuschußvon ......... 9 000 M.
An Verpflegungskostenfür auswärtige Zöglinge 22 x 250 M, ----- . . 5 500 „
Mttagstifch für 17 Zöglinge aus der Umgebnngvon Essen an 4 Wochen¬

tagen ....................... ' ' 1 6"" „
Summe . . 16100 M.

Hierzu kommt der Veitrag der Stadt in Höhe von ...... ^ ___ 3^00^
so daß die Unterhaltung der Schule die Summe von . . . . , ..... 19 600 M.
kosten würde.

Dieser Netrag würde sich aber bei Uebernahmeder Schule um ca. 1000 M. vernnndern,
weil die thatsächlichenAusgaben um diesen Betrag geringer sind, als die vorstehenderwähnten,
die Einnahme bildenden Beträge.

Hiernach würde also bei unveränderter Fortsetzung des heutigen Bestandes der Schule
die Mehrbelastung der diesseitigenFonds rot. 2 500 M. betragen. Dieser letztere Betrag, welcher
sich zusammensetzt aus den Verpflegungskostenauswärtiger Schüler, würde aber unter allen Um¬
ständen nach Ablauf von 2 Jahren auf ein Minimum reduzirt werdeu, mdem die diesseitige
Verwaltuug es sich unter Anwendung der bei anderen Anstalten beobachteten Praxis angelegen
sein lassen würde, höhere Beiträge als bisher geschehen, von den Eltern :c. der Schüler zu
erhalten und auch die Ersparnissean Verpflegungskostenund den Kosten des Mittagstisches der
provinzialständischenVcrwaltnng zufließenwürden, welche jetzt abweichend von dem in provmzml-
ständischen Anstalten vorherrschenden Verfahren zu Prämien :c. verausgabt werden. Endlich wird
auch bei Uebernahmeder Schule der zur Zeit vorhandene Reservefonds in Höhe von 1900 M.
der diesseitigen Verwaltung überwiesenwerden Aus Vorstehendemdürfte folgen, daß die finan¬
ziellen Opfer falls die Schule fo bestehen bleiben sollte, wie sie heute cxistirt, für die diesfeitige
Verwaltung 'äußerst gering und keineswegs in Änfchlag zu bringen sind im Vergleich zu den
großen Vortheilen, die eine vereinfachte uud gleichmäßigeVerwaltung von einer Eentralstelle
aus bieten.

Gestützt auf diefe Ausführungen beehrt sich daher der Provinzial-Verwaltuugsrath dem
hohen Landtag den Antrag zu uuterbreiteu: ..,„,<. ^

Hoher Landtag wolle die Erneuerung des Vertrages über die Unterhaltung der
städtischeil Taubstummenschulein Efsen ablehnen; die Uebernahmeder gedachtem Schule
in die provinzialständischeVerwaltung mit der Maßnahme genehmigen, daß eme
Vernnnderuug der Schultlasscn bezw. eine gänzliche Aufhebung der Schule m
Aussicht genommen werde nnd hierzu dem Provinzial-Verwaltungsrathe bereits die
Ermächtignng ertheilen."

Der Proliinzilil'Verluültungsrath

Wilhelm Mist zu Wird,
Landtags-Marschllll.
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Nr. ».

Düsseldorf, den 12. November 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die Sicherstellung der Pensionsuerhältnisse des Direktors und der Lehrer an der
Taubstummenschulein Aachen durch Gewährung von Zuschüssen

aus Provinzialmitteln.

Der Vorstand der Taubstummen-Anstaltin Aachen hat in einem an den Landes-Direktor
der Nheinprovinz gerichtetenSchreiben vom 31. Januar 1885 den Antrag gestellt, zur Sicher¬
stellung der Pensionen des Direktors und der Lehrer der gedachtenAnstalt möge eine Unter¬
stützung der vrovinzialständischenVerwaltung insoweit in Aussicht gestellt werden, als der Etat
der Anstalt die hierzu erforderlichenMittel im gegebenenFalle nicht aufweise.

Zur Begründung seines Antrags wird ausgeführt, daß die Pensionsuerhältnisse des
Lehrpersonals bisher in keiner Weise geregelt und sichergestellt seien, indem bei einer eventuellen
Pensionirnng die nach Maßgabe der Bestimmungen des Gesetzes vom 27. März 1872 zu
berechnende Pension nur insoweit gezahlt würde, als die Mittel des Vereins hierzu ausreichten.
Der Etat der Anstalt ergebe, daß der Verein zur Beförderung des Taubstummen-Unterrichtsdie
Mittel zur Unterhaltung der Anstalt durch ihm gemachte Zuwenduugen uud freiwillige Beitrage
aufgebrachthabe, diese Mittel aber nicht ausreichten, auch noch die erforderlichenPensionen für
das Lehrperfonal zu schaffen. Andere Einnahmequellen, als die vorgedachten, ständen dem
Verein nicht zu Gebote.

Der Prouinzial-Verwaltungsrath hat diesen Gründen sich nicht nur anschließen zu können
geglaubt, sondern auch noch besonders in Erwägung gezogen, daß von der Regelung und Sicher¬
stellung der Pensionsverhältnisse des Lchrpersonals an gedachterAnstalt die zukünftigeExistenz
und gedeihlicheEntwickelung der Anstalt wesentlich abhänge. Die Pensionsverhältnisse des an
den übrigen rheinischenTaubstummen-Anstalten angestelltenLehrpersonals sind sämmtlichgeregelt
nnd sichergestellt und zwar die der provinzialständifchenAnstalteil durch das vom 27. Rheinische,!
Prouinzilll-Landtag genehmigte Pensions-Reglement, diejenigen der Lehrer an den städtischen
Taubstummenschulenin Essen und Elberfeld durch Befchluß des 29. NheiuischenProvinzial-
Landtags, endlich diejenigen an der Vereinsschule in Köln durch Uebernahme der Verpflichtung
zur Pensionirnng Seitens der Stadtgeineindc. Werden nun die Pensionsverhältnisfe des
Lehrpersonals an der AachenerSchule nicht in gleicher oder ähnlicher Weise geregelt, so wird
für die Zukunft ein Streben der einzelnenLehrer, die Anstalt zn verlassen und eine Anstellung
an einer Anstalt zu erhalten, welche für den Fall der Abnahme ihrer körperlichen oder geistigen
Kräfte ihnen ein Ruhegehalt in Aussichtstellt, durch die Umständebegründet und unausbleiblich
sein. Auch der Fall wird in Zukunft voraussichtlicheintreten, daß die Besetzung von Lehrstellen
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bei eintretenden Vakanzen auf Schwierigkeitenstoßen, jedenfalls aber nicht mit tüchtigen und
erfahrenen Kräften wird erfolgen können. Daß hierdurch, wie bereits bemerkt, die gedeihliche
Entwickelungund mehr oder weniger auch die Existenz der Schule in Frage gestellt wird, dürfte
wohl einein begründeten Zweifel kaum unterliegen. Die provinzialstandischeVerwaltung hat aber
ein großes Interesse an der Fortdauer der gedachtenSchule. Nach dem letzten Jahresbericht
werden in der Schule unterrichtet 56 Zöglinge, von welchen auf Kostendes Provinzial-Verbandes
sich 15 gegen Zahlung eines Zuschusses aus Provinzialmitteln in Höhe von 5625 M. in Freistellen
befinden. Der Prom'nzial- Verband würde, wenn auch eine Verpflichtung nicht vorliegt,
sich doch auf die Dauer der Fürforge für die zur Zeit in Aachen unterrichtetenZöglinge nicht
entziehenkönnen und bei Auflösung der Aachener Schule entweder die Erweiterung der provinzial¬
ftändischenAnstalten oder die Ncuerrichtung einer Taubstummen-Anstalt in Erwägung nehmen
müssen. Dieser Eventualität wird aber durch die Sicherstellung der Pensionsverhältnisse der
Lehrer der AachenerAnstalt vorgebeugt.

Andrerseits glaubt aber der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag des Vorstandes des
oben erwähnten Vereins nur unter gewissen Bedingungen dem hohen Landtage zur Annahme
empfehlenzu können. Diefe Bedingungen betreffen:

1. die Grundsätze, nach welchen die Pensionirung des Direktors oder der Lehrer an der
AachenerSchule eintreten und die Höhe der Pension berechnet werden sollen;

2. die Fixirung des Zuschusses,welcher höchste» Falls aus Provinzialmitteln zu leisten
wäre, und

3. die Sicherstelluug der Theilnahme der provinzialftändischenVerwaltung an der Ver¬
waltung der in Rede stehenden Anstalt.

Was den ersten Punkt betrifft, so ist der Provinzial - Verwaltungsrath der Ansicht,daß
die über die Pensionirung der provinzialftändischenBeamten geltenden Bestimmungen,wie sie in
dem betreffendenPensionsreglement vom Jahre 1881 Ausdruck gefunden haben, auch für den
Fall der Pensionirung des Direktors oder der Lehrer der AachenerSchule Anwendung finden
mühten. Das hiernach bei der Pensionirung zu Grunde zu legende Gehalt würde bei Berechnung
des aus Provinzialmitteln zu leistenden Zuschusses nach Maßgabe der Bestimmungendes für die
provinzialftändischenBeamten geltenden Normaletats zu beinessen sein, so daß derjenige Betrag,
um welchen das Gehalt der Lehrer an der AachenerSchule event, über das Gehalt des Normal¬
etats der provinzialftändischenBeamten bei gleicher Dienstzeit hinausgehe, bei der Berechnung des
Zuschussesaus Provinzialmitteln außer Acht bleiben müsse. In streitigen Fällen würde die
Entscheidunglediglich vom Provinzial-Verwaltungsrath zu treffen sein.

Hinsichtlich des zweiten Punktes glaubt der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag des
Vorstandes, zufolge dessen der Provinzial-Verband die Pensionsbeträge soweit sicher stellen soll,
als der Etat der Anstalt die hierzu erforderlichenMittel nicht aufweife, in diesem Umfange nicht
befürworten zu können, vielmehr für den Fall, daß der Anstalts-Etat keine oder nur geringe
Mittel aufweisen sollte, die Hohe des aus Provinzialmitteln zu leistenden Zuschusses fixiren
zu müssen.

In dieser Beziehung wird nach Ansicht des Provinzial-Verwaltungsraths allen berechtigten
Ansprüchen der Billigkeit Rechnung getragen, wenn dem Antrage stattgegeben wird, den zu
gewährendenZuschuß im Hüchstbetrage auf ^ desjenigen Betrages festzusetzen, welcher nach den
für die provinzialftändischenBeamten geltenden und vorerwähnten Bestimmungen in gleichem
Falle an diese auszuzahlensein würde.
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Bezüglich des dritten Punktes wird bemerkt, daß zur Wahrung der Interessen der
provinzialständischenVerwaltung eine Theilnahme derselben an der Verwaltung der Aachener
Anstalt gefordert werden muß. Diese Theilnahme wird dahin genauer zu präzisiren sein, daß
ein Mitglied des Prouinzial - Verwaltuugsraths und der Landes - Direktor bezw. sein Vertreter
stimmberechtigte Mitglieder des Vorstandes der betreffenden Anstalt behufs Wahruug der Interessen
der provinzialständischenVerwaltung sind.

Der Provinzial-Verwaltungsrath stellt demgemäß den Antrag:
„Der hohe Landtag wolle unter den vorstehend aufgeführten Bedingungen die
Gewährung eines Zuschusses aus Provinzialmitteln zu den Kosten der künftighin
eintretenden Pensioniruug des Direktors und der Lehrer der Taubstummen-Anstalt
in Aachen beschließen."

Der Provinzial'Verwaltungsrath.

Wilhelm FUrst zu Wied,
Landtags-Marschall.

Nr. 8.

Düsseldorf, den 10. Oktober 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die Genehmigung des vorläufigen Reglements über die Leitung und Verwaltung der
Prooinzial-Museen zu Bonn und Trier.

Nachdemin Ausführung des Beschlusses des 29. Provinzial-Landtages von, 11. Dezember
1883 (Laudtllgs-Nerhandl.S. 29) vermittelst Schreiben des Landes-Direktors vom 23. September
1884 und Nescripts des Ober-Präsidenten der Nheinvrovinz vom 12. Dezember 1884 bezüglich
des Ueberganges der Verwaltung der Provinzial-Museeu zu Bonn und Trier auf die provinzial-
ständische Verwaltung eine Vereinbarung erzielt worden war, wurde in Gcmäßheit des §.10 des
Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provinzialständischenVermögens und der
provinzialständischenAnstalten in der Nheinvrovinz vom 27. September 1871 der Entwurf zu
einem provisorischenReglement über die Leitung und Verwaltung jener beiden Mufeen aus¬
gearbeitet und derfelbe behufs Herbeiführung der ministeriellenGenehmigungden: Ober-Präsidenten
unter dem 14. Januar 1885 eingereicht.

Die Ausarbeitung jenes Entwurfs hatte, da die provinzialständifche Verwaltung nicht im
Besitze der Museumsaktenund auf dem Gebiete der Museumsverwaltungohne praktische Erfahrungen
war, im engsten Anschlußan den seitherigen thatsächlichen Zustand, beziehungsweise auf Grundlage
der von dem Herrn Minister der geistlichen, Unterrichts-und Medizinal-Angelegenheitenunter dem
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20. Juni 1876 genehmigtenInstruktion für die Museums-Kommission(°t>. Anlage 39, S. 218
der Verhandl. des 29. Prov.-Landtages v. 1883) erfolgen müssen.

Es erging hierauf ein Refcript des Ober-Präsidenten vom 11. März 1885, welches eine
Reihe von Bedenken,die sich gegen den seitherigen Zustand ergeben hatten, entwickelte und ander¬
weitige Grundzüge zu dem beabsichtigten Reglement, wie solche sich durch eine langjährige Praxis
empfohlenhatten, in Vorschlag brachte. Da dieses Nescript in wesentlichen Punkten die Grundlage
des vorgelegtenReglements gewordenist und zugleich die Motive zu demselben ausführlichdarlegt,
sei es hier in extenso mitgetheilt:

„Coblenz, den 11. März 1885.

Auf die gefälligen Schreiben vom 14. Januar dfs. Is. und 21. v. Mts. betreffendden
Uebergang der Provinzial-Museen zu Bonn und Trier in die provinzialständischeVerwaltung
beehre ich mich, Ew. Hochwohlgeboren Nachstehendes zu erwidern:

Gegen den Entwurf zu einem vorläufigen Reglement über die Leitung und Verwaltung
der genannten Provinzial-Mufeen würde insoweit nichts Erheblicheszu erinnern sein, als derselbe
sich an die bisherige Instruktion für die Museums-Kommissioneng anschließt. Der Herr Minister
der geistlichen :c. Angelegenheitenhegt jedoch die Befürchtung, daß wenn der Entwurf in Wirk¬
samkeitgesetzt wird die Schwierigkeitensich erneuern, welche sich in den letzten Jahren wiederholt
gezeigt haben. Es'wird deßhalb zu erwägen sein, ob sich nicht eine Abänderung der Stellung
der Direktoren und der Museums-Kommissionempfiehlt.

Nach der bisherigen Einrichtung war die Kominission die vorgesetzte BeHorde der
Direktoren und bildete eine mittlere Instanz zwischen diesen und dem vorgesetzten Minister. Der
vorliegendeEntwurf behält diefes Verhältniß bei, indem er an Stelle des Ministers den Provinzial-
Verwaltungsrath beziehungsweise den Landes-Direktor setzt. Die Verwaltung würde jedoch sehr an
Einfachheitgewinnen wenn die Direktorenunmittelbar dem Provinzial-Vcrwaltungsrath bezw. Euer
Hochwohlgeboren untergeordnetwürden, und der amtliche Verkehr zwischen beiden ohne Vermittelung
einer Zwifcheninstanzerfolgte. ,

Auf diese Weise würde es möglich sein, die Museums-Komnufftonvon allen Verwaltungs¬
geschäften zu entlasten und auf das Gebiet der wissenschaftlichenLeitung der Mufeen und der von
ihnen ausgehenden Unternehmungeneinzuschränken. ^ .„.

Wenn ferner der Mihstand hervorgetreten ist, daß die Museums-KommisNonnur m
seltenen Ausnahmefällen sich an einem Ort hat versammeln tonnen und statt dessen die meisten
ihrer Beschlüsse nur auf dem langwierigen und unzulänglichenWege schriftlicherVota gefaßt
worden sind, so würde dem vermuthlichdadurch begegnetwerden können,daß die hauptsächlichsten
Geschäfteder Kommissionin zwei etwa halbjährlich abwechselnd in Bonn und Trier abzulMenden
Hauptversammlungenerledigt würden. Die Mitglieder der Kommission würden dadurch zugleich
Gelegenheit finden, sich an Ort und Stelle über die beiden Museen und gelegentlich auch über
diejenigenTerrains zu informiren, für welche Ausgrabungen in Aussichtgenommenwerden. In
diesen Versammlungen würde zunächst der Plan für die Verwendung des unter Titel III. pc>«. 2
des 8. p. .. angeschlossenen Etats ausgebrachtenFonds auf Grund der Vorschlageder Direktoren
definitiv festgestelltwerden. Um aber das schriftlichezeitraubende und selten zu rechtzeitige,«
Abschluß gelangende Votiren bei der Kommission möglichst zu vermeiden, würde auch für die
?««. 1 desselbenTitels ein solcher Plan aufgestellt und von der Kommifstongenehmigt werden
tonnen, welcher dann eventl. die Vollmacht für die Direktoren enthalten würde, felbstständige
Ankäufe innerhalb gewisser Grenze,, zu mache». Um einer solchen Erweiterung der Vollmachten
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den Direktoren gegenüber auch gewisse Garantieen zu schaffen, würde sich empfehlen,zu bestimmen,
daß alle von den Direktoren geinachten Ankaufe und sonstigen Aufwendungen bei den beiden
Versammlungen der Konnnissionzu deren Kenntniß zu bringen waren, und daß die Kommission
über deren Zweckmäßigkeit ihr Urtheil im Protokolle niederlegte. Es würde ferner der Plan zur
Anordnung und Aufstellung der Sammlungen, sowie zu etwaigen Publikationen der Kommission
zur Genehmigung vorzulegen sein. Das Gutachten der Kommission würde schließlich über die
Entwürfe für die Benutzungsordnuug der beiden Museen, über die Pläne zu etwaigen Bauten,
sowie über den Etat der beiden Museen eiuzuholen sein, welcher letztere am zweckmäßigsten von
Euer Hochwohlgeboren auf Grund der Vorschlägeder Direktoren zu entwerfen sein möchte. Auch
würde die Einholung von Gutachten der Kommissionin allen anderen auf die beiden Provinzial-
mnseen und die rheinischen Alterthümer überhaupt bezüglichen Angelegenheiten vorbehalten
bleiben müssen.

Die Protokolle aller Sitzungen der Kommissionenwürden an Euer Hochwohlgeboren und
mit dein Jahresbericht an mich einzureichen sein; auch würde vorausgesetztwerden, daß mit dem
Etatsentwurf nur das über denselbenabgegebeneGutachten der Kominissionvorgelegt würde.

Was die Frage betrifft, ob Werth darauf gelegt würde, daß für die erste Periode der
Geheime Regierungsrath Professor Dr. Bücheler von der Provinz zum Vorsitzenden ernannt
werde, fo wäre es dem Herrn Minister erwünscht,wenn dem genanten Gelehrten der Vorsitz in
der Konnnissionangeboten würde.

Wenn die Aufgaben der Kommissionden vorstehendenAndeutungen gemäß im Wesent¬
lichen auf das Gebiet beschränkt werden, welches ein wissenschaftlich-sachverständigesUrtheil erfordert,
fo würde vorausgesetztwerden dürfen, daß dies auch in der von der Provinzial-Verwaltung zu
treffenden Wahl der Mitglieder zum Ausdruckkäme.

Euere Hochwohlgeborenersuche ich im Auftrage des Herrn Ministers ergebenst, nach
vorstehenden Ausführungen die Angelegenheit gefälligst in anderweitige Erwäguug zu nehmen
und, falls die obigen Vorschläge die Billigung des Provinzial-Verwaltungsraths finden sollten,
ein dementsprechendes Regulativ sür die Verwaltung der beiden Museen aufstellenzu wollen.

Der Ober-Präsident der Rheinprovinz:
(gez.) von Bardeleben.

An
den Landes-Direktor der Rheinvrouinz,

Herrn Klein, Hochwohlgeboren
I.-Nr. 2266. Düsseldorf.

Der Prouinzial-Verwaltungsrath erklärte sich iu der Sitzung vom 16./18. März 1885
mit dem Inhalte diefes Schreibens einverstanden. — In Folge dessen wurde ein anderweitiger
Entwurf ausgearbeitet, welcher den Vorschlägen der Königlichen Staatsregierung entsprach und
gemäß Mittheilung des Ober-Präsidenten vom 10. Juli 1885 die ministerielleGenehmigung
gefunden hat. Das Reglement wurde, da der Uebergang der Museums-Verwaltung auf die
Organe des Provinzial-Verbandes bereits mit dem 1. April in Aussicht genommenwar, — ein
Termin, welcher wegen der oben gedachtenWeiterungen bei Ausarbeitung des Reglements nicht
innegehalten werdeil konnte und auf den 1. August 1885 verschoben werden muhte, — durch
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Beschluß des Provinzial - Verwaltungsraths provisorischin Kraft gesetzt. Zugleich beschloß der
Provinzial-Verwaltungsrath, das Reglement, wie hiermit geschieht, dem hohen Landtage mit dem
Antrage vorzulegen,zu demselbennachträglichseine Genehmigung zu ertheilen.

Im Einzelnen wird zu diesem Reglement noch Folgendes bemerkt -
Ueberschrift und Einleitung.

Das Reglement soll nach wie vor als ein vorläufiges bezeichnetwerden, weil die
provinzialständischeVerwaltung auf diesem Gebiete noch keine Erfahrungen gefammclt hat.
Während die anderen Provinzialanstalten wirthschaftlichen «der Humanitären Zwecken gewidmet
sind, verfolgen die Provinzial-Museen wissenschaftlicheund archäologische Zwecke, führen daher die
Thätigkeit der Verwaltung auf ein ganz neues Gebiet. Es liegt daher die Vermuthung nahe,
daß durch das vorgelegte Reglement ein definitiver Zustand nicht geschaffenwird, daß vielmehr
im Laufe der Jahre Abänderungen erforderlich werden, zumal wenn die neu zu erbauenden
Mufeumsgebäudefertig gestellt sind.

Da die in der Einleitung erwähnte Korrespondenzzwischender Königlichen Staats¬
regierung und dem Landes-Direktor die Grundlage der Vereinbarung in Betreff des Neberganges
der Museumsverwaltung auf den Provinzial-Verband und somit auch des Reglements bildet, so
wurde es für zweckmäßig erachtet, dem letzteren die bezüglichen Schreiben als Anhang beizufügen.

aä §. 1. Der hier angegebene Termin des Ueberganges mußte, wie bereits erwähnt,
auf den 1. August 1885 verschoben werden.

llä 8. 2. Der ß. 2 entsprichteinerseits der Vereinbarung mit der KöniglichenStaats¬
regierung, welche'sich das Recht der Bestätigung der Direktoren vorbehalten hat, und zieht
andererseits nur die Konsequenzen aus der Umwandlung der Verwaltung aus einer staatlichenin
eine provinziale. Sofern ein Museumsdircktor sein Amt nur im Nebenamte bekleidet, wie es
z. B. zur Zeit in Bonn der Fall ist, wo ein Uniuersttätsprofessor,alfo ein Staatsbeamter,
kommissarischer Direktor ist, können natürlich die für die ständischen Beamten erlassenen generellen
Vorschriften und Reglements nicht ohne Weiteres für anwendbar erklärt, muß vielmehr eine
spezielle Regelung durch Vereinbarung vorbehalten werden.

aä 8. 3. Der §. 3 entsprichtdem seitherigen Zustande. Nur wurde es für zweckmäßig
befunden, im Schlußpassus das Recht ausdrücklich vorzubehalten, sowohl die Ausgrabungsbezirke,
als auch die beiden Museen einem leitenden Direktor zu unterstellen, ein Vorbehalt, wovon mit
Rücksicht auf die Einheitlichkeitder Verwaltung möglicherweise Gebrauch gemacht werden könnte.

aü ß. 4 und 5. Diese Paragraphen enthalten im Weiteren die Obliegenheiten der
Direktoren im Anschlußan den seitherigenZustand und in Uebereinstimmungmit den sich aus
dem Uebergangeder Verwaltung auf die Organe des Provinzial-Verbandesergebenden Modifikationen.

aä §. 6 und 9. Diese Paragraphen handeln vorwiegend von der Verwendung der
Etatsmittel zu Ankäufen, Ausgrabungen :c. Soweit die hier enthaltenen Bestimmungen nicht
bereits in der Ministerial-Instruktinn vom 20. Juni 1876 und in der Vereinbarungmit der König¬
lichen Staatsregierung ihre Grundlage finden, entsprechen dieselben vollständig denjenigen Gesichts¬
punkten, welche in dem Eingangs mitgetheiltenOberpräsidial-Reskriptvom 11. März 1885 zum
Ausdruckgelangt sind. Kleine Abänderungen bestehen darin, daß den Direktoren nicht, wie dies
früher der Fall war, eine ein sür alle Mal sixirte Summe zu kleineren Ankäufen :c. zur Disposition
gestellt,sondern diese Summe jedesmal in dem von dem Prouinzial-Landtage zu genehmigenden
Etat bestimmt werden soll, ferner, daß diejenige Summe, über welche die Direktoren außerhalb
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der ihnen zur Disposition gestellten Beträge und außerhalb des von der Kommissionfestgestellten
Verwendungsplanes in eiligen Fällen verfügen können, auf 500 M. normirt ist, wahrend dieselbe
früher 1000 M. betrug. Es konnte dies um so eher geschehen, als die den Direktorenzustehenden
Vefuguissedurch den §. 9 gegenüber dem früheren Zustande erheblich erweitert sind.

In Gemäßheit der §§, 6 und 9 sind die zu Ankäufen von Alterthümern und Unter¬
suchungen bestimmten Fonds, wie dies auch im Etat durch verschiedeneTitel zum Ausdruck
gebracht ist, dreierlei Art: zunächst ein für jedes Mufeum besonders ausgeworfenerFouds, welcher
zu kleiueren Ankäufen und Ausgaben für die Sammlungen dient und den Direktoren zur
Verfügung steht (olr. ß. 6 Abs. 1);'sodann ein ebenfalls für jedes Mufeum getrennter Fonds
zu Ankäufen, Untersuchungen, Ausgrabungen, Unterhaltungsarbeiten u. s, w, über dessen
Verwendung die Museumskommissionbestimmt, sei es durch Genehmigung einzelner Ankäufe :c.,
fei es durch Aufstellung eines Verwendungsplanes, nach welchem die Direktoren selbständig zu
verfahren haben; endlich ein für beide Museen gemeinsamer Fonds zu größeren Ankäufen und
Untersuchungen ohne Rücksicht auf irgend einen Bezirk, dessen Verwendungsplan auf
Vorfchlag der Direktoren von der Kommission ebenfalls festzusetzenund demnächst von den
Direktoren auszuführen ist. (tütr. ß. 9 Abs. 1 und 2.)

.iä ß. 7 uud 8. Der §. 7 entsprichtder mit der Königlichen Staatsregierung getroffenen
Vereinbarung über die Bildung der Muscumskommission; wenn darauf Rücksicht genommen
werden soll, daß zwei der vom Prouinzial-Nerwaltungsrathe zu ernennendenKommissionsmitglieder
dem Bezirk des Museums zu Trier angehören, so entsprichtdieses der Billigkeit und dem früheren
Zustande. Zur Vegrüudung der Vorschrift in §. 8, wonach die Kommission jährlich mindestens
zweimal sich zu versammeln hat, wird auf den mehrfach gedachtenOberpräsidial-Erlaß verwiesen.

aä §. 10, 11 und 12. Der ß. 10 bedarf einer weiteren Erläuterung nicht. In
Gemäßheit des ß. 11 ist Seitens des Provinzial-Verwaltnngsraths bereits Bestimmung dahin
getroffen, daß die Kasse des Landarmenhaufes zu Trier für das Museum zu Trier, die Kasse
der Irrrnaustlllt zu Vonu für dasjenige zu Bonn fungiren, und daß der beiden Museen gemeinsame
Fonds zu größeren Ankäufen und Untersuchungen(oti-. ß. 9) der Provinzial-Hülfskasse Hierselbst
unterstellt werden soll. Anlangend die in ß. 12 gedachten näheren Ausführungsbestimmungen,
wozu auch die Klassifizirung der Museumsbeamten, Feststellung der Seitens derselben und der
Kommissionsmitgliederzu liguidirenden Diäten und Reisekosten u, s. w. gehören dürften, fo wird
zweifelsohneeine große Zahl von Bestimmungendieser Art zu erlassensein, welche sich namentlich
durch den Ucbergang der Verwaltung auf eine andere Behörde als erforderlich herausstellen
werden, und welche, weil sie zu fehr die Details der Verwaltung betreffen, oder vorübergehender
Art sind, vielleichtauch, weil gar uicht daran gedacht ivorden ist, oder aus anderen Gründen
in das Reglement selbst nicht aufgenommenwerden konnten.

Der Prut'inzial-Verwaltungsmth.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.
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Anlage.

Vorläufiges Reglement
über

die Leitung und Verwaltung der Provinzial°Musem zu Bonn und Trier.

Nachdem in Folge Vereinbarung zwischender Königlichen Staatsregierung und der
Provinzial-Vertretung gemäß dem im Anhang beigefügten der^
Rheinprovinz vom 23. September 1884 und Reswpt des Ober-Prastdenten der Rhemprovmz
vom 12 Dezember 1884 die Verwaltung der Provinzial-Museen zu Bonn und Trier auf tue
provinzialständischeVerwaltung übergegangenist, wird zur Ordnung der Leitung und Verwaltung
dieser Anstalten auf Grund des §. 10 des Regulativs für die Organisation der Verwaltung des
vrovinzialständischenVermögens und der provinzialständischenAnstalten m er Nhemprov^
27. September 1871 (Gefetz-Sammlung Seite 469) vorläufig folgendes Reglement erlassen.

§. 1.

Die Verwaltung der Provinzial-Museen zu Bonn und Trier erfolgt vom 1. April*) 1885
ab für Rechnung und durch die Organe des Provinzial-Verbandes.

s- 2.

Die unmittelbare Verwaltung jedes der beiden Provinzial-Museen wird durch einen
Direktor geführt welcher vom "ach Anhörung der Museumstomnnsston
ernannt und von der Königlichen Staatsregierung bestätigt wird,
ernannt «nd ^d K g^) ^ ^^ ^ ^^ ^^MstaMs^ Beamten und sind
dem Landes-M ktor bezw. dem Provinzial-Verwaltungsrathe unmittelbar untergeordnet; auf
d^7^m"ie für die provinzialständifchenBeamten bestehenden Reglements und generellen

Vorschrift^ ^ ^ ,^ ^.^ ,^ ,.^ ^, ^ ^, ^ ,«,
m ^<. >. ^ . « ..,. s,.i ^,- Anstellungdurch befondereVereinbarung geregelt.

Verh"lt^ ^ „,^ ^altsbeamten (Kastellau.
Aufseher ^) Letzter w den auf den Vorschlagder Direktoren angestellt Im Uebngen onnuen

H 'AnMung und dienstlichen ^rhallmsfe diefer Beam^ niedere An.talts-
perfonal an den Provinzial-Anstalten geltendenBestimmungenm Anwendung.

§. 3.
,. - «<^s««^^-.die Sorae für die Aufstellung und Verwahrung der

Den Direktoren liegt "' b ^ ^ ^liotheken, sowie die Aufsuchung, Aus-
Museumsgegenständeund der '"t d«sen °" "^^ ^^^ ,^ch «b. Der Geschäftsbereich der
grabung und ^Haltung der Alterthumer m A"^ ^ daß vorbehaltlichbeiden Direktoren fowie der Mufeen wird zu dem Hweul, ^. ' « / " , / ^
eine7etwa"ge,7 Beschlußdes Provinzial-Verwaltungsraths unter Zustinnnungder Königlichen

^^gen Verzögerung der Genehmiguug dieses Reglements durch die Königliche Staatsregierung ist
der Termin nachträglich auf den 1. August uerschoben.

'""F.
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Staatsregierung zu treffeudeu Abänderungdem Direktor des Museums zu Trier der Regierungsbezirk
Trier, dein Direktor des Museunis zu Bonn die übrigen vier Regierungsbezirkeüberwiesen werden.

Dem Provinzial-Verwllltungsrathe bleibt es unbenommen, die Verwaltung beider
Proviuzial-Museen, sowie beide vorher genannten Bezirke nach vorgängiger Zustimmung der
Königlichen Staatsrcgierung einem leitenden Direktor, dessen Wahl selbstverständlich ebenfalls der
Bestätigung der KöniglichenStaatsrcgierung bedarf, zu unterstellen.

§- 4.
Die Direktoren haben ein Inventarium (Verzeichnis;, Katalog) der den jetzigen Bestand

der ihnen unterstellten Museen bildenden Gegenstände, soweit ein solches nicht vorhanden ist,
anzufertigen, zu vervollständigen und bei der Erwerbung neuer Gegenständeregelmäßig fortzu¬
führen, fowie jährlich im Laufe des April einen Geschäftsberichtüber ihre amtliche Thätigkeit
unter Beifügung des Inventars dem Landes-Direktor vorzulegen. Der Letztere hat diefelbenzur
Kenntniß des Provinzial-Verwaltungsraths und der Museums-Kommissionzu bringen und eine
Abschrift der Gefchäftsberichtean den Ober-Präsidenten einzureichen.

8. 5.
Die Direktoren haben auf Ersuchen des Landes-Direktors Gutachten und Berichte über

Gegenstände anzufertigen, welche Alterthümer in der Provinz betreffen, fowie den Entwurf zu
einem Reglement über die Benutzungund den Besuch der ihnen unterstelltenMuseen dem Landes-
Direktor einzureichen, welcher denselbennach Einholung des Gutachtens der Museums-Kommission
dem Provinzilll-Verwaltungsrathe zur Genehmigung vorzulegenhat.

s. 6.
Jedem der Direktoren wird zu laufenden Ausgaben und kleineren Ankäufen eine in den

Etat zu diesem Zwecke besonders einzustellende Summe zur Verfügung gestellt.
Darüber hinaus haben dieselben die Verwendung der etatsmäßigen Mittel nach Maßgabe

der in §. 9 vorgesehenenVerwendungspläne und Beschlüsse der Museumskommissionauszuführen.
Bezüglich folcherAnkäufe und Untersuchungen,zu welchen die Direktoren nicht bereits

durch die in §. 9 vorgesehenen, von der Kommission festzustellendenPläne und Beschlüsse
ermächtigt sind, können dieselben in dringenden Fällen, wo Gefahr im Verzüge ist, über Beträge
bis zu 500 M. in jedem einzelnenFalle vorläufig verfügen. In diesen Fällen haben sie unter
dem Nachweis der Dringlichkeit, die Genehmigung der Museums-Kommissionbei deren nächsten
Versammlung zu erwirken.

Dieselben sind dafür verantwortlich, ohne Genehmigung des Provinzial-Verwaltungsraths
keine Zahlung zu veranlassen, wodurch die etatsmäßigen Fonds des Jahres überschrittenwerden.

Bezüglichder Verwaltung der Museen in baulicher und wirthschaftlicherHinsicht kommen
die für die Direktoren der Provinzialanstalten geltenden Bestimmungen analog zur Anwendung.

8- ?.
Zur Unterstützung der Verwaltung der Museen wird eine Kommission gebildet unter

der Benennung:
„Kommissionfür die RheinischenProvinzial-Museen zu Bonn und Trier".

Dieselbe hat ihren Sitz zu Bonn. Sie besteht aus neun Mitgliedern, von denen die
Königliche Staatsregierung vier, der Provinzial-Verwaltungsrath die übrigen vier Mitglieder
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sowie außerdem den Vorsitzendenernennt. Die Ernennung erfolgt auf sechs Jahre; alle drei
Jahre scheidet die Hälfte der beiderseits eruannten Mitglieder, sowie der auf drei Jahre zu
bestellende Vorsitzende aus; zwei der Ausgeschiedenen werden von der Königlichen Staatsregierung,
die zwei andern, sowie der Vorsitzende werden vom Prouinzial-Nerwaltungsrathe neu bestellt.

Ueber deu Austritt zum ersten Male entscheidetdas Üoos. Bei der vom Provinzial-
Verwaltungsrathe vorzunehmendenErnennung ist darauf Rücksicht zu nehmen, daß wenigstens
zwei der Kommissionsmitgliederdein Bereichedes Museums zu Trier angehören.

§. 8-
Die Kommission führt ihre Geschäftenach einer von dem Provinzial-Verwaltungsrathe

zu genehmigendenGeschäftsordnung. Zur Erledigung der ihr zugewiesenenAufgaben sind in
jedem Etatsjahre mindestenszwei Hauptversammlungen,halbjährig und zwar abwechselnd in Bonn
und Trier abzuhalten. — Die Kommission ist befugt, die Direktoren zn ihren Berathungen,
insoweit als sie dies für erforderlichhält, zuzuziehen.

§. 9.
Die Kommissionhat außer den bereits erwähnten Funktionen die Aufgabe,die Direktoren

auf dem Gebiete der wissenschaftlichenund technische,:Leitung der Museen zu unterstützen,in Gemein¬
schaft mit denselben der Erforschung und Eonservirung der Alterthümer in der Provinz ihre
Aufmerksamkeitzuzuwenden, auf Ersuchen des Provinzial-Verwaltungsraths bezw. des Landes-
Direktors Gutachten abzugeben und bei demselben die erforderlichen Anträge zu sieben. Auch
ist sie berechtigt, an den Provinzial-Verwaltungsrath bezw. den Landes-Direktor selbständig
Anträge zu richten.

Der Kommissionweiden insbesonderedie uom Landes-Direktorauf Grund von Vorschlägen
der Direktoren aufzustellendenEtatentwürfe zur Begutachtung vorgelegt werden. Bei den Etats
ist ein Fonds von 3000—5000 M. zu größeren Ankäufen und Untersuchungenohne Rücksicht
auf das Gebiet, welches sie betreffen, zu rcserviren, während im Uebrigen für jedes der beiden
Museen ein bestimmterFonds zu Ankäufenund Untersuchungenaufzubringen ist.

In der nächstenVersammlung nach der Feststelluugder Etats stellt die Kommission den
Plan für die Verwendung der erstgedachten zu größereu Ankäufen und Untersuchungenreseruirten
Fonds auf Gruud von Vorschlägender Direktoren endgültig fest und beschließt über die von den
Direktoren oder von anderer Seite etwa in Antrag gebrachtenAnkäufeund Untersuchungenaus
den letztgedachten für jedes der beiden Museen bestimmtenFonds; soweit hierdurchdiese letzteren
Fonds nicht erschöpft werden, stellt sie einen Plan auf, nach welchem diefe Fonds Seitens der
Direktoren selbständigzu venveuden sind.

Von den hiernach bewirktenAnkäufen und Untersuchungen,sowie von den Ankäufeu,
welche aus der den Direktoren zur freien Verfügung gestellten Summe gethätigt sind (otr. §. U)
ist der Kommission bei ihrer nächstenVersammlung Kenntniß zn geben nnd ist dieselbe befugt,
über die Zweckmäßigkeit diefer Ankäufe und Untersuchungenihr Urtheil im Protokolleniederzulegen.

Die Kommissionhat ferner die Aufgabe, auf Ersuchendes Landes-Direktors ihr Gut¬
achten über die Pläne zu etwaigen Neubauten und substautielleu baulichenVeränderungen der
Museen abzugeben,sowie ein von den Direktoren zu entwerfendesVerzeichnitzderjenigenDoubletten
zu prüfen und festzustellen, welche nach Ansicht der Kommissionveräußert werdeil können. — Zu
einer jeden wirklichen Veräußerung von Doubletten ist jedoch die Zustimmung des Prouinzial-

12
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Verwaltungsraths und in eiligen Fällen des Landtags-Marschalls durch Vermittelung des Landes-
Direktors einzuholen. I>n Nebrigen ist eine Veräußerung von Museums-Gegenständenunstatthaft.

Die Protokolle der Versammlungender Kommissionsind dem Landes-Direktor alljährlich
einzusenden, welcherdiese Protokolle, sowie mich das Gutachten der Kommission über die Etat¬
entwürfe mit den letzteren der KöniglichenStaatsregierung vorzulegen hat. («fr. Nr. ? in dem
Schreiben des Lcmdes-Direktorsvom 23. September 1884.)

8- 10.
Die obere Leitung und Verwaltung der Provinzinl - Museen steht dem Provinzial-

Verwaltungsrath und seinen Organen zu nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Reglements
und der Geschäfts - Instruktionen vom 17. April 1877 für den Provinzinl - Verwaltungsrath und
den Landes-Direktor, des Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provinzialständischen
Vermögens und der provinzialständischenAnstalten in der Nheinprouinz vom 27. September 1871
und der hierzu ergangenen Nachträge, sowie der sonstigen generellenVorschriften bezüglichder
Verwaltung des provinzialständischenVermögens und der prouinzialständischeuAnstalten, endlich
auch nach Maßgabe der Eingangs erwähnten Vereinbarung mit der KöniglichenStaatsregierung,

8- 11.
Die tassenmähige Verwaltung der Etatsinittel erfolgt durch die vom Provinzial-Ver¬

waltungsrath zu bestimmenden Kassen nach den dieserhalb bei der provinzialständischen Verwaltung
bestehenden Vorschriften. Die Zahlungs-Anweisungen erfolgen durch die betreffendenDirektoren
unter Bezugnahme auf die festgestellten Verweudungspläne, oder den genehmigendenBeschluß der
Kommission,beziehungsweise des Prouinzial-Verwnltnngsraths, wo ein solcher erforderlichist.

§. 12.
Die näheren Ausführuugs - Bestimmuugeuzu diesem Reglement werden vom Promuzial-

Verwaltungürathe erlassen. __________

Laut Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten der Nheinprouinz vom 10. Juli 1885
Nr. 6006 ist vorstehendesReglement Seitens des Herrn Ministers der geistlichen 2e, Angelegen¬
heiten genehmigt worden.

Anhang.
Landes-Direktor der Nheinprovinz,

IV. I.-Nr. 1953. Düsseldorf, den 23. September 1884.

Euere Excellenzbeehre ich mich ganz ergebenst zu benachrichtige!!, daß der Prouinzial-
Verwaltnugsrath in seiner Sitzung vom 17. d. M. sich mit dem Vorschlage in dein gefälligen
Schreiben vom 20. August cr. Nr. 7470, betreffend die Regelung der Musemns - Angelegenheit,
einverstandenerklärt hat.
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Die mit der KöniglichenStaatsregierung zu treffendenVereinbarungen lassen sich auf
Grund der feithcr geführten Verhandlungen zusammenfassen wie folgt:

1, Die Provinzial - Vertretung übernimmt den Van je eines Provinzial - Mnscnms zu
Bonn und Trier auf Kosten der Provinz.

Die Königliche Staatsregierung hat zu diesen Kosten den einmaligen Veitrag von
166 666 M. zu leiste», vorausgesetzt, daß das ursprünglich als Veitrag aus Staatsmitteln in
Aussicht genommene Dritttheil der gesammten Vankostensich nicht etwa auf eine geringere Summe
beläuft. Von der Vorlegung eines suverrevidirten Projektes mit Kostenanschlag wird Seitens der
KöniglichenStaatsregierung ausuahmsweiseAbstand genommen; dagegen muß der Staatsregierung
durch ein ihr zur allgemeinen Prüfung und Begutachtung vorzulegendes Bauprojektdie zweckmäßige
Verwendung des Staatszuschusses nachgewiesenwerden und wird Seitens der Provinz zugleich
die Verpflichtungübernommen, den begonnenenBau ohne Unterbrechungund ohne weitere staat¬
liche Subueutiou auf Grund der bereits disponibel gestellten Mittel durchzuführen.

2. Die Provinzial-Vertretung übernimmt die gesammten Verwaltungs- und Unterhaltungs¬
kosten für die unter 1 genannten Mufeeu in der Voraussetzung, daß und so lange als die
Staatsregierung zu diesen Kosten den bisherigen jährliche» Veitrag von 12 000 M. weiter zahlt.

8. Die Provinz wird alleinige Eigenthümcrin der Provinzial-Museen zn Bonn und
Trier, sowie der Gruudstücke,auf welchen diefelben errichtet werden, mit der Verpflichtung, die
Gebäude ihrem Zwecke dauernd zu erhalten.

4. Die Entscheidungder Frage über das Eigenthum au deu vorhandenen, aus den
gemeinschaftlichen Mitteln des Staats und der Provinz angeschafftenRheinischen Alterthümern
bleibt in 8U8pell»c».

Die in Zukunft aus den Etatsmitteln zu erwerbendenAlterthümer sind ausschließliches
Eigenthum der Provinz.

5. Die Provinzial - Verwaltuug erhält das Recht, mit Zustimmung des Prouinzial-
Verwaltungsraths resp, in eiligen Fällen des Prouinzial-Landtags-Marschalls Doubletten aus der
Kategorie der vorstehendunter 4 bezeichneten Alterthümer gegen andere umzutauschenoder auch
zu verkaufen.

6. Die gesammte Verwaltung der beiden Provinzial-Museen wird eine provinzialständische
mit der Maßgabe, daß die Staatsregierung das Recht hat, von den 9 Mitgliedern der zu
bildenden Museums - Kommission, von denen der Provinzial - Verwaltungsrath 4 Mitglieder und
den Vorsitzendenernennt, ihrerseits gleichfalls 4 Mitglieder zu ernennen, sowie die von dem
Provinzial-Verwaltungsrathe zu ernennenden Direktoren der beide«: Museen zu bestätigen. Die
Ernennung bezw. Wahl der Mitglieder der Muscums-Kommissionerfolgt küuftig auf sechs Jahre
mit der Maßgabe, daß alle drei Jahre die Hälfte der staatsseitig ernannten und der Seitens
des Provinzial-Verwaltuugraths gewählte,: Mitglieder, sowie auch der von dem Provinzial-
Verwaltungsrathe auf die Dauer von drei Jahren zu bestellendeVorsitzende ausscheiden und au
deren Stelle andere Mitglieder und ein neuer VorsitzenderSeitens der dazu berechtigten Seite
gewählt bezw. ernannt werden.

Es ist zulässig, die Ausscheidendenwieder zu wählen bezw. zu ernennen. Welche der
bei der baldmöglichstvorzunehmendenNeubilduug der Museums-KommissionSeitens des Staats
und der Proviuz zu Mitgliedern zu bestellendenPersonen nach Ablauf der ersten drei Jahre
ausscheiden sollen, wird durch das Loos bestimmt.

12"
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Der Prouinzinl-Verwaltungsrath ertheilt der Staatsregierung die Zusage, auf etwaigen
Wunsch derselben für die erste dreijährige Periode den seitherigen stellvertretendenVorsitzenden,
Geheimen Regierungsrath Dr. Bücheler, zum Vorsitzendenzu bestellen.

?. Die Provinzial-Verwaltung übernimmt die Verpflichtung, der Staatsregierung von
der bestimmungsmäßigen Verwendung der Staatszuschüsse durch Mittheilung der Etats und
Rechnungen Kenntniß zu geben. Die vom Provinzial-Verwaltungsmthe vorläufig festgestellten
Etats der Museen sind der Königlichen Staatsregierung, ehe deren definitive Feststellungdurch
den Provinzial - Landtag erfolgt, zur Prüfung und Aeußerung etwaiger Bedenken vorzulegeu.
Der Prouinzial-Verband ist verpflichtet, seinerseits eine dem Staatszuschusse mindestens gleich
kommende Summe in die Etats einzustellen.

Indem ich mich beehre, Enere Excellenz ganz crgebenst zu ersuchen, die vorstehenden
Abmachungen den Herren Ressortministern zur Bestätigung unterbreiten und die ergehendeEnt¬
scheidung mir gefälligst mittheilen zu wollen, gestatte ich mir noch ebenmäßig zu bemerken, daß
das Projekt für das Trier'er Museum zur Zeit noch in der Ausarbeitung begriffen ist, dasselbe
aber Euerer Excellenz voraussichtlichAnfangs nächstenJahres behufs Weiterbeförderung an die
KöniglicheStaatsregierung wird vorgelegt werden können.

Was indessen das Vonn'er Projekt anbetrifft, so wird diesseits beabsichtigt, die
Projektirung dieses Museums erst nach Beginn der Bauarbeiten in Trier in Angriff zu nehmen. :c.

Der Landes-Direktor der Rheinprovinz:
gez.: Klein.

An
den KöniglichenOber-Präsidenten der Rheinprovinz,

Wirklichen Geheimen Rath, Herrn Dr. von Bardeleben,
Excellenz in Coblenz.

Auszug.
Oberpräsidium der Rheinprovinz. Coblenz, den 12. Dezember 1884.

I.-Rr. 11208.

Nachdem ich Euerer Hochwohlgeborengefälliges Schreiben vom 23. September cr.
(IV. 1953), betreffend die Provinzial-Muscen zu Bonn und Trier, dem Herrn Minister der
geistlichen, :c, Angelegenheitenvorgelegt habe, bin ich von dem genannten Herrn Minister durch
Rescript vom 28. v. M. (II. IV. 3353) ermächtigt worden, das Einverständniß der Königlichen
Staatsregierung mit dem Inhalte des gedachtenSchreibens zu erklären, jedoch unter dem Vor¬
behalte, daß, wie dies bereits in meineinSchreiben vom 20. August cr. (Nr. 7470) zum Ausdrucke
gekommenist, die Vorlegung eines für die Staatsregierung einwandsfreien Etatsentwurfes die
Bedingung für die Weiterbewilligung des Bedürfnihzuschussesnach Ablauf der jeweiligen Etats-
pcriode bleibt, nur unter dieser Bedingung hat auf die staatsseitige Vollziehungdes Etats der
Museeu verzichtet werden können.

Indem ich Euer Hochwohlgeborenhiervon in Kenntniß setze, und zugleich ausdrücklich
darauf hinweise, daß für die Gewährung des Staatszuschusses zu deu Bauten die Zustimmung
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der Landesvertretung vorbehalten bleiben muh, bemerke ich ergebenst, daß nach der Ansicht des
Herrn Ministers die Neubildung der Kommission sowie die Umbildung der ganzen Verwaltung
am zweckmäßigsten mit den: neuen Etatsjahre in's Leben treten wird.

Euer Hochwohlgeborengefälligen Vorschlägen in dieser Beziehung sehe ich ergebenst
entgegen. :c.

Der Oberpräsident der Nheinprooinz.
gez.: von Vardeleben.

An
den Landes-Direktor der Nhcinvrouinz,

Herrn Klein,
Hochwohlgeboren

zn Düsseldorf.

Nr . l<>.

Düsseldorf, den ?. Juli 1885.

Referat,
betreffend

die Versicherungvon Kirchen und Denkmälern, zu deren Ausbau und Wiederherstellung
Mittel aus Promnzialfonds gewährt werden, bei der Provinzial'Feuer>Societüt.

Unter dem 17. Dezember1883, also kurz nach Schluß des letzten ordentlichen Provinzial-
Landtags, richtete der Direktor der Provinzial-Feuer-Societät an den Landes-Direktor nach¬
folgendes Schreiben:

„Durch Beschlußdes jüngsten Landtages sind der Kirche zu Gerresheim, der
Münsterkirchezu Bonn, der Kirche zu Waldfeucht, der Kirche St. Gereon zu Köln,
der Kirche zu Andcrnach und der Schwanenkirchezu Forst erhebliche Beihülfen aus
dem Ständefonds bewilligt worden. Es wird berechtigt erscheinen,wenn ich darauf
ergebenst aufmerksam mache, daß von den vorbezeichneten Kirchennur diejenigezu
Andernach bei der Provinzial-Societät gegen Brand- und Vlitzfchadenversichertist,
und daß es kein unbilliges Verlangen ist, wenn auch die übrigen durch die Mittel
der Provinz herzustellendenKirchen die Versicherung bei dem Provinzial-Institute
zu nehmen veranlaßt würden.

Euerer Hochwohlgeboren stelle ich deshalb ergebenstanheim, hierauf, soweit dies
thunlich erscheint,gefälligsthinwirkenzu wollen."

In der Sitzung vom 4./7. November 1884 beschäftigte sich der Provinzial-Verwaltungs-
rath aus Anlaß dieses Schreibens mit der in demselben angeregten Frage. Dabei traten
insbesonderefolgende Momente in den Vordergruud der Erwägung:
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1. die Prouiuzial-Feuer-Societät ist kein privates, auf Gewinn gerichtetes, sondern ein
öffentliches, gemeinnütziges Unternehmen, welches auch solche Versicherungen anzunehmen
hat, welche von Privatgesellschaftenzurückgewiesen werden;

2. wenngleichsich die Provinzial-Fcuer-Societät auch nicht wie die übrigen Provinzial-
Anstalten, als ein solches Prouinzial-Institut darstellt, welches für Rechnung des
Provinzial-Verbandes verwaltet wird und dessen Gewinn und Verlust den letzteren
direkt berührt, so ist doch die Verwaltung eine provinzialständische;sie wird von
proviuzialständischenOrganen geführt, der Provinzial-Vcrwaltungsrath hat die obere
Leitung und Verwaltung, dem Prouinzial-Landtag liegt die Wahl des Direktors,
Feststellungdes Etats, Decharge der Rechnungen:c, ob, woraus für die Prouinzial-
Vertrctung auch die Verpflichtung resultirt, die Förderung des Unternehmens nach
allen Seiten hin sich angelegen sein zu lasse»;

3. der Provinzial-Verband hat die ihm zugehörenden Gebäude, Ständehaus, Irren¬
anstalten, Taubstummenschulen,Korrigenden-und Landarmenanstalten:c. sämmtlich,
und zwar zu einem Betrage von mehreren Millionen bei der Prouinzial-Feucr-Societät
versichert,hat also auch ein direktes, unmittelbares Interesse daran, dah das Unter¬
nehmen leistungsfähig bleibe und demselben möglichst viele günstige Risiken zugeführt
werden. Dabei wurde noch hervorgehoben, daß die Provinzial-Hülfskasse bei
Gewährung von hypothekarischen Darlehen auf Gebäude, deren Versicherungbei der
Prouinzial-Feuer-Societät in sehr vielen Fällen bereits verlangt hat, auch nach dem
Statute das Kuratorium zu einem solchen Verlangen befugt ist, es also in dieser
Beziehungeiner besonderen Beschlußfassung des Provinzial-Landtages nicht mehr bedarf.

Unter diesen Umständen beschloß der Provinzial-Verwaltuugsrath, wie hiermit geschieht,
bei dein Provinzial-Landtage den Antrag zu stellen:

„Hoher Landtag wolle beschließen, daß bei Bewilligung von Geldmitteln aus
Prouinzialfonds zum Ausbau und zur Wiederherstellungvon Kirchen und Denkmälern
die Bedingung zu stellen sei, daß dieselben sobald als möglich bei der Rheinischen
Provinzial-Feuer-Societät versichertwerden."

Der Provinzial'Verwnltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Laudtags-Marschall.
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Nr. ll.

Düsseldorf, den 10. Oktober 1885.

Reserat,
betreffend

die Einrichtung einer Ackerbauschule auf dem Gute Desdorf und die Verwendung des
Ueberschusses der Pachtintraden.

Wie bereits im Verwaltungs - Berichte für das Etatsjahr 1884/85 mitgetheilt, ist der
Prozeß des Banquiers Max Levenstein gegen die Rheinvrouinz, als Legatarm des Rittergutes
Desdorf, auf Zahlung einer Summe von 45 000 M. endgültigzu Gunsten der Provinz entschieden.
Daher wird nunmehr der Errichtung einer Ackerbauschule auf diesem Gute in Gemäßheit der
testamentarischenBestimmungen der Erblasserin Frau I)r. Dauey näher zu treten sein. Der
bezügliche Passus in dem Testamente vom 3. Februar I8?i lautet:

s, 3.
„Falls mein Mann mein Erbe wird, so bestimme ich, daß 1. das mir gehörige Gut
Desdorf bei Vergheim mit allen Zubehüruugen dein Provinzialverbcmdeder Rhein-
provinz legirt fein foll und zwar zu dem Zwecke, daß derselbe daselbst eine Ackerbau¬
schule zur Aufnahme uud Erziehung armer Waisenkinderaus der Nheinprovinzerrichte.

Die Auslieferung des Gutes kann aber erst nach dem Ableben meines Mannes
gefordert werden. Die Anstalt soll den Namen „Marien-Anstalt" führen uud meiu
Manu gehaltcu fein, jeder Zeit auf Verlangen des Prouinzialuerbandes das Gut
auf deu Rainen der Marien-Anstalt überschreiben zu lasseil, jedoch unbeschadet seiner
Verwaltungs- und Nutzungsrechtewährend seines Lebens."

Bezüglich der Ausführung diefer Testamentsklausel fallen zwei Erwägungen besonders
ins Gewicht, zunächst daß die Provinz bis jetzt nicht nur keinen Vortheil aus den Erträgnissen
des Gutes gezogen, sondern zu dringend erforderlichen Neu- und Revamturbauteu erhebliche
Summen eingefchoffen hat. Der XXVII. Prouinzial - Landtag bewilligte zn diesem Zweckein
seiner Sitzung vom 23. November 1881 aus dem Zinsgewinne der Provinzial - Hülfskafse eine
Summe von 41 300 M Außer dieser Summe wurde auch noch der anfkommendePachtzins
von jährlich 4500 M. resp. 5100 M. theilweise zur Verbesserungder Baulichkeiten verwandt,
oder zu Prozeß-, Vermessungs- und sonstigen kosten ausgegeben, so daß zur Zeit des Final¬
abschlusses pro 1884/85 aus den angesammeltenPachtgeldern ein Bestand von nur 13 038 M.
93 Pf. verblieb, worin die Pacht für das laufende Jahr 1885 allerdings nicht einbegriffenist.

Sodann ist nicht zu verkennen, daß, nachdem durch die erheblichenBeihülfen des
Provinzialverbandes in allen Theilen der Provinz laudwirthfchaftlicheWinterfchulenins Leben
gerufen sind, mich noch eine Reihe anderer Ackerbauschulcu zum Theil unter Subvention der
Provinz zu hoher Blüthe gelaugt ist, von einem Bedürfnissezur Errichtung einer solchen Schule
zu Desdorf nicht wohl die Rede sein kann. Von der andereil Seite erfordert es die Loyalität
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gegen die Erblasserin, und ist die prouinzialstäudischeVerwaltung durch die unter vorbehaltloser
Annahme des Legates erwachsene rechtliche Verbindlichkeitgehalten, eine Ackerbauschule auf dem
gedachtenNittergute zu begründen und in der Erfüllung dieser Verbindlichkeitkeine ungerecht¬
fertigte Verzögerung eintreten zu lassen.

Bei dieser Sachlage erscheint es zweckmäßig,die Schule in einer solchen Weise zu
gestalten, daß dadurch einerseits der Vorschrift des Testaments genügt wird, andererseits der
Provinz keine dauernde Belastung entsteht, vielmehr die Intraden des Gutes ausreichen, die
Kosten der Schule zu decken. Dieses läßt sich dadurch bewerkstellige,:,daß zunächst mit den,
landwirthschaftlichenVerein, oder mit dem Kreise Vergheim zu dem Zwecke i» Verbindung
getreten wird, um in dein kaum eine halbe Stunde von Desdorf entfernten Orte Bergheim oder
Elsdorf eine Winter- oder sonstige landwirthschaftlicheSchule, eventuell mit einer mäßigen Beihülfe
der Provinz, ins Leben zu rufen. Wenn dieses gelungen ist, kann von dem Artikel 14 des mit
dem Gutspäter Paar bestehenden Nachvertrages Gebrauch gemachtwerden, welcherlautet:

Artikel 14.
„Pächter hat die zur Erlernung der Landwirthschaft von der vrouinzialstandischen
Verwaltung überwieseneu Waisenknaben in seinem landwirthschaftlichenBetriebe zu
beschäftigen, sie zu beaufsichtigenund ihnen die zu dem Fortbildungs - Unterrichte
erforderlicheZeit frei zu geben. Er hat diesen Knaben Kost und Logis incl, Wäsche
zu geben und empfängt hierfür für jeden Knaben eine Vergütung von Dreihundert
Reichsmarkjährlich. Die Kosten für Beschaffung der Kleidungsstückeiucl. Leinwand
sowie die etwaigen Kosten für Arzt und Arznei werden vom Pächter besonders
liquidirt und demselbenvergütet."

Die Zahl der zu überweisendenKnaben, die vorläufig mit sehr wenigen beginnen kann,
würde so zu bemessensein, daß neue Baulichkeiten von erheblichen: Umfange nicht erforderlich
werden, und die Pachtintraden ausreichen,die Kosten des Unterhaltes incl. der etwa zu zahlenden
Beihülfe an den landwirthschaftlichenVerein oder an den Kreis Bergheim zu decken. Diefe
Knaben würden dann auf dein Gute zur praktischen Erlernung des Ackerbaues angehalten werden,
und zu ihrer theoretischen Ausbilduug die in Vergheim oder Elsdorf zu errichtende Schule befuchen
können. Praktische und theoretischeAusbildung würden hiernach in einfachster und billigster
Weise vereint sein. Das zu erstrebende Ziel wäre darauf zu befchränken,tüchtige Ober- resp.
Meisterknechte,oder Verwalter kleinerer Güter heranzubilden. Nach Ablauf der Pachtzeit, die
am 1. November 1889 beendet ist, würde die Möglichkeitgeboten sein, etwaige Modifikationen
des Pachtvertrages oder anderweitige Maßregeln, welche sich inzwischen durch das Bestehen der
Ackerbauschule auf dem Gute als zweckmäßig herausgestellthaben möchten,herbeizuführen.

Wollte man auf dem Gute selbst eine vollständig organisirte, sowohl theoretischewie
praktische Ackerbauschule einrichten, so würden hierdurch, abgesehenvon den einmaligen Ausgaben
zu Bauten, Mobilien, Schulutensilien :c., fo erhebliche dauernde Kosten entstehen,daß dieselben
mit dem Maße des auf diesem Gebiete noch zu befriedigendenBedürfnisses ebenso wenig, wie
mit den Erträgnissen des Gutes in Einklang stehen dürften.

Auch hat es den Intentionen der Erblasserin gewiß fern gelegen, die Provinz in
Erfüllung der ihr im Testament auferlegten Verpflichtung zu Leistungen zu veranlassen, welche
die Einkünfte des Gutes erheblich übersteigen.

Anlangend die bereits angesammelten und die bis zur Begründung der Schnle nach
Abzug etwaiger Auslagen noch auflaufenden Pachtgelder, fo erscheint es in Berücksichtigung der
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Eingangs enthaltenen Ausführungen naturgemäß, daß dieselben vorerst und bis zur Eröffnungder
Schule zur theilweisenDeckung der vom Ständefonds bestrittenenUmbaukosten verwendetwerden.

Hiernach beehrt sich der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag zu stellen:
Der Provinzial-Landtag wolle
1. sich mit der Einrichtung einer Ackerbauschuleauf dem Gute Desdorf in Oemäßheit

der vorstehenden Darlegungeneinverstanden erklären und den Provinzial-Verwaltnngs-
rath ermächtigen,die hierauf bezüglichen Verhandlungeneinzuleiten;

2. beschließen, die angesammelten Pachtbeträge uud den fernerhin sich ergebenden
Ueberschuß des Gutes Desdorf bis auf Weiteres zur Deckung der aus dem
Ständefonds bestrittenen Neu- und Umbaukostenim Betrage von 41300 M,
zu verwenden.

Der Proomzial-Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

Nr. 12.

Düsseldorf, den ?. November 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

den Normal-BesoIdungs°Etat für die oberen Beamten der Centmlstelle, die Direktoren
der Provinzial-Irrenanstaltenund den Direktor der

Der 29. Provinzial-Landtag hat bei Genehmigung des Normal-Etats für die Besoldung
der provinzialständischenBeamten der Rheinprovinz die Entscheidungbezüglich des Aufrückens im
Gehalte nach dem Dienstalter für die Landesräthe, Landes-Bauräthe, den Direktor der Provinzial-
Hülfskasfeund dessen Stellvertreter, ferner für die Direktoren der Provinzial-Irrenanstalten und
den Direktor der Provinzial-Hebammen-Lehranstaltdem nächsten Landtage vorbehalten.

In Folge dieses Beschlusses hat der Provinzial-Verwaltungsrath sich nochmals eingehend
"nt der Frage befaßt, ob ein regelmäßiges Aufrücken der vorgenannten Beamten im Gehalte
nach bestimmten Zeitperioden angezeigt erscheineoder nicht. Der Provinzial-Verwaltungsrath
glaubt indessen nach der sorgfältigstenErwägung der Angelegenheitnur bei seiner früher ausqe-
Mochenen Ansicht beharren und ein Aufrücken nach einer bestimmten im Voraus feststehenden
Tabelle weder im Interesse der Verwaltung, uoch der Beamten selbst erachtenzu können.

Für diese Ansicht war vor Allem bestimmend,daß die in Rede stehenden Beamten für
emen bestimmtenDienstkreis auf Zeit gewählt und hierbei ihre Besoldung durch den Etat nach
Umfang und Wichtigkeit des Amtes normirt worden fei, daß, falls während der Wahlperiode

13
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hervorragendeDienstleistungeneine Erhöhung des Gehalts angezeigt erscheinen ließen, diese weit
besser — wie dieses seither stets geschehen — durch den jedesmaligen Etat, wie im Voraus
normirt werden könne, und daß es endlich mit kaum zu überwindendenSchwierigkeitenverknüpft
sei, im Voraus ein für alle Verhältnissepassendes festes Aufrücken innerhalb eines Minimal- und
Maximalgehllltes für die oberen Beamten zu regeln.

Der Provinzial-Verwllltungsrath beehrt sich demnachden Antrag zu stellen:
„Der hohe Prouinzial-Landtag wolle von der Aufstellungeiner Tabelle für das Auf¬
rücken der Eingangs genannten Beamten im Gehalte absehen."

Der Provinzial'Verwaltungsrath.

- Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtllgs-Marschall.

Nr. 18.
Düsseldorf, den 12. November 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

Errichtung einer Feuerwehr-Unfallkassein der Rheinprovinz.

Der Ausschuß des Verbandes Rheinisch-WestfälischerFeuerwehren zu Bochum hat in
der als Anlage H,. beigefügtenPetition um die Errichtung einer Provinzial-Feuerwehr-Unfallkasse
in der Rheinprovinz nach dem Vorgange in der Provinz Westfalen und unter Beifügung des
dort geltenden Statuts (Anlage L.) gebeten.

Diefelbe Angelegenheit war bereits durch Schreiben Sr. Excellenz des Herrn Ober-
Präsidenten der Rheinvrovinz vom 26. April 1884 angeregt und in Folge dessen die Direktion
der Provinzial-Feuer-Societät um eine gutachtliche Aeußerung diesseits ersucht worden.

Nachdemdie zur Beurtheilung der Sache erforderlichen statistischen Ermittelungen statt¬
gefunden hatten, hat die Direktion der Provinzial-Feuer-Societät den als Anlage 0. angeschlossenen
Bericht erstattet, in welchem ausgeführt wird, daß mit Rücksicht auf die durch Regulativ vom
8. Juli 1882 in's Leben gerufene Unterstützungskasseder Provinzial-Feuer-Societät zur Zeit
keine Veranlassungvorliege, eine neue allgemeineProvinzial - Unterstützungskasse zu gründen, oder
die bestehende Kasse zu erweitern.

Der Provinzial-Verwllltungsrath glaubt, diese« Ausführungen des Berichtes der Direktion
der Provinzial-Feuer-Societät nur beitreten zu können, und beehrt sich deshalb den Antrag
zu stellen:
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,Der hohe Provinzial - Landtag wolle den Antrag auf Errichtung einer Provinzial-
Unterstützungskassefür die beim FeuerlöschdiensteverunglücktenFeuerwehrleute und
deren Hinterbliebeneablehnen und dadurch die Petition des Ausschusses des Verbandes
Rheinisch-Westfälischer Feuerwehren vom 9. April 1885 gleichzeitig für erledigterklären."

Der Provinzial.Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschllll.

Anlage ^.

Bochum, den 9. April 1885.
An

den hohen Provinzial-Landtag der Rheinvrovinz,
zu Handen Sr. Durchlauchtdes Fürsten zu Wied,

Neuwieb.

Einem hohen Provinzial - Landtage gestatten wir uns, unter Bezugnahme auf das
anliegend gehorsamst überreichte Statut der WestfälifchenFeuerwehr - Unfallkasse, welches die
AllerhöchsteGenehmigung erhalten hat, die ganz ergebene Bitte auszusprechen,für die Feuerwehren
der Rheinprovinz eine gleiche Kasse in's Leben zu rufen.

Das Feuerlöschwesen, welches sich auch in der Rheinprovinz von Jahr zu Jahr einer
immer größeren Entwickelungerfreut, würde hierdurchwesentlich gefördert und das Interesse für
die gute Sache dauernd gehoben werden.

In der Provinz Westfalen haben bereits eine namhafte Zahl, fowohl der Stadt- wie
Landgemeinden,ihren Veitritt zu der Unfallkasse erklärt und leben wir der festen Ueberzeugung,
daß eine gleiche Einrichtung auch in der Rheinvrovinz auf's Freudigste begrüßt und der Beitritt
der bezüglichen Gemeinden nicht zweifelhaftsein wird.

Mit vorzüglicherHochachtung!

Der Ausschußdes Verbandes Rheinisch-Westfälifcher Feuerwehr«!.
(Folgen die Unterschriften.)

Anlage L.

Auf den Bericht vvm 19. September d. I. will Ich der „Westfälischen
Feuerwehr-Unfallkasse"in Münster auf Grund des zurückfolgendenStatuts vom
19. August 1884 hierdurchdie Rechte einer juristischen Person verleihen.

Baden-Baden, den 1. Oktober 1884.
gez.: Wilhelm,

ggez.: von Puttlamer. Dr. Friedberg.

An die Minister des Innern und der Justiz.
----------------- lg»
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Statut

der Westfälischen Feuerwehr-Unfallkasse.

Zweck der Kasse.

§. 1.
Seitens der provinzialständischenVerwaltung der Provinz Westfalen wird für den

Bezirk der Provinz eine Feuerwehr-Unfallkasseerrichtet, zu dem Zwecke, beim Feuerlöschdienste
verunglückte» Personen und deren Hinterbliebenennach Maßgabe der Bestimmungendieses Statuts
Entschädigung zu gewähren. Die Kasse führt den Namen „WestfälischeFeuerwehr-Unfallkasse"
und hat ihren Sitz in der Stadt Münster.

Mittel der Kasse.

§.2.
Als Stammkapital werden der Kasse aus Provinzialfonds 15 000 M. und von der

Prouinzial-Feuer-Societät 15 000 M., zusammen 30 000 M., überwiesen. Die Zinsen dieses
Kapitals und die nach §.14 zu leistendenBeiträge bilden die ordentlichenIahreseinnahmen der
Kasse. Reichendieselbenzur Bestreitung der Ausgaben nicht aus, so ist der fehlende Betrag dem
Stammkapitale zu entnehmen; ergeben sich Ueberschüsse der Einnahmen, so sind solche dem
Stammkapitale zuzuschreiben.

8. 3.
Sollten in Folge außergewöhnlicherUnglücksfälledie Mittel der Kasse zur Leistung der

statntmähigenEntschädigungennicht ausreichen, fo wird die Provinzial-Feuer-Societät die fehlenden
Beträge uuverzinslich der Kasse vorschießen; letztere hat solche Vorschüsse alsdann aus den
nächsten bereiten Mitteln zu erstatten.

Mitglieder der Kasse.

Jede Gemeinde der Provinz, welche den Feuerwehren ihres Bezirks die nach diesem
Statute zu gewährenden Entschädigungen sichern und sich dagegen zur Zahlung der statuten¬
mäßigen Beiträge verpflichtenwill, ist der Kasse beizutreten berechtigt. — Als Feuerwehren können
in der Regel nur solche freiwillige, Pflicht- oder Berufswehren gelten, welche ein geschlossenes,
durch Statut organisirtes uud durch Uniform oder bestimmteAbzeichen erkennbaresKorps bilden,
das sich zur Hülfeleistuugbei Bränden verpflichtet hat, mit den nöthigen Gerathen dazu ausgerüstet
ist und zu seiner Ausbildung regelmäßige Uebungen vornimmt.

8- 5.
Ob und unter welchen Bedingungen Wehren, die diesen Anforderungen nicht vollständig

entsprechen,an der Kasse betheiligt werden, oder Wehren ohne Vermittelung der Gemeinden
selbständigder Kasse beitreten tonnen, entscheidet der Beirath.
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Entschädigungen, welche die Kasse gewährt.

§. 6.
Wenn Feuerwehrmänner im Feuerlöschdienste oder bei den dafür angeordnetenUebungen

sich Verletzungenoder Erkrankungenzuziehen und dadurch nachweislich ihre Erwerbsfähigkeitoder
das Leben verlieren, so erhalten dieselben bezw. ihre Hinterbliebenen aus der Kasse folgende
Entschädigungen:

«.. bei zeitweiser Erwerbsunfähigkeit, wenn dieselbe länger als eine Woche
(? Tage) andauert, vom Beginne der zweiten Woche an ein Krankengeld bis zu
3 M. täglich für einen Verheirateten, und bis zu 2 M. täglich für einen Unver¬
heirateten. Dauert die Erwerbsunfähigkeit länger als 16 Wochen, fo wird für die
fernere Zeit der Erwerbsunfähigkeitdie unter d. bestimmte Rente gezahlt;

l). bei dauernder Erwerbsunfähigkeit eine lebenslängliche Rente, welche, wenn
die Erwerbsunfähigkeit eine vollständige ist, bis zu 60 M. monatlich, wenn die
Erwerbsunfähigkeit nur eine theilweife ist, bis zu 40 M. monatlich beträgt. An
Stelle der Rente kann auch eine einmalige Abfindung vereinbart werden;

«, im Todesfälle eine Rente bis zu 25 M. monatlich an die Wittwe des Verunglückten,
so lange sie im Wittwenstande bleibt; ferner für jedes hinterlasseneKind, so lange
es das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, eine Unterstützung bis zu 8 M.
monatlich. An Stelle dieser fortlaufendenBeträge kann auch eine einmaligeAbfindung
vereinbart werden. War der Verunglückteunverheirathet, aber der einzige Ernährer
hülfsbedürftiger Eltern oder Geschwister unter 15 Jahren, so kann diesen die gleiche
Unterstützungwie für Wittwe und Kinder bewilligt werden;

ä. die durch den Unfall veranlaßten Kurkosten, fowie im Todesfall die Kosten der
Beerdigung werden nach Maßgabe der Verhältnisse ebenfalls von der Kasse ganz
oder theilweiseübernommen.

s- ?-
Die Höhe der zu leistenden Entschädigung ist nach den Erwerbs-, Vermögens- und

Familienverhältnissendes Verunglücktenbezw. seiner Hinterbliebenen,sowie unter Berücksichtigung
- ber aus anderenKassen denselben etwa zufließenden Entschädigungen oder Unterstützungen zu bemessen.

In besonderenFällen können, wenn der Zustand der Kasse es gestattet, ausnahmsweise
auch höhere Sätze, als vorstehendfestgesetzt, gewährt werden.

§. 8.
Treten in den Verhältnissen,nach denen die Entschädigungenbemessenwerden, wesentliche

Veränderungen ein, so können die bewilligtenBeträge den neuen Verhältnissenentsprechend erhöht
über ermäßigt werden.

§.9.
Ueber die Bewilligung von täglichenKrankengeldernbis zu dem im H. 6 a. bestimmten

Hochstbetrage, sowie über Ersatz von Beerdigungs- und Kurkosten bis zum Betrage von je 50 M.
entscheidet die Feuer-Societäts-Direktion, über alle anderen Bewilligungen der Beirath.

§. 10.
Die nach vorstehenden Bestimmungen zu zahlenden Enschädigungenwerden nur den

Mitgliedern der bei der Kasse betheiligtcnWehren gewährt; ausnahmsweise können sie jedoch
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auch solchen Personen bewilligt weiden, welche diese Wehren bei einem Brande thätig unterstützt
und dabei einen Unfall erlitten haben. Alle dergleichen Bewilligungen erfolgen durch den Beirath.

Fortfall der Entschädigung.

§. 11.
Der Anspruchauf Entschädigungfällt fort:
«,. wenn der Unfall in Folge Anwendung verbotener Geräthe oder Uebungsarten, durch

Nichtbeachtungallgemeiner Vorfchriften oder besonderer Befehle und Warnungen,
durch Trunkenheit, grobe Fahrlässigkeitoder offenbare Tollkühnheit herbeigeführt ist;

d. wenn der Verletzte feine Genesung durch Fahrlässigkeit oder Nichtbefolgung der
ärztlichen Vorschriftenverhindert, oder durch unwahre Angaben über die Veranlassung
und Art seiner Verletzungoder Erkrankung die Kasse zu hintergehen versucht.

§. 12.
War der Verunglückte schon vor dem Unfälle leidend oder gebrechlich und ist durch

diesen Umstand der Unfall veranlaßt bezw. mit herbeigeführtoder in feinen Folgen verschlimmert
worden, so kann die sonst zuständigeEntschädigungje nach den Umständen entsprechendermäßigt
oder auch ganz versagt werden.

§. 13.
Die Entscheidungin allen durch die tz§. 11 und 12 vorgesehenen Fällen erfolgt durch

den Beirath.
Beiträge zur Kasse.

8- 14.
Die der Kasse bcigetretenenGemeinden bezw. Wehren haben an Beiträgen für jedes

aktive Mitglied der Wehren 60 Pf. jährlich im Voraus zu entrichten.
Der Veirath ist ermächtigt, sür solche Wehren, bei denen nach ihrer Zusammensetzung

und den örtlichenVerhältnissendie Gefahr eines Unfalles für eine außergewöhnlichgeringe zu
erachten,den Beitrag bis auf 40 Pf. zu ermäßigen.

Von den hiernach zut Vereinnahmung kommenden Beträgen zahlt die Provinzial-Feuer-
Societät die Hälfte derfelbcn als jährlichen Zuschuß.

8- 15.
Von den der Kasse uach dem ersten Jahre ihres Bestehens beitretenden Gemeinden oder

Wehren kann außer den Jahresbeiträgen noch ein Eintrittsgeld, welches nach der Höhe der zur
Zeit des Eintritts bereits angesammeltenFonds der Kasse zu bemessenund durch den Beirat!)
mit Genehmigung des Provinzial-Verwaltungs-Ausschussesfestzusetzenist, erhobenwerden.

8- 16-
Wenn aus der Verwaltung der Kasse sich Ueberschüsse ergeben uud das Stammkapital

durch dieselben bis zum Netrage von 50 000 M. angewachsenist, so kann eine angemessene
Ermäßigung der Jahresbeiträge oder Erhöhung der Entschädigungsbeträge,andererseits aber auch,
wenn die Jahresbeiträge sich als unzureichenderweisenund das Stammkapital durch die demselben
entnommenenZuschüssebis auf den Betrag von 20 000 M. verringert ist, eine angemessene
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Erhöhung der Beiträge oder Herabsetzung der Entschädigungsbeträgeeintreten. Die Bestimmung
hierüber erfolgt durch den Beirat!) mit Genehmigungdee Prouinzial-Verwaltungs-Ausschusses.

Verwaltung und Vertretung der Kasse.

8- 1?.

Die laufende Verwaltung der Kasse wird unter Aufsicht des Prouinzial-Verwaltungs-
Ausschusses und unter Mitwirkung des Beirathes E. 18) nach Maßgabe der von ersterem zu
erlassenden Verwaltungs-Ordnung durch die Direktion der Westfälischen Provmzml-Feuer-Soeietat
unentgeltlichgeführt und die Kasse durch dieselbe uach Außen vertreten.

s- 18.

Der Societäts-Direktion zur Seite steht ein Beirath von vier Mitgliedern nebst vier
Stellvertretern, deren je zwei aus Vertretern der der Kasse angehenden Gemeindenund je zw«
aus Vertretern der betheiligtenFeuerwehren durch den Provinzml-Verwaltungs-Ausschuhledesmal
auf zwei Jahre ernannt werden.

§.19.

Außer den durch diefes Statut dem Beirathe zur Beschlußfassung vorbehaltenen Gegen¬
ständen kann die Societäts-Direktion demselben auch andere ihr geeignet erscheinende Fälle zur
Entscheidungüberweisen.

" §. 20.

Der Beirath wird mittelst schriftlicher, die Tagesordnung enthaltendenEinladung berufen
durch den Direktor der Provinzial-Feuer-Societät, beräth unter dessen Vorsitz und Leitung und
saht feine Beschlüssenach Stimmenmehrheit; der Vorsitzendeist stimmberechtigtund gibt bei
Stimmengleichheitden Ausschlag.- Der Beirath ist beschlußfähig, wenn außer dem Vorsitzenden
drei Mitglieder bezw. Stellvertreter derselbenanwesend smd.

8- 21.

Gegen die Entscheidungender Societäts-Direktion und des Beirathes steht den Bethei¬
ligten die Beschwerde an den Proviuzial-Verwaltungs-Ausschußzu; die darauf ergehende Entscheidung
des letzteren ist in allen Angelegenheitendie endgültige.

8- 22.

Die Societäts-Direktion hat über die geführte Verwaltung alljährlich ordnungsmäßig

Rechnung zu legen. - Diefe geht zuerst zur Kenntnihnahmean den Beirath und demnächst ^
Beifügung der von diefem etwa gemachten Bemerkungenan den Provmzml-Verwaltungs-Ausschuh,
welchem die Revision und Decharge zusteht.

Austritt aus der Kasse.

s- 23.

Mit dem Ablaufe eines jeden Rechnungsjahresist den Mitgliedern der Austritt aus der
Kasse gestattet- derselbe muh aber drei Monate vorher durch schriftlicheKündigung erklärt werden.
In gleicher Weife kann durch einstimmigenBeschlußdes Beirathes jedem Mitgliede der Kasse die
fernere Mitgliedfchaft gekündigtwerden. - AusfcheidendeMitglieder haben auf das vorhandene
Vermögen der Kasse keinerleiAnspruch.
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Aenderungen des Statuts.

8. 24.
Abänderungen des vorstehendenStatuts oder Zusätze zu demselben können durch den

Provinzial-Verwaltungs-Ausschuhin Uebereinstimmungmit dem Beirathe, beim Mangel dieser
Uebereinstimmungaber nur durch den Prouinzial-Landtag beschlossenwerden und bedürfen, soweit
sie den Sitz, den Zweck, die äußere Vertretung und die Auflosung der Kasse betreffen, der Aller¬
höchsten Genehmigung, im übrigen derjenigen des Oberpräsidenten der Provinz Westfalen. Die¬
selben treten mit dem nächstfolgenden Rechnungsjahre in Kraft und sind allen Mitgliedern der
Kasse spätestens 4 Monate vor Beginn desselbenmitzutheilen.

Auflösung der Kasse.

z. 25.
Die Auflösung der Kasse kann nur durch den Prouinzial-Landtag erfolgen. Wird dieselbe

beschlossen, so sind die vorhandenen Mittel der Kasse zunächst zur Deckung der statutmäßig noch
zu leistenden Entschädigungenzu verweuden. Ueber Vertheilung bezw, Verwendung des dann etwa
noch verbleibendenBestandes der Kasse bestimmtder Provinzml-Landtag.

Vorübergehende Bestimmung.

8- 26.
Die Kasse tritt in's Lebeu, sobald die Betheiligung von mindestens 3000 Feuerwehr¬

männern gesichert ist. Der Zeitpunkt des Beginnes ihrer Thätigkeit, sowie das Statut und die
Verwaltungsordnung werden durch die Amtsblätter der Provinz veröffentlicht.

So beschlossenin der heutigen Sitzung des provinzialständischen Vcrwaltungs-Ausschusses.
Münster, den 19. August 1884.

Der Landtllgs-Marschall.
gez.: Freiherr von Bodelschwiugh-Plettenberg.

Direktor der RheinischenProvinzial-
Feuer-Societät. Düsseldorf, den 20. September 1885.

I.-Nr. 18 202/84.

Euerer Hochwohlgeboren beehre ich mich bei Rückgabedes gefälligenRundschreibensvom
25. Oktober v. I. nebst dem demselbenbeigefügt gewesenen Referate des Schlesischen Provinzial-
Ausschusses (Drucksache Rr. 52) Folgendes ergebenst zu berichten:

Durch Neskrivt des Herrn Ober-Präsidenten vom 26. April v. I. ist die Errichtung
einer Unfall-Versicherungskassefür die Mitglieder der Feuerwehren in der Provinz angeregt und
der Prouinzial-Vcrwaltungsrath ersucht worden, bei dem nächsten Provinzial-Landtage die Gründung
einer solchen Kasse in Antrag zu bringen.

Die Aufgabe einer solchen Kasse soll darin bestehen, den Mitgliedern der Feuer¬
wehren, welche im Feuerlöschdienste oder bei den dafür angeordnetenUebungen sich Verletzungen
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oder Erkrankungenzuziehen und dadurch ihre Erwerbsfähigteit oder das Lebe» verlieren, wenn
die Erwerbsunfähigkeit eine zeitweise ist, ein ausreichendesKrankengeld,wenn sie eine dauernde
ist, eine lebenslänglicheRente und wenn ein Feuerwehrmann sein Leben eingebüßt hat, seine»
Angehörigeneine Rente zu gewähre»; auherdem soll die Kasse die durch den Unfall veranlaßte»
Kurkosten und in, Todesfalle die Kosten der Beerdigung übernehmen.

Die Mittel zu dieser Kasse solle» durch Beiträge der Feuerwehre»u»d der Prouinzial-
Feuer-Societät beschafft,die Verwaltuug der Kasse der Direktion der Societät unter Beitritt vo»
Vertretern der Feuerwehre»übertrage» werden. Derartige Kassen bestehen bereits für die Prouinzen
Schlesien»nd Westfalen, beide sind indessenerst im ,^aufe des vorigen Jahres bezw, i» diesem
Jahre in's Leben getreten, so daß Erfahruugcu über ihre Wirksamkeitnoch nicht vorliege». Nach
dem Statut der Schlesischeu Kasse solle» die erforderliche» Mittel alljährlich oo» de» Feuerwehren
und den beiden in Schlesienbesteheude» Societäten — wie es scheint — je zur Hälfte aufgebracht
werden. In Westfalenhat ma» die Kasse mit eine»! Stammkapitale vo» 80 000 M, welches zur
Hälfte von der Societät, zur Hälfte vom Prouinzial-Verbcmde hergegebenworden ist, dotirt und festgesetzt,
daß die Feuerwehreu an jährlichen Beiträgen von jeden, Mitgliede 60 Pf. zu zahlen habe» u»d
daß die Societät ei»c» Jahresbeitrag i» der Hohe der Hälfte der Beiträge der Feuerwehreu leistet.

Die Höhe der zu gewährende» U»terstützu«ge» bezw. Peusionen ist bei zeit¬
weiser Erwerbsunfähigkeitauf 3 M. täglich für eine» Verheiratete» und 2 M. für eine» U»vcr-
heirathete», bei dauer»der Erwerbsuufähigkeit auf eiue Iahrespeusio» vo» 600 M., beim Tode
eines Feuerwehrmannes auf eine der Wittwe mit 300 M. und jede», Kinde unter 15 Jahren
mit 96 M. jährlich zn zahlendePension festgesetzt.

Die Nothwendigkeit,anch in der Nhcinvrovinz Fürsorge für die im Fenerlöfchdieiiste
Beschädigten und Venmglückten z» treffe», steht außer Frage. Die Erkenntniß dieser Noth¬
wendigkeit und die Ueberzeugung,daß grade die Prouinzial-Feuer-Societät berufen fei, hier fördernd
und helfend einzutreten, hat bereits im Jahre 1882 zur «ründnng emer „UMerstützungskasse für
die bei der Lüschhülfeleistung im Interesse der RheinischenProuinzial-Feuer-Societät Beschädigte»
oder Verunglückte»"geführt. Diese U»terstützu»gskasse, für welche a»s Societäts-Fonds jährlich eine
Summe von 4000 M. ohne irgend eine Gegenleistungvon anderer Seite gegeben wird und die am
I . September 1882 in Wirksamkeit getreten ist, unterscheidet sich von der Feuerwehr-Unfall-Versichernngs-
kasse, wie solche der Herr Ober-Präsident angeregt hat, im Wesentlichen in folgendenPunkten:

1. Die bestehende Unterstützungskasse beschränkt ihre Thätigkeit auf folche Unfälle, welche
bei der Lüschhülfeleistungeines bei der Societät versicherten Objektes vor¬
kommen. Mit dieser Beschränkunggewährt sie aber allen bei der Lüschhülfe Schade»
LeidendenUnterstützung,dieselben möge» Mitglieder einer Feuerwehr sei» oder uicht.

2. Die Uutcrstützungskasse gewährt auch bei dauernderErwerbsunfähigkeitUnterstützungen
nur auf längstens 24 Monate und bei Todesfällen den Hinterbliebenennur eine ein¬
malige Unterstützung von 75 refp. 300 M, während die in Aussicht genommene
Feuerwehr-Unfallkassein beiden Fällen lebenslänglicheRenten zahlen soll.

Man war bei der Grüudung der bestehenden Unterstützungskasse sich sehr wohl bewußt,
daß die durch dieselbe gewährte Hülfe nicht alle in der Provinz vorkommendenUnfälle berück¬
sichtige; man hat von derfelbenalle Unfälle ausgeschlossen, die sich bei der Löschung von Objekten,
die nicht bei der Societät versichertsind, ereignen, weil man sich nicht für berechtigthielt, Mittel
der Societät zu ihr gänzlich fremden Zweckenzu verwenden. Andererseits ist aber die Unter-
stützu»g5pflicht »icht auf die. Feuerwehren uud ihre Mitglieder beschränkt worde», weil bei ei»er
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solchen Beschränkungin den weitaus meisten Vrandfällcn nnd bei der weitaus größere», Zahl der
vorkommendenUnfälle jede Unterstützung fortgefallen wäre. Die Feuerwehren ^in der Provinz
mögen noch so zahlreichsein, in den allermeistenOrten des platten Landes bestehen sie nicht und
können auch nach Vage der Verhältnisse in lebensfähigerWeife nicht errichtet werden. Ebenso
war bei dem Mangel aller Erfahrungen über die Zahl und den Umfang der vorkommenden
Unfälle und bei der dadurch bedingten Unmöglichkeit,den zu ausreichendenUnterstützungenerfor¬
derlichenalljährlichenGeldbetrag auch mir annähernd zu veranschlagen,es geboten, auch in den¬
jenigen Fällen, wo vollständigeErwerbsunfähigkeitoder der Tod in Folge des Unfalls eintritt,
nur Unterstützungenauf eine begrenzteZeit bezw. einmalige Untcrstützuugc»zu bewilligen. Die
Gewährung von Renten auf lange Jahre bezw. auf Lebenszeit fetzt unter alle» Uniständen ein
Stammkapital voraus uud zwar iu einer Höhe, daß dessen Zinsen für die Zahlung der bewilligten
Renten ausreichen. Es war bei Gründung der bestehenden Unterstützungskasse uud bei Dotirung
derselbenmit einem jährlichen Beitrage von 4000 M. ausdrücklich ausgesprochenworden, daß,
wenn diese Summe Ueberschüsse gewähre, diese als Reserve-Fonds rentbnr anzulegen und als
solcher bis dahin zu verwalten seien, daß dessen Zinsen die Gewährung lebenslänglicher Renten an die
Beschädigten resp, deren Angehörigen ermögliche. Da Ende 1884 bereits ein rentbar angelegterBestand
von 7200 M. angesammeltwar, so wird die Kasse in nicht allzu ferner Zeit zur Gewährung von
Renten und vielleicht cmch zur Entschädigungaller im Feuerlöschdienste Vefchädigten im Stande sein.

Für die Frage, ob bei dieser Sachlage und — entweder neben dem Fortbestehender
Unterstützungskaffe oder unter Aufhebung derselben— die Gründung einer Feuerwehr-Unfall¬
kasse anzustreben sei, erschien es von Bedeutung, die Zahl der in der Provinz bestehenden
Feuerwehreu und die Zahl der Mitglieder derselbennäher festzustellen. Die auf desfallsigesdies¬
seitiges Ersuchenvon dein Herrn Ober-Präsidenten veranlaßte, durch die Königliche!! Regierungen
aufgestellteNachweise der in der Provinz vorhandenen Berufs-, freiwilligen, Fabrik- uud Turner-
Feuerwehren weist im Ganzen 408 Feuerwehren mit 28 826 Mitgliedern nach.

Bei Prüfuug dieser Rachweise ergab sich indessen, daß vielfach zu den Feuerwehr-
Mitgliedern alle diejenigen Leute gerechnet waren, welche durch die bestehenden Polizei-
vcrordnungen zur Löschhülfeleistung für verpflichteterklärt sind, uud daß man die Gefanimtheit
diefer Leute unter den Begriff einer Feuerwehr gebracht hatte, obschon von Organifation einer
falchen gar keine Rede sein kann. Es ist einleuchtend,daß vorliegend, wo die Feuerwehren als
selbststllndige,zu regelmäßigen Beiträgen verpflichtete Mitglieder eines Verbandes vereinigt
werden sollen, nur solche freiwillige, Pflicht- und Berufswehren in Betracht kommen können,
welche ein geschlossenes, durch Statut organisirtes uud durch Uniform oder
bestimmte Abzeichen erkennbares Korps bilden, das fich zur Hülfeleistuug bei
Bränden verpflichtet hat, mit den nöthigen Gerathen dazu ausg erüstet ist und
zu seiner Ausbildung regelmäßige Uebungen hält. Solchergestaltorganisirte Feuer¬
wehren gibt es aber, wie eine eingehende Prüfung der von deu Regierungenaufgestellten Rachweisc
ergeben hat, in der Nheinvrouinz zur Zeit 292 mit 8507 Mitgliedern.

Man kann mit Sicherheit annehmen, daß nnr ein Theil diefer Wehren einer provinziellen
Unfallkaffebeitreten würde. Die Berufs-Feuerwehrcn in den großen Städten, welche ihre Feuer¬
wehrmänner theilweifezu fchr hohen Summe» bei Uufnll - Versicheruugsaustaltenversicherthaben,
werden voraussichtlichebenfowenig sich der zu bildenden Unfallkasseanschließen, wie dies den
zahlreichen kleinerenWehren, die vielfachkaum die Mittel für die dringendstenBedürfnisse auf¬
zubringen vermögen, zn thun im Stande- fein werden.
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Wenn aber auch alle Wehre» der beabsichtigte» Uilfallkassc beitreten, so würde die aus
den Beiträge» ihrer Mitglieder und eines Beitrags der Proviuzial - Feuer - Societät sich bildende
Jahres-Einnahme iu keine,» Falle genugend erscheine,! tonnen/ um die Gewährung von fort-
laufendeu Reuten bei gänzlicher Invalidität uud in Todesfällen möglich zu machen. Hierzu
würde „»zweifelhaft die Beschaffung eines Stammfonds in solcher Hohe erforderlich fem, daß
durch deuselbendie Rentenzahlung unter allen Umständen nnd für lange Ze,t „cher gestellt wäre.
Daß die Feuerwehren selbst einen solchen Stammfonds zu beschaffen außer Stande ,','d 'st em-
leuchtend Der Provinzial - Feuer - Societät aber außer erheblichen Jahresbeiträge,, auch »och dre
Hergabe'eiues Stannnfonds zuzuweisen, ihr also nahezn allein die Fürsorge für alle m der
Provinz «ortonuuenden Feuerwehr-Unfälleanfzuerlege», das entspracht 10 we.ng der t atst'ch,che»
Gestaltung des Fener - Versicheru„gswese„°in der Provinz, daß e,n folches Vorgehen absolut
unzulässigerscheinen ,nuß. Besäße die Provinzial-Feuer-Soc'etat das a,,sschl,eßl'che Recht er

'Immobilar-Versicherung, s° konnte ,nau ihr auch die ansschlreßlcheFnyorge fnr d« Unfälle der
Feuerwehren auferlegen. Da aber neben der Societät 20-30 Prwat-Verstcheruugs-GeieMMen
thätig sind, so muh es nur billig uud recht erscheinen daß alle d,e,e Gesel,chase» auch ^he,l
nehuien an der nothwendigenFürsorge für die Feuerwehren Ne,cht hrerzn d,e bestehende Gesetz¬
gebung uicht aus, so dürfte die erforderliche Ergänzung derselbender Kon'gl'chenStcmtsregrerung

anheim ^Wllm sem. ^^ ^^ Fener - Societats - Konnnission sich für die Ablehnung der
auf Gründung ewer Provinzial-Feuerwehr-UufallkassegerichtetenProposition anssprechenzn sollen

e ww S^ die Societät durch die im Jahre 1^2 erfolgte ^ü,,duug
der besteheuden Uuterstützuugskasse und durch Gewährung emes ,ahrl,chen Vertrages zu derselben
von 4000 M. in einer ihren Interessen durchaus entsprechenden We,se Fnrforge fnr d,e be, der
Loschhülfe Beschädigtenoder Verunglücktengetroffenhat; sie glaubt daß drefe Kafse vor emer
Feuerwehr-Unfallkafse den großen Vorzug hat, daß die erstere al e be, der Brand ul e vor-
konnuenden Un alle berücksichtigt, während die letztere nur den M'tgl'edern der ,n verhaltnchu.aßrg
wenig Genreindender Provinz bestehenden Feuerwehrenzu gute kommen alle N,cht-Feuerwehr¬
männer aber von jeder Unterstütznngausfchließeu'«ürde sie hegt d,e auf dre
lnng der Unterstützungskasse begründete Erwartuug, daß d,e,elbe ,u mch ferner Ze,t bes°lMt ',
wird, die Unterstützungenangemessen zu erhohen und m gee'gneten Fallen auch wu r»de ,ahr .
reuten zu gewähren; sie spricht sich endlich dahin aus, "ern"
deu Pr viu ialverband kein genügender Anlaß zur Hergabe des fnr e,ne Feuer weh - all
erforderlichenStannnfonds anerkannt werden kaun und von der Gruudung emer lolchen ^y,e
auf der vorgefchlagenenGrundlage daher abzufetzen se,. „..,-,..,;..,.,.

Ich au, '»ich der Auffassuugder Feuer-Societäts-Ko„„„M,ou um «°ll,ta>,d,g ansthl eßen
nnd stelle Euerer Hochwohlgeboreudie weitere Veranlassnngznr Sache h,ernach ergebenftanheu».

Der Direktor der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät.
Gehemier Negierungsrath:

Seul.

An
deu Landcs-Direktor der Rheinprouinz, Herrn Kleni,

Hochwohlgeboren
Hier

14"
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«r. »4. Düsseldorf, den 12. November 1885.

Referat
des Prouiuzial-Verwaltuugsrathes,

betreffend

den Nutrag des Ausschusses des Verbandes der Nhenüsch-NeMlischen Fenerwehren
auf Sutwentioniruug aus Prornnzialmitteln.

Der Ausschuß des Verbände» Rheinisch - WestfälischerFeuerwehren hat unter dein'
30. September cr. in dein als Anlage angeschlossenen Schreiben die Gewährung eines Iahres-
zuschusses bis zu 1500 M. aus Provinzialmittelu zur Forderung des Feuerlöschwesens in den
Provinzen Rheinland und Westfalennachgesucht. Derselbe Antrag ist bereits Gegenstandmehrfacher
Verhandlungenim Provinzial-Verwaltungsrathc und Prouinzial-Landtage gewesen und ist zuletzt vom
29. Prouinzial-Landtage in der Sitzung vom 5. Dezember 1883 einstimmig abgelehnt worden.

Da neue Gründe für die Gewährung des wiederholten Gesuchesnicht vorgebrachtworden
sind, so glaubt der Prouinzial-Verwaltuugsrath unter Bezugnahme auf das der Beschlußfassung
des 29. Prouinzial-Landtages unterbreitete Referat (Verhandlungen S. 76) nur die Ablehnung
des bezüglichen Antrages vorschlagenzu tonnen.

Der ProvinziaI°Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird,

Landtags-Marschall.

Anlage. Bochum, den 30. September 1885.

GehorsamstesGesuch des Ausschusses des Rheinisch-Westfälische»
Feuerwehr-Verbandes,

betreffend

Gewährung eines Zuschnsses aus Provinzialmitteln.

An
den Landes-Direktor der Rheinprovinz, Herrn Klein,

Hochwohlgeboren
Düsseldorf.

Der Verband Rheinisch-Westfälischer Feuerwehren, welcher sich die Hebung uud Forderung
des Feuerlöschwesens zur Aufgabe gemachthat, wird durch einen Ausschußverwaltet, welcher im
Interesse des Feuerlöschwesens,zur Belebung der Propaganda hierfür und znr Unterstützung
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neuaebildeter oder noch zu errichtend« freiwilliger Feuerwehren jährlich an verschiedenen Orten
der'beiden Provinzen seine Sitzungen hält, dabei Uebungen der Feuerwehren veranlaßt und in
theoretischer wie praktischer Veziehnng die Kenntniß des Feuerlosch- und Nettungswesens zu
fördern sucht Die Mitglieder des Ausschusses, deren Zahl satzuugsgemäß 9 betragt, müssen zu
dieseu Sitzungen häufiger weitere Reisen machen; sie unterziehen sich aber gern dieser freiwillig
übernommenen Pflicht. ., ^. «-> , ^ ^.»i > -«-

Um wirksam M allen Theilen unserer Provinzen für die Verbreitung de «nuilligen
Feuerloschwesens eintreten zu können, bedarf der Verband bedentender finanzieller Mittel, welche
bisher von den einzelnen Mitgliedern des Verbandes bestritten werden nuißten

Es ist aber nicht zu verkeimen, daß das Wirken in. Dienste der freiwilligen Feuerwehren
ohnehin fchon mit nicht »»bedeutenden finanziellen Opfern, wie auch mit großen persönlichen
Anstrengnngen und hänsig mit Lebensgefahr verbuuden ist, und dürfen wir wohl annehmen daß
dies eine allgemein anerkannte Thatfache ist. Mit Nückncht aus die Geniem»ntzigte>t der
Thätigkeit der freiwilligen Fenerwehren dürfen wir uns wohl der tzoftnung hmgeben, e>ne hohe
Provinzial-Verwaltnng werde .ms in unserem Bestreben zur Hebuug de° frenmlligeu „uerlosch-
und Nettungswesens durch einen angemessenen Veitrag zu deu Kosten der Verwaltung und der
Propaqauda unterstützen. ^ ., ..^ . >^ ^^ c ,^>s :..^..^

Der Aiisschiiß uuseres Verbandes, dessen Mitglieder möglichst gleichmäßig auf Rheinland
und Westfalen vertheilt sind, Haltes im Interesse der Sache für geboten, auch an ent ernt
gelegenen Orten, wenn es im Interesse des Feuerlöschwesens iegt^eme
z. B. in Malstatt-Bnrbach bei Saarbrücken, in Enven ii. A Die Mitglieder des Ansschnsses
beziehen als Neisekostenbeitrag aus der Verbandskasse für jede SGmg, emerlei ob so che emen
oder mehrere Ta e in Anfprnch ni.unit, 15 M. Die de,i Mitglieder., wirklich entstehen en noth¬
wendigen Kosten sind aber fast immer bedeutend höher und müssen ans eigenen Mitteln gedeckt
werden. Aus SparsamteitsrUcksichten sind wir daher genöthigt, d.e Zahl der Sitzungen und
Uebungen zu beschränken, unsere Thätigkeit würde noch größere Erfolge haben, wenn w.r deren
Zahl vermehren und entferntere Gegenden mehrfach befucheu kounteu.

Wir bedürfen jährlich folgender Mittel: ^^ ^

^ Drucksachen- Druck der Statistik, der Prototolle des Fenerwehrtage-, Cirkulare «. 600 „

Stenographische Aufnahme der Verhanoluugen.......... 200 "
für Portoauslagen............' ««^
Diverse Ausgaben, Zeitungen, Bücher und Buchbinderlohn «........ ^ .
für Schreibhülfe und Büreaukosteu...........^^ ' ^ ^^ ^

Bereits im Jahre 1882 hatte,, wir uns wegen Gewährung eines Zuschusses an den
Herrn ^ Hir or^Rheinprovinz gewendet, wurden aber durch Verf«g.mg vom 20. Otto er
1882 dahin befchiede», daß ein solcher Zuschuß nur au° Mittelu der Provinzial-Feuer-^oc.etat
bewilligt werden könnte. . ._ , l «. . c>>«

Die Proviuzial-Feuer-Societät indessen bewilligt als plche nur ... ganz bestimmten Fallen
Zuschüsse als Zuwendungen für im Feuerlöschdienst Vernnglückte oder für Veschasf.mg von ^euer^
lösch erätheu an Gemeinden, nicht aber für die oben von uns naher dargelegten Zwecke unseres
Verbcmdes. Da sich unser Verband auf zwei Provinzen erstreckt, die ausgewendeten Kosten aber
in. Interesse des Feuerlöschwesens, also zu eiuem unzweifelhaft e„. offentl.ches Interesse m sich
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bergendenZwecke, Verwendung finden, so dürfte Nichts entgegenstehen,uns den Betrag der Hälfte
eines zu beinessenden Gesanimtbetrages zu gewähren, wogegen wir den gleichen Theil von der
Provinz Westfalen erbitten und zweifeln wir nicht, daß letztere Pruuinz uus solchen ebenfalls
gewähren wird.

Wir gestatten uns noch besonders darauf hmzuweifeu,daß in den süddeutschen Staaten
den Fencrwehruerbänden alljährlich in Anerkennung ihrer Gemeinnützigkeitaus Staatsmitteln
bestimmte Zuschüsse zu ihren Bedürfnissengezahlt werden.

Wenn auch die hohe Königliche Stnatsregierung in Preußen fortgesetzt in fürsorglichster
Weise ihr Interesse dem Feuerlöschwesen zuwendet, so dürfte doch die Wirksamkeitder Provinzial-
Fcuerwehrucrbände,welche unablässig für die Ausbreitung des Feuerlöschwesens thätig sind, durch¬
aus dazu geeiguet sein, der Staatsverwaltung ihre Aufgaben wesentlich zu erleichtern.

Wir gestatten uns die ganz gehorsamsteBitte auszusprechcn:
Hochgeneigtest aus Provinzialmittelu uns einen Zuschuß vou 1500 M., eveut. einen
geringeren Betrag, jährlich gewähren zu wollen.

Gehorsamst

Der Ausschußdes Verbandes Rheinisch-WestfälischerFeuerwehren.
(Folgen die Unterschriften.)

?r ^ Düsfeldorf, den 12. November 1885.

Referat
des Prouiuzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

de» Entwurf eines Nachtrages zum Reglement der Rheinischen Prouinzial°Fener»Societät.

Der Direktor der RheinischenProuinzial-Feuer-Soeietät hat mittelst des als Anlage ^.
beigefügtenSchreibens vom 1. Oktober er. verfchiedeueAbänderungen des Societäts-Reglemeuts
behufs Einführung von Versicherungenanf längere Jahre mit Prämien-Ermäßigung bei Voraus¬
zahlung der Prämien als nothwendig bezeichnet.

Der Provinzial-Verwaltungorath hat in seiner Sitznng vom 6./10. Oktober er. die
beantragten Abänderungen geprüft und ist denselbeu mit der Modisikationbeigetreten,daß außer
deu von dem Societäts-Direktor vorgeschlagene,:Aenderungen noch zu l>. 00 des Reglements
folgenderZusatz gemacht wird:

„In den Fällen, in welchen während einer mehrjährigen Versicherungsperiode(ß. 12)
die Versicherung aufgehoben wird oder erlischt, findet eine Rückvergütunguur nach
Abzug der vollen für die abgelaufenen Jahre einschließlich des Vrandjahres zu
berechnenden gewöhnlichen Prämien statt."
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Durch diesen Zusatz wird jeder Zweifel über den im Falle der Aufhebungoder Erlöschens
der Versicherung während der VcrsichcruugspcriodeznrüclzuzahlcudenBetrag der im Vornno
entrichtetenPrämien dahin gelüst, daß der Vortheil der Ermäßigung der Prämien nur denjenigen
Versicherten zu Gute kommen soll, welche die ganze festgesetzte Versicherungsperiodehindurch
versichert bleiben.

Der Provinzinl-Verwaltungsrath beehrt sich hiernach den Antrag zu stellen:
„Der hohe Provinzial-Landtag wolle folgendenNachtrag zu dem revidirten Reglement
der Rheinischen Proviuzial-Fcuer-Socictät von, 1. September1852 (G.-S.S. 653 und ff.)
bcfchließen und die Allerhöchste Bestätigung dieses Nachtrages erbitten, nämlich:

XI. Nachtrag:
1. Der ß, 12 des Reglements erhält nachstehende Fassung:

§. 12.
Der Eintritt in die Societät, sowie die Erhöhung der Versicherungssumme

taun jederzeit erfolgen, die Beiträge aber werden vom Anfang des Monats an
berechnet, in welchem der Eintritt oder die Erhöhung stattgefundenhat.

Jede Versicherung bedarf zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Direktion.
Die Versicherung beginnt, fofem dieselbe von der Direktion nachträglich

überhaupt für annehmbar erachtetwird, mit der Mittagsstunde desjenigen Tages,
an welchem der Versicherungsantrag bei dein Bürgermeister eingereicht worden ist.
Dieser hat auf Erfordern dem Antragendeneine Bescheinigung hierüber auszustellen.

Ueber die Annahmeder Versicherung wird von der Direktion ein Versicherungs¬
attest (Quittungsbuch, Police) ertheilt. Alle Versicherungenwerden in der Regel
und sofern nicht zwischendem Versicherten und der Direktion eine anderwcite
Verabredung stattfindet, anf 3 jährige Vcrsicherungsperiodengeschlossenund bleiben
so lange bestehen, bis sie nach den Bestimmungen des Reglements aufgehoben
werden oder erlüfchen.

Die Versichernngspcriodenbeginnen und endigen mit dem 1. Januar Mittags
12 Uhr. Bei Versicherungen,welche im Laufe des Jahres eingegangenwerden,
wird die Versichcrungsperiodevom nächsten1. Januar an gerechnet.

Jede Aenderung bei bestehendenVersicherungen, insbesondere Erhöhungen
oder Ermäßigungen der Versicherungssummeoder der Beiträge «. werden als
neue Versicheiuugcnangesehen. Auch ist die Direktion befugt, Versicherungenauf
5- und 10 jährige Perioden nbzufchließen. Bei Vorausbezahlung der ganzen
Prämie für die 5 jährige Periode ist mir eiu 4 jähriger, für die 10 jährige Periode
mir ein 8 jähriger Veitrag zu entrichten. Der Beginn und die Gültigkeit solcher
Versicherungenist von der Zahlung der Prämie abhängig; die letztere erfolgt nach
Anordnung der Direktion entweder an die Königliche Eteuerkassedes Wohnortes
der Versichertenoder direkt an die .^asse der Societät. Der freiwillige Austritt
aus der Societät ist nur mit dem Ablaufe der Versicherungsperiodeund uur
nach Erfüllung der zur Sicherung der Gläubiger gestellten Bedingungen zulässig.

Wer aus der Societät ausscheide» will, mnß die Versicherungnuter genauer
Bezeichnung der zn löschenden Gebäude fpätesteus drei Monate vor Ablauf der
Versichenmgsperiodeschriftlich und portofrei bei der Direktion kündigen. Bestehen
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zu der Versicherung im .Kataster der Societät eingetragene hypothekarische Anmel¬
dungen, so ist dem Austrittsgesuche entweder der Nachweis der Tilgung dieser
Hypothekenoder die Zustimmung der Hyvuthetargläubiger zum Austritt beizufügen.
Die Nichtigkeit der Unterschriften der Abmeldungen und der Hypothekargläubiger
mnß von einem öffentlichen Veamten bescheinigtsein.

Nach dem oben bezeichneten Kündigungstermine eingehende, uuvollstäudige
oder uicht vorschriftsmäßigbelegte Anstrittsanmelduugen gelten als nicht angebracht
und sind wirkungslos.

Ermäßigungender Versicherungssummen sind jederzeit zulässig, die Ermäßigung
der Beiträge tritt jedoch erst mit dem Beginne des folgenden Jahres ein.

Die vorstehenden Bestimmungen finden sämmtlich ans alle bei Erlaß derselben
bestehenden VersicherungenAnwendung.

2. H. 60 erhält folgendenZusatz:
In den Fällen, in welchen während einer mehrjährigen Versicherungsperiode

(ß. 12) die Versicherungaufgehoben wird oder erlischt, findet eine Rückvergütung
nur nach Abzng der vollen für die abgelaufenen Jahre einschließlich des Brand¬
jahres zu berechnenden gewohnlichen Prämien statt.

3. §. 72 den Zusatz:
Von Beiträge», welche ohne Vermittelung der- Steuerkassen direkt an die

Societätskasse gezahlt werden lH. 12 ».1. 7), erhalten die Stenerempfänger keine
Vergütuug."

Der Promnzial'Verwaltuilgsmlh.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtags-Mnrfchall.

Anlage ^..
Direktor

der NheinifchenProvinzial-Fener-Societät.
H.. I. ^ Nr. 22873.

Düsseldorf, den 1. Oktober 1885.

Euerer Hochwuhlgeboren beehre ich mich anliegend den Entwurf zu einem Nachtrage zum
Societät-Neglement nebst Motiven mit der Bitte crgebenst zu überreichen, die Genehmigung des
Proviuzial-Verwaltungsrathes und des Landtages herbeiführen zu wollen.

Die durch die Rücksichten auf die Konkurrenzmit den Privat-Versicherungs-Gesellschaften
unabweislichgeboteneNothwendigkeitder Einführung von Versicherungenauf läugere Jahre mit
Prämien-Ermäßigung bei Vorauszahlung der Prämien macht eine Abänderung und Ergänzung
der H8- 12 und 72 des Neglements erforderlich,bei welcher Gelegenheitauch andere, namentlich die
auf den Austritt aus der Societät Bezug habenden, im H. 12 l. «. enthaltenen Bestimmungen
in einer dem hcruorgetretenenBedürfnisse entsprechenden Weise abzuändern vorgeschlagen wird.

Der Direktor der RheinischenProtniizial-Feuer-Societäl.
Geheimer Negierungsrath:

Seul,
An

den Landes - Direktor der Nheinprovinz, Herrn Klein,
Hochwohlgebureu

Hier.
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Motive.

Zu s. 12.

Die Bestimmungendes H, 12 des Reglements über „die Zeit des Ein- und Austritts"
bedürfen nach den gemachten Erfahrungen m mehrfacher Hinsichtder Abänderung und Ergänzung,

Zunächst hat sich die in ul. 3 des ß. 12 enthalteneVorschrift, wonachdie Versicherung
mit dem" Tage beginnen soll, „an welchem der Versichcrnngsantrag von dem Bürgermeister
vollzogen worden ist", als ausreichendnicht erwiesen. Die Thatsache des Zeitpunktes dieser Voll¬
ziehung entzieht sich in den meistenFällen der Kenntniß desjenigen, der den Versicherungsantrag
gestellt hat, und kann, wenn über die Frage, wann diese Vollziehung stattgefundenhat, Streit
entsteht, gewöhnlich nur durch die Aussage des Bürgermeisters selbst festgestellt werden, während
dein Versichertendie Möglichkeit fehlt, feinerseits diesen Zeitpunkt eventuell erweislichfestzustellen.
Es wird deshalb vorgeschlagen,den Beginn der Versicherungauf die Mittagsstunde desjenigen
Tages zu fixireu, „an welchem der Versicherungsantragdem Bürgermeister eingereicht worden
ist". Diese Aenderung bringt die erforderliche Klarheit in die Sache, sie bessert die Lage deo
Versicherten in einem sehr wesentlichen Punkte und bewahrt ihn vor einer Ungewißheit, die ver-
hängnißuollwerden kann, wenn, was ja häusig nothwendig wird, der Bürgermeisterdie Vollziehung
des Antrages von einer näheren örtlichenPrüfung, die nicht feiten erst nach mehreren Tagen
möglich wird, abhängig macht.

Die vorgeschlageneanderweite Fassung des Schlußsatzes des 5. Alinea spricht es
bestimmter, als dies bis dahin im Reglement geschehen ist, aus, daß Versicherungen,auch ohne
aufgehobenzu werden, erlöschen können, wie dies z. B. der Fall ist beim Abbruchvon Gebäuden,
bei deren Niederbrennen :c. — Ebenso enthält die für das 6. Alinea in Antrag gebrachte
Aenderung nur eine präcifere Fassung der bisher geltendenVorschriften.

Durch die als Alinea 7 folgendeBestimmung wird der Societäts-Direktion die ihr bis
jetzt fehlendeNefugnih eingeräumt, Versicherungenauf 5- und 10jährige Perioden abzufchließen
und bei Vorausbezahlung der ganzen Prämie für die 5 jährige Periode nur eiuen 4jährigen, für
die 10jährige nur einen 8jährigen Beitrag zu erheben. Eine solche Befngniß, welche rücksichtlich
der Mobilarversicherungbereits besteht und sich durchaus bewährt hat, ist schon um deswillen
unentbehrlich, weil die konkurrircnden Privat-Vcrsichenmgs-GesellschaftenVersicherungen in ähnlicher
Weise abschließen, und mit Grund erwartet werden darf, daß dadurch der Bestand guter Ver¬
sicherungen bei der Societät gehoben und befestigt werdeil würde. Da aber die Voraussetzung
einer solchen Einrichtuug darin besteht, daß die Societät sofort beim Beginn der Versicherung
über den Prämienbetrag für die ganze Vcrsichcrungsperiodeverfügen und in dem Ziusgcnnssc
dieses Betrages den Ersatz für die von der Prämicnberechnung freigelassenen Zeitfristen finden
kann, so ist es unabweislich,den Beginn und die Gültigkeit dieser Versicherungen— abweicheud
«ou den gewöhnlichenVersicherungen— erst mit dein Zeitpunkte der Zahlung der Prämie
eintreten zu lassen. Dieselben Grüude machen es nothwendig, diese Zahlung auf dem kürzesten
Wege zu ermöglichenund sicher zu stelleu und muß zu diesem Zwecke der Societäts-Vcrwaltung
die Ermächtigung ertheilt werden, in allen Fällen, wo die Einziehung solcher Prämien durch die
Steuerkassen ohne Zeitverlust nicht thnnlich ist, diese Prämien direkt durch die Societätskasse
einzieheil zu dürfen.

15
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Der in dein drittletztenAlinea des jetzigen §.12 ausgesprochene Grundsatz, daß der
Austritt aus der Societät jederzeit zulässig sei, hat, nachdeman Stelle der frühere,: einjährigen
dreijährige Versicherungsperiodenmit jährlicher Prämienzahlung getreten sind, in der praktischen
Handhabung zu Unzuträglichkeitengeführt und es nothwendig erscheinen lassen, denselbendurch
die vorgeschlagene Bestimmung, wonachder freiwillige Austritt nur mit Ablauf der Versicheruugs-
periode zulässig erklärt wird, zu ersetze»!.Es liegt keiu Grund vor, dein Versichertendas Recht
einzuräumen, von dein Versicherungsverträgewährend dessen Dancr einseitig zurückzutreten,und
es wird immer als eine Härte und Unbilligkeit empfunden und gegeil die Societät ausgebeutet,
wenn nach dem Austritte aus der letzterennoch für längere Zeit die Verpflichtungzur Prämien-
zahlnng bestehen bleibt uud die Prämien ohne GcgcnleistnngSeitens der Societät erhoben werden.

Die neue Bestimmung, wonachdein Versichertenein freiwilligerRücktritt von dem Ver-
sichernngsvertragewährend der ^eit, für welche derselbe geschlossenist, — vorbehaltlichetwaiger
gegenseitiger gütlicher Verständigung in einzelnenFällen — nicht ferner znläfsig ist, entspricht
der natürlichenNechtsordnnngund beseitigt eine Ausnahme, die in keiner Weise gerechtfertigtwar.

Die weiteren bezüglichdes Allstrittes aus der Societät in dem Entwürfe enthaltenen
Vorschriftenentsprechen den Vorschriftendes Gesetzes vom 17. Mai 1884, die Sicherstellungder
Hppothekargläubigcrbetreffend. Da nach diesem Gesetze alle hypothekarischen Forderungen direkt
bei der Direktion der Societät angemeldet werden müssen, die Bürgermeister von dem Bestehen
solcher Fordernngen also keine Kenntniß haben, so können fortan Austrittsanmeldungen auch nur
bei der Dircktiou und nickt mehr beim Bürgermeister, dem das Material zur Beurtheilung der
Zulässigkeitdes Austritts nicht mehr zur Disposition steht, angebrachtwerden.

Anlangend endlich die Vorschrift, daß die Unterschrift des Abmeldenden und der
Hypothekargläubigervon einem öffentlichenBeamten zu bescheinigen ist, so ist eine solche Maß¬
nahme durch das wüste Treiben vieler Agenten von Privat-Versicherungs-Gesellschaften, die
hansirend von Haus zu Haus auf gedruckte!! Austritts-Formularen Unterfchriftensammeln, ohne
daß, wie die Erfahrung in zahlreichen Fällen bewiesenhat, die Unterschreibendenwissen,was sie
unterschreiben,geboten.

Zur Beseitigung aller Zweifel darüber, daß die Bestimmungen des ß. 12 auf alle zur
Heit bestehenden Versicherungen Anwendungfinden, ist dies am Schlüsse ausdrücklich ausgesprochen.

Zu 8. 72.
Nachdemmit der im ß. 12 in Vorschlaggebrachten Nefugniß der Societät zum Abschlüsse

mehrjährigerVersicherungenmit Vorausbezahluug der Prämie gleichzeitig die erforderliche Ermäch¬
tigung ertheilt ist, von solchen Versicheruugendie Prämien ohne Vermittelung der Steuerkassen
direkt zur Societätskasseeinzuziehm,ist eine Bestimmung, daß von solchenZahlungen den Steucr-
empfängern keine Vergütung zusteht, um so mehr erforderlich, als in einem Spezialfalle das
Gericht dem Steuerempfänger die Berechtiguugznm Nezng von Hebegebühren, auch von solchen
Prämieneinnahmen der Societät, welche diese direkt und ohne jede Mitwirkung des Stencr-
empfängers erhoben hatte, zugesprochen hat.
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Nr. IN.

Düsseldorf, im November 1885.

Referat
des Prouinzial-Verwaltuilgorathes,

betreffend

die Vergrößerung der TobMheiluug in der Promnzial.IrrenansMt zu Merzig.

Nach dem ursprünglichenBauprogramm rlnd der allgemeinenDisposition der 5 provim
'^ ,r.^ ^ c. ..n.s^,. 1M1,!>N die Anstalten zu Bonn, Düren und Gm enberg proietttrt znr

?:^ auch die Abtheilungenfür Unreinlichennd Dod-^,l jl, ^u^> «ruinr». ^ ,^ / m>.^,itsakes von 5 bezw. 4 Kranken eingerichtetmorde».

3^^ ^"3'^^^^ umsieht der dem hohen Landtag vor-
g7eat7 Etat wn te enden Bedürfniß entsprechendfür die nächste Etatsperwde nahezu die

pp te K^^^ 2440 Kranke vor. Die Abtheilungen für Unreinliche und Tob¬
sucht^ swd?ch in den AnstaltenBonn und Grafenberg vergrößertmordeu m den andere.,
Austin abe n^ des ursprünglichen Nanprogramms bestehen geblieben. ,,i Duren

für .halbrnhige derartige Vorkehrungengetrostenmorden, daß eumu
.nomeMan an t^nden^Nothst^ «'geholfen merden kmm keineswegs,>"d d>,e Vorrichtungen

" ^^U'^i^ ^^Nulung in diesen .btheU^eu h.
bereits Umiit«en zur Folge gehabt und mird dieselbe die beabfuhUgte ftartere Belegung

'" '"^sen^ " banliche Vergrbßeruug der n. Nede stehenden

»d!> die PIll«l«! dnmt ,!»l»Nll >»»dm, d»v u,» ,1, „»,,„„ ,

^MUI ^uo,uv^> ^ , ,1,-iißere Kmnkenzahl, wie lnsher in Andcrnach
längere Zeit Genüge gelchehen eui, md m ""' großes z 1^^ ^Y ^^ ^ , ,)
für die nllcknte Etatsuer ode nicht vorge ehen Ui nno «lu!j^,,> " « '

Nnterbringmlg d^7nr Nede stehenden Kranken dort nicht lant geworden stnd.
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Der Provinzial-Vcrwaltuugsrath beehrt sich demgemäß dein hohen Landlag den Antrag
zn unterbreiten:

„Hoher Landtag wolle zur Vermehrung der Tobzellen in der Anstalt zu Vierzig einen
Betrag von i-ot. 30 000 M. bewilligen und gestatten, daß dieser Betrag aus dein
Erlöse des Verkaufs der Anstalt zu Siegburg entnommenwerde."

Der PruMzial-VerwnltlMgsrnth.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

«r. 17. Düsseldorf, den 15. Oktober 1885.

Referat
betreffend

Uebernahmeder Cmnmunalstraße lion Steele nach Gelsenkirchen auf den
Provinzialstraßenfonds.

Den: 29. RheinischenProuinzial-Landtag war von Seiten der Bürgermeister zu Steele
und Stoppenberg, Landkreis Essen, im Petitionswege der Antrag zugegangen, die Uebernahme
der Communalstraßevon Steele nach Gelsenkirchen auf den Provinzial-Stmhenfonds zu beschließen.

In seinem zur Sache erstatteten Referate hatte der Prouinzial-Verwaltungsrath sich gegen
die qu. Uebernahme ausgesprochen,weil die betreffendeStraße, wenngleich für den Lokalverkchr
von Wichtigkeit, doch für den durchgehendenVerkehr von minderer Bedeutung fei und fomit ein
die Uebernahmeals Provinzialstraßc begründendes Interesse nicht darbiete. Der 29. Prouinzial-
Landtag beschloß indeß in seiner Plenarsitzung vom 12. Dezember 1883, die an. Angelegenheit
dem Proviuzial-Verwaltuugsrathe zur weiteren Erwägung zurückzugeben,„indem nicht hinlänglich
klar gestellt sei, ob die betreffendeStraße hauptsächlich dem durchgehendenoder mehr dem Lokal-
uerkehre diene".

Iu Folge dessen ist die Frage der Verkehrsbedeutung betreffender Straße Seitens des
Provinzial-Nerwaltungsraths nochmals einer eingehenden Prüfung uuterzogen worden. Um hierfür
eine zuverlässigeUnterlage zn beschaffen,fand dnrch die prouiuzialstnndischeStrahenucrwaltung
resp, durch den betreffendenständischen Wege-Vauinspektoreine statistischeAufnahme des'Fuhr-
werksverkchrsdurch örtliche Zählung an verschiedenen Stellen uud verschiedenen Tagen statt, in
derselbenWeise, wie diese Zählungen auf den Provinzialstraßen zu auderem Zweckeeingeführt
sind. Das Resultat dieser Erhebungen war, daß der Verkehr auf der au. Straße, uugeachtct
dieselbe uoch nicht vollständigausgebaut, Pmntitativ allerdings erheblich und sogar stärker ist, als
auf der Mehrzahl der Provinzialstraßen in der Rheinprovinz, daß aber, was die Art des Ver¬
kehrs betrifft, übereinstimmendmit der früher ausgesvrocheuenAnsicht des Provinzial-Verwal-
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tuugsralhs z. Z, der Lokaluerkehrentschiede,:iiberwiegl. Es werden hauptsächlichtransportirt:
Kohlen zmn Hausverbrauche(diese vornehmlichnur im Winter), kaufmännische Waaren für den
Kleinhandelund Hausverbrnuchsgütcr. Die für den Versand nach auswärts bestimmtenKohlen
werden schon auf den Gewinnungsstellenper Bahn verladen, während die erwähnten Verbrauchs-
gegenständc meist gleichfallsper Bahn über die Stationen Gelfenkirchenoder Steele beziehungs¬
weise über einen der zwischenliegenden, in Nähe der Straße befindlichenBahnhöfe Krny und
Dcchlbufch bezogen werden, von wo aus alsdann die Beförderung nach den Bestimmungsorten
über die cm. Straße auf kürzerer oder längerer Streue erfolgt. Im Sommer kommt sodann
noch der Transport von Ziegelsteinen aus dem in Kray befindlichenRingofen hinzu, welcher
jährlich 2—4000 Fuhren versendet,die nach beiden Richtungenhin auf der au. Straße verfahren
werden und letztere durchfchnittlich auf 2'/2 Kin benutzem Hat hiernach der Verkehr auf betreffender
Straße z. Z. einen vorherrschendlokalen Charakter, indem derselbesich im Allgemeinen auf die
Ab- und Anfuhr von refp. nach den verschiedenen, an der Straße liegenden Bahnhöfen beschränkt,
so ist jedoch für die Folge in dieser Hinsicht eine Aenderung zu erwarten, nachdem die Stadt¬
gemeinde Steele den Bau einer festen Brückeüber die Ruhr bei Steele in der Verlängerung der
lM. Straße definitiv beschlossenhat.

Durch diesen Brückenbauwird letztere Anschluß an die auf dem linken Rnhrufer bei
Steele beginnende Provinzialstraße Steele-Nierenhoferhalten und fomit die kürzeste und bequemste
Verbindung zwischen dem industriellenund stark bevölkerten westfälifchen Hinterlande von Gelsen¬
kircheneinerseits und dem Ruhrthale von Hattingen bis Werden und dem südlich belcgcnen
BergischenIndustriegebiete andererseits darstellen. Diese Verbindung wird in Zukunft noch an
Werth gewinnen durch den Anschluß der Provinzialstraße Steele-Nierenhof in südlicherRichtung
einerseits an das diesseitige Prouinzialstraßenuctz durch den bereits eingeleiteten Ausbau der
zufolgeLandtags-Befchlusfcsals Provinzialstraße zu übernehmendenKupferdreh-Hefel'erPrämicn-
straße, andererseits über die Provinzgrenze hinaus an die Langenberg - Hattinger westfälische
Provinzialstraße. Letzterer Anschluß ist gleichfalls gesichert, indem angeblich die westfälische
Prouinzial-Verwllltung die betreffende Zwifchenstrcckedemnächst ausbaue,: wird. Die Straße Stcele-
Gclsenkirchenwird also für die Folge als direkte Verkehrsstraße zwischen den vorgenannten
beiden Industriegegendenvoraussichtlich auch für den dnrchgehenden Verkehr beziehungsweifcfür
die Vermittelung des Austausches in Natur- und Fabrikationsprodukten jener Gegenden eine
nhebliche Bedeutung gewinnen und glaubt der Prouinzial-Verwaltnngsrath bei dieser veränderten
Sachlage sich nunmehr auch seinerseits für die Uebernahmederselbenals Provinzialstraße erklären
»n können, nachdem das früher geäußerte Bedenken bezüglich der Unzuläuglichkcitdes durch¬
gehendenVerkehrs durch die inzwischen erfolgte anderweitigeGestaltung der Verhältnisse beseitigt
ist. Die Länge der gu. Straße beträgt rot. 7000 m, wovou 907 m im Gemeindebezirkevon
Steele liegen. Letztere Strecke ist noch unfertig, während in den Gemeindebezirkenvon Kray
und Rotthausen bereits gebaut ist. Ob hierbei den Vorschriftendes Provinzial-Straßenregnlatius
entsprochenist beziehungsweisewas eventuell behufs eines prouinzialstmßenmäßigcnAusbaues
Seitens der Gemeinden noch zu geschehen hat, muh der näheren Untersuchungvorbehalten'bleiben.

Die Strecke in der Stadtgemeiude Steele ist, soweit die städtische Vebanuug reicht, d. i.
nahezu auf ihrer ganzen Länge, von Gas- und Wasserleitungsröhrendurchzogen. Erfahrnngs-
mäßig hat aber die Benutzung der Provinzialstraßeu zn unterirdischen Rohrleitungen in den
Städten Unzuträglichkeiteuder verschiedensten Art im Gefolge und kann es deshalb nicht als
wünfchenswerthbezeichnet werden, daß die in Rede stehende Straßenstrecke der Stadt Steele,
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soweit sie in der bezeichnetenWeise städtischcrscits benutzt wird, mit in die diesseitige Unterhaltung
übergehe. Der Prouinzial-Verwaltungsrath bringt daher die Bedingung in Vorschlag, daß die
qu. von der Stadt Steele zur Legung von Gas- und Wasserröhren benutzte Strahenstrecke von
der Uebernahmeüberhaupt ausgenommenwerde. Die Stadt Steele erhalt eine Vauprämie uon
3 M. pro laufenden Meter für ihre gauzc Strecke, während die anderen Gemeinden ohne Prämie
gebaut haben, und dürfte damit erstere bezüglich der ihr verbleibenden Unterhaltungspftichteiniger¬
maßen entschädigtsein, Im Uebrigen mochte noch ein Vorbehalt dahin angezeigt erscheinen, das;
die etwa 800 in, klänge Strecke von der Provinzgrenze bis zur Stadt Gelsenkirchen,welche z. Z.
noch eines hinreichendgute» Ausbaues ermangelt, gleichfallsvollständig chausseemäßigausgebaut
beziehungsweise daß für den Ausbau und die Unterhaltung betreffender Strecke Sicherheit geboten
werde. Die etwa außerdem bei der Uebernahmeim Straßeninteressc zu treffenden speziellen
Bedingungendürften der Vcfchluhfafsung des Prouinzial-Verwaltungsraths überlassen bleiben können.

Der Provinzial-Verwaltungsrath nimmt daher folgenden Antrag-
„Hoher Landtag wolle die Uebernahmeder Kommunalstraßevon Steele nach Gelsen¬
kirchen bis zur Provinzgrenzc nach vollständig provinzialstraßenmäßigem Ausbau
genehmigen, jedoch mit der Maßgabe, daß die von der Stadtgcmcinde Steele zu
Gas- und beziehungsweise Wasserleitungsanlagenbenutzte Strecke von der Uebernahme
ausgeschlossen bleibt, und mit dem ferneren Vorbehalte, daß die Strecke von der
Provinzgrenze bis zur Stadt Gelfenkirchengleichfalls vollständig chmisseemätzig aus¬
gebaut und deren Unterhaltung sichergestellt werde."

Der Promnzial-Verwaltuugsrath.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtags-Marschnll.

Nr. !8 . Düsseldorf, den 25. November 1885.

Referat
des Prouinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

den Antrag der Gemeinde Werden auf Verminderung der Steinbahnbreite der im
Ausban begriffenen Pnwiuzialstraße von Kupferdreh nach Hefel.

Der 24. Rheinische Provinzial-Landtag hat in seiner Sitzung vom 15. September 1875
die Uebernahmeeiner Straße von Kupferdrch nach Hefel nach erfolgtcmprouinzialstraßeninähigen
Ausbau derselbenauf den Provinzialstraßen-Unterhaltuugsfondsbeschlossen.

Das reuidirte und genehmigteProjekt zum Bau dieser Straße weist, entsprechend den
Nestimmungen des H. ?. des Regulativs, betreffend die Vereinigung der in der Rheinprovinz
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bestehenden Nezirksstrahenfonds und der Fonds znr Unterhaltung der Staatsstraßen zu Einem
Prouinzialstraßenfonds vom 17. Januar 1876, eine Breite der befestigten Fahrbahn von
5 Meter nach, , ,« ^

Da aber auf den, an die im Bau begriffene Straße anstoßenden Provmzmlstraßen, und
War den Straßen Steele-Nierenhof und Schwarzen - Velbert, wegen des mäßigen Verkehrs auf
deufelben die Unterhaltung der Steinbahn seitens der Provinz nur in einer Breite von 4 Meter
stattfindet und ferner der Verkehr auf der zu erbauenden Straße von Kupferdreh uach Hefel
genau ebenfo groß und nicht grüßer fein wird, als auf den genannten anstoßenden Straße»,
beantragt die Gemeinde Werden, gestatten zu wollen, daß die Eteinbahn der neuen Straße von
Kupferdreh nach Hefel ebenfalls nur iu einer Breite von 4 Meter znr Ausführung kommen dürfe.

Da prinzipielle Bedenken diesem Antrage nicht entgegenstehen und thatsächlich aus Rück¬
sichten m!f eine möglichste Beschränkung der Ausgaben die Steinbahnen bei den Provinzialstraßen
mit geringem Verkehr nicht mehr in ihrer ursprünglichen Breite nnterhalten werden, beehrt stch
der Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag zu stellen:

Hoher Landtag wolle den Antrag der Gemeinde Werden genehnugen uud gestatten,
daß die "Steinbahn der neu zu erbauenden Provinzialstraße von Kupferdreh uach
Hefel ansfchließlich der in Kurven erforderlichen Erbreiterungen, im Uebrigen in einer
Breite von 4 Meter zur Ausführung komme, unter der Bedingung jedoch, daß,
falls ein zukünftiger vermehrter Verkehr anf der besagten Straße auch eine vermehrte
Steinbahnbreite erforderlich machen füllte, diefe nachträgliche Erbreiterung auf Kosten
der bauenden Gemeinde zu erfolgen hat."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wird,
LandtagsMarschall.

Nr. t».

Düsseldorf, den 7. Oktober 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die Verwendung der sogenanntenKreisrente beziehentlich der
angesammeltenBestünde der Letzteren, zu den im Dotationsgesetzevom 8. Inli 1875

vorgesehenen Zwecken.

Auf Grund des §. 1 Nr. 2 des Gesetzes, betreffend die Dotation der Provinzial- und
Kreisverbände vom 30. April 1873 wurde

„zur sofortigen und unmittelbaren Gewährung vou Fonds für die Durchführung der
Kreisordnung insbesondere zur Bestreitung der Kosten des Kreisausschusfes und der
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Amtsverwaltung in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlesien und
Sachsen, sowie zur Ausstattung der übrigen Provinzen und Landestheile mit gleich¬
artigen Fouds für die Durchführuug der zu erlassende» ähnlichen Gesetze — die Summe
von jährlich einer Million Thaler vom 1. Januar 1873 ab zur Verfügung gestellt."

Der ß. 3 des bezogenen Gesetzes bestimmt weiter:
„Diejenigen Fonds, welche nach §, l Nr. 2 auf jede der Provinzen Preußen,
Brandenburg, Pommern, Schlesien und Sachsen entfallen, werden nach demselben
Maßstabe (oli-. H. 2 des cit. Gesetzes) auf die einzelnen Landkreise dieser Provinzen
vertheilt und denselben zur Durchführung der Kreisordnung (von, 13. Dezember 1872)
insbesondere für die Koste,: des .Ureisausschnsses und der Amtsverwaltung (ß. I Nr. 2)
vom 1. Januar 1873 ab dauernd überwiesen. In gleicher Weise und nach gleichem
Maßstabe wird der Gesammtbetrag, welchen der Staat nach §. 70 Abs. 1 der Kreis-
ordnuug vom 13. Dezember 1872*) zu den Kosten der Amtsverwaltung zu leisten
hat, den gedachten Landkreisen überwiesen, sobald und iusoweit die im §. 70 a. a. O.
bezeichneten Aufwendungen für den Fiskus erspart werden,"

Die weitere Bestimmung über die Verwendung uud die Ueberweisung der in Folge des
Gesetzes vom 30. April 1873 gebildeten Fonds wurde in den HZ. 5 und 6 des eitirten Gesetzes
besonderen Gesetzen vorbehalten. — Diese weiteren Bestimmungen ergingen mittelst Gesetzes vom
8. Juli 1875, betreffend die Ausführung der §§. 5 und 6 des Gesetzes vom 30. April 1873
wegen der Dotation der Provinzial- und Kreisverbände. Dieselben lantcn hinsichtlich des hier in
Rede stehenden Fonds, wie folgt:

„§. 26. Von der durch den §. 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 30. April 1873 für die
Durchführung der Kreisordnung und der zu erlassenden ähnlichen Gefetze aus deu
Einnahmen des Staatshaushalts zur Verfügung gestellten Summe von jährlich einer
Million Thaler werden vom 1. Januar 1876 ab alljährlich:

(l bis 4 betrifft Pofeu, Schleswig-Holstein, Hannover und Westfalen),
5. dem Provinzial-Verband der Nheinprovinz 333 411 M. überwicfen, um dieselben
bis zum Erlasse weiterer gesetzlicher Bestimmungen über deren Ver¬
wendung zinsbar zu belegen, oder zu deu in den §H. 4, 13, 14 und 20
angegebenen Zwecken zu verwenden.

Zu gleichem Zwecke werden deu genannten Kommnnalverbänden aus den
Kapitalbeständen des gemäß tz. 5 des Gesetzes vom 30. April 1873 gebildeten Fonds
am 2. Iannar 1876 folgende Snmmen nebst den auf diefelben entfallenden Antheilen
an den, den Kapitalien bis dahin zugewachsenen Zinsen überwiesen:

(1 bis 4 wie vor)
5. dem Provinzialvcrband der Nheinvrovinz 1 000 233 M."

Die in den HH. 4, 13, 14 und 20 angegebenen Zwecke sind:
1. Fürsorge für den Neubau von chnnfsirtrn Wegen nnd Unterstützung des Gcmeinde-

uud Kreiswegebaues;

*) Der §, 70 Abs, 1 bestimmt: „Als Beitrag zu den Kosten der Amtsoerwaltuug überweist der Staat
den Kreisen diejenigen Summen, welche er in Folge des gegenwärtigen Gesetzes durch das Eingehen der Königlichen
Polizeioerwnltungen, durch den Wegfall der Schulzeuremuueratiouen und nuderer Polizeiverwaltnngstostcn nn den
im Staatshaushalts-Etat für das Jahr 1876 für obengenannte Zwecke uernnschlagten Ausgaben fernerhin
ersparen wird."
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2. Beförderung von ^andesmeliorationen, soweit sie nach Zweck und Umfang eine nicht
über das provinzielleInteresse hinausgehendeBedeutung haben;

3. Bestreitung der Kostendes landarmen- und Korrigendenwcsensbczw, Gewährung von
Beihülfen hierzu an die Landarmenverbände;

4. Fürsorge bezw. Gewährung von Beihülfen für das Irren-, Taubstummen- und
Blindenwesen;

5. Unterstützungmilder Stiftungen, Nettungs-, Idioten- und anderer Wohlthätigkeits-
anstlllten;

6. Leistung von Zuschüssenfür Vereine, welche der Kunst und Wissenschaftdienen,
desgleichen für öffentliche Sammlungen, welche diese Zwecke verfolgen, Erhaltung und
Ergänzung von Landesbibliotheken,Unterhaltung von Denkmälern;

7. Achnliche im Wege der Gesetzgebung festzustellendeZwecke;
8. Unterhaltung der Hebammen-Lehrinstitute;
9. Unterstützungniederer landwirthschaftlicher Lehranstalten (Ackerbau-, Obstbau-, Wiesen¬

bau- u, s. w. Schulen),
10, Verwaltung und Unterhaltung der Staatschausseen einschließlich der Besoldung und

Peusiouirung des für die obere Leitung der Neu- und Unterhaltnngsbauten, sowie
für die Beaufsichtigungder EhausseenangenommenenNaupersonals.

Auf Grundlage der vorerwähnten gesetzlichen Bestimmungen sind dem diesseitigen
Provinzialverbande am 2. Januar 1876 au Kavitalbestand 1 0N0 233 M. und von da ab jährlich
^33 411 M. überwiesenworden. Das Kapital sowie die jährliche Rente sind sammt angesam¬
melten Zinsen mit Ausnahme geringer von dem Provinzial-Landtage beschlossenen Verwendungen
insbesonderezur Hebung des Nothstandes in den Gebirgsgegenden durch Förderung von Landes¬
meliorationen, vorläufig zinsbar angelegt worden.

Nach dem Verwaltungsberichtepro 1884/85 beträgt der hierzu angesammelte Fonds
gegenwärtig .................... 4 57? 407 M. 43 Pf,

Hierzu treten im Etatsjahre 1885/86:
a. Ersatz des Nestvorschussespro 1883/84 aus den zu erwartenden

Ueberschüssen des Jahres 1885/86 mit 16 535 M. 11 Pf.
d. Rente pro 1885/86 ...... 333411 „ — „
o. Zinsen des Bestandes pro 1885/86 . 167 632 „ 66 „

Summe . . 517 578 M. 7? Pf.
abzüglich der an den Meliorationsfonds

zu zahlenden ......... 100 000 „ — „
bleiben . . . 417 578 „ 77 „

so daß der ganze Fonds am Ende der Etatsperiode am 1. April 1886
betragen wird ................... 4 974 986 M. 20 Pf,

Mit der bevorstehendenEinführung der neuen Kreis- und Provinzialordnung wird die
vorerwähnte Rente von 333411 M. nicht mehr zu den angeführten Zwecken an die diesseitige
Verwaltung gezahlt, vielmehr den Landkreisen der Provinz für die Durchführungder Kreisordnung,
insbesonderezur Bestreitung der Kostendes Kreisausschusses,überwiesenwerden.

Es fragt sich nun, was mit den aus den feitherigenZahlungen jener Rente angesam¬
melten Fonds geschehen soll.
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Der Prouinzial-Verwnltungsrath hat stets in Uebereinstimmung mit dein Prouinzial-
Landtage den Wunsch gehegt, diese Gelder den Landkreisen der Provinz zur Bestreitung der
Einrichtungskosten bei Einführung der nencn Kreisordnung zuwenden zu können. Aus dem
letztereu Grunde sind die fraglichen Beträge vorläufig ziusbar angelegt worden, obwohl zu deren
Verwendung für die in den §H- 4, 13, 14 und 20 des Gesetzes vom 8. Juli 1875 angegebenen
Zwecke ein Bedürfniß vorhanden war und zur Zeit noch ist.

Es wurde für angezeigt erachtet, zunächst abzuwarten, ob bei Gelegenheit der Einführung
der neuen Kreis- und Prouinzialordnuug in den Provinzen Hannover, Hessen-Nassau, Westfalen,
gefetzliche Bestimmungen hinsichtlich der Verwendung der nngefammelten Fonds der Kreisrente
ergehen würden, welche eine Vertheilung dieser Bestände an die Kreise zur Durchführung der
neuen Kreisorduung gestatteten.

Diese letztere Voraussetzung ist indcsseu nicht eingetroffen, indem die in gleicher Lage
befindlichen Provinzialvcrbcinde vorgezogen haben, vor Einführung der neuen Kreis- und Pro-
vinzial-Organifation über die angesammelten Bestände in Gemäßheit des Gesetzes vom 8. Juli
1875 zu verfügen, anstatt den'Erlaß weiterer gesetzlicher Bestimmnngen hierüber abzuwarten, oder
zu beantragen. In der Provinz Hannover ist ein wesentlicher Theil des angesammelten Fonds
(1 000 000 M.) zum Pensionsfonds, zur Errichtung einer Prouinzial-Wittwenkasse und zur Bildung
eines Waisenfonds, ferner sind zu Aufforstungen refp. zu Aufforstungs-Darlchen 1929 792 M.,
und die Restbeträge für deu Landesmeliorationsfonds und den Fonds zur Unterhaltung der
Ehausscen verwendet worden. Die Provinz Schleswig-Holstein hat den überwiescnen Kapital¬
bestand des Kreisfonds zur Bildung eines Pcnsions-, fowie eines Reserven««- und eines Wege-
fouds und endlich zur Verstärkung des Meliorationsfonds verwendet, während die laufende Rente
zur Bestreitung der allgemeinen Ausgaben der Provinz in den Etat gestellt worden ist. In der
Provinz Hessen-Nassau sind aus den angesammelten Beständen und der laufenden Rente die Kosten
der Erweiteruugsbauteu der Landeshosvitäler Heina und Merzhauscn, beziehentlich die zur Aus¬
führung jener Bauten bei der Landeskreditkassc aufgeuommenen Darlehen gedeckt worden, während
der Provinzialuerband von Westfalen die Kosten des Ankaufes eines Rittergutes in der Nähe der
Arbeitsanstalt Benninghauscn, sonne größere Ausgaben für Neubauten von Prouinzialanstalten
aus den angesammelten Fonds sowie der lanfenden Rente bestritten hat.

Nachdem die übrigen Prouinzialucrbände sännntlich in der angeführten Weife über die
in Rede stehende Rente sowie die angesammelten Bestände der letzteren verfügt haben, dürfte es
sich für den diesseitigen Prouinzialverband nur empfehlen, jenem Beispiele zu folgen, zumal da
die Vertheilung jener Fonds an die Landkreise behufs Durchführung der neuen Kreisordnung im
Wege der Gesetzgebung aller Voranssicht nach nicht gestattet werden wird. Von diesen Erwä¬
gungen ausgehend beehrt der Prouinzial-Verwaltungsrath sich dem hohen Provinzial-Landtage
folgende Verwendungen der bis zum 1. April 1886 angesammelten Bestände der Rente von
333 411 M. im Gcsllmmtbctrage von 4 974 986 M. 20 Pf. vorzuschlagen, nämlich:

1. Zur Erhöhung des Stammkapitals der Provinzial-Hülfs-
kasfe von 1873 600 M. 47 Pf. auf 3 000000 M. die
Summe von...............1126 399 M. 53 Pf.

2. Zur Erhöhung des Meliorationsfonds von 741500 M.
auf 2 000 000 die Summe von.........1 258 500 „ — „

und endlich
3. Zur außerordentlichen Tilgung der für die Errichtung der 5

neuen Irrenanstalten emittirten Obligationenfchuld den Nest mit 2 590 086 „ 67 „

Summe . . 4 974 986 M. 20 Pf.
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Die vorgeschlagenen Verwendungenbewegen sich sämmtlichinnerhalb der im Gesetze vom
8. Juli 1875 angeführtenZwecke und unterliegt deren Zulässigkeitauch nicht dem leisesten Zweifel
Es soll nämlich:

aä 1 die Erhöhung des Grundkapitals der Provinzial-Hülfskasseauf 3 000 000 M.
zu dem Endzwecke erfolgen, um diesem, gemeinnützigen Zielen dienendenInstitute die
Möglichkeit zu gewähren, in ausgiebigerer Weise als dieses seither geschehen konnte,
Kreise, Gemeinden, Korporationenund gemeinnützige Anstalten durch Gewährung von
Darlehen, insbesondere zur Förderung der im §. 4 des Gesetzes vom 8. Juli 1875
angegebenenZwecke zu unterstützen;
ack 2 der Mcliorationsfonds durch die Vermehrung seines Stammkapitals auf
2 000 000 M. in die Lage versetzt werden, die Ausführung größerer und umfang¬
reicherer Meliorationen befördern und den desfallsigendringenden Bedürfnissenbesser
als seither entsprechen zu können.

In Anrechnung auf die dein Meliomtionsfonds zu überweisendeSumme von
1258500 M. werden die Darlehen, welche im Jahre 1883 den vom Nothstande
betroffenen Kreifen .Meuznach, Daun, Berncastel, Trier Land, Bitburg und Prüm im
Gesammtbetrage von 393 700 M. auf die Dauer von 5 Jahren (bei Prüm im
Betrage von 23 700 M. auf 10 Jahre) gegen 2°/° Zinfen aus dem Kreisfonds
gewährt worden sind, dem Meliorationsfonds als Forderungen zu übertragen sein,
wobei es sich empfehlen dürfte, auf Antrag der betreffendenKreife hinsichtlich - der
Verzinsung und der Rückzahlung die erleichterten Bedingungen der Meliorations¬
darlehen (3°/« Zinsen und 2°/u Amortisation) eintreten zu lassen;
aä 3 nach dem Vorgänge anderer Provinzen eine im Interesse der Fürsorge für
das Irrenwesen kontrahirte Schuld getilgt werden.

Andererseits entspricht die vorgeschlagene Verwendung auch nach Möglichkeit den früher
gehegtenAbsichten des hohen Landtages, indem dieselbe zur einen Hälfte »ck 1 und 2 vorzugs¬
weise den Landkreisen zu Gute kommen wird und zur andern Hälfte aü 3 allen Kreifen refp.
allen Steuerzahlenden eine Entlastung gewährt, welche in ihrem Resultate der Zuwendung eines
Kapitals gleich zu achten ist.

Nach § 106 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875, welche mit dieser Bestimmung
auf die neuen Provinzen übertragen worden ist, erfolgt nämlich die Vertheilung aller Provinzial-
abgaben auf die einzelnenLand- und Stadtkreise als Kreis last. Hieraus folgt, daß vom Tage
der Einführung der neuen Provinzialordnung ab, die Kreife die zur Tilgung und Verzmfungder
Irrenanstalts-Vauschuld in ihrer jetzigen Höhe erforderliche Summe von 480 000 M. aufbringen
müßten, und daß somit die Kreise durch theilweise Tilgung jener Schuld direkt entlastet werden.

Hinsichtlich der laufenden Rente von 333 411 M. für die Zeit vom 1. April 1886 bis
dahin 1888 hat der Provinzial-Verwaltungsrath in dem Haupt-Etat vorgeschlagen:

1 aus dieser Rente in zwei Raten den noch fehlendenTheck des Baukapitals für die
' beiden Museen zu Bonn und Trier mit 134 000 M. jährlich, ferner

2. die zur Bekämpfung des Nothstandes in den Gebirgsgegenden der Provinz aus
diesem Fonds seither schon entnommene Summe von 100 000 M. jährlich weiter zu
entnehmen;

3. zur weiteren Tilgung der Irrenanstalts-Bauschuld 139313 M. 33 Pf. zu verwenden und
4. den Rest mit 59 508 M. 6? Pf. dem Ständefonds zuzuweisen.

16»



12 4

Bei diesen Vorschläge» trifft das oben hinsichtlich der Verwendung des angesammelten
Fonds Gesagte gleichfallszu und wird in dieser Beziehung noch hervorgehoben,daß der Stände -
fonds durch die Entlastung in Folge des Vorschlagesaä 1, sowie die Verstärkung nach dem Vor¬
schlage aä 4 die erforderlichenMittel gewinnt, erheblichere Beträge im Interesse der Landkreise
verwendenzu können.

Da die vorgeschlagenen Verwendungenaus der Kreisrente lediglichaußergewöhnlicheund
vorübergehendeAusgaben betreffen, so ist auch nicht zu befürchten,daß das Budget der prouinzial-
ständischen Verwaltung in Folge des Ausfalles jener Rente bei Einführung der neuen Provinzial-
ordnung zu fehr alterirt werde, indem alsdann mit den Einnahmen auch die entsprechenden außer¬
gewöhnlichen Ausgaben fortfallen können.

Im Falle diese Vorschlägedie Billigung des hohen Provinzial-Landtages finden sollten,
würde auf die Irrenanstalts-Vauschuld, welche am 1. April 1886 noch 8 729 400 M. betragen
wird, getilgt werden:

1. aus den angesammeltenBeständen der mehr¬
erwähnten Rente von 333 411 M ..... 2590086 M. 67 Pf.

2. aus der laufenden Rente während der zwei
Jahre 1886/87 uud 1887/88 ..... 139 313 „ 33 „

zusammen . . 2 729 400 M.
so daß die Schuld uach Abrechnungdieser außerordentlichenTilgungen noch . . 6 000 000 M.
betragen wird, zn deren Verzinsung nnd Tilgung in dem Haupt-Etat 300 000 M. eingestellt sind.
Hierdurch wird sich auch die Provinzialumlage um 180 000 M. ermäßigen. Die vorzunehmende
außerordentlicheTilguug soll in der Weise geschehen, daß zunächstdie Schuld an die Provinzial-
Hülfskasseaus den eingelösten, nicht zur Convertirung angemeldeten Obligationen mit 526 233 M.
38 Pf. (deren Betrag in der obigen Schuldsumme von 8 729 400 M. enthalten ist) gedeckt,
sodann die im Besitze der Hülfskasse befindlichen, für die Irrenanstaltsbauten emittirten Rheinprovinz-
Obligationen mit 1417 800 M, vernichtet, und endlich der Nest zur verstärkten Amortisation
verwendet wird.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich hiernach folgende Anträge zu stellen:
Der hohe Provinzial-Landtag wolle beschließen,

„aus den angesammeltenBeständen der in Gemäßheit des §. 26 des Gesetzes, betreffend
die Ausführung der §ß. 5 und 6 des Gesetzes vom 30. April 1873 wegen der
Dotation der Provinzial- und Kreisverbände, an den Prouinzialverband der Rhein¬
provinz gezahlten Rente von 333 411 M. jährlich, sowie dem überwiesenenKapital¬
bestandenebst Zinsen
1. dem Stammfonds der Provinzial-Hülfskasseeine Summe von 1126 399 M. 53 Pf.,
2. dem Meliorationsfonds für die Nheinprovinz eine Summe von 1 258 500 M. per

I. April 1886 zu überweisen und dabei zu bestimmen, daß die den Kreisen
' Kreuzuach, Daun, Vernkastel, Trier Land, Bitburg und Prüm im Jahre 1883

gegebenenNothstands-Darlchenim Gesammtbctmge von 393 700 M. dem Meliorations¬
fonds in Anrechnung auf die obige Summe von 1258 500 M. als Forderungen
übertragen werden folleu, — fodann ferner den Provinzial-Verwaltungsrath zu
ermächtigen, auf Antrag der betreffendenKreise hinsichtlichder Verzinsung und
Ruckzahlung dieser Darlehen die erleichterten Bedingungen der gewöhnlichen
Meliorations-Darlehen(3> Zinsen und 2"/,) Amortisation)eintreten zu lassen, endlich
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3. den Nest des angesammeltenBestandes mit 2 590 086 M, 6? Pf, znr Tilgung
der für den Van und die Einrichtung der fünf neuen Irrenanstalten ausgegebenen
Nheinprovinz-Obligationenin der Weise zu verwenden,daß zunächst die Schuld
bei der Prouinzial-Hülfskassefür eingelöste, nicht zur Eonvertirung angemeldete
Obligationen mit 526 233 M, 38 Pf. getilgt, fodanu die im Besitze der Provinzial-
Hülfskasse befindlichen, für die Irrenanstaltsbauten ausgegebenen Nheinprovinz-
Obligationenmit 1 417 800 M. vernichtet und endlich der Nest des obigen Bestandes
sowie die nach Maßgabe des Haupt-Etats in den Etatsjahren 1880/88 zu tilgende
Summe zur verstärkten Amortisation der vorbesagtenNheinprovinz-Obligationen
verwendetwerde."

Der Provinzial°Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtags-Marschall.

Nr. 20.

Düsseldorf, den 30. November 1885.

Znslltz-ReiMt
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

zu dem Referate,

betreffend die Verwendung der sogenannten Kreisrente beziehentlich der angesammelten
Bestände der Letzteren.

Nach den Vorfchlägcn des Provinzial-Verwaltungsrathes soll aus den angesammelten
Beständen des Kreisfonds ein Betrag von ......... ^ 2 590 086 M. 6? Pf.
und aus der laufenden Kreisrente während der zwei Jahre 1886/8? und

1887/88 die Summe vou ............. 139 313 „ 33 „
alfo zusammeu . . 2 729 400 M. - Pf.

zur Tilgung der für den Bau und die Einrichtung der fünf neuen Irrenanstalten ausgegebenen
Nheinprovinz-Obligationen in der Weise verwendet werden, day zunächst dre Schuld bei der
Provinzial-Hülfskasse für eingelöste, nicht zur Konvertirung angemeldete Obligationen mit
526 233 M 38 Pf. getilgt, sodann die im Besitze der Provinzial-Hülfskassebefindlichen, für die
Irrenanstllltsbauten ausgegebenen Nheinprovinz-Obligationen mit 1417 800 M. vernichtet,und
endlich der Rest obigen Bestandes, sowie die nach Maßgabe des Haupt-Etats in den Etats-
jahren 1886/88 zu tilgende Summe zur verstärktenAmortisation der vorerwähntenNheinprovinz-
Obligationen dient.



Die näheren Modalitäten dieser letzterwähntenaußerordentlichenTilgung, sowie der Zeit¬
punkt der Letzteren lassen sich zweckmäßignur nach den Umstanden und Verhältnissen normiren,
wobei cinesthcils die disponiblen Mittel der Provinzial-Hülfskasse, sowie die allgemeinen Geld-
ucrhaltnisse in Betracht zu ziehen sind. Es kann sich deshalb nicht empfehlen, bereits jetzt Be¬
stimmungendarüber zu treffen, in welcherWeise, ob durch Ankauf von Obligationen, oder durch
verstärkte Ausloosung, und zu welchemZeitpunkte diese außerordentliche Tilgung bewirkt werden soll.

Da nach §. 4 des Regulativs über die Emission der in Nede stehenden beiden
Obligationsanleihen das Recht zur Verstärkung des Tilgungsfonds dem Prouinzial - Landtage
vorbehalten ist, die Ausführung der geplanten Operationen aber nicht jedesmalvon dein Zusammen¬
tritte des Landtages abhängig gemacht werden kann, so läßt dieselbe sich nur dann zweckmäßig
ausführen, wenn der Provinzial-Landtag die Ausübung des ihm nach F. 4 des bezogenen
Regulativs zustehendenRechtes zur verstärkten Tilgung, sowie die Bestimmung darüber, in
welcher Weise und zu welcher Zeit die Tilgung geschehen soll, auf den Prouinzial-Verwaltungsrath
überträgt. Sollte sich bei der Ausführung der Operation ergeben, daß nach Maßgabe der
disponiblen Mittel der Hülfskasseein größerer Betrag, als nach Abzug der obcngenanntenSumme
von 2 729 400 M. aus der Kreisrente zur Tilgung zur Verfügung steht, mit Vortheil getilgt,
beziehentlich durch eine Anleihe bei der Prouinzial - Hülfskasseersetzt werden konnte, so dürfte die
bezügliche Ermächtigung auch auf diesen Fall auszudehnenund aus diesem Grunde nicht auf eins
bestimmteSumme zu beschranken sein.

Der Prouinzial-Verwaltungsrath beehrt sich hiernach den Antrag zu stellen:
„Hoher Provinzial-Landtag wolle die Ausübung des ihm auf Gruud des § 4 der
durch die Allerhöchsten Erlasse vom 19. April 1869 und 24. März 1873 genehmigten
Regulative zustehenden Rechtes zur verstärktenTilgung der ausgegebenen Nheinprovinz-
Obligationen I. und II. Emission auf den Prouinzial-Verwaltungsrath übertragen
und Letzteren ermächtigen, den Tilgungsfonds der in Rede stehenden Obligationen-
Anleihen nach Maßgabe der vorhandenen disponiblen Mittel zu verstärkenund den
Zeitpunkt der verstärkten Tilgung, sowie die Modalitäten der Letzteren innerhalb der
Bestimmungender bezogenen Regulative festzusetzen."

Der Provinzial°Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtags-Marschall.
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Nr. 2».

Düsseldorf, den -!»». November 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

den Antrag auf Erwirkung des Privilegiumszur Ausgabevun Rheinprovinz-
Anleihscheinen.

Die von dem 29. und 30. Prouinzial-Landtage beschlossenenAenderungen und Nachträge
Zu dem Statute der chemische» Provinzial - Hülfskafse vom 25. April 1882 wurden durch die
am 25. April 1885 publizirte Allerhöchste Kabinetsmdre vom 25. März cr. bestätigt.

Nachdem die nothwendige Bekanntmachung in den Amtsblättern der Nheinprouinz erfolgt
war, beschloß der Prouinzial-Verwaltungsrath

1. eine Herabsetzung des Zinsfußes für auszuleiheudc Darlehen, jedoch nur nach Maßgabe
der gegenwärtig verfügbaren Mittel

«,. für Darlehen auf ländliche Grundstücke gegen hypothekarische Sicherheit auf 4°/«,
1). für die den Gemeinden, Kreisen, Korporationen nnd vom Staate genehmigten

gemeinnützigen Anstalten gegebenen Darlehen auf 4'/4°/°,
«. für Darlehen auf städtische Grundstücke sowie für die an Kreditgenossenschaften

und auf gewerbliche Aulagen gegebenen Darlehen auf 4'/2°/«;
2. die Festsetzung der Amortisationsquote

aä a. auf 1°/« ausnahmsweise '/2°/o,
aä d. auf mindesteus 1°/u,
aä o. auf mindestens 2°/»;

3. die Herabsetzung der Minimalgrenze der Darlehen auf 2000 M.
Sodanu wurde beschlossen dem Schuldner frei zu stellen: 1. außer den vertraglich zu

leistenden Rückzahlungen in jedem Fälligkeitstermine fernere Beträge bis zum Maximalbetrage
von ferneren 2 Raten zu zahlen uud die Verrechnuug dieser Mehrleistuugen auf die nächsten oder
die letzten Annuitäten zu begehren; 2. Zahluugeu vor Verfall zu leisten, welche bis zum Verfall
als mit 2'/2> verzinsliche Depositen betrachtet werden sollen.

Hinsichtlich der Depositen wurde die Minimalgrenze auf 2000 M. festgesetzt und der
Zinssatz bei einer Kündigungsfrist von 14 Tagen auf 2'/«°/°, von 2 Monaten auf 2»/4°/° uud
von 4 Monaten auf 3°/° bestimmt.

Diese Beschlüsse des Provinzial - Verwaltungsraths wurden am 1. Juni 1885 in den
verbreitetsten Blättern bekannt gemacht; und alsbald zeigten sich die Wirkungen in der erfreulichsten
Weise, welche die Erweiteruug der Proviuzial-Hülfstasfe zur Folge hatten.

Während am Schlüsse des Etatsjahres (31. März 1885) die
Darlehen sich auf 9 833 647 M. 96 Pf. bezifferten, haben dieselben am
27. November 1885 eine Höhe von........... 11530796 M. 89 Pf.
und die bewilligten, in der nächsten Zeit abzuhebenden eine Höhe von 4 970 443 „ 38 „

im Ganzen . . 16 501240 M. 2? Pf.
erreicht.
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In eine», halben Jahre (von Mitte Mai bis Ende November 1885)
wurden 237 Anträge gestellt mit einer Summe von ......... 10 679 545 M.
während der Instruktion wurden 4, weil ungeeignet, zurückgezogen mit . . . 654 000 „
so daß das Kuratorium zu beschließen hatte über 238 Anträge mit .... 10025545 M.
bewilligt wurden 135 mit................. 5 970 385 „
abgelehnt „ ^98 „ .................___ 4 055160 „

233 mit................. 10 025 545 M .

hiervon sind nachträglichauf 5 mit ............. 163 000 M.
verzichtet,so daß 130 Bewilligungen mit ............ 5 80? 38 5 „

5 970 385 M
Verblieben. Von diesen 130 Bewilligungen sind

48 unter 10 000 M.
26 zwischen 10 000—20 000 M.
19 „ 20 000—30 000 „ :c.

Der Depositenverkehrhat ebenfalls zugenommen. Wahrend am Schlüssedes Etatsjahres
vorhanden waren:

Depositen des Centralfonds ........... 9 504517 M. 33 Pf.
„ der Provinzial-Feuer-Societät .......^ 1153 620 „ — „

10 658 13? M. 33 Pf.
fremde Depositen ............. 3 938 476 „ — „

14 596 613 M. 33 P f.
sind am 15. November vorhanden:

Depositen des Eentralfonds ........... 10 607952 M. 54 Pf.
„ der Provinzial-Feuer-Societät ....... 24 4620 „ — „

10 852 572 M. 54 Pf.
fremde Depositen ............. 4 553114 „ — „

15 405 686 M. 54 Pf .
Den fremden Depositen aä ........... 4553114 M. — Pf.

fowie den bewilligten noch nicht abgehobenenDarlehen s,ä . . . . 4970443 „ 38 „
stehen gegenüber außer der nicht emittirten 4. Ausgabe4°/niger Nhein-
prouinz-Anleihscheine (Privilegium vom 26. Februar 1883) ein Bank-
guthabcu per 15. November mit ............ 3 880 766 „ 41 „
und Wertpapiere per 15. November mit......... 6 228 982 „ 10 „

Da vorauszusehenwar, daß die bereiten Mittel der Provinzial-Hülfskasseden an sie in
Folge der Erweiterung ihres Wirkungskreises gestellten Anforderungen nicht genügen konnten,
felbst wenn der Erfolg nicht ein fo günstiger wie der eingetretene gewesen wäre: so hat der
Provinzial-Verwllltungsrath in Gcmcißheit des Beschlussesdes 29. Provinzial-Landtages schon
am 6. Juni 1885 die Ertheilung des Privilegiums zur Emission von 10 Million Mark 3'/g prozentiger
Obligationen beantragt. Nach der der prouinzialständischenVerwaltung gemachten Mittheilung
hat sich jedoch die Ertheilung deshalb verzögert, weil der diesseitigeAntrag auf Bewilligung
einer halbprozentigenAmortisation die Billigung der Zerren Ressortminister nicht gefunden hat;
nunmehr ist die Ertbeilung des Privilegiums unter Gestaltung einer einprozentigenAmortisation
erfolgt und die Publikation iu dem Neichsanzeigervom 26. November er. geschehen.
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Sollte die Ausdehnung des Wirkungskreisesder Prouinzial-Hülfskasse,wie zu erwarten
steht, immer mehr zunehmen, so dürfte die beantragte Emission von 10 Million Mark nicht
ausreichen,um etwaigen Ansprüchenauch nur irgendwie zu geuügen, und es beantragt daher der
Provinzial-Verwaltungsrath,

„daß der hohe Provinzial-Lanotag unter Genehmigungder bisher gethanem» Schritte
den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtige, wenn er es für nöthig erachte, das
Privileg zu einer Emission bis zu 20 Million Rheinprouinz-Anleihscheinenauf ein¬
mal oder in verschiedenen Emissionennachzusuchen, und die Verzinsung und sonstigen
Modalitäten festzusetzen,"

Der Prol'inzilll'Verwalllinsssmth.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Lllndtags-Marschall.

Nr. 22.

Düsseldorf, den 23. Mm 1885.

Referat,
betreffend

die Ausdehnung der Entschädigung resp, der Zwangsversicherung gegen Viehseuchen
und die Einrichtung einer provinzialen Versicherung oder Rückversicherung.

Anläßlich einer Petition des RheinischenBauernvereins, betreffendEntschädigungfür
die an Milzbrand fallenden Thiere, beschloß der 29. Provinzial-Landtag in der Sitzung vom
7- Dezember 1883, den Provinzial-Verwaltungsrath zu beauftragen, die erforderlichen Ermittelungen
anzustellen und dem nächsten Provinzial-Landtagc darüber Bericht zu erstatten, ob

1. im Wege der Abänderung der Gesetzevom 23. Juni 1880 und 12. März 1881
eine weitere Ausdehnung der Entschädigung resp, der Zwangsversicherung gegen
Viehseuchen anzustreben,oder

2. von Seiten des Prouinzial-Verbandeseine auf Gegenfeitigkeit beruhende Viehversicherung
für die ganze Provinz in's Leben zu rufen, oder endlich

3. eine Rückversicherung für die bestehenden und neu zu gründendenViehladen innerhalb
der Provinz zu bilden sei.

Nachdem dieser Beschlußdem Landes-Direttor zur weiterenVeranlassungmitgetheilt war,
wurden zunächst die Behörden der anderen preußischen Provinzial-Verbände unter Mittheilung
obiger Fragepunkte um eine Aeußerung ersucht, ob sich iu diesen Provinzen das Bedürfniß zum
Erlasse von Anordnungen, bezw Schaffung von Einrichtungen der gedachten Art herausgestellt
habe, und ob und eventuellnach welchen Richtungen bezügliche Verhandlungen bereits gepflogen
worden seien.

17



13U

Die eingegangenenRückäußeruugensind im Wesentlichen verneinend ausgefallen.
Bei der Wichtigkeit und dem hohen Interesse der in Rede stehenden Angelegenheitsind

dieselben in der Anlage ^, mitgetheilt.
Eine in ähnlicher Weise an den Präsidenten des landwirthschaftlichen Vereins für Rhein-

preuhen und an den Vorsitzenden des RheinischenNauernvereins gerichtete Anfrage hatte den
Erfolg, daß Seitens des ersteren die bezüglichen Verhandlungen des Königlichen Landes-Oekonomie-
Kollegiums vom 3. und 4. März 1884 eingesandtwurden, welche zur Lösung der zu 1 gestellte»
Frage schätzenswerthe Beiträge enthalten.

Sodann wurden endlich noch durch Vermittelung des Herrn Oberpräsidenten statistische
Nachweiseüber die sämmtlichenin der Provinz bestehenden Orts- resp. Kreis-Viehversicherungs-
vcreiue eingezogen,wobei im Wesentlichen das in dem Werke von A. Jäger i „Zustand nnd
Wirksamkeitder Viehversicherungs-Genossenschaftcn in der Nheinprovinz" angewendeteSchema zn
Grunde gelegt wurde. Das Resultat dieser Erhebungen ist in dem besonders anliegenden
Heftchen mitgetheilt.

In dieser Beziehung sei hier von vornherein bemerkt, daß die Seitens der einzelnen
Vereinsvorstände mitgetheilten Nachweise vielfach lückenhaft und ungenau gewesen sind, so
daß dieselben durch zahlreiche Rückfragen nnd selbst durch diesseitige Konklusioneu,soweit als
möglich, ergänzt werden muhten. Die mitgetheilte Zusammenstellunghat daher vorwiegendnur
den Werth, daß sie ein Gesammtbild des in der Provinz bestehenden Orts-Viehversicherungswesens
darbietet, wobei für die Richtigkeit, Klarheit und Genauigkeit im Einzelnen nicht überall einge¬
standen werden kann. Im Uebrigen wird auf das Ergebniß dieser Statistik an geeigneter Stelle
zurückgegangen werden.

Was die erste Frage anlangt, ob im Wege der Abänderung der Gesetze vom 23. Juni 1880
und 12. März 1881 eine weitere Ausdehnung der Entschädigung resp, der Zwangsversicherung
gegen Viehseuchen anzustrebeusei, so muß zunächst hervorgehobeu werden, daß die Geldbeträge,
welche auf Grund obiger Gesetze für auf polizeiliche Anordnung wegen Rotz- oder Lungenfeuche
getüdtete oder nach dieser Anordnung an der Seuche gefallene Thiere gezahlt werden, nicht den
Charakter von Versicherungsgeldern,sondern von Entschädigungentragen, welche wegen einer im
öffentlichen Interesse erforderlichen, in die Privatinterefsen eingreifenden polizeilichen Anordnung
traft gesetzlicher Bestimmung zu leisten sind. Diese Entschädigungensind völlig analog denjenigen,
welche wegen einer Expropriation gewährt werden. Die zur Bestreitung dieser Entschädigungen
von den Viehbesitzern zu erhebenden Beiträge haben nicht den Eharakter von Versicheruugsprämien,
sondern von Abgaben. Während bei der Versicherung nur für solche gefallenen Thiere Erfatz
geleistet wird, welche wirklich versichert waren, muß die Entschädigung der wegen Rotz oder
Lungenseuche geschlachtetenThiere auch dann gezahlt werden, wenn dieselben in den Verzeichnissen
des abgabepflichtigenVieh's nicht aufgeführt sind, und sonnt die Abgabe von ihnen nicht erhoben
ist. Diese Grundsätze sind bereits ansführlich entwickeltin den Erläuterungen zu dem Entwürfe
der jetzt geltendenVorschriftenüber die Aufnahme und Fortfübrnng der Verzeichnis des abgabe¬
pflichtigen Pferde- und Viehbestandes vom 10. April 187<i. Daß sie auch von der Staats¬
behörde getheilt werden, ergibt sich aus den Aeußerungen des Geheimen Ober-Regiernngsraths
Neuer in den oben bereits erwähntenVerhandlungendes königlichen Lai^es-Oekonomie-Kollegiums.
Derselbe sagte: „Ich möchte nur bemerken, daß ein großer Unterschied besteht zwischender
Entschädigung,die das Reichs-Seucheugesetz festsetzt für Rotz und Lungenseuche, und der Entschä¬
digung, die hier gewünscht wird. Bei Rotz und Lungenseuche tritt die Tüdtnng als ein polizeilicher
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Zwang auf und nur für Vieh, da° auf polizeiliche Anordnung getödtet worden oder nach solcher

Auorwm? 3, wird entschädigt, Es wird also gleichsamfür die E.propnation des Vieho,
welche der S aat im Interesse des Allge.neinwohlsvormmmt, eme Entschädigunggewahrt. Beun
MWrau ^a en" M de Tod des Thieres »ls ein Zufall ein, den der Besitzer nach allgemeinen
33^ hat; ein polizeilicher Zwaug w Interche des Gemeinwohls, der emen
Ausvruchauf Entschädigungbegründen konnte, wird mcht ausgeübt.

A rnach rgibt sich, daß die Einbeziehung der Versicherung von an anderen Seuchen
als Rotz und "nngenkmnkheit gefallenen Thieren, bei welchen eine polizeilicheAnordnung der
nl Rotz und ^ "^ "N ^ ^ ^ . ^,„ 23. Juni 1880 bezw. uom 12. März 1881 ,uit

'" lelsw'dm Vergütung nicht vereinbar fchei.it

da in diefen Gesetzen nicht von einer Versicheruug, sondern von e,ner Entschadiguug wegeu

'"'^M^^^mlch^^ stehen einem solchen Vorgehen entgegen. In dieser
« - . c. . .^ >,.v .'«nannte Neaierungskommiar am ange iihrten Orte bezüglich des

N^^ besonderen Fonds für Milzbrand-Eutschädigmig
durch Eiuz^iehü? von besonderenAbgaben bei Gelegenheit der für .uugenfeuche zu erhebenden

Abgaben f"gmdernmhen: ^^^^^ ^^ ^^^^^^ ^^ ,^ ^^^^^. ^ zur Entschädigung
^v MiKbrandverluste gebildet werde, so läßt sich ja durch gesetzlicheBestimmung

e^^ ^Versicherung sür Milzbrand begründen, wie solche für die
besteht. Ich glaube aber, daß eiuem solchen Borge en aus dem

W ae" Gesetzgebungdoch Bedenken entgegenstehen. Einmal sind die Verlufte
b? Milzbrand ün Allgemeinen gering und betreffen in der Regel nur wenige
O ttckaft Vo.i de,n fast eine Million Häupter zähleudeu Rindviehstaude der
M inv ovinz fallen i,n Durchschnittder letzten 5 Jahre an Milzbrand jährlich etwa
3 SMckw .3 mehr als höchstens 50 Ortschaften. In allen übrigen Ortschaften
^ ^nin. kommen Milzbrandfälle unter dem Rindvieh fast memals vor. Es wurde

^ e7n « nm die Besitzer von etwa 990 000 Stück Rindvieh durch den

E^i ^Ge^ zw 'gen wollte, Beiträge zn geben, um deu Besitzern von vielleicht
in deren Gehöften bisweilen Milzbrand auftritt, Entschädig

10 000 ^iuci ^,wu ^ bedeutende Schwierigkeiten der Ausführung

e?bH^ ^e s^ll die doch unvenneidlicheAbschätzung der
Das Thier, welches kurz nach er be.nerk ar auftreten m

^yrere vuig vermieden werden soll — sobald als möglich
h s ' "h zerkocht oder tief eingegrabenwerden. Wann soll

7^2 ^7tmn 'uud wann soll die Feststellungvorgenommenwerden, daß wirklich
Wollte man in jedem Falle die Feststellungder Todes-

msT d^ Nierarzt ausführen lasseu
Schätzung durch behördlich
3n, was doch kaum zu vermeidensein wird, dann wur^den wahrschnnlich rm Durch-
scknit mebr als 24 oder 48 Stunden vergehen, ehe das Thier uuschadlichbeseitigt
werden wnn. Die Ansteckungsgefahr,die durch die Verlängermrg des Bleibens des
Kadavers über der Erde entsteht, ist aber so groß, daß ich schon aus vetermar-
^eilichen Bedenkenglaube von dem Erlasse eines die Entschädigungfür Milzbrand-
Verluste bezweckendenGesetzes abrathen zu sollen." ^ ^
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Nach diesen AMführnngen und in Anbetracht, daß da« Gesetz vom 23. Juni 1880 ein
Neichsgesetz ist, bei dessen Abänderung auch die übrigen Staateil des deutschen Reiches zu bethei¬
ligen sind, wird wohl darauf verzichtet werden müssen, auf dem unter Nr. 1 vom Prouinzial-
Landtage angedeutetenWege weiter vorzugehen.

Anlangend den zweiten Punkt, nämlich Begründnng einer auf Gegenseitigkeitberuhenden
Viehversicherungfür die ganze Provinz von Seiten des Provinzial - Verbandes, dürften folgende
Erwägungen Platz greifen:

Wenn auch, wie die Statistik ergibt, die Orts-Viehversicherungin der Rheinvrouinz seit
1881 stetig zugenommenhat, so ist doch nicht zu verkennen,daß die Viehuersicherunguoch nicht
den Umfang angenommenzu haben scheint, als dieses im Interesse der Landwirthschafterforderlich
ist. Nach den statistischen Nachrichten sind bei den Lokal-Viehuersicherungsuereinenpro 1883 p. p.
130 000 Stück Rindvieh versichert, während nach der Viehaufnahme für dasselbe Jahr die Zahl
der Rinder z». p. 954 000 beträgt. Wie viele von diesen bei Privat-Versicherungsgesellschaften
versichertsiud, entzieht sich der Vcnrtheilung; es darf aber angenommenwerden, daß für einen
beträchtlichenTheil eine Versicherung überhaupt nicht besteht. Dieses spricht aber noch nicht
unbedingt für die Bildung einer provinzialen Viehversichcrnng, Denn hierzu mühte noch der
Nachweis erbracht werden, daß es auch an Gelegenheitzu einer zweckmäßigen Versicherungin der
Provinz fehlt. Nei der großen Zahl der bereits bestehenden Orts-Viehversicherungsvereine,denen
noch eine Anzahl solider und leistungsfähiger Privat - Versicherungsgesellschafteil hinzutreten, und
bei der Leichtigkeitder Neubildung weiterer Orts-Viehversicherungsvereinekann ein solcher Nach¬
weis als erbracht nicht angenommenwerden.

Sodann aber stehen der Bildung einer Viehuersicherungauf Gegenseitigkeit für die ganze
Provinz und als einer Prouinzialanstalt die gewichtigsten Bedenkenentgegen.

Zunächst kann die Begründung lind Verwaltung eines solchen Instituts Seitens der
Organe des Provinzial - Verbandes nur kraft Gesetzes oder mindestens kraft einer Allerhöchsten
Kabinetsordre unternommen werden. Die Organe des Provinzial - Verbandes sind nicht, wie
diejenigender allgemeinen Staatsverwaltung, berechtigt,in irgend eine beliebige amtliche Thätigkeit,
welche dem Gemeinwohlder Provinz frommt, einzutreten, oder solche Aufgaben in den Bereich
ihres amtlichenWirkens zu ziehen, welche ihnen nicht überwiesen sind. Es würde zu weit führen
lind eine Darstellung der gesammtenhistorischen Entwickelungder Selbstverwaltung in der Nhein¬
vrouinz erfordern, wenn hier für alle einzelnenGebiete, worauf sich die amtliche Thätigkeit der
provinzialständischenOrgane thatsächlich erstreckt,der Nachweis geführt werden sollte, daß jedes
derfelbendurch ein besonderesGesetz oder mindestens durch eine KöniglicheKabinetsordre dem
Provinzial-Verbande überwiesenist. Von der Berathung und Begutachtung von Gesetzentwürfen
an, welche durch das Gefetz vom 5. Juni 1823 wegen Anordnung der Provinzialstände den
letzteren bereits zugetheilt sind, bis zur Unterbringung der verwahrlostenKinder nach dein Gesetze
vom 13. März 1878 haben alle Zweige amtlichen Wirkens in der provinzialständischen Verwaltung
ihre Basis entweder in einem Gesetze oder in einer Königlichen Kabinetsordre.

Fernerhin würde man sich darüber fchlüfsig zu machen haben, ob man eine solche auf
Gegenseitigkeitberuheude Virhversicherungmit obligatorischen,Anschluß will, oder nicht. Znr
Bildung einer mit obligatorischemNeitrittszwang ausgestatteten Viehuersicherungwürde jedenfalls
eine Königliche Kabinetsordre nicht genügen, fondern ein Gefetz erforderlichfein, dessen Zustande¬
kommen sehr zweifelhaftwäre; außerdem würde eine solche Anstalt die sämmtlicheilauf genossen-
fchaftlicher Selbsthülfe beruhendenund wenigstenszum Theil sehr förderlich wirkendenOrts-Vieh-
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vcrsicherungsvcreinevernichten. Beim Ausschlüsse des Bcilrittszwangs würde aber die Gefahr
nahe liegen, daß die schlechtenRisiken der provinziellenVersicherungsgesellschaft zufielen, während
die guten »nd soliden Lokal-Versicherungsvereine bestehen bleiben und weiter fungircn.
Dadurch würde eine Konkurrenz zwischen der vrovinzialen Viehuersicherungsanstaltund diesen
Trtsvereinen entstehen, welche, was wenigstens die Billigkeit der Verwaltung, die Kontrole
der Versicherten und die Höhe der Prämie anlangt, wahrscheinlichzu Ungunsten der ersteren
ausfallen dürfte.

Was aber vor allen Dingen der Bildung einer solchen Versicherungsgesellschaft für die
ganze Provinz entgegensteht,das liegt in der Art und Weise der Verwaltung, welche für ein
solches Institut erforderlichist. Hierzu würde ein ganz neuer umfangreicherVerwaltungsapparat
eingerichtet und eine fehr große Zahl von Beamten angestellt werden müssen, und zwar solche,
welche theils in der Versicherungstechnik bereits geschult sind, theils die VeterinärenFachstudien
durchgemacht haben. Bei der Viehversicherungbringt es die Natur der Sache mit sich, daß eine
mehrmalige Abschätzung der Thiere in jedem Jahre vorgenommen werden muß, da der Werth
derselben namentlich bei«, Rindvieh, im Lanfc des Jahres wechselt, daß daher die Versicherung«-
objektc mit schwankenden Versicherungswerthenuud schwankenden Prämien zu Buche stehen.
Hierzu kommt daß in den meistenFällen auch noch der Kadaver einen gewissen, besonders abzu¬
schätzenden Nuhungswerth hat. Ebenso, wie der Werth des einzelnenThieres, wechselt auch der
Viehbestanddes einzelnenBesitzers im Laufe des Jahres, so daß eine beständigeVerschiebung
und Veränderung in den Versicherungsobjekten vor sich geht. Die Fragen der Verschuldungoder
NichtVerschuldung des Versicherers, die von demselben zu verlangenden Anzeigen und Vorsichts¬
maßregeln die ZuzuführendenKontrollenund zahlreichen Abschätzungen, sowie eine ganze Reche
anderer Detailfragen machen das Vichversicherungswesenzu einer äußerst verwickeltenund
umständlichenAngelegenheit, welche ^n räumlich begrenzten, von dem Interesse aller Betheiligten
getragenen und kontrollirtenVereinen sehr wohl verwaltet werden kann, jedoch in einem großen
Institut für die ganze Provinz konzentrirt, den erheblichstenSchwierigkeitenbegegnen müßte.
Aus allen diesen Umständen läßt sich leicht ermessen,daß die Einrichtung einer Viehversichernng
für die ganze Provinz einen bedeutendgrößeren Apparat und eine sehr viel größere Zahl von
Beamten erfordern würde, als die bestehende Provinzial-Feuer-Soeietät besitzt. Dabei würde es
noch immer eine offene Frage bleiben, ob nicht die Natur der Sache gerade aus diesem Gebiete
eine möglichste Decentralisation erheischt, und ob eine derartige für die ä«"^ Promnz bestehende
von oinem Eentralpunkte geleiteteund mit einem gewissen Maße büreaukratischerSchwerfälligkeit
overirende Versicherungsgesellschaft überhaupt in, Stande ist, den an sie gestellten Anforderungen
gerecht zu werden. ^ , - c«-^ ^ i- ^

Endlich ist noch der dritte Fragepunkt zu erörtern, ob eme Rückversicherungfür die
bestehendenund neu zu gründenden Viehladen innerhalb der Provinz zu bilden sei. In dieser
Beziehung weiset die in »er Anlage beigefügte Statistik ein überraschendes Bild von vielgestaltiger
und weitverzweigter korporativer Selbsthülfe auf dem Gebiete der Vrehversicheningant. Es
bestehen Hiernach in der ganzen Provinz (1883) im Ganzen 78. Orts-Viehver,icherii>igsveren>e,
darunter 693 für Rindvieh. Die Zahl der hierbei versicherten Rmder ist p. p. 130 000 nnt emer
Gesammt-Versicherimgssummevon etwa 25 000 000 M. Die Versicherungsprämienbelaufen sich
im Hüchstbetrage auf I?,«5°j°, durchschnittlich auf I,«5°/°. MehrereVereine haben m 1883 keine
Prämien zu erheben brauchen. Die meisten Vereine haben einen mehr oder minder großen
Kllssenbestand resp. Reservefonds.
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Die Zahl der versicherten Rinder ist seil dein Jahre 1881 bis znm Jahre 1883 von
p. p. 120 000 auf p. p. 130 000, die Versicherungssunnue in demselben Zeitraum von
I>. i). 21500 000 M. auf ;,. p. 25 000 000 M. gestiegen.

In diesem lichtvollen Bilde finden sich aber auch tiefe Schatten, Die Ortsvercine sind
räumlich vielfach zu beschrankt lind daher größerenUnglücksfällennicht gewachsen. Die Erfahrung
zeigt, daß häusig fchwer empfundeneNachzahlungenvon Prämien erforderlichwerden und trotzdem
mag mancher Verein nicht im Stande sein, seinen Verpflichtungenjederzeit ganz oder sofort gerecht
zu werden. Alsdauu tritt die Nothwendigkeitein, zu Stundungen oder Ratenzahlungen überzu¬
gehen, ein Verfahren, wodurchder Zweck der Versicherung,welcher darin besteht,dein Versicherten
sofort die Vaarmittel zum Ersatz des gefallenenThieres zu verschaffen,vereitelt wird. So ist
es gekommen, daß neben den zahlreichen recht blühenden soliden und leistungsfähigen Vereinen
doch auch nicht eine unerhebliche Zahl solcher steht, welche ein kümmerlichesDasein fristen, uud
jedenfalls bei der ersten allgemeinenKalamität zum Schaden der Versicherten zusammenbrechen.
Es läßt sich daher nicht verkennen, daß für viele der gedachten Vereine eine Rückversicherung
angezeigt, ja sogar geboten ist. Es ist nur die Frage, ob ciue solche Rückversicherung Seitens
der Organe des Prouiuzial-Verbaudes als Provinzial-Institut anzustrebenist, oder ob man nicht
vorzieht, auch hier der Selbsthülfe, freien Spielraum zu lassen, indem man es den Vereiueu
überläßt, sich bei einer großen und solventen Versicherungsgesellschaft,deren mehrere enstiren,
rückzuversichern, oder unter sich einen größeren über einen bestimmtenBezirk sich erstreckenden
Rückvcrsicherungsverbandzu schaffen, nach Analogie der für die gefammtcn Naiffeisen'schen
Darlehnskasscnuereinebestehenden Eentraldarlehnskasscin Neuwied. Den Weg der Rückversicherung
bei einer leistungsfähigengroßen Versicherungsgesellschaft hat der Vorstand des laudwirthschaftlicheu
Vereins für Rheinpreußcn in's Auge gefaßt, indem er mit der Rheinischen Vichuersicherungs-
gcsellschaft einen hierauf bezügliche,,Vertrag geschlossen und die Ortsvereine eingeladenhat, bei der
genannten Versicherungsgesellschaft Rückversicherungzu nehmen (oonf. Nr. 25 der Zeitschrift des
landwirthfchaftlichcn Vereins von, Jahre 1884). Danebenkann die Gründung eines Rückversicheruugs-
uerbandcs für folche Vereine, welche nicht gesonnensind, dieser Einladung Folge zu leisten, sehr
wohl bestehen bleiben, und es würde gewiß eine große Erruugenschaftsein, wenn ein solcher Verband
auf dem Wege der Freiwilligkeit und genossenschaftlichenSelbsthülfe in's Leben gerufen würde.

Denn das läßt sich nicht in Abrede stellen, daß die Bildung und Verwaltung einer
solchen Nückversichcrungsnnstaltdurch die Organe des Provinzialverbandes uud als ein proviuzial-
ständisches Institut großen Bedenkenunterliegt und fast mit allen den Schwierigkeitenzu kämpfen
haben würde, welche oben bezüglich der Schaffung einer direkten provinziellenViehuersicherungs-
gesellschaft auseinandergesetztsind. Zunächst würde man sich hier auch wieder darüber Muffig
zu mache,, haben, ob eine folche Rückuersicherungsanstaltfür sämmtliche Viehladen obligatorisch
sein soll oder nicht. Im ersten Falle würde der Erlaß eines besonderen Gesetzes nothwendig
sein, und daher die Regelung der ganzen Angelegenheitin weite Ferne gerückt und an von den
zunächst Betheiligten unabhängige Faktoren geknüpft werden. In, zweiten Falle würde jedenfalls,
wie oben bereits ausgeführt ist, eine KöniglicheKabinetsordre extrcchirt werden müssen. Bei einer
provinzialen Nückuersicheruugsanstaltohne obligatorischenEharakter würde aber die Gefahr nahe
liegen, ja mit Sicherheit eintreten, daß sich die soliden, leistungsfähige»Viehversicheruugsvereiue
nicht anschließen und nur die schwachen insolventenRückversicherung nehmen, wodurchdann wieder
die Grundlage der ganze,, Rückuersicherungsanstaltin Frage gestellt würde. Denn es ist eine
eigenthümlicheErscheinung,daß die Vorstände der in der Provinz bestehende» Vichladen, obwohl
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sie bei Aufnahme der statistischen Nachweise über das Bedürfniß der Rückversicherung ausdrücklich
befragt sind, diese Frage durchgehend verneinen. Der Grund diefer mit einer merkwürdigen
Nebereinstimmungabgegebenen Meinungsäußerung liegt wohl darin, daß beim rheinischen Bauer
das Prinzip der Selbsthülfe und die Zurückhaltung gegenüber einer noch unbekannten neuen
Einrichtung stark ausgeprägt ist, und daß man sich in diesen Kreisen über die Gefahren, welche
eine allgemeineViehseuche über die Vereine verhängen kann, einer großen Täuschung hmgiebt.
Die Bekämpfung dieser Gesinnung, resp, dieser Vorurtheile würde diesseitigenErachtens durch
die amtlichenOrgane eines Piouinzial-Rückversicherungsinstitutsschwierigersein, als durch die
Organe eines durch Standesgenossen zu schaffende» auf freier genofsenfchaftlicher Grundlage
beruhenden Rückversicherungsverbandes,oder einer soliden von Fachleuten verwalteten Pnvat-
Versicherungsgesellschaft, zumal, wenn derselben — wie oben mitgetheilt — die Befürwortung
großer und einflußreicherlandwirtschaftlicher Korporationen zur Seite steht.

Anlangend die Verwaltung einer prouinzialständischenMckuersicherungscmstalt,so würde
dieselbe zwar nicht so komplizirtsein uud nicht ein so zahlreiches Heer neuer Beamten erheischen,
nls dieses bei Bildung eines direktenViehversicheruugsinstitutsder Fall sein würde. Indessen
wird auch hier das Maß der der Zentralstelleneu hinzuwachsenden Arbeiten bei den zahlreichen
kleinen in der Provinz bestehendenVereinen ein sehr großes sein, und würde diese Art der
Thätigkeit, was nicht zu übersehen ist, wegen der eigenthümlichen Natur des Versicherungsgeschaftes,
doch nur von in dem Versicherungswesen geschulten Beamten mit Erfolg ausgeübt werden können.
Die Schwierigkeitender Verwaltung würden noch durch den Umstand vermehrt werden, daß die
gedachten Vereine durchaus uicht als glcichwerthigzu betrachten, sondern sowohl hinsichtlich ihrer
Statute», als auch hinsichtlich der Verwaltung und des dabei vorhandenen Risikos durchaus
heterogener Natur sind. Unter Berücksichtigungdieser entgegenstehendenBedenken und des
Nmstandes, daß der angestrebteZweck auch ans anderem Wege erreicht werden kann, als durch
die Einrichtung einer provinzicilenRückversicherung,kann der Provinzial-Verwaltungsrath d,e
Einrichtung einer provinzialständischenRückversicherung für die in der Provinz bestehenden Meh-
«ersicherungsuereineebenso wenig, wie die Gründung einer direktenprovinzialständischenV,eh-
versichernng bei,» hohen Landtage befürworten.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

Anlage ^V. Berlin, den 11. Januar 1884.

Der Landes-Dircttor der Provinz Brandenburg.
I.-Ni. 121 c>.

daß in diesseitiger Provinz ein Bedürfniß zur Ausdehnung der auf deu Viehseucheu-Gesetzenvom
23. ^uni 1880 und 1^. März 1881 beruhenden Entschädigungoder auf Einrichtung emer gegen¬
seitigen Viehuersicherungoder Vieh-Rückversicherung sich nicht geltend gemacht hat und daß die
Annahme, als beabsichtigen die vorerwähnten Viehseucheu-Gesetzeeine Viehversicherungmeinerseits
i>» Einverständnissemit dem Provinzial-Ausschußnicht anerkannt wird.

Der Landes-Direktor.

^Unterschrift.)
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Stettin, den 12. Januar 1884.

Der Landes-Direktor der Provinz Pommern.
III ». I.-Nr. 224.

daß in hiesiger Provinz
»ä 1. nur VereinzelteBestrebungen, die Versicherung auf die von der Pockenseuche

befallenenSchafe auszudehnen, hervorgetreten, dahin zielendeAntrage aber vom
Provinzial-Landtage mit überwiegenderMajorität abgewiesensind;

uä 2. weder Wünschelaut geworden noch Material für ein derartiges Vorgehen gesammelt
ist, weil anscheinend, zur Zeit wenigstens, ein Bedürfniß nicht vorliegt und

»ä 3. eine gegenfeitigeRückversicherungder einzelnenVerbände ansgesckilossenist, weil
hinsichtlich der Versicherunggegen den Rotz der Pferde :c, und die Lungenseuche
des Rindviehes die Provinz ein einheitlichesGanzes bildet, daß aber eine Rück¬
versicherungbei etwa bestehenden Privatgesellschaftennach den bekannt gewordenen
Erfahrungen kaum zu empfehlenfein dürfte.

gez.: Freiherr von der Goltz.

Wiesbaden, den 12. Januar 1884.

Der Landes-Direktor.
Iouin.-Nr. III. 341.

daß bis jetzt im Bezirk des hiesigenlommunalständischenVerbands Bestrebungen, welche auf die
Erweiterung der gesetzlichenEntschädigungsverpflichtungdes Verbands für durch Viehseuchen zu
Grunde gegangene Thiere oder auf die Gründung einer öffentlichen, auf Gegenfeitigkeitberuhenden
Niehversicherungfür den ganzen Bezirk gerichtet gewesenwären, in keiner Weise hervorgetreten
und daher auch Verhandlungen hierüber nicht gepflogenworden sind.

gez.: Sartorius,

Königsberg, den 14. Januar 1884.

Der Landes-Direktor der Provinz Ostpreußen.
Iomn.-Nr. 17898.

daß in hiesiger Provinz Wünsche zu einer weiteren Ausdehnung der durch das Gesetz vom
12. März 1881 auferlegten Entschadigungspflichtfür Viehfeuchenbisher nur vereinzelt hervor¬
getreten sind, und daß so wenig hierüber als über die Bildung eines Viehversicherungsverbandes
auf Gegenseitigkeitoder über etwaige von den Viehentschädigungsfondszu nelnnendeRückver¬
sicherung Verhandlungen gepflogenworden sind.

gez.: von Saucken-Tarputschen.
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Merscburg, den 15. Januar 1884.
llandes-Direktorder Provinz Sachsen.

I°urn.-Nr. Illb. 51/84.
zc.

daß sich in hiesiger Provinz das Bedürfniß zum Erlasse von Anordnungen, bezw. Schaffung von
Einrichtungenzum Zwecke der Gewährung von Entschädigungenfür die an Milzbrand fallenden
Thiere durch den Provinzial-Verband bisher nicht herausgestellthat, und bezüglicheVerhandlungen
hier daher auch nicht gepflogen sind. Der Landes-Dnektor:

gez.: Graf von Wintzingerode.

Danzig, den 18. Januar 1884.
Der Landes-Direktorder Provinz Westpreußen.

Iourn. 0. Nr. 605.

daß in der Provinz Westpreußensich ein Bedürfniß zum Erlasse von Anordnungenbezw. Schaffung
von Einrichtungen der mitgetheilten Art, betreffend die Abänderung bezw. weitere Ausdehnung
des Viehseuchen-Gesetzesnicht herausgestellthat.

In Vertretung:
gez.: Fuß.

Kiel, den 24. Januar 1884.
Landes-Direktoratder Provinz Schleswig-Holstein.

I.-Nr. g« I.
:c.

daß ein Bedürfniß zur Errichtung einer Viehuersicherungnach dieser Richtung hin bisher hier
nicht laut gewordenist, welches nicht darin seinen Grund hat, daß die Erkrankung an Milzbrand
hier seltener als anderswo vorkommt,sondern darin, daß zahlreiche, auf Gegenseitigkeit beruhende
Versicherungsanstaltenunter den ländlichen Bewohnern, sogenannte Schweinegilden,vorhandensind,
und deren Vorhandenseinein Bedürfniß nach einer provinziellenAnstalt nicht aufkommenläßt.

Landes-Direktoratder Provinz Schleswig-Holstein:
gez.: von Ahlefeld.

Posen, den 24. Januar 1884.
I.-Nr. 74/64.

daß sich seither in der hiesigen Provinz das Bedürfniß zum Erlasse von Anordnungen der aä 1
bis 3 erwähnten Einrichtungennicht herausgestellthat.

ProvinzialständischeVerwaltungskommission:
(Unterschrift.)

18
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Hannover, den 28. Januar 1884.
Landes-Direktorimnder Provinz Hannover.

Nr. 5791.

daß in hiesiger Provinz bislang nur eine Ausdehnung der Entschädigungsgewährungfür Vieh,
welches einer Seuche halber getödtet worden, in der Richtung in Frage gekommen ist, ob im
Anschlußan die Vestimmnngdes §. 22 des preußischenGesetzes vom 12. März 1881, betreffend
die Ausführung des Neichsgcsetzes vom 23. Juni 1880, in unserer Provinz eine Entschädigung
für die an der Pockenseuche gefallenenSchafe gewährt werden folle.

Der letzte Hannoverische Provinzial-Landtag, welcher sich mit der Angelegenheit beschäftigte,
hat die Bildung eines solchen EntschädigungLverbandesfür nnfere ganze Provinz nicht für angezeigt
erachtet, aber in Rücksicht auf die besonderenVerhältnissedes der Provinz angehörendenFürsten¬
tums Ostfriesland und die aus diefem Landestheile,laut gewordenenWünscheden provinzial-
ständifchen Verwaltuugsausschußbeauftragt, wegen der Nildung eines Verbandes zur Entschädigung
für an der Pockenseuche gefalleneSchafe für Ostfriesland mit der Königlichen Staatsregierung
nnd dein Ostfriesifchen Landschaftskollegium in Verhandlung zu treten.

Das Landes-Direktorimn:
gez.: N. vou Bennigfen.

daß in diesseitigerProvinz Bestrebungen,im Wege der Abänderungder Gesetze vom 23. Juni 188N
und vom 12. März 1881 eine weitere Ausdehnung der Entschädigung resp, der Zwnngs-
versicherunggegen Viehseuchen herbeizuführen, nicht vorhanden sind oder wenigstensbislang keine
Gestalt gewonnenhaben

Bald nach dem Erlaß der beiden gedachten Gesetzesind Erhebungen darüber angestellt
worden, ob ein Bedürfniß zur Uebertragungder aus der Pockenfeuche der Schafe erwachsenden
Verluste auf den Prouinzial-Verband nach Maßgabe des 8. 22 des Gesetzes vom 12. März 1881
anzuerkeuuensei. Der Provinzial-Ausschuß und in der letzten Sitzung auch der Provinzial-
Landtag haben diese Frage schließlich verneint, weil durch die stattgehabten Erhebungen für
festgestelltangesehen werden konnte, daß an sich der Schaden, der durch die Pockenseuche der
Schafe angerichtet wird, in unserer Provinz von keinem erheblichenUmfange ist, und weil
angenommenwnrde, daß die Besitzer von Schafen, meistens größere Grundbesitzer, eher in der
Lage sind, sich gegen diese Schäden selbst zu schützen.

Ferner ist dem Provinzial-Ausschuß infolge einer äußerlich gegebenen Anreguug
Gelegenheit gegeben worden, zu der Frage Stellung zu nehmen, ob die Uebernahme einer
Entschädignngspstichtdes Staats oder der Provinz für trichinös befundene Schweine
anzustreben sei. Der Provinzial-Ausschuß hat sich auch dieser Frage gegenüber ablehnend
verhalten, weil nach seiner Ansicht die nach der Viehseuchengesetzgebung zu gewährendeEntschädi¬
gung theils durch den im allgemeinenInteresse angeordnetenEingriff in das Privateigenthum,
theils und hauptsächlichdurch die zur Verhütung weiterer Verbreitung einer übertragbaren
Seuche gebotenenAbwehr- und Unterdrückungsmahregelnihre Begründung findet, die Trichinosis
der Schweine aber nicht zu den übertragbaren Seuchen der Hausthiere im Sinne der gedachten
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Gesetzgebunggehört während andererseits die Errichtungeiner provinziellen Anstalt zur Ver¬

jüng ege55 Trichinosis der Schweine entstehendmVerluste vor emer anderwnten
gesetzlichenRegelung des Versicherungswesens nicht angezeigterscheme.

Nreslau den 28. Januar 1884. .,
^reslllu, >) ^^ Landeshauptmann von Schlehen:

gez.: von Uthmann.
V. 542

daß der ständische Verwaltnngsausschuh ein Bedürfnih zur Erweiterung des Wirkungskreisesder
Provinzial-Vertretung nicht anerkannt hat.

Vodelfchwing, den 17. März 1884. ^ Landtags-Marschall:
gez.: Freiherr von Bodelfchwing-Plettenberg.

Caffel, den 17. März 1884.
Landes-Direktorin Hessen.

Iom'n.°Nr. III. Nr. 130.

n,„,^ ,,.,^ nmnentlich auch auf dem im Jahre 1881 versammelt

«ch«°°„.« »ich, I°« m, ^,/S»!.„ d« »Mchmh °'.»„. w»ch.„ >st.
Lch«m. l«u. °« "" H,,'^ /d., !«!.„ «.r°!,»«.m« d« I,«.«,,».» d°m in »«,..
Z„.ch?'.ch3,dm«153ch°lst,.,d«tz ab« «.ch«.«,„«<» ,« «.«ich.n» d« »«.wwn
Ziels »is M dchi« »ch „>cht »"l<°»» «°"°« >"' ^,^ «^^,.», ,., tz.,.„

gez.: E. von Hundelshausen.

Nv. «3 .

Düsseldorf, den 7. Oktober 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die desimtwe 0r«a,ü!M»„ der N«.er!chulen de, ,ankw.rch!cha!..lich°nVerein,
für Nheinprmßen.

^ '. . ^.l^ 1879 bestehen in der Rheinprovinz -landwirthfchaftliche Winterschulen,
Sert den: ^»hre ^^ "chen ^^ ^ landwirthschaftlichen Verein für Rhein-

deren Zahl gegenwärtig1. b" agt> e ' je eine jährliche

^stütz^^ ", den Schülern die uaturwisse.
18"
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schaftlichen und uolkswirthschaftlichcn Gesetze zum Verständniß zu bringen, welche den praktischen
Betrieb der Landwirthschaft beherrschen, unter stetem Hinweis auf die in dem Schulbezirke
bestehenden besonderenBuden- und Witterungsuerhältnisse. In engem Zusammenhang mit dieser
theoretisch-praktischenAusbildung steht das Wanderlehrthum, welches von der Winterschule ausgehen
und so mit dieser verbunden sein soll, daß der Direktor der Wintcrschule als Wanderlehrer in
andern Jahreszeiten fungirt, die Unterweisung au Ort und Stelle darüber, was, wie und weshalb
etwas geschehen und beobachtetwerden muß, ertheilt, und die Nutzanwendung des theoretisch
Gelernten auf den konkreten Fall gibt.

Von diesen Gesichtspunktenaus, welche sich erst allmälig herausgebildet und seit einer
Reihe von Jahren bewährt haben, ist die jetzige Organisation der Winterschulendurch den land-
wirthschaftlichen Verein erfolgt, und diese so durchgeführteOrganisation verlangt nunmehr aus
dem bisher bestehenden Provisorium in eine definitive Einrichtung übergeleitet zu werden. Ein
definitiver Zustand, welcherfür eine mehrere Jahre umfassende Zeitdauer gedacht ist, erscheint im
Interesse der Wiuterschulenselbst absolut nothwendig, nicht allein aus einem sachlichen Gesichts¬
punkte, sondern namentlichaus dem der Personenfrage.

Die Winterschul - Direktoren müssen gründliche, praktische und theoretischeKenntnisse
besitzen,sie müssen mit Rücksichtauf das Schülermaterial eine ganz eigenartige Methode des
Lehrens anwenden und insbesondere den Unterricht möglichst individualisiren. Die Ansprüche,
welche an ihre geistigeFähigkeit und ihr Wissen sowohl in ihrer Eigenschaft als Direktoren, wie
als Wanderlehrer gemachtwerden, sind fehr große, und umsomehr wird von ihnen ein positives,
auf praktische Erfahrung sich gründendes Wissen begehrt, als die Erfolge unmittelbar die Richtigkeit
ihrer Behauptungen kontroliren. Wenn daher auf der einen Seite tüchtige, praktisch uud theoretisch
geschulte Direktoren erforderlichsind, fo ergibt sich auf der andern Seite die Folge von selbst,
die mit solchen Eigenschaftenversehenen, nicht als provisorischangestelltestets fungiren zu lassen,
sondern ihnen eine definitive Anstellungzu geben. Hierzu kommtder fchon angedeuteteUmstand,
daß der Wechsel in den Personen die nothwendige,längere Verbindung, in welcher die Winter-
schul-Direktorenauch als Wanderlehrer mit ihren Schülern bleiben müssen, vernichten und den
nachhaltigenNutzen nicht erzielen wird; die genaue Kenntniß der Personen, der wirthschaftlichen
Verhältnisse, der Witterungs- und Bodcnbeschasfenheit,des Charakters der Bewohner eines
bestimmtenBezirkes, das auch bei dem theoretischen Unterricht zum Verständniß stets nothwendige
Zurückgreifen und Exemplifizircn auf diese konkreten Verhältnisse, lassen es wünschenswert!),ja
nothwendig erscheinen, einen Wechsel in den Personen möglichst zu vermeiden.

Es könnte bei dem Bestreben dieses Ziel, die Schaffung eines definitiven, dauernden
Zustandes der für die Hebung der Landwirthschaft als nothwendig erkannten Winterschulenzu
erreichen,sich die Frage aufwerfen, ob es nicht zweckmäßigfei, die landwirthschaftlichenWinter-
schulen, wie dies bei sonstigenEinrichtungen geschehen ist, in provinzialständische Anstalten
zu verwandeln.

Der Provinzial-Verwaltungsrath hat geglaubt, diese Frage verneinen zu sollen und zwar
aus mannigfachenMotiven, von welchen folgende in der Kürze hervorgehoben werden. Wenn
den Wintcrfchulcnder Eharakter der provinzialständischen Anstalten beigelegtwird, so ist die noth¬
wendige Folge, daß der jetzt ziffermähig fixirte Zuschuß sich nicht mehr als Zuschuß darstellen
kann, sondern daß die Provinz die Schulen mit dem ganzen Apparat auf eigene Kosten unter¬
halten muß. Daß sich hierdurchsofort die Auslagen bedeutenderhöhen werden, unterliegt keinem
Zweifel, ebensowenig wie der Umstand, daß die Ansprüche von Jahr zu Jahr sich mehren, und
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immer neue Geldopfcr von der Provinz fordern werden. Die gegenwärtigenUnterhaltungskosten,
zu welchen die Provinz im Ganzen 45 000 M. zuschießt, stellen, sich wie folgt:

Sitz der Schule.

Moers. .
Odenkirchen
Wülsmth.
Geilenkirchen
Imgenbroich
Zülpich .
Oberpleis.
Heddesdorf
Lutzerath .
Simmern.
Wittlich .
St. Wendel

lHinrichtungs'
kosten Seitens

>dcr Gemeinden,
aufgeblacht

1050
804
460
902
400

1000
1100
1000

400
500
297
675

8 588

Jährliche Auf wend ungen.

Iahres-Ltat.

^

4 730
4 950
4 930
5130
4 930
5 320
5 240
5 320
4710
5 420
4 550
4 790

Gemeinde-
Ausgaben für
Schullolale,

Dienst¬
wohnung,
Heizung.

60 020

350
350
787
472
450
800
500

1400
350
400
635
315

Stipendien
von

Kreisen zc.

6 809

200
450
210
500
660
800

150

40
540

3 550

Im Ganzen.

5 280
5 750
5 927
6 102
6 040
6 920
5 740
6 870
5 060
5 820
5 225
5 645

70 379

Hiernach betragen die jährlichen Aufwendungen gegenwärtig 70379 M. und die Ein-
nchtnngskosten8588 M.

Abgesehen von diesem finanziellenGesichtspunktedürfte es auch fachlich richtiger fein,
die Wintcrschulenals Unternehmungendes landwirthschaftlichen Vereins zu betrachte,,; denn am
Zweckmäßigsten ruht die Organisation, Einrichtung und Aufsicht in praktischen Händen, und wird
am Richtigstenweniger von theoretisch als von in der Praxis und durch die Erfahrung gebildeten
Perfonen geleitet» ebenso würden anch die durch das Wanderlehrthum angestrebtennachhalttgen
Folgen richtiger'durch den laudwirthschaftlichenVerein in systematischerWeise kontrolirt und
beurtheilt werden können, als durch die provinzialständische Verwaltung; gerade die Wanderlehr¬
thätigkeit muß sich an die Organe des landwirthschaftlichen Vereins (Lokalabtheilnngen, Kasinos «.)
«"lehnen und ist ohne eine solche Anlehnung kann, denkbar. Als die Schuleu in Simmer.,,
St. Wendel und Gummersbachnoch direkt von der provinzialständische,, Verwaltung ressortirten,
dagegen die Direktoren in ihrer Wanderlehrthätigkeitder Aufsicht und Direktive des landwirthschaft¬
lichen Vereins unterstanden, ergab sich ein unhaltbarer Zustand, welche,« abgeholfenwerden mußte.«

Wenn nun aus diesen Motiven der Prouinzial-Verwaltnngsrath es ,ncht für angezeigt
gehalten hat, die Winterschulenin provinzialständische Anstalten nmzuwandeln,so hat er sich doch
andererseits nicht der Ueberzeugungverschließenkönnen, daß die provinzialständischeVerwaltung
verpflichtetsei, ihrerseits dazn beizutragen, daß ein definitiv geordneter Zustand herbeigeführt, den
Winterfchul-Direktoreneiue auch für die Zukunft gesicherte Stellung gegeben und sie dauernd den
Anstalten erhalten würden. Anher den, oben Gesagten sei noch besondershervorgehoben,daß zu
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einer dauernden, fruchtbaren Wirksamkett der Schulen Lehr- und DeinonstrationLmittel(Bücher,
Modelle, Tafeln, Apparate, Versuchsfelder, Baumschulen)nothwendigsind, deren Beschaffung bezw.
Einrichtung nur dann lohnend und überhaupt möglich ist, wenn der Bestand der Anstalt gesichert
ist. Desgleichen werden sich auch die Gemeinden oder sonstigen Corporationen nur dann zur
Herlichtung und Ausstattung von Schulräumen, die allen Anforderungen entsprechen, entschließen,
wenn die Schule» den Charakter von dauernden Anstalten erhalten.

In mehreren Schulorten besteht thatsächlichdie Absicht, die erforderlichenSchulräume
käuflich zu erwerben oder neu zu bauen, sobald der Fortbestand der Anstalten gewährleistetist.

Das Resultat vielfacherBefprechungenuud Eonferenzenist der von dem Präsidium des
landwirthschaftlichenVereins eingereichte Entwurf eines Statutes für die Winterschulen, welchen
der Provinzial-Verwaltungsrath dem Provinzial-Landtag uorzulegeu sich beehrt, — Der Provinzial-
Vcrwaltungsrath glaubt nach wiederholter eingehenderPrüfung diesen Entwurf befürworten zu
sollen. Neben den bisher fchou geltenden und sich aus der Praxis als nothwendig ergebenden
Bestimmungen enthält derselbe in zwiefacher Beziehung auch solche, bei welchen die provinzial-
ständische Verwaltung insbesondereinteressirt ist, und welche dahin zielen,

1. daß der bisher seit Jahren gegebene Zuschuß auf eine längere Zeitdauer fest und dann
mit einer Kündigungsfrist zugebilligtwerde (§. 8 der Statuten);

2. daß auf die Winterschul-Direktorendas Reglement, betreffenddie Pensionirung der

prouinzilllständischen Beamtender Rheinprovinz vom ^—^ ------ f^" i ««2 entsprechende

Anwendung finde (§, 10 1. o.), und sie berechtigt sein sollten, der für die Wittwenund
Waisen der vrovinzialstandischen Beamten bestehenden Einrichtungbeizutreten G. 111. «.).

Sowohl die erste als die zweite Bestimmung ist die nothwendigeVoraussetzungeines
dauernden Bestandes der Schulen und der Erhaltung tüchtiger Lehrkräfte an denselben. Wenn
auch der Provinzial-Verwaltungsrath die hierdurchder Provinz aufgebürdete Last nicht verkannt
hat, so hielt er dennoch dafür, die Bestimmungen als nützlich und nothwendig zur Annahme
empfehlen zu müssen, zumal andererseits in dem Entwürfe die Rechte der prouinzilllständischen
Verwaltuug in jeder Beziehung gewahrt und namentlich das Recht, bei der Anstellung, der
Erhöhung des Gehaltes :c. entscheidendmitzuwirken, mit Rücksicht auf die erworbenePensions¬
berechtigung in dem §. 9 I. o. zum Ausdruck gebracht ist. Die vou der Proviuz eventuell zu
zahlenden Pensionsbeträge stehen zu dem von dem landwirthschaftlichenVerein für Rhempreuhen
zu zahlenden Veitrage in demselbenVerhältniß, wie die vou beiden Seiten zu zahlendenSummen
der laufenden Auslagen. Eine besondere Schwierigkeit hat nur der Fall geboten, wenn die
Schulen, was allerdings kaum zu erwarten ist, aufgelöst und die Direktoren von dem landwirth¬
schaftlichenVerein nicht übernommen würden; über diesen Fall sind im §. 10 al. 1 Bestimmungen
getroffen, die nach Ansicht des Provinzial-Verwaltungsraths wohl nicht anders gefaßt werden konnten.

Es beehrt sich demnachder Provinzial-Verwaltungsrath den Antrag zu stellen:
„Hoher Landtag wolle dem vorliegenden Entwurf eines Statuts für die Wiuterschuleu
des landwirthschaftlichenVereins für Nheinpreußendie Genehmigung ertheilen."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.

Wilhelm Mist zu Wied,
Landtags-Marschllll.
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Entwurf eines Statuts
für die

Winterschulendes landwirthschaftlichenVereins für Rheinpreußen.

8- i.
"m^ d?r lmidwirthschllftlichm Winterschulen in Verbindung mit dem Wllnderlehrthum I, Abschnitt

Nt in denlementaren Grundlagen des landwirthscha^
auf die Steigerung der Erträge durch Erklärung der technychen Seiten des Ädnthschaftsbetnebes
un Sinne der durch Wissenschaft und Praxis erzieltenFortschrittepivoh :m Mge.nemen als in
einzelnen Fällen hinzuwirken. Die sittliche und religiöse Drehung der Schuler soll zugleich
Gegenstandder Fürsorge sein. ^

Die landwirtschaftlichen Winterschulen sind Unternehmnngciides landwirthschaftlichen
Vereins für Rheinpreußen.

Die staatliche Oberaufsichtüber die "Winterschulen regelt sich nach dem Nestript der
Herren Minister für Landwirthschaft,Domänen und Forsten, sowie für die geistlichen, Unterrichts-

""' ^3^3"^ vertragene Aufsichtsrechtüber das
sittliche Verhalten der Lehrer und Schüler fowie die Erhaltung von Zucht und Ordnung in der
Schule wird durch den Landrath, welcher den Vorsitz un Ortskuratonum fuhrt, ausgeübt.

Der landwirtschaftliche Verein erhält einen jährlichen Zuschuß von der provinzial-
ständischen^r^m ^^«M. M jede der bestehenden 12 Schulen. Dieser letztere,Zuschuß
st näM a f zugebilligt mit einer dreijährigen gegenfeitigenKündigungsfrist vor
Abla^ nicht erfolgter Kündigung wird der Zuschuß auf feruere 5 Jahre
mit dreijähriger Küudiguugsfristu. s. w. geleistet.

Die Winterschulensind einklassig mit einer Marimalstärke von 30 Schülern.
Der ^Kursus umfaßt zwei Winterfemestervon Anfang November bis Ende März.

§, 6.

Die Aufnahme der Schüler bis zur Maximalstärkegeschieht vor Beginn des Semesters

^ ^"l^Zmgn^^er die mit Erfolg gefchehene Absolvirungder Elementarschule,
2'. die Geburtsurkimde,nach welcher der Anfzunehmende das 15. Lebensphr überschritten

3. da^Wchder Ortsbehorde über den unbescholtenen Leumund,
bei der Anmeldung vorzulegensind. 1. «, ^, ^ ^. «

Disvensation von den vorstehenden Aufnahme-Bedingungenist nur durch Beschlußdes
Ortskuratoriums zulässig.



141

Das Schulgeld beträgt 20 M. für jedes Wintersemesterund ist spätestens 4 Wochen
nach Beginn des Unterrichts an den Rendanten der Schule zu zahle». Das Ortskuratorium kann
in einzelnen Ausnahmefällen, inbesondere bei Schülern des zweiten Seinesters, das Schulgeld
ermäßigen oder erlassen. Eine allgemeineErhöhung oder Ermäßigung kann nur durch Beschluß
des Centralvorstllndesauf Antrag des Eentralkuratoriums erfolgen.

8- 8.
Die Schüler haben sich der Schulordnung zu fügen.
Der zu ertheilendeUnterricht erstrecktsich auf die in dem Normal-Lehrplan für zwei

Wintersemester festgesetzten Gegenstände und darf über diefe Grenzen nicht hinausgehen. Das
Ortskuratorium kann nach Bedürfniß bestimmen, ob Religionsunterricht mit 1 bis 2 Stunden
wöchentlich hinzutretensoll, in diesemFalle ist der nach Maßgabe der kirchlichen Bestimmungen
einzurichtende Unterricht für die Schüler der betreffendenKonfession obligatorisch.

Am Schlüsse eines jeden Wintersemesters findet eine öffentlichePrüfung der Schüler
statt, und erhalten dieselben nach Absolvirnng des ganzen Kursus ein Abgangszeugnih,welches
von dem Vorsitzendendes Ortskuratoriums und dem Direktor der Schule zu unterzeichnenist.

ii. Abschnitt. Leiter und Vorsteher der Wintcrschule ist der Direktor. Derselbe wird nach vorher-
, D'° gegangener öffentlicher Ausfchreibung der Stelle von dem Centralkuratorium gewählt und diefe

Wahl von dem Eentralvorstand bestätigt; er erhält zunächst eine vorläufige mit 6 Monaten künd¬
bare Anstellung. Die definitive Berufung erfolgt erst nach mindestens 2jähriger Thätigkeit nach
Anhörung des Orts- und Eentralkuratoriums gegen Uebernahmeder Verpflichtung,bei Auflösung
der Schule nach den untenstehendenBestimmungenin den provinzialständischenDienst zu treten.
Vorläufige und endgültige Anstellungen erfolgen durch den Präsidenten des landwirthschaftlichen
Vereins für Rheinpreußen.

Jede definitive Anstellung, fowie jede Erhöhung des 2700 M. einschließlich Wohnungs¬
zuschuß betragenden Durchschnittsgchaltesoder Veränderung des Anstellungsuertrages, ferner die
Abkürzungder vorläufigen 2 jährigen Anstellungist der Genehmigung des Provinzial-Verwaltungs-
rathes unterworfen. Die definitive Vestallungsurkunde wird von dem Landes - Direktor mit
vollzogen.

§. 10.
Für die Pcnsionirung der Direktoren findet das Reglement betreffenddie Pensionirung

der provinzialständischenBeamten der Nheinprovinzvom 24. November 1881/16. Dezember 1882
entsprechende Anwendung mit der Modifikation, daß die in jenem Reglement dem Landes-Direktor
uorbehaltenen Befugnisse von dem Vereinspräsidenten und die dem Provinzial-Verwaltungsrath
zustehenden Rechte von dem Centralvorstande des landwirthschaftlichenVereins ausgeübt werden.
Zu den nach Maßgabe dieses Reglements zu zahlendenPensionen trägt die provinzialständische
Verwaltung außer dem im F. 4 erwähnten Zuschüsse Dreiviertel bei.

Werden die Schulen oder einzelnederselbenaufgelöst, fo treten die definitiv angestellten
Direktoren, die der landwirthschaftlicheVerein als Wanderlehrer:c. ferner nicht beschäftigt, mit
der bisher bezogenen Gehaltskompetenzzn der provinzialständischenVerwaltung über und ver¬
pflichtensich diejenigeStelle zu bekleiden, welche der Provinzial-Vcrwaltnngsrath bestimmt, unter
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Erfüllung der mit dieser Stelle bisher verbundenenoder durch den Prouinzial-Verwalt ungsrath
anderweitig festgestelltenPflichten. Falls sie diese Stelle ausfchlagcn, erhalten die Direktoren
von der provinzialständischenVerwaltung als Wartegeld die Hälfte des Gehaltes und Wohnungs¬
zuschusses nach den für die Staatsbeamten geltenden Bestimmungen.

Hinsichtlichder bereits pensionirtenDirektoren verbleibt es bei den festgesetzten, von der
Provinzial-Verwaltung und dem landwirthschaftlichenVerein mit Dreiviertel und Einviertel zu
zahlendenPensionen,

Die im Dienste des landwirthschaftlichenVereins verbleibendenDirektoren haben keinen
Pensionsanspruchan die Provinzial-Verwaltung.

6' 11.
Die Direktoren sind berechtigt,der für die Wittwen und Waisen der provinzialständischen

Beamten bestehenden Einrichtung beizutretenund sich dem Reglement betreffenddie Fürsorge für
die Wittwen und Waisen der provinzialständischenBeamten der Nheinprouinzvon: 11. Dezember
1883 zu unterwerfen. In diesemFalle sind die Direktoren verpflichtet, die in dem AbschnittII
des Reglements angegebenenBeiträge mit zwei Prozent des Gehaltes pro Jahr vierteljährlich
poswuniLi-anäo an die rheinische Prouinzial - Hülfskasse portofrei einzusenden,während der im
8- 13 Absatz 2 vorgesehene Zuschuß von Seiten des landwirthschaftlichenVereins mit ebenfalls
zwei Prozent des Gehaltes pro Jahr zu entrichtenist. Bei Auflösung der Schulen behalten die
einmal beigetretenen Direktoren, selbst wenn sie in Diensten des landwirthschaftlichenVereins
verbleibenoder auf Wartegeld gestellt sind, ihre Berechtigung,soweit die sonstigen Verpflichtungen
erfüllt werden.

s- 12.

Die Thätigkeit der Direktoren wird durch die Bestimmungendes Anstellungsvertrages
und durch die erlasseuen oder zu erlassenden Dienstinstruktionenbestimmt; sie sind verpflichtet,
unentgeltlichdie von der provinzialständischenVerwaltung bei dem Vereinspräsidentenbeantragten
Gutachten abzugeben und Besichtigungenvorzunehmen; dafür erhalten sie an Reisegeldernbei
Entfernungen über 2 Km 40 Pf. pro Km Landstrecke,10 Pf. pro Km Eisenbahn, und an
Diäten pro Tag 4 M. 50 Pf., bei Uebernachtung9 M.

Im Falle einer Verhinderung, welche die Ertheilung des Unterrichts unmöglich macht,
haben sie sofort dem Vorsitzenden des Ortskuratoriums Anzeige zu machen; dauert dieselbe voraus¬
sichtlich länger als 4 Tage, dem Präsidenten des landwirthschaftlichenVereins.

Urlaub bis zu 4 Tagen ertheilt der Vorsitzende des Ortskuratorinms bezw. sein Stell¬
vertreter, langem Urlaub der Präsident des landwirthschaftlichenVereins.

8- 13.

Die Direktoren und ihre Schulen unterstehenin Bezng auf die Verwaltungsangelegen-
heiten der Aufsicht der Ortskuratorien nach Maßgabe der für diese erlassenenGeschäftsordnung.

Die Disziplinargewalt über die Direktoren steht dem Vcrcinspräsidenten zu, welcher
Ordnungsstrafen bis zu 50 M. verhängen kann. Die Direktoren können mit Verlust aller
Ansprücheaus ihrer Dienstanstellungentlassen werden, wenn sie

1. strafrechtlich zu Gefängniß verurtheilt worden, in welchem Falle die Entlassung durch
die Verfügung des Präsidenten des landwirthschaftlichenVereins erfolgt;

19
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2. wenn sie sich Handlungen oder Unterlassungen haben zu Schulden kommen lassen,
welche mit ihrer Stellung als Lehrer unvereinbar oder geeignet sind, die Achtung,
welche ihr Beruf erfordert, zu untergraben. Ob ein focher Fall, welcher die Auf¬
lösung des Vertrages zur Folge hat, vorliegt, entscheidet ein Schiedsgericht,
bestehend aus
a. dem Landes-Direktor event, dessen Stellvertreter als Vorsitzenden;
l>. dem jedesmaligen Vorsitzenden des Eentralkuratoriums event, dessen Stellvertreter;
o. dem ältesten Justitiar der provinzialständischen Verwaltung, und, falls dieser als

Vertreter acl d. fuugirt, dem nächst ältesten;
ä. einem von dem Provinzial-Verwaltungsrath und
«. einem von dem Centralvorstcmd des landwirthschaftlichen Vereins für die Dauer

von 3 Iahreu gewählten Mitgliede. Die 2,ä 1i., ä. und e. genannten Mitglieder
werden auf die Dauer von drei Iahreu gewählt.

Die Bestimmungen des §. 851 u. f. f. der Ciuilprozehordnuug finden entsprechende
Anwendung; wegen des §. 85? Nr. 4 uud 5 findet eine Aufhebung des Schiedsspruches uicht statt.

In allen Fällen ist eine vorläufige Suspension zulässig und erfolgt durch den Präsidenten
des landwirthschaftlichen Vereins.

8. 14.

Vefchwerden gegen Anordnungen des Direktors werden bei dem Vorsitzenden des Orts-
knratoriums eingereicht und von diesen: dein Vercinsvräsidenten zur Entscheidung vorgelegt.

8. 15.
III. Abschnitt. Die Ortskuratorien bestehen aus:

D'° 1, dem Landrath des Kreises, in welchem die Winterschule ihren Sitz hat;
»" c« uill or«n. 2, dem Vertreter derjenigen Korporation, welche die Schulräume :c. stellt (in der Regel

der Ortsbürgermeister);
3. dem Direktor der betreffenden Lokalabtheilung des landwirthfchaftlichen Vereins, oder,

wenn dieser ohnehin Mitglied des Kuratoriums ist, dem stellvertretenden Direktor;
4. einem von den Direktoren der Lokalabtheilungen des Schulbezirks gewählten Mitgliede;
5. dem Direktor der Schule.
ss. Das Kuratorium kaun sich, wenn dies in Anbetracht der örtlichen Verhältnisse im

Interesse der Schule liegt, um 2 bis 3 Mitglieder verstärken.
Der Landrath ist Vorsitzender, den Stellvertreter des Vorsitzenden wählt das Kura¬

torium aus seiner Mitte. Der Stellvertreter sowie die Mitglieder aä 3, 4 und 6 werden auf
3 Jahre gewählt.

Der Delegirte des Prouinzial-Verwaltungsraths, der Landes-Direktor und der Präsident
des landwirthschaftlichen Vereins oder der von den beiden letzteren für den jedesmaligen Fall zu
ernennende Stellvertreter sind berechtigt, den Sitzungen mit beschliehender Stimme beizuwohnen.

8- 16.

Das Ortskuratorium tritt auf Einladung des Vorsitzenden zufammen. Die Zusammen-
bcrufung muß auf schriftlichen, den zu berathenden Gegenstand enthaltenden Antrag zweier der
im tz. 15 angegebenen Personen stets erfolgen.
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Beschlußfähig ist dasselbe bei Anwesenheit von drei Mitgliedern. Der mindestensdrei Tage
vor der Sitzung den sämmtlichen Personenzuzusendenden Einladung ist eine Tagesordnung beizulegen.

Die Beschlüsse sind durch den von den Mitgliedern des Kuratoriums aus sich zu
wählenden Schriftführer in ein Protokollbuch einzutragen und von den Anwesenden zu
unterzeichnen.

§. 17-
Das Kuratorium ernennt einen Rendanten, welcher nach Maßgabe des festgestellten

Etats und nach erfolgter Anweifung des Vorsitzendenalle Zahlungen zu leisten sowie die nach
der Ordre des Vorsitzenden des Kuratoriums zu vereinnahmendenBeträge einzuziehen hat.

Die an den Vorsitzendenzur Zahlungsanweisung gelangendenRechnungen :c. sind von
dem Direktor in Beziehung auf ihre Nichtigkeit ordnungsmäßig zu bereinigen, und wenn es sich
um Gegenständehandelt, die zu inventarisiren sind, mit den Nummern des Inventars zu versehen.
Sofort nach dem Schlüssedes Kalenderjahres hat der Nendant die belegte Rechnung über Ein.
nahmen und Ausgaben der Schule aufzustellenund unter Beifügung des Etats dem Vorsitzenden
des Kuratoriums zur Weiterbeförderungan den Vereinspräsidenten vorzulegen. Die Ablieferung
des etwaigenBestandes hat sofort an die Centralkasse des landwirtschaftlichenVereins zu erfolgen,
welche auf Anweifung des Vereinspräsidenten auch die erforderlichenVor- und Zuschüsse leistet.
Der Direktor bezicht sein Gehalt direkt aus der Centralkasse.

§. 18-
Das Ortskuratorium hat
1. die erwähnte Aufsicht auszuüben;
2. an den Vereinspräsidenten,falls sich Mißstände ergeben, Bencht zu erstatten;
3. im Falle der Verhinderung des Direktors über die vorläufig zu treffenden Maßnahmen

Beschlußzu fassen;
4 ebenso über die Ertheilung des Religionsunterrichtes;
5 auf den Vorschlagdes Direktors den Unterricht im Deutschen, Rechnen, Feldmessen,

Nivelliren und Zeichnen an Hülfslehrer innerhalb des Etats nach Maßgabe des
festgestellten Stundenplanes zu übertragen;

6 die von dem Direktor zu erlassenden Bekanntmachungenüber den Beginn des Unter¬
richts Zeit und Ort der Aufnahme neuer Schüler, den Lehrstoff, Wohnungs- und
Verpflegungsverhältnisseder Schüler festzusetzen und die öffentlichen Blätter sür diese
Bekanntmachungenzu bestimmen;

?. den von dem Direktor zu entwerfendenBericht über die Schule am Schlüsse emes
jeden Kursus nebst Einladung zur Schlußprüfung zu genehmigen;

8. in einzelnenFällen das Schulgeld zu erlassenoder zu ermäßig^ ^ ^ ^ ^
9 den von dem Direktor zu entwerfenden Iahresetat der Schule für das folgende

Etatsjahr bis zum 1. Juli begutachtet dem Vereinspräsidenteneinzureichen;
10. fämmtlichevon dem Vereinspräsidenten eingefordertenBerichte zu erstatten, ooer zur

Ausführung übertragenen Befchlüsse zu vollziehen.

8. 19.
Das Centwl-Kuratorium wird gebildet aus iv Mschnm.
1. dem jedesmaligen Sektionsdirektor für Volkswirthschaft des landwirtschaftlichen ^,^""^

Vereins, welcher den Vorsitz führt;
19*
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2, einein Delegirten des Provinzial-Verwaltuugsraths;
3, dem Dezernenten der provinzialständischenVerwaltung der Rheinprovinz für die

Angelegenheitender landwirthschaftlichenSchulen, eventuell dessen Stellvertreter;
4. aus 10 Mitgliedern (2 aus sedein Regierungsbezirk),welche von dem Centmlvorstand

des landwirthschaftlichenVereins gewählt werden;
5. aus dem Generalsekretärdes landwirthschaftlichenVereins.
Der Landtllgs-Marschallder Rhcinprovinz bezw. sein Stellvertreter, der Landes-Direktor

und der Präsident des landwirthschaftlichen Vereins sind berechtigt,den Sitzungen mit beschließender
Stimme beizuwohnen,

s- 20.
Das Eentral-Kuratorium tritt auf Einladung des Vorsitzenden zusammen; die Zusammen¬

berufung hat stets auf fchriftlichen,den Gegenstand der Berathung enthaltenden Antrag von
5 Mitgliedern zu erfolgen, im Uebrigen, so oft Material zur Berathung vorliegt. Die Einladungen
sind 8 Tage vor der Sitzung mit der Tagesordnung sämmtlichenim §.19 angegebenen Personen
zuzusenden.

Das Eentral-Kuratorium ist beschlußfähigbei Anwesenheitvon 7 Mitgliedern. Ist der
Vorsitzende nicht anwesend,so wird aus den Anwesenden von diesen für die jedesmalige Sitzung
aus den §. 19 «ud 4 Genannten der Vorsitzende gewählt.

8. 21.
Das Eentral-Kuratorium hat darauf zu achten, daß fämmtlicheWinterschuleneinheitlich

organisirt und geleitet werden. Insbesondere liegt demselben ob:
1. Angabe der dem Unterrichte in den verschiedenen Fächern zu Grunde zu legenden

Bücher;
2. Feststellungoder Abänderung des Normal-Lehrplanes;
3. Wahl der Direktoren, Festsetzungund Abänderung der mit diesen abzuschließenden

Verträge;
4. Erledigung sämmtlichervon dem Vereinspräsidentenzu machendenVorlagen;
5. Entgegennahmeund Prüfung der Nevisionsberichtedes §. 23.
6. Vorschlägeauf anderweitige Festsetzung des Schulgeldes.

8- 22.
v. Abschnitt. Der Präsident des landwirthschaftlichenVereines bereitet alle Angelegenheitenvor, über

Präsidium welche das Leutral-Kuratorium bezw. der Eentral-Vorstand Beschlußzu fassen hat.
Es sind daher alle Eingaben an das Eentral-Kuratorium dem Vereinspräsidenteneinzu¬

reichen, welcher dieselben mit seinen etwaigen Bemerkungen an den Vorsitzendendes Central-
Kuratoriums gelangen läßt.

Außer den in diesem Statut bereits erwähnten Obliegenheitenhat der Vereinsvräsident
insbesondere

1. die Verträge mit den Direktoren zu schließen;
2. denselben Urlaub auf eine längere Zeit als 4 Tage zu ertheile»;
3. Fürsorge für eine Stellvertretung sowohl in dem eben angegebenenFalle, als bei

einer länger als 4 Tage dauernden Verhinderung des Direktors zu treffen;
4. den Direktor zu suspendiren;
5. den Stundenplan der einzelnenSchulen festzustellen.

d«> landwirth
schaftlichen

Vereins.
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§. 23,

Neben der durch die Kuratorien zu übenden Aufsicht erfolgt die spezielle Ueberwachung,
insbesondereauf Form und Inhalt des Unterrichts durch den Präsidenten, den Sektionsdirektor
für Volkswirthschaft,sowie den zu delegirendenGeneralsekretärdes landwirthschaftlichenVereins.
Sie besteht namentlich in einer alljährlich wenigstens einmal stattfindenden, mit einer Prüfung
der Schüler verbundenen Revision sämmtlicherSchulen, deren Resultate in einer während der
Sommermonate zu berufendenKonferenzsämmtlicherDirektoren besprochen werden.

Die vrovinzialständischeVerwaltung ist behufs eventuellerEntsendung eines Delegirten
von den Terminen der Revisionen und der Konferenz rechtzeitig in Kenntniß zu setzen. Die
Revisoren haben die Pflicht, die Direktoren auf alle von ihnen gefundenen Uebelständeund
Mängel aufmerksamzu machen, und wenn die Beseitigung als eine unaufschiebbareerscheint, sie
vorläufig anzuordnen. Ganz besondershat die Revision ihr Augenmerk darauf zu richten, daß
eine Einheitlichkeit in der Behandlung des gesammtenUnterrichtsstoffesgewahrt bleibe, und die
Grenzen des NormabLehrplanes nicht überschrittenwerden.

8- 24.
Der Vereinspräsident hat die Verpflichtung, dem Provinzial - Nerwaltungsrath von der

bestimmungsmäßigenVerwendung der Zuschüsse durch Mittheilung der Etats uud Rechnungen
Kenntniß zu geben.

s- 25.

Abänderungen der Statuten können nur von dein Centralvorstande beschlossen werden, vi, Abschnitt
und uuterliegen ebenso wie dies Statut der Genehmigung des Herrn Oberpräsidcntender Rhein- Statut-
Provinz und des Provinzial-Verwaltungsraths. abänderungen.

NV. 24.

Düsseldorf, den 27. November 1885.

Referat
des Provinzilll-Verwaltungsrathes,

betreffend

den Antrag der landwirthschaftlichenBank zu Trier auf Bewilligungeiner Beihülfe.

Behufs Gründung einer Aktiengefellfchaftunter der Bezeichnung „landwirthschaftliche
Bank zu Trier" mit einem Grundkapital von 100 000 M., welche, nach §. 2 der Statuten

„den Bauernstand in der Gegend von Trier finanziell zu heben bezweckt, namentlich
dadurch, daß sie soliden Landleuten gegen mäßige Zinsen Vieh leiht, sowie auch die
rationelle Verwerthung der Landesprodukte und den billigen Einkauf der Bedürfnisse
vermittelt",
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wurde im Jahre 1884 ein jährlicher Prouinzialzuschuß von 5000 M. auf mehrere Jahre bean¬
tragt. Durch Beschluß des Prouinzial-Verwaltungsraths vom 13./14. Januar 1885 wurde der
Antrag abgelehnt.

Am 6. Februar 1885 wurde die landwirthschaftlicheBank in das Handelsregisterzu
Trier mit einem Grundkapital von 30 000 M, bestehend aus 150 Aktien il 200 M.,
eingetragen.

Nach §. 31 der Statuten soll von dem Neingewinn V20 zur Bildung des Reservefonds
verwandt, dann den Aktionären Dividende bis zu 5°/« ausbezahlt, und die Differenz an der
Dividende von 5°/« des einen Jahres, aus dem Ueberschußder folgendenJahre gedecktwerden;
über den Nestgewinnsoll die Generalversammlung entscheiden, und der Reservefondsnicht 30°/°
des Aktienkapitalsübersteigen.

Am 26. März 1885 beantragte der Vorstand bei dem Prouinzial-Verwaltungsrath eine
jährliche Subvention von 5000 M. ll tonä peräu aus dem Nothstandsfonds.

Der Provinzial-Vcrwaltungsrath hat in Uebereinstimmung mit dem Gutachten der
verstärktenNothstands-Kommissionin seiner Sitzung vom 20./22. Mai 1885 auch diesen Antrag
abgelehnt, abgesehen von anderen in der Sache und in den Statuten liegenden Gründen schon
deshalb, weil der Nothstandsfondszn ganz besonders angegebenen Zwecken bestimmungsgemäßzu
verwendensei, zu welchen der in Nede stehende nicht gehöre.

Am ?. Oktober 1885 richtete nunmehr der Vorstand der landwirthfchaftlichen Bank einen
Antrag an den hohen Provinzial-Landtag, in welchem er bittet, aus zu Gebote stehenden Mitteln
entweder

1. jährlich einen Betrag von 5000 M. ö. tonä psräu zu geben, aus welcherSumme
für arme Landleute behufs Anschaffungvon Vieh eine Anzahlung von 30 M.
geleistet werde,

2. oder ein unverzinsliches Darlehen zu gewähren, wie ein solches den Darlehens¬
kassen gewährt worden sei, um aus den gezogenen Zinsen dieses Betrages Anzahlungen
il 30 M. den Viehpächterngutzuschreiben.

Die diesem doppelten Antrage zu Grunde liegende Intention geht dahin, das bei dem
Verleihen des Viehs durch die landwirthschaftlicheBank an ärmere Landleute für die Bank
bestehendeNisiko zu beseitige!:, indem der bei einer etwaigen Rücknahmeoder einem etwaigen
Verkauf des ursprünglichenPachtviehes entstehende Ausfall bis zu 30 M. weder die Bank noch
ihren Reservefondstreffen, vielmehr aus diesen 30 M. gedeckt werden soll, und anderntheils den
armern Leuten insofern einen Vortheil znzmuenden,als die letzte Nate des Kaufpreises, um das
Eigenthum des Pachtviehes zu erwerben, mit den 30 M. kompensirt, beziehungsweise nachgelassen
werden soll. — Der Provinzial-Verwaltungsrath hat in seiner Sitzung vom 10./13. November er.
beschlossen,diese Anträge nicht zu befürworten und ist von folgenderAnsicht ausgegangen:

Abgesehen davon, daß in keinerleiWeise der vrovinzialständifchen Verwaltung ein irgend
bestimmenderEinfluß auf die Geschäftsführungder landwirthschaftlichenBank eingeräumt ist und
auch wohl bei der gewählten Forin einer Aktiengesellschaft nicht eingeräumt werden kann: steht
die beantragte Subvention von 5000 M. pro Jahr in gar keinen: Verhältniß zu den: Grund¬
kapital uonl30 000 M. — Wenn die Gründer anfänglich bei einem Aktienkapital von 100 000 M.
einen Zuschuß von 5000 M. beantragt haben, so würde das in Folge des entgegengebrachten
geringern Vertrauens rcduzirtc Kapital von 30 000 M. einen solchen von höchstens 1500 M.
erheischen; je geringer das Aktienkapital ist, desto geringer ist auch der Umschlag und die Höhe
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des Gcsammtrisikos. Die erbetenen 5000 M. würden pro Jahr 1«,««"/« des Aktienkapitals
ausinnchen,in 3 Jahren schon 50°/« also eine Garantie darstellen, welche auch das geringste
Risiko verschwinden macht, und dieses lediglich ans die Provinz abwälzt. Die etwaige Abschlags.
Zahlung von 30 M. rcpräsentirt, wenn man den Werth einer Kuh auf 210 M. annimmt, eine
Garantie von 14,5 °/„, so daß die landwirthschaftliche Bank an jedem Stück Vieh 14,»"/» verlieren
kann, ohne mich nur den geringstenSchaden zu leiden, oder auch nur die Dividende oder Super-
diuidendekürzen zu müssen. Hieraus folgt, daß die Aktiengesellschaft in der Wirklichkeit nur mit
dem Gelde und auf Gefahr der Provinzialverwaltung wirthschaftenwird. Wollte man so weit
gehen und einem Aktienkapitalvon 30 000 M. so enorme jährliche Betrage, zu deren Beibringung
der Prouinzial-Verwaltungörath keine Mittel sieht, zur Verfügung zu stellen, so wäre es viel
richtiger, wenn die provinzialständische Verwaltung dazu übergehenwollte, in Form von Prämien
für die bedürftigen Landleute, welche ihr Stück Vieh bis auf einen bestimmtenBetrag abbezahlt,
hätten, diesen Nest selbst den Verkäufern (so auch der landwirthschaftlichenBank) zu berichtigen;
es würde nicht fchwer fallen, sowohl dnrch die Landräthe und Bürgermeister, als auch durch die
Geistlicheu diejenigen Familien ausfindig zu machen, welche einer folchen Wohlthat werth wären.
In gleicher Weise sind nicht allein die Provinzialverwaltung, sondern auch audere Behörden
hinsichtlich anderer Gebiete der Industrie, der Landwirthschaft:c, vorgegangenund sind erfolgreiche
Resultate erzielt worden; die direkte Einwirkung der Verwaltung in jeder Beziehung, der Einfluß,
den sie gewinnt, die Unparteilichkeitgegen Alle, sind nicht zu unterschätzen, während immerhin
eine Aktiengesellschaft nothgedrungeneine bestimmteeinseitige Richtung verfolgen wird.

Ebenwenig erscheint auch der Antrag eines unverzinslichenDarlehens gerechtfertigt.—
Zunächst ist es ein Irrthum, wenn behauptet wird, daß DarlehnskassenunverzinslicheDarlehen
gewährt worden. Sodann aber würde auch hinsichtlich dieses Antrages Alles zutreffen,was oben
gesagt ist; denn die von der landwirthschaftlichenBank zu ziehendenZinsen dieses Darlehns
sind aus demselben Gesichtspunkte zu betrachten,wie etwa ü, tanä psi-ckn jährlich gegebene Beträge
nur mit dem Unterschied, daß die Bank in diesem Falle noch das ganze Kapital zur Disposition
hat, und hinsichtlichder Anlage und der Höhe der Zinsen nähere Bestimmungen nicht setzt,
während sie in dcni andern Falle nur das il tonä peräu gegebene jährliche Kapital ausgibt.
Unter Berücksichtigungaller einschlägigenVerhältnisse, sowie des Umstandes, daß der Antrag
auch nicht einmal die Höhe des gewünschtenDarlehns, die Normen Über die Nückzahlung, der
Einforderbarkeit:c. enthält, auch die Zeit, für welche die jährlichen Beiträge oder das Darlehn
gegeben werden follen, nicht angibt, glaubt der Prouinzial-Verwaltungsrath den wiederholt einge¬
nommenen, ablehnendenStandpunkt beibehaltenzu sollen.

Der Provinzial-Verwaltungsrnth.

Wilhelm Fiiist zu Wird,
Lcmdtags-Marschllll.
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Nr. 23.
Düsseldorf, den 10. November 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

den Antrag der Königlichen Negierung zu Aachen auf Bewilligung von Beihülfen
zur Ausführung der beabsichtigten Noerregulirung,

Schon seit einer Reihe von Jahren sind sowohl an die Königliche Staatsregierung als
auch an die provinzialständischeVerwaltung Bittgesuche von einzelnenPrivatpersonen wie von
Gemeinden und Kreisen, welche mit ihrem und ihrer EingesessenenEigenthum an die Roer
angrenzen, eingereichtworden, um eine Unterstützung zu den Kosten der Noerregulirung zu
erlangen. Einen beredten Ausdruckhat die in jedem Jahre sich erneuernde, und stets weiter um
sich greifendeZerstörung, welche der wilde Lauf der Noer in den Kreisen Iülich und Heinsberg
den Anliegendenverursacht, die gewaltige Verwüstung und Abspülung fruchtbarer angrenzender
Aecker, die oft in einein Jahr und einer Gemeinde eine Strecke von 50 Morgen erreicht, die in
Folge des wilden Wasscrlaufs sich stets bald hier, bald dorthin verschiebende Veränderung des
Flußbettes, in dem Bericht des Meliorations- Vauinspektors Gravenstein an den Herrn Minister
für Landwirthfchaftvom 28. September 1881 gefunden, welcheram 17. Februar 1882 auszugs¬
weise der prouinzialständischenVerwaltung von der Königlichen Negierung zu Aachen mitgetheilt
worden ist (paß. 3 n,«t.)

Bei der am 10. bis 13. Mai 1882 stattgehabten Besichtigungund Konferenz,an welcher
Vertreter der KöniglichenNegierung zu Aachen,der provinzialständischenVerwaltung, ferner der
Meliorations - VcminspektorGravenstein, sowie die Landräthe und Bürgermeister der interessirten
Kreise und GemeindenTheil nahmen, stellte sich eine einheitliche Negulirung der Noer von Heimbach
ab als nicht erforderlich und fogar als unthunlich heraus; dagegen wurde die Nothwendigkeit
tonstatirt, daß auf einzelnenStrecken der Noer nach einem einheitlichen Plane eine Negulirung
zur Ausführuug gebracht werden müsse, um gröherm Schaden und Unheil vorzubeugen; vor
Allem wurde erkannt, daß auf diesen Strecken, als welche namentlich 5 bezeichnet wurden,

1. von Niedern« bis zur Düren'er Chausseebrücke,
2. von der Düren'er Eisenbahnbrückebis zum Selhaus'er Wehr,
3. von dem Altenburg'er Wehr bis zur Eisenbahnbrücke der bergisch-märkischen Eisenbahn

bei Kirchberg,
4. von dort bis zur Chausseebrücke bei Iülich,
5. von Unterbruch bis zur OrsbeckerBrücke,

die Bildung von Genossenschaften nothwendig sei, wenn ein dauernder Schutz geschaffen und eine
Gewähr für anhaltenden Nutzen gegeben werden solle.

Auf Grund der damals gewonnenen und in einem Protokolle vom 15. Mai 1882
niedergelegtenResultate, sowie in Folge des durch das Hochwasser des Jahres 1882 verursachte,.
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Schadens, welcher sich auf einer Strecke allein auf 86 000 M. (paß. 32 Bericht vom 7. Dezember
1882) belicf, hat die Königliche Regierung zunächst Veranlassung genommen, die Projekte der
oben sul, 4 und 5 angegebenenNegulirungsstreckeuausarbeiten zu lassen und in der desfallsige»
Mittheilung vom 11. Dezember 1882 zugleichdie Nothwendigkeitdes Hinzuziehens der Strecke
»u.b 3 betont; die Kosten dieser 3 Regulirungen wurden auf 30 000, 40 000 und 40 000 -.
110 000 M. veranschlagt. Im Verlaufe der Verhandlungen theilte die Königliche Regierung zu
Aachen mit, daß der Herr Minister für Landwirthschaft:c. zur Ausführung der beiden letzten Projette
(4 und 5) einen Zuschuß von einem Drittel der Kosten bis zu 25 000 M. für das Jahr 1883
in Aussichtgestellthabe, wenn die Provinzial-Verwaltung gleichfallszur Bewilligung einer Unter¬
stützung bereit sei. (Schreiben vom 1. Februar 1883 paß. 33.) Auf einen von der Königlichen
Regierung in dieser Beziehung gestellten Antrag erklärte der Provinzial-Verwaltungsrath iu seiner
Sitzung vom 14./16. März 1883, daß ihm keine Fonds zur Bewilligung solcher Geldmittel zur
Verfügung ständen und daß, bevor er dein Prouinzial - Landtag den Antrag befürwortend unter¬
breiten könne, die Vorlage der Projekte und der Prästations-Nachweifeder interessirten Gemeinden
und Privatpersonen erfolgen und darüber Gewißheit geschaffen werden müsse, wie für einen
dauernden Bestand und die Unterhaltung der Anlagen in der Zukunft Gewähr geleistet werden
soll (p^. 39 aor.). Im Laufe des Jahres 1883 theilte das LandratlMmt zu Mich die Projett¬
stücke über die zu regulirenden Strecken von dem Altenburg'er Wehr bis zur Ehausseebrücke bei
Iülich (Nr. 3 und 4) und die Prästations-Nachweife der interessirtenGemeindenMich, Kirch¬
berg, Selgersdorf und Schophovenmit unter dem gleichzeitigen Bemerken, daß die Vorarbeiten
für die Bildung der Genossenschaften im Gange feien, ein Zustandekommenderselben jedoch noch
nicht mit positiver Gewißheit in Aussichtgestellt werden könne (pag. 42, 48 ff. l^t.).

In Folge eines von dem Landrathsamte zu Iülich gestellten Antrages, für die auf
82 000 M. veranschlagtenGesammtkostender beiden erwähnten Strecken (Nr. 3 und 4) eine
Beihülfe von einem Drittel bei dem Prouinzial-Landtage zu beantragen: wünschte die provinzial
ständischeVerwaltung zunächst auch das letzte Projekt über die Strecke Unterbruch bis zur Orsbeck'er
Brücke (Nr. 5) ausgearbeitet und vorgelegt zu sehen, weil gerade an dieser Strecke die prouinzial-
ständische Verwaltung wegen der stets wiederkehrenden Überschwemmungder dort gelegenen, ihr
zugehörigenStraße das größte Interesse habe.

Nach Einsendung des ausgearbeitetenProjektes auch hinsichtlichdieser Strecke fand im
Mai 1884 eine abermalige, eingehende Besichtigungdes Laufes der Roer und Prüfung der
Projekte an Ort und Stelle statt, und wurde hierüber das anliegendeProtokoll aufgenommen,in,
weichein die Einwürfe und Widerlegungen, die Abänderungen und die noch vorzunehmenden
Ermittelungen ihren Ausdruckgefunden haben. Wenn auch diefe Abänderungenund Zufätze noch
nicht ausgearbeitet und das Resultat der Ermittelungen vollständig diesseits mitgetheilt worden
ist, so ist doch von Seiten der Königlichen Regierung der bereits früher gestellte Antrag erneuert
worden, um eine Beihülfe zur Verwirklichungder drei Projekte zu erlangen und zwar zunächst
aus dem Grunde, weil der Herr Minister durch Neskript vom 24. April 1885 auf den Antrag
ein Drittel der auf 135 000 M. veranfchlagtenGesammtkostenmit 45 000 M. und zwar für
dieses Jahr die Hälfte aus Staatsmitteln zu bewilligen, eine Beihülfe für das laufende
Etatsjahr aä 22 500 M. i. e. 14 000 M. für die Strecke vom Altenburg'er Wehr bis zur
Chcmfseebrückebei IMch und 8500 M. für die Strecke von Unterbruchbis Orsbeck zugefügthat,

„wenn die Provinz ihr Interesse daran gleichfalls in entfprechender Weise bethätige
und noch im laufenden Etatsjahr mit der Bauausführung begonnenwerde."
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Nach eingehender Prüfung dürfte der Schluß gerechtfertigt feiu, deu Autrag der König¬
liche» Regierung zu Aachen dahin zu befürworten,

„daß der hohe Prouinzial-Landtag, sowohl für dies Etatsjahr wie für das nächste
aus bereiten Mitteln für die Strecke von Unterbruch bis Orsbeck eine Subvention
von 6000 M. und für die Strecke von dein Altenburg'cr Wehr bis zur Ehaufsee-
brücke bei Iülich eine Subvention von 8000 M, bewillige unter der Bedingung:

1. daß die Staatsrcgierung die gleiche Unterstützung auch für das nächste Etatsjahr
wie für dies Etatsjahr in Aussicht stelle;

2. daß der Restbetrag von den Interessenten beigebracht;
3. daß für die dauernde Unterhaltung der ausgeführten Anlagen in der Zukunft,

fei es dnrch Nildung von Genossenschaften, sei es in anderer Weife (durch
Polizei-Verordnungen :e.) Sorge getragen werde."

Zur Begründung diefcs Antrages wird Folgendes crgebcnst ausgeführt:

I. Daß die Negulimng der Noer, insbesondere auf den drei oben erwähuten Strecken
(Nr. 3 — 5) nicht allein nützlich, sondern auch nothwendig erscheint, ist aus dem mehrbezogenen
Berichte des Meliorations-Insvektors Gravenstein und den oben mitgetheilten Bemerkungen aus
diesem Berichte einleuchtend. Die gegen die Neguliruug und die Projekte vorgebrachten Einwen¬
dungen, daß die Rektifikation des Flußbettes den Lauf verkürze, die Geschwindigkeit vergrößere
und die Gefahr der Zerstörung und Befchädigung vermehre, ist in dem Protokolle vom 6. Juni
1884 widerlegt, ebenso wie die Befürchtung, daß die anschießenden Wiesen und Weiden, welche
dadurch, daß sie regelmäßig in jedem Jahr mindestens einmal unter Wasser gesetzt würden, grade
nutzbringend seien, durch Austrocknung an ihrer Fruchtbarkeit Einbuhe erleiden würden. Es kann
in dieser Beziehung auf die Auslassungen der Sachverständigen in dein Prototolle vom 6. Juni
1884 verwiesen, und soll nur hervorgehoben werden, daß wie bei allen ordnungsmäßig hergestellten
Fluß- und Bachregulirungen nicht der Hochwasscrlauf, der mit dem gewöhnlichen, gekrüminten
und iu Schlangenwindungen sich bewegenden Vachbette nie zusammenfällt, verlegt und verkürzt,
sondern ihm nur der Weg geebnet werden soll, um Auswühlungen, Stauungen :c. zu uerhinderu
und daß uicht auf die Uferrändcr hohe Schutzwälle gesetzt, sondern die Uferböschungen abgeflacht,
und so einestheils der Kubikinhalt des Bettes vergrößert und anderntheils das zeitweise Ueber-
lnufeu des Wassers nicht abgeschnitten wird.

Die in den Berichten hervorgehobene Nützlichkeit wird zur Nothwendigkeit, wenn die
Thatsachen ein immer weiteres Umsichgreifen der Verwüstungen uud Verheerungen konstatiren und
in jedem Jahr neuer Schaden zu dem alten hinzugefügt wird. Diefe Nützlichkeit und Nothwen¬
digkeit ist nicht allein für die ufemnliegcnden Eigenthümer, sondern auch für die provinzialständische
Verwaltung iu direkter Weise dadurch gegeben, daß die Provinzialstrahe auf der Strecke Unter-
bruch-Orsbeck, wie oben bemerkt, häufigen Ucberschwemmungen ausgesetzt ist. Nach dem Berichte
der Straßenuerwaltung (p^. 61 aet.) wird die Straße von Heinsberg nach Orsbeck in jedem
Jahre durchschnittlich 100 Tage lang überfluthet, während diefe Ueberfluthung nach Ausführung
des Projektes sich auf 18 Tage reduziren würde.

II. An zweiter Stelle würde sich nach Annahme der Nützlichkeit des Projekts fragen,
ob die Vorausfetzungen einer Subvention vorliegen.

An der Strecke (3 und 4) vom Altenburg'er Wehr bis zur Chausseebrücke bei Iülich
sind interessirt die Gemeinden Schovhoven, Selgerodorf, Bonrhein,, Ktrchberg und Iülich,



1, Die Gemeinde Schovhoucn hat eine Scelcnzahl von 534, bringt 3823 M. 75 Pf.
direkte Staatssteuern auf und erhebt einen Kommunalsteucrzuschlag von 135°/°;

2, die Gemeinde Selgersdorf zählt 701 Einwohner, die direkten Staatssteuern betragen
3809 M. 99 Pf. und der Kommunalsteucrzuschlag beträgt 115°/°;

3. die Gemeinde Kirchberg hat 75? Einwohner, bringt 5298 M. 24 Pf. direkte Staats-
stcnern auf, von denen sie 61°/« Kommuualsteuerzuschlag erhebt;

4. die Gemeinde Mich zählt 3599 Einwohner, zahlt 36 606 M. 55 Pf. direkte Staats-
stencrn und 129"/« Kommunalsteuerzuschlag.

Es sind an der Ncgulirnng bctheiligt in der Gemeinde-

1) Schovhouen 23 mit Ackerland .... 12,3592 K
,, Weide .... . 37,6478 „

50,0070 K

2) Selgersdorf 45 mit Ackerland .... 22,4028 l,
„ Wiese ..... 0,6199 „
„ Weide ..... 53,7343 „
„ Oedland ..... 15,0815 „

91,8385 K

3) Bourhcim 1 mit Weide .... . 12,0000 Ii

4) Kirchberg 7 mit Weide.....22,688? 1i
„ Oedland .... 17,0000 „

39,6887 Ii

5) Iülich 12 mit Ackerland .... 12,9063 1i
„ Weide.....34,6941 „

47,6004 K

I,n Ganzen 241 Ii 13 n, 46 m.
Diese im Inundationsgcbiete liegenden Personen sind zum grohten Theil unbcnüttelte

kleine Grundbesitzer. < .l -,- .
Au der Strecke Unterbrnch-Orsbeck sind 4 Gememden bezw. Ernwohner derselben betheckgt:

Unterbruch, Rathheim, Obcrbruch, Orsbeck.

Von diesen hat , .,,
Untcrbruch ... 743 Eiuwohuer, 3500 M. direkte Staatssteuern, 178«/« Kommunalzuschlag,
Rathheim . . . 2157 „ 6123 „ „ „ 193°/°
Oberbruch . . . 1183 „ 4613 „ „ „ 211 /«
Orsbeck .... 595 „ 1708 „ „ „ 113/°

Das Inundationsgebiet, also die direkt Vetheiligten und Verpflichteten konnten aus
Unterbruch und Orsbeck nicht genau angegeben werden; in Nathheim sind 28 K mit einem
Katastralreinertrag von 1150 M. und in Oberbruch 20 1> mit einen: Katastralreinertrag von
700 M betheiligt Auch in Netreff der Interessenten dieser Strecke lautet der Bericht dahm,
dah den Vetheiligten es unmöglich sei, die nach Abzug des Staätszuschusses von einem Drittel
übrigbleibende Nestsumme von zwei Drittel der Gesammtkosten aus eigenen Mitteln zu decken.
Es erscheint daher die Bitte, daß die provinzialständische Verwaltung einen Zuschuß leisten möge,
uicht ungerechtfertigt.
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Ein solcher Zuschuß würde jedoc l> nur dann bewilligt werden können, wenn wie oben
auogeführt, das ausgeführte Projekt nicht nur einen augenblicklichen Nutzen haben, sondern dem
Ucbelstande dauernd abgeholfen würde. ßbenso wie in anderen Meliorationssachen, so erblickt
auch hinsichtlich der gegenwärtigenSache d ie prouinzialständische Verwaltung in der U nterhaltungs-
pflicht der Interessenten auf genossens chaftlicher Grundlage die nothwendige Sicherheit-
Es ist zu bedauern, daß die schon lang e in Angriff genommenen Vorarbeiten b s heute die
Existenzauch noch nicht einer einzigen Gen ossenschaft hervorgerufenhaben, und ist es zu hoffen,
daß die Annahme der Verwaltungsbehörde richtig ist, daß weil die Interessenten zwei Drittel der
Gesammtkostennicht aufzubringen im St »nde seien, und der Zuschuß von Seiten der Provinz
noch nicht in Aussichtgestellt werbe, die (3cmossensch asten nicht zu Stande gekommen. Weniger
und nur eventuell zu empfehlen dürfte 'ocis Erlassen und scharfe Handhaben einer Polizei-
uerordnung sein.

Bei der Negulirung der Noer ist ciuch in hervorragender Weise (oir. 12 des Protokolles
vom <>. Juni 1884) die Königliche Eisenbahn-Direktion (linksrheinische) zu Köln bezw. die
Aachcn-Iülicher Eisenbahn-Gesellschaftbescheinigt. Die prouinzialständische Verwaltung hat wieder¬
holt darauf gedrängt, daß ziffcrmäßig festgestellt werde, wie hoch die von dicfcr Seite etwa zu
leistenden Zuschüsse sich belaufen würden. Eine definitive und bestimmteAntwort ist ihr nicht zu
Theil geworden, cbenwenig auch darübet, ob die in Nr. 12 des cit. Protokolles gemachten
Zusagen über unentgeltliches Abtreten i >on Grund und Boden einerseits und Herstelleu von
Leitdeichen und Durchstichen andererseits l'üh realisirt hatten, oder realisiren würden.

Unter Berücksichtigungdieser UinMnde, sowie aller thatsächlichen Verhältnisse erscheint
der Antrag gerechtfertigt:

1. für die Ausführung der Strecke (Untcrbruch-Orsbeck),bei welcher die prouinzialständische
Verwaltung in hervorragender Weise betheiligt ist, als Zuschuß 6000 M. für dieses
Jahr und event, dieselbe Sumine für nächstesJahr zu bewilligen, falls auch Seitens
der KöniglichenStaatsregierun^ die Zusage für das nächste Jahr wiederholt wird;

2. für die beiden andern Strecken, welche die Königliche Staatsregierung mit 1 4 000 M.
subventionirt, einen Betrag von 8000 M. unter derselben Bedingung, daß die König¬
liche Staatsregierung im nächsten Jahre denselben Betrag von 14 000 M. zahlt,
ebenso die Summe von 8000 M. auch für das nächste Etatsjahr,

Alles unter der selbstverständlichen Bedingung der Sicherheit des zukünftigenBestandes.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Landtags-Marschall.

Abschrift.
Registrirt

Aachen,denM. Juni 1884.
Zu der auf Anregung des Herrn Landes - Direktor der Nheinvrovinz mittelst Verfügung

der Königlichen Negierung zu Aachen vom 17. Mai cr. Nr. I 9328 festgesetzten Vereisung der
Noer, und zwar insbesondere derjenigen Strecken, rückstchtlich deren laut der Registratur vom
15. Mai 1882 eine einheitlicheNegulirung der Noer auf Grund sorgfältig auszuarbeitender
Projekte für erforderlicherachtet worden ist, hatten sich:
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1. von Seiten der hiesigen Königlichen Negierung die Herren: Negierungs-Präsident
von Hoffmann, Regierungs- und Baurath Kmse und Regierungsrath Ewald, aus
Aachen;

2. von Seiten der Rheinischen Prouinzial-Verwaltnng die Herren: Landes-Direktor Klein
und Landes-Baurath Drcling aus Düsseldorf;

3. im Auftrage des Herrn Ober-Präsidenten der Nheinvrouinz der Herr Meliorations-
Bauinspektor Gravenstcin zu Düsseldorf;

4. von Seiten der KöniglichenEisenbahn-Direktion(linksrheinische) zu Köln die Herren:
Regierungs- und Baurath Dulk und Eisenbahnbau- und Betriebs-Insvektor Nücker
in Aachen für die Strecke oberhalb der Eisenbahnbrückeder Bergisch-Märkischen
Eisenbahn bei Kirchberg;

5. von den Loklllbehörden für ihre betreffendenBezirkedie Herren: Landrath, Geheimer
Negierungsrath Stürtz in Dür^n, erster Kreisdeputirter RittergutsbesitzerFreiherr
von Mylius zu Linzenich i'a der GemeindeBourheim statt des dienstlichverhinderteil
Landraths von Iülich, Referendar Freiherr von Scheibler ans Heinsberg statt des
beurlaubten Landratbs von Heinsberg, Baurath Nachtigall aus Düren, Kreis-
Bauinspektor Frili''.,g zu Iülich, sowie die betreffendenBürgermeister und Gemeinde¬
vorsteher für ih'.e bezüglichen Bezirke;

(,. einzelneMit^i^r des rheinischen Prouinzial-Landtags und
7. einzelnelo^tkundige Vethciligtc, na,ncntlichdie Mitglieder der für die Roerrcgnlinmg

vom A^nburg'er Wehr bis zur Ehausseebrücke bei Iülich gewählten Koinnlission
einge'suuden.

Die °Be-reisung der Noer hat am 26,, 27. und 28. Mai er. stattgefunden,und sind die
Strecken v^« h^ Brücke bei Kreuzau bis Düren, von der Eisenbahnbrückebei Düren bis Kraut-
Hausen, vom NItenburg'er Wehre bis Iülich, an der Broich'er Mühle, an der Vracheln'er Brücke
""b yyn Hilfarth bis zur Orsbeck'er Brücke eingehendbesichtigt worden. Dabei hat sich Folgendes
5"> Verhandelngefunden:

1. Bei der Kreuzau'er Brücke müssen zu deren besseremSchutze von der Gemeinde
Kreuzau kleine Buhnen angelegt werden.

2. Dicht vor dem Schneidhaus'er Wehre befindet sich am rechten Ufer eine lange,
unrichtig angelegte, schadenbringcndeBuhne. Diese muß in die richtige Lage gebrachtwerden
mit einer Steigung gegen den Strom,

3. Unterhalb des Schncidhans'er Wehres zeigten sich erhebliche Schädigungen und rechts
arge Verwüstungen. Das Wehr stößt in einem spitzen Winkel gegen das linke Ufer und die
Wehrkronedesselbenist an der linken Seite etwas höher. Das Wasser wurde sichtbarnach dem
rechten Ufer gedrängt, und das Wehr war angeblich nach der rechten Seite hin bereits verlängert
worden, um den vom Wasserandrangezerstörten Zusammenhangmit dem Ufer wieder Herzuswien,
Um den wahrgenommenenUebelständengründlich abzuhelfen,muß das Wehr, welches nach Angabt
einzelnerErschienener erst vor 2 Jahren erneuert sein soll, bei Gelegenheit der zu erstrebenden
einheitlichen größeren Noerregulirung von Niederm, bis zur Düren'er Ehausseebrücke (Projekt I 1
der Registratur von, 15. Mai 1882) senkrecht gegen den Stromstrich gelegt werden. Ein solcher
Umbau des Wehres würde sich anscheinendtrotz der hohen Kosten rentircn. Es soll versucht
werden durch Unterhandlung mit den Interessenten einen Umbau des Wehres zu erreichen. Hu»,
baldigsten provisorischenSchlitze empfiehlt es sich jedoch, den rechten Flügel des Wehres etwas
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zu verlängern und diesen ganzen Flügel so uach dein linken Ufer hin zu schwenken, daß er in die
Richtung, wie der Stromstrich oberhalb des Wehres ist, zu liegen kommt, sowie ferner strom¬
abwärts gleich dahinter am rechten Ufer ein Paar Schutzbuhnen anzulegen nnd die Ufer fo viel
als möglich abzuflachen. Diese provisorischen Schutzbautenwerden einen Kostenaufwaudvon etwa
6000 M, erfordern. Diese Kosten werden von der Leudersdorf'er Teichgenossenschaft zn tragen
und daneben werden der Gemeinde Kreuzau, deren Ufer gleichfallsSchutz miterhalten, sowie die
am unteren Mühleugraben gelegenen Fabrikanten und Besitzer, insbesondere Negieruugsrath
Iungblut iu Schleswig uud Verwalter Iuugblut in Kreuzau als Besitzer der von Torcks-Mühle,
Gebrüder Hoesch in Düren, Hoesch uud Schcibler in Düren und Heinrich August Scheibler
daselbst,da deren Mühlengraben ebenfalls gefährdet ist, zur Leistung eines Kostenbeitragesauf¬
zufordern, fowie die Prouinzial-Verwaltnng um die Bewilligung einer Beihülfe zu bitten fein.

4. Im Banne der Gemeinde Lendcrsdorf fanden sich Baumstämme bezw. Baumstümpfe
in der Noer, welche ausgeräumt werden müssen; auch fanden sich Uferstrecken vor, die vom Strom
angegriffenwaren und bei denen es sich empfiehlt, die Ufer abzuflacheu und durch kleine, gegen
den Strom gerichtete Stoßbuhnen zu schützen. Namentlichmüssender Fabrik von Eberhard Hoesch
und Sohue gegenüberzur Verhiuderuug weiterer Verwüstuugeu dem Flußlaufe durch Anlegung
kleiner Buhnen fünfte Kurven geschaffen werden.

5. Oberhalb uud unterhalb der Lendersdorf'erFußbrückcam Eigenthum von Emil Hoefch
in Düren zeigte sich eine große Verwilderung der Roer und eine Anzahl von Buhnen, welche
ohne ein technisch richtiges System angelegt waren und zum Theil zur Verwilderung der Roer
beigetragenhaben müssenund noch fernerhin beitragen werden.

Ohne die Nothwendigkeiteiner größeren einheitlichen Korrektion empfiehlt sich hier
zum vorläufigenSchutze gegen fernere Schädigungenbaldigst ein Durchstich durch die angeschwemmte
große Kicsbankund die Anlegung kleiner, sanft gegen den Strom geneigter Buhnen.

6. In der Gemeinde Noclsdorf an Noebberhans gleich unterhalb Schöllershammcruud
ebenso weiterhin nach Düren zu fanden sich Uferabbrüche.

Hier empfiehlt es sich, fchon jetzt baldigst im Nahmen des zu erstrebendengrößeren
Reguliruugsprojektesvon Niederembis zur Chausfeebrücke bei Düren (Projekt I 1 der Registratur
vom 15. Mai 1882), als ein Theilstück dieses größeren Projekts, eine einheitliche Regulirung
der Noer zum Schutze der Ufer einzuleiten, jedoch ist diese baldige partielle Regulirung lediglich
den durchwegbemittelten interessirten Privaten zu überlassen.

7. Von oberhalb der Fingerhntsmühle bis zur Chausseebrücke bei Düreu zeigte die Roer
eine große Verwilderung; auch fanden sich am rechten Ufer der Roer unrichtig mit dem Strom¬
strich angelegte, schadenbringendeBuhnen, bezw. Dämme mit Steinpackung. Diese Buhnen
müssen abgeändert, sodann aber müssen im Rahmen eines einheitlichen größerenProjektes (Projekt
I 1 der Registratur vom 15. Mai 1882) Durchstichegemacht, mehrere Buhnen neu angelegt
und die Ufer abgeflacht werden. Dies Theilprojckt wird überschläglich etwa 12 000 M. kosten,
und ist demnächst die Provinzial-Verwaltung um die Gewährung einer Beihülfe zu bitten. Am
„reisten betheiligt hierbei sind die Gemeinden Noelsdorf und Düren.

8. Unterhalb der Eisenbahnbrücke bei Düren, in den Gemeinden Virkesdorf uud Honen
bis zur Grenze von Merken ist die Roer sehr verwildert und gefahrdrohendfür die dort liegenden
großen Fabriken (Einheitliches Projekt I 2 der Registratur vom 15. Mai 1882). Für diefe
Strecke hatten die Betheiligten bereits ein einheitliches Projekt mit Eindeichungausarbeiten lassen,
welches vorgelegt und besprochenwurde und demnächst der Königlichen Regierung zur Revision
eingereicht werden soll.



9. Vei Krauthauscn war die Roer in den Mühlentcich der Harff'fchcn Mühle eingebrochen.
Sie zeigte dort Krümmungen, rechts Uferabbrüche und links eine angeschwemmte Sandbank,

Den Bürgermeistern für die Gemeinden Pier und Krauthausen ist aufgegeben, gegen
die Erben des Grafen Maasburg energisch event, gerichtlich vorzugeben, um diefelben zur Aus¬
führung der kontraktlich übernommenen Verpflichtung der Roerregulirung in Gemätzheit des für
diefen Theil der Roer bereits vorliegenden Projekts, welches jenen Uebclständcn Abhülfe fchaffeu
foll, anzuhalten,

10. Etwas oberhalb des Altenburg'er Wehres fanden sich rechts starke Krümmungen und
Uferabbrücke, links dagegen Kiesanschwemmungcn.

Hiergegen kann durch die Anlegung von Stoßbuhnen Abhülfe geschaffen werden.
11. Unmittelbar unterhalb am Altenburg'er Wehre war links eine starte Auskolkung,

außerdem war die Wehrkrone selbst am rechten Ufer etwas hoher,
Diefe Auskolkung mnß wieder ausgefüllt werden und waren die bezüglichen Arbeiten

bereits in Angriff genommen. Auch muß der Wehrkrone eine gleichmäßige Hohe gegeben werden.
12. Unterhalb des Altenburg'er Wehres bis zur Ehaufseebrücke bei Iülich (Projekt I

3 und 4 der Registratur vom 15. Mai 1882) zeigten sich viele starke Krümmungen, Uferabbrüche
uon gntem Ackerboden, Kiesbänke und sonstige Verwilderungen in der Noer. An der Strecke
„Nuhrwald" insbesondere fanden sich mehrere alte Baumstämme auf der hohen K«sbank des
zerstörten rechten Ufers, welche aus dem Boden hemusgespült sein sollten. Diese letztere Strecke
wird demnächst durch das einheitliche Ncgulirungsprojekt ganz coupirt und trocken gelegt werden.

Das über diese ganze Strecke ausgearbeitete Projekt winde an Ort und Stelle nach
den Plänen von den Technikern eingehend erläutert und besprochen. Seitens der Mitglieder des
Prouinzial-Landtages wurden mehrere Bedenken gegen das Projekt angeführt, namentlich bezüglich
dessen wirklich dauernden Bewirtung eines Schutzes und der muthmahlich sehr hohen jährlichen
Unterhaltungskosten, und wurde vom Herrn Grafen von Svee zu Maubach insbesondere hervor¬
gehoben, daß dnrch die Ausführung des Projekts ein zu schneller und deshalb schadenbringender
Abfluß des Hochwassers nach den tiefer liegenden Flußstrccken zu befürchten sei. Allein durch dre
Herren Techniker wurden die erhobenen Bedenken widerlegt. Es wurde namentlich dargelegt,
daß wesentlich nur projettirt sei, dem Strome einen geregelten, festen Lauf zu geben, und daß zu
folchem Zwecke nach dem Projekte die Richtung des Stromstriches des mittleren und des kleinen
Wasserstandes in die Richtung des Stromstrichs des Hochwafsers gebracht und, wo dies wegen
dadurch entstehender zu hoher Kosten nicht angängig sei, durch Anlegung von Leitdeichen die
Richtung des Stromstrichs des Hochwassers abgeändert werden solle. Dem Strome solle möglichst
wenig Zwang angethan, nnd es solle nicht das Uebeltreten des Hochwassers über die Ufer ganz
verhindert, fondern es sollen nur die ungeregelten, Verwüstungen anrichtenden Ueberfluthungen
des Wassers abgestellt und die scharfen Biegungen in fcmfte Kurveu umgewandelt werden. Durch
die ganze Aulage werde trotz der vorkommenden Durchstiche und partiellen Stromverkürzungen für
das niedrige und mittlere Wasser demnach für das Hochwasser, da der Strom nicht mehr in
wildem Laufe guer über das Land hinwegfliehen könne, keine Verknrzuug, sondern eine Verlängerung
des Hochwasserstromstrichs und keine Beschleunigung, sondern eher eine Verlangsamung des Hoch¬
wasserlaufs erreicht werden.

Bedenken gegen das Projekt wurden schließlich nicht mehr erhoben.
Die Vertreter der Königlicheil Eisenbahn-Direktion (linksrheinifche) zu Köln erklärten sich

bereit, auf Kosten der Königliche!, Eisenbahn-Verwaltung zum nothwendigen Schutze des Eisenbahn¬
dammes und der Eisenbahnbrücke bei Kirchberg die Ausführung des im Projekte zu solchemZwecke



vorgesehenen Leitdeichcü,sowie der dazu nothwendige»Buhnenanlagen und Durchstiche sofort in
Angriff zu nehmen, wenn das Terrain, welches durch die fraglichenBauten berührt werde, ihnen
uuentgeltlichzur Disposition gestellt werde.

Der anwesende Bürgermeister a, D. Iungbluth zu Mich stellte die ihm gehörenden
Terrains zu den fraglichen Bauausführungen sofort zur Disposition, während bezüglich der übrigen
in Frage kommenden Interessenten den anwesendenbetreffendenBürgermeistern aufgegebenwurde,
von den betreffendenInteressenten unverzüglichdiese Gestattung der Ausführung der Baute» qu.
auf ihren Terrains mittelst förmlicherprotokollarifcher Verhandlungen zu erwirkenund der König¬
lichen Negierung in Aachen fchlcunigst einzureichen. Der Königlichen Eisenbahn-Direktion foll
demnächst weiter Bescheid zugehen.

Sodann machteder Bürgermeister a. D. Iungbluth zu Iülich darauf aufmerksam, daß
auch ein Theil des zum Revier des Försters Stege zu Altenburg (Forsterei Stetteruich) gehörenden,
bei den Grundstückenvou Arnold Hahn im weiheu Hause zu Altenburg ziemlich nahe an die
Roer herantretenden KöniglichenWaldes durch die beabsichtigte Nocrregulirung werde mit geschützt
werden, und daß derselbe deshalb in das Gebiet der zu bildendenGenossenschaft mit hineinzuziehen
fein dürfte.

Diesem Antrage, der nicht ungerechtfertigterschien, soll näher getreten werden.
Schließlichwurde vom MühlenbesitzerRen noch darauf hingewiesen, daß desgleichen der

Damm und die Brücke der Aachcn-IülicherEisenbahn, wenngleich bereits einzelneSchutzbauten
(indessen nicht immer in richtiger Weife) ausgeführt feien, durch die projektirte Noerregulirung
einen besseren Schntz erhalten und Nutzen haben werde, und deshalb die Aachen-IülicherEisenbahn-
Gesellschaftin die zu bildende Genossenschaftmit aufgenommen und zu den Kosten mit heran¬
gezogen werden müsse.

Dieser Antrag konnte ebenfalls nicht als unbegründet erachtet werden, und ist dem bei¬
geordnetenBürgermeister Esser aufgegebenworden, dafür zu forgen, daß die genannte Eiseubahn-
Gefellschcift zu den ferneren Verhandlungen wegen Bildung einer Genossenschaft mit cingelade»
und bezw. mit ihr wegen Eintritts in die zu bildeude Genossenschaft und Leistung eines ange¬
messenen Kostenbeitragesverhandelt werde.

13. Bei der Broicher Mühle wurden die Beschädigungen der Roer besichtigtund dem
anwesendenUfereigenthümer Herrn Frciherrn von Diergardt technifche Rathschläge gegeben, wie
er sich gegen fernere Befchädigungenzu fchützeu habe.

14. Auf der Strecke von der Vracheln'er Brücke bis zur Orsbecker Brücke, namentlich
auch an der Rathheimer Brücke fanden sich mehrfachBaumstümpfe und bezw. Strauchwerk im
Stromstriche der Noer, welche eutferut werden müssen.

15. Am Ufer des Herrn von Sand befanden sich zwei zu lange und unrichtig angelegte,
schadenbringende Buhnen. Diese müssen etwas verkürzt und in die richtige Lage mit geringer
Neigung gegen den Strom gebrachtwerden.

16. Das Projekt der Regulirung der Noer von Unterbruchbis Orsbeck (Projekt I. 5 der
Registratur vom 15. Mai 1882) wurde nach den vorliegendenPlänen eingehendbesprochen und
von den Technikern erläutert. Namentlich wurde von den Technikern dargelegt, daß aus den
schon oben angeführten Gründen eine fchnellereZuführung des Hochwassersnach den weiter
unterhalb liegendenFluhstreckeuund ebenso ein vermehrtes Uebertreten des Wassers nicht statt¬
finden werde und zwar um fo weniger, da die Sohle des Flußbettes sich im Vergleich zu ihrer
jetzigen Höhenlagenamentlich im obern Theile um etwa 2 Fuß vertiefeu werde. Das ausge¬
arbeitete Projekt wurde demnachim Allgemeinengebilligt, für gut befunden und dessen Ausführung
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ohne weitere Einwendungen für wünschenswert!) erachtet. Im Einzelnen ergab sich bei der örtlichen
Besichtigung, daß eine Erhöhung der Sohle der in dem neu projektirten Sommerdeiche vorgesehenen
Lücke, wie der Bürgermeister Noethlichs zu Dremmen Anfangs wünschte, nach der Beschaffenheit
des Terrains nicht nothwendig, daß dagegen in folgenden Punkten eine Vervollständigung des
Projekts zweckmäßig sei, nämlich:

a. daß der sogenannte alte Haaker Sommerdeich am linken Ufer bis zu der von Heins¬
berg nach Wassenberg führenden Ehaussee verlängert;

d. daß der Stromlauf da, wo er jetzt ganz senkrecht auf das rechte Ufer stößt, noch
etwas mehr als im Projekte abgerundet uud

o. daß der nahe am rechten Ufer theils noch vorhandene, theils abgetragene Schutzdeich
bei Vogelsang zu Unterbruch wieder hergestellt uud noch etwas verlängert-

<1. daß der ini Projekt unterhalb der Orsbeck'er Brücke als wünschenswert!) bereits
angemerkte Durchstich auch wirklich ausgeführt werde.

17. Auf der Strecke von Hilfarth abwärts bis Orsbeck endlich wurden auch einzelne
schon vor mehreren Jahren nach richtigen technischen Prinzipien angelegte Korrektionswerke
(Buhnen) besichtigt. Es ergab sich, daß sich diese Werke fortdauernd sehr gut bewährt hatten
(olr. Registratur vom 15. Mai 1882 Nr. II 11 und 12). Nach der Aussage des Bürgermeisters
Nüthlichs haben diese Werke verhältnißmäßig nur sehr geringe Unterhaltungskosten erfordert.

Die unterhalb Hilfarth am linken Ufer der Noer belegenen Grundstücke der Erben
Matzerath befanden sich noch immer stark im Abbruch, da hier Uferschutzbauten ungeachtet der
Empfehlung der Königlichen Negierung in Gemähheit der Registratur vom 15. Mai 1882 seither
nicht vorgenommen worden waren.

An der Orsbeck'er Brücke wurde die Vereisung der Noer beendigt.

Zur Beglaubigung:
gez.: von Hoffmann, Kruse, Ewald.

Nr. 2«.

Düsseldorf, den 27. November 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

Aenderung des Aufbringungsnwdus der Proviuzial-Umlage im Hinblicke auf
das Gesetz vom 14. Mai 1885.

Nach Erlaß des Gesetzes, betreffend Ueberweisung von Beträgen, welche aus landwirth-
schaftlichen Zöllen eingehen, an die Kommunalverbände von: 14. Mai 1885 hat der Provinzial-
Verwaltungsrath das in der Anlage ^ angeschlosseneSchreiben ä. ck. Düsseldorf, den 1. Juni
1885 durch den Laudes-Direktor an die sämmtliche» Landrnthsämter der Provinz richten lassen. ^5s<? ^

21
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Mehrere Kreise habe» das in jenem Schreibe» enthaltene Anerbieten angenommen u»d
sich mit der Verrechnung der Umlage auf die zur Neberweisung gelangenden Summe» ein¬
verstanden erklärt.

A»dererscits sind aber Bedenkengegen die rechtliche Znlässigkeiteiner solchen Anrechnung
auf Grund eines Kreistagsbeschlusseslaut geworden, insbesondere auch mit Rücksichtauf den
Umstand, dah die Untervertheilung der nach dein vorcitirte» Gesetzeden einzelnenKreisen über-
wiesenen Sunnnen ans die Gemeinden nach einein andeem Maßstabe, wie die Vertheilung der
Prouinzial-Umlage zu erfolgen habe.

Während nämlich die Provinzial-Umlage nach dem Maßstabe der direkten Staatssteuern
mit Ausschlußder Steuer vom Gewerbebetriebeim Umherziehen,unter Berücksichtigungder durch
das Gesetz von: 11. Juli 1822 gewährte» Befreiungen erhoben und nach diesem Maßstabe auf
die Gemeinden untervertheilt wird, ist im §. 3 des Gesetzes vom 14. Mai 1885 die Vertheilung
auf die Kreise, sowie die Untervertheilung auf die Gemeinden zu ^/» der in den einzelnenKreisen
(resp. Gemeinden) aufkommenden,bezw. fingirten Grund- und Gebäudesteuerund zu '/8 nach der
Civilbevölkerungvorgesehen.

Um die hieraus sich ergebenden Schwierigkeiten auszuränmen, sowie um ferner eine
Gleichmäßigkeitin der Erhebung der Provinzial-Umlage in allen Provinzen des Staates und
insbesondere auch mit dem in der Prouinzial-Ordnung vom 29. Juni 1875 vorgesehenen Maß¬
stabe herbeizuführen,erachteteder Provinzial-Verwaltungsrath eine Aenderung des Nufbringungs-
modus der Provinzial-Umlage im Sinne der Contingentirung auf die Kreise für angezeigt und
zweckmäßig.

Seitens des Landes-Direktors ist demnach das in der Anlage L beigefügteSchreiben
an den Herrn Ober-Präsidenten gerichtet worde», worauf die in der Anlage 0 angeschlossene
Antwort ergangen ist.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich hiernach den Antrag zu stellen:
„Hoher Provinzial-Landtag wolle unter Abänderung des Beschlussesdes 27. Provinzial-
Landtages vom 30. November 1881 beschließen:die allgemeine Provinzial-Umlage
nach dem Maßstabe der direkten Staatssteucrn mit Ausschluß der Steuer vom
Gewerbebetriebe im Umherziehe», u»ter Berücksichtigungder durch das Gesetz vom
II. Juli 1822 gewährten Befreiungen auf die einzelnenLand- und Stadtkreise zu
vertheilen nnd diesen die Art der Aufbringung ihrer Contingmte nach Maßgabe der
bestehenden gesetzlichenBestimmungenzu überlassen."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtllgs-Marschall.
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Landes-Direktor der Rheinprovinz. Anlag e ^.
I«. 1296/85.

Düsseldorf, den 1. Zum 1885.

Bei Gelegenheiteiner Besprechungdes Gesetzes, betreffend Ueberweifungvon Beträgen,
welche aus landwirthschaftlichenZöllen eingehen, an die Kommunaluerbändevom 14. Mai 1885
(Huene'schesVerwendungsgesetz)wurde innerhalb des Provinzial-Verwaltungsraths darauf hinge¬
wiesen, wie die Prouinzial-Hülfskassebei der Ausführung diefes Gesetzes nach ihrer Bestimmung
den Kreisen von besonderem Nutzen sein könne. Da nämlich die Einnahmen aus dem vorbezogenen
Gesetzeden Schwankungen aller Einnahmen aus Zöllen uuterliegen, so darf wohl als fclbstver-
ständlich vorausgefetztwerde», daß die Kreife der Monarchie die jährlich eingehendenSummen
erst für das folgende Jahr zur Verwendung in ihre Etats einfetzen werden. Um die fofortige
sicherezinstragende Anlegung diefer Gelder für die Zwischenzeitzu erleichtern, sowie um alle
Kosten der Erhebung derselben zu vermeiden, wurde von dem Provinzial-Verwaltungsrath für
angezeigterachtet, die Provinzial-Hülfskassezu ermächtigen, sich den Kreisen gegenüber bereit zu
erklären, insofern die Kreistage diefes beschließen sollten, die auf die einzelnenKreise entfallenden
Summen für deren Rechnung direkt aus der Staatskasse kostenfrei zu erhebeu und vom Tage der
Zahlung bis zur Verwendung mit 3°/« zu verzinfen.

Um hierbei ferner den Nächstliegenden Zweck des besagten Gesetzes zu erreichen,sowie
jedes Hin- und Hersendenvon Geldern und die damit verbundenenZinsverluste und Kosten zu
vermeiden, hat der Provinzial-Verwaltungsrath die Provinzial-Hülfskasseauch ermächtigt, je nach
den, Beschlusse der einzelnen Kreistage neben der obigen Zinsenberechnungdie auf die einzelnen
Kreife untervertheilten Provinzial-Umlagen zunächst auf deren Antheile an den nach dem Vcr-
wendungsgesetze zur Erhebung gelangten Summen zu verrechnenund den eventuellenUeberschuß
zur Verfügung des jeweiligen Kreifes zu halten.

Wenn schon der aus Annahme des ersten Anerbietens resultirende Gewinn an Zinsen,
sowie die Ersvarniß an Nemifen, bei einer Gefammt-Einnahmevon ca. 3 Millionen Mark — welche
Summe für die Rhemprovinz nach den Motiven des Verwendungsgefetzesunterstellt worden ist —
nicht unerheblich genannt werden darf, fo trifft diefes in erhöhtem Maße bei letztgedachtem
Anerbieten zu. Der Provinzial-Verwaltungsrath glaubte hierbei die vorangedeuteteVerweudung
indessen nicht nur de» Interefsen der Kreise, sondern auch dem Sinne des citirten Gesetzes
vor allen: entsprechend erachtenzu sollen.

Nach §. 4 des mehrbezogenenGesetzesmüssen nämlich die zur Ueberweisungan die
Kommunalverbände gelangenden Summen zunächst zur Erfüllung folcher Aufgaben verwendet
werden, für welche Seitens der Land- und Stadtkreife die Mittel durch Zufchlägezu den direkten
Staatssteuern oder durch direkte Gemeindesteuernaufgebrachtwerden.

Falls die überwiefenen Summen zu dem vorangeführtenZwecke keine Verwendung finden,
können dieselben in den Landkreisenauch

a. zur Erleichteruugder Schullasten der Gemeindenund
d. zur Gewährung von Beihülfen an Ortsarmenverbände — insoweit nicht die Land¬

armenverbände dazu verpflichtetsind —
auf Grund eines von der Aufsichtsbehörde genehmigtenKreistagsbeschlufsesverwendet werden.

Kommt ein solcher Verwendungsbeschluhuicht zu Stande, so müssen die nicht ver¬
wendetenBeträge an die Stadt- uud Landgemeindendes Kreises untervertheilt werdm.

21'
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In den östlichen Provinzen des Staates und zmn Theile auch in der Provinz Westfalen
hat den Kreisenvon jeher der Neubau und die Unterhaltung der sogenanntenKreisstrahen obge¬
legen. Es gibt nämlich dort nur folgendedrei KlassenöffentlicherWege:

1. Staats-, jetzt Provinzialstraßen,
3. Gcmcindewegeund
3. zwischen beiden Klassendie sogenanntenKreisstraßen, welche den in der Rheinprovinz

bestehenden Bezirksstrahenanalog sind.
Infolge des Baues und der Unterhaltung der Kreisstraßen sind die Kreise der älteren

Provinzen und zum Theil auch der Provinz Westfalen mit drückenden Abgaben belastet, welche
in der Form von Zuschlägenzu den direkten Steuer» vom Kreise erhoben werden. Die Erleichte¬
rung von diesen den Kreisen obliegenden Lasten bilden den Hauptzweck des sogenanntenHuene'schen
Vcrwendungsgesctzesund ist deshalb auch im al I des §, 4 des Gesetzes die Verwendung zu
diesem Zwecke obligatorischgemacht.

In der Nheinprovinz haben sich die Verhältnisse hinsichtlich der Wegelasten anders
gestaltet. Hier sind die den Kreisstraßen der älteren Provinzen entsprechenden Wege zunächst von
den Regierungsbezirken resp. Theilen derselbenund demnächst auf Grund des Allerhöchstgenehmigten
Regulatives vom 17. Januar 1876 von dein Provinzialvcrbande übernommen worden. Die
Unterhaltungskostendieser ehemaligen Bezirksstraßen (4490,85 Kiu) werden zur Zeit vou dem
Provinzialvcrbande bestritten und die hierzu erforderlichenMittel zunächst auf die Kreise und von
diesen auf die Gemeinden umgelegt. Diese Unterhaltungskostender ehemaligen Bezirksstraßen
bilden mit den Beträgen für die Verzinsung und Amortisation der Baukosten der sünf neuen
Prouinzial-Irrenanstalten die zur Zeit zur Erhebung gelangendeProuinzial-Umlage, indem alle
übrigen Ausgaben der prouinzialständischenVerwaltung aus den Dotationsrenten und eigenen
Einnahmen des Prouinzialverbandes bestritten werden. Hieraus folgt, daß in der Rheinprovinz
die Provinzial-Umlage — abgesehen von den geringen Veitragskosten zur Erbauung der neuen
Irren-Anstalten — eine Last darstellt, welche in den anderen Provinzen des Staates von den
Kreisen für denfelben Zweck, d. h. zur Unterhaltung der den Bezirksstrahen analogen Kreis¬
straßen als Kreissteuern durch direkte Zuschläge zu den Staatssteuern aufgebrachtwird.

Wenn nun nach Absatz 1 §. 4 des mehrcitirten Gesetzes vom 14. Mai cr. die vor¬
erwähnten Kreislasten in erster Linie aus den überwiesenenSummen bestritten werden müssen,
so entsprichtes gewiß nur dem Sinne und Geiste des gedachtenGesetzes, wenn in der Rhein¬
provinz die Verwendung in ähnlicher Weise, d. h. zur Entlastung von den auf die Kreise in
Form der Provinzial-Umlage vertheilten Wegelasten, erfolgen würde.

Da der Wortlaut des citirten Gesetzes indessen das in der Nheinprovinz bestehende
besondereVerhältniß, resp, die hier an Stelle direkter Kreisabgaben getretene Provinzial-Umlage,
nicht berücksichtigt hat, da ferner auch HierselbstVerwendungsbeschlüsse zu den Zweckendes Absatzes
22. und K. wohl nur in seltenen Fällen vorkommendürften, fo wird die in al. 3 des Gesetzes
vom 14. Mai cr. vorgeseheneUnteruertheilung auf die Gemeinden wohl die Regel bilden.

Unter diefer Voraussetzung wird sich bei Ausführung des Verwendungsgefetzesin der
Nheinprovinzdie thatsächlicheFolge ergeben, daß die Kreise in Zukunft auf der einen Seite die
Provinzial-Umlage als Passivposten und auf der anderen Seite die auf Grund des Gesetzes
vom 14. Mai cr. überwiesenen Summen als Aktivposten auf dieselbe» Gemeinden unter-
zuvertheilenhaben.
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Es dürfte mm gewiß diese Operation eben so sehr erleichtern, wie dem Interesse der
Kreise und Gemeinden gleichmäßig entsprechen,wenn an Stelle der Erhebung der mtirlichen
Summe Seitens jeder Gemeinde und deren demnächstigen Wiederabführung an die urovinzial-
stiindische Verwaltung zur Deckung der Provinzial - Umlage, die Eingangs vorgeschlagenedirekte
Ueberweisungder betreffendenSummen für Rechnungder einzelnen Kreise an die diesseitigeVer¬
waltung erfolgte.

Diese Verrechnungder erhobenenBeträge auf die Provinzial - Umlage würde auch die
wirksamsteEntlastung der Kreise und Gemeindendarstellen, indem dadurch in jedem Gemeinde-
Budget ein Ausgabepostenentfällt und damit der Gemeinde die Möglichkeitgeboten wird, die
Gemeindeabgabenherabzusetzen oder andere dringendeAusgaben zu bestreiten. Es läßt sich deshalb
auch nur annehmen, daß die Gemeinden selbst jene Verrechnung auf die Umlage jeder anderen
Verwendung vorziehenwerden.

Der Provinzial-Verwaltungsrath glaubt ferner zu der Annahme berechtigt zu fein, daß
auch die Königliche Staatsregierung den obigen Vorschlägen resp der direkten Abführung der
überwiesenenSummen an die Provinzial-Hülfskasscfür Rechnung der Kreise zustimmen werde.

Indem Euere Hochwohlgeboren ich ergebenst ersuche, das vorstehende Anerbieten nebst
Motivirung gefälligst zur Kcnntnißncchme der nach dem mehrcitirtenGesetze zu bildenden Kommission,
sowie des Kreistages bringen zu wollen, füge ich noch eine Uebersicht über die nach der Vorlage
der Königlichen Staats-Negicrung auf die einzelnen Kreife voraussichtlichentfallenden Summen aus
der fragliche» Ueberweifung,im Verhältniß zu der Provinzial-Umlagepro 1885/86 bei. Aus dieser
Uebersicht ergibt sich, daß in der überwiegendenMehrzahl der Kreise die bei Zugrundelegung
einer Gesammt-Einnahme von 20 Millionen Mark aus dem sog. Huene'schenGesetzezur Ueber¬
weisung gelangende Summe die Provinzial-Umlage übersteigt. Es dürfte indessen zu erwarten
sein, daß die zur Ueberweisungkommenden Summen aus den Zollerträgen sich höher belaufen
werden, und daß fomit zur freien Verfügung der Kreise ein höherer Betrag nach Abzug der
Umlage verbleiben wird, als dieses die beiliegende Zusammenstellungergibt, zumal da eher ein
Sinken als ein Steigen der Provinzial-Umlage für die nächsten Jahre zu erwarten ist. Einer
gefälligen Benachrichtigungüber den ergehendenBeschlußdes dortigenKreises sehe ich seiner Zeit
ergebenst entgegen.

Der Landes'Direktor der Rheinprovinz:
gez.: Klein.

An
die sämmtlichenKöniglichenHerren Landräthc

der Provinz.
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Zu Anlage ^,
Vergleichende Uebersicht

über

die nach dem Gesetze vom 14. Mai 1885 aus Zolleinnahmen bei Zugrundelegung
einer Gesammtsnmme von 20 Millionen Mark auf die einzelnen Kreise der Rhein»
Provinz voraussichtlichentfallenden Beträge, im Verhältnisse zu der von den einzelnen

Kreisen pro 1885/86 aufzubringenden Provinzial-Umlage,

?,

Namen der Kreise.

Provi«zial-Umlaa « Pro «88 5 ««

für Verzinsung
und Amortisation
der Anleihen zum

Vau der Irren¬
anstalten,

-5-^

Zuschuß zum
Straßenfonds

(Unterhaltung der
ehemaligen

Nezirtsstraßen).
^ 4

Summe,

^ ^.

Antheil an den
nach dem Gesetz

vom 14. Mai 1885
zu überweisenden

Summen.

^

2
3
4
5
6
7
8
9

X»
II

l
2
3
>!
5
6
7
8
9

10
, !
!2
IN

I. UcgierungsbezirK Aachen.
Aachen Stadt

„ Land
Dürm. . .
Erkelenz . .
Eupen . . .
Geilenkirchen,
Hemsberg, ,
Iülich . , ,
Malmedn . ,
MoiNjoie . ,
Schleiden . .

Summe

Adenau ,
Uhrweiler
Altenkirchen
Coblenz .
Cochem
Kreuznach,
Manen
Meisenheim
Neuwied 7
Sinnnern.
St. Goar
Wetzlar .
Zell . .

II. Regierungsbezirk Coblenz.

20 262 24 115190 99 135 453 23 81468 —
8 926 41 50 746 70 59 673 11 66 222 —

10 832 06 61580 31 72 412 3? 64 104 —
4 380 90 24 905 46 29 286 36 35 281 —
3 076 95 17 492 50 20 569 45 19 309 —
2 83? 79 16 182 84 18 970 63 23 988 —

2561j09 14 559 82 17 120 91 22 981 —
6 604 l 08 37 544 23 44 148 31 50013 —
2 066 79 11749 72 13816 51 16 985 —

968 49 5 505 85 6 474 34 8 784 —
2 645 30 15 038 52 17 683 82 24 854 —

65 162 10 370 446 94 435 609 04 413 989 —

Summe

899 83 5 115 55 6015 38 10 976 —
3 263 22 18551 40 21814 62 23 719 —
3 390 50 19 274 99 22 665 49 30 616 —

10 890 22 61910 98 72 801 20 61461 —
2 674 45 15 204 28 17 878 73 23 308 —
8 160 91 46 394 80 54 555 71 52 443 —
5 761 25 32 752 73 38 513 98 43 943 —
120? 40 6 864 0? 8 071 4? 9 542 —
6195 29 35 220 29 41415 58 43 943 —
2 52? 95 14 371 41 16 899 36 23 044 —
3160 95 17 970 04 21130 99 25 554 —
5 066 51 — — 5 066 51 38 330 —
2 15? 32 12 264 39 14421 71 18178 —

55 355 80 285 894 93 341250 73 405 05? —



16?

!^

I
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11

I
2
3

6
?
8
9

10
11
12
13
14
15
16
1?
18
19
20
21

Namen der Kreise.

ProUinzial 'Umlage p r o 1888/»«

für Verzinsung
und Amortisation
der Anleihen zum
Nllu der Irren¬

anstalten ,
„//

Zuschuß zum'
Straßenfund«

(Unterhaltung der
ehemaligen

Vezirlsstraßen).

Summe,

^.

Antheil an den
nach dem Gesetz

vom 14, Mai 1885
zu überweisenden

Summen.

III. UegierungsoezirK Köln.
Vergheim.....
Bonn......
Köln Stadt . , , ,

„ Land , . . .
Euskirchen , . . .
Gummersbach . . .
Mülheim a, Rhein. .
Rheinbach ....
Sieg......
Waldbroel ....

Wivperfürth ....
Summe

Barmen.....
Cleve ......
Crefeld Stadt . . .

„ Land , . .
Duisb.urg ....
Düsseldorf Stadt . .

„ Land . .
Elberfeld.....
Essen Stadt . . . .

„ Land ....
Geldern .....
M.-Gladbach. . . .
Grevenbroich ....
Kempen .....
Lennep .....
Mettmann ....
Moers ....

Mülheim a. d. Ruhr .
Neuß ......
Rees .......

Solingen.....
Snmme

IV. UegierungsbezirK Düsseldor
13 424 32

7 722 39
10 986 19

3 448 81
5 523 94

18 451 61
6 26? 70

16 126 71
8 884 32
7 961 14
5412 74

11786 37
6 039 38
7 084 56
8 669 42
5 825 04
7 825 53

11855 11
6 394 79
8 939 85
7 941 04

186 570 96

76317
43 901
62 456
19 606
31403

104 897
35 631
91680
50 50?
45 259
30 771
67 005
34 333
40 275
49 285
33115
44 488
67 396
36 354
50 823
45144

1 060 65?

34
83
57
50
64
51
!>^!
48
40
X!
4!>
<!I
90
76
74
3!»
20
>!»',
!2
I«

Kl

89 741 66
51624 22
73 442 76
23 055 31
36 92? 58

123 349 12
41899 62

107 80? 19
59 391 72
53 220 30
36184 23
78 791 98
40 373 28
47 360 32
57 955 16
38 940 43
52 313 73
79 251 4?
42 749 21
59 762 95
53 085 88

1247 228 12

^ ^.

6 596 73 3? 502 4? 44 099 20 47 781 —
16 585 98 94 291 43 110 87? 41 70 792 —
55 451 99 315 244 93 370 696 92 173 825 —
14 759 21 83 906 19 98 665 40 100 036 —

6 448 42 36 659 33 43 10? 75 42 707 —
2 315 94 13 166 16 15 482 10 16 485 —
6 969 09 39 619 30 46 588 39 42 155 —
4 042 8? 22 983 72 2? 026 59 30 306 —
7 399 33 42 065 23 49 464 56 54 548 —
1 168 93 6 645 3? 7 814 30 10 938 —
2 086 33 11860 81 13 94? 14 16 241 —

123 824 82 703 944 94 827 769 76 605 814 —

70 250
52 352
43 074
23 584
26167
74 26?
44 437
73 381
34 836
64 221
40 738
72 270
44111
53 725
52 092
40 87?
55 848
81664
42 108
55 645
59 273

1104 920
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Namen der Kreise.

Prsvlnzial°Umlage pro l»»5/» «

für Verzinsung
und Amortisation
der Anleihen zum
Bau der Irren¬

anstalten.

Zuschuß zum
Straßeufonds

(Unterhaltung der
ehemaligen

Nezirksstrahen).

Sumixe.

^ ^

Antheil an den
nach dem Gesetz

oom 14. Mai 1885
zu überweisenden

Summen.

l
2
3
4
5
6
?
8
9

10
11

12
13

V. Negicrungsbezirll Trier.
Bernkastel .....
Vitburg......
Daun .......
Merzig ......
Ottw eiler ......
Prüm.......
Saarbrücken .....
Saarburg .....
Saarlouis .....
Trier Landkreis....

„ Statdkreis a. Stadt
d. Vororte

St. Wendel.....
Wittlich ......

Sunnne .

I. RegierungsbezirkAachen
II.

III.
IV.
V.

Coblenz.
Köln .
Düsseldorf
Trier .

Summe .

3 344 39 19 012 86 22 35? 25 27 801 —
3 136 61 17 831 6? 20 968 28 30126 —
1414 10 8 039 15 9 453 25 16139 .—
2 703 50 15 369 39 18 072 89 23 180 —
3910 55 22 231 51 26142 06 33 639 —
1839 98 10 460 30 12 300 28 19213 —
8 78? 79 49 958 64 58 746 43 60 200 —
2 843 71 16 166 50 19010 21 23 951 —
4 890 72 27 803 76 32 694 48 39 665 —
4610 06 26 208 22 30 818 28 43 810 —
4191 85 23 830 73 28 022 58 24 769 —
1164 76 6 621 6? 7 786 43 — —
3 408 41 19 376 85 22 785 26 32213 —
2 839 89 16 144 78 18 984 6? 26 483 —

49 086 32 279 056 03 328142 35 401189

Wiederholung.
65 162
55 355

123 824
186 570
49 086

,0

82

32
480 000

370 446
285 894
703 944

1060 65?
279 056

94

94
i»;
03

2 700 000 —

435 609
341250
827 769

1247 228
328 142

«4
?:,
76
1^!
!!5

3 180 000

413 989
405 057
605 814

1104 920
401 189

2 930 069

Anlag e L.

Landes-Direktor der Nheinprovinz.
Io. 2607/85.

Düsseldorf, den 29. Oktober 1885.
Nachdem die Herren Ressortminister in dem Reskrivte vom 14. August 1881 erklärt

hatten, daß sie gegen einen Beschluß des Provinzial-Landtages, uach welchem die bis dahin in
hiesiger Provinz erhobenenverschiedenartigen Umlagen für das Irrenwesen und für den Straßenbau
durch eine einheitliche Provinzialumlage nach dem Maßstabe der direkten Staatssteuern mit Aus¬
schluß der Steuer vom Gewerbebetrieb im Umherziehen, unter Berücksichtigungder durch das
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Gesetz vom 11. Juli 1822 gewährten Befreiungen ersetzt werden sollten, (Anwendungen nicht
erhebenund geneigt sei» würden, die Genehmigung eines solchen Beschlusses AllerhöchstenOrts
zu befürworten, hat der 27. Prouinzial-Laudtag in seiner Sitzung vom 30. November1881 :«l 5.
I^ des Protokolls den Beschluß gefaßt:

„die allgemeinePrvuinzial-Umlage nach dein Maßstabe der direkten Staatssteueru mit
Ausschluß der Steuer vom Gewerbebetriebim Umherziehen, unter Berücksichtigung
der durch das Gesetz vom 11. Juli 1882 gewährten Befreiungen, zunächst auf die
Kreise und von diesen, nach demselben Maßstabe auf die Gemeindenzu vertheilen,
Letzteren aber die Art der Aufbringung ihrer Kontingente zu überlassen."

Durch den letzten Satz dieses Beschlussessollten insbesondere die Zweifel, welche über
die Art der Besteuerung für Provinzial-Umlagen in der Nheinvrovinz entstanden waren, aus¬
geräumt werden.

In den für die Erhebung von Provinzialumlagen bis dahin bestehenden Bestimmungen,als:
1. der Allerhöchsten Verordnung vom 13. Juli 1827 für die Landtagskosten,
2. der AllerhöchstenKabinetsordre vom 12. September 1868 für die Kosten d«,

Irrenwesens,
3. dem Gesetze vom 8. März 1871 für die Kosten des Landarmenwesensnnd
4. dem Allerhöchstgenehmigten Regulativ vom 17. Januar 1876 für die Kosteu der

Unterhaltung der ehemaligenBczirksstrahen
waren nämlich n<1 1 die „Gemeinden", ack 2 und 4 die „kreise und Gemeinden" uud
aä 3 die „Kreise" als Träger der Steuerlast bezeichnet.

Der Ausdruck nck 2 und 3, für welche Zwecke ausschließlich Provinzialumlagen erhoben
wurden, hat zu dem Zweifel geführt, ob damit nur eine Berechnung des Provinzial-Äbgabe-
Solls nach Kreifen und Gemeinden, oder eine Kontingentiruug auf die Kreise oder auf die
Gemeinden beabsichtigtwar. Diefer Zweifel sollte in Folge einer Anregung der Herren Nessort¬
minister durch den oben citirten Beschluß dahin ausgeräumt werden, daß die Vertheilung auf die
Kreife nur Behufs Unteruertheilung auf die Gemeinden zu erfolgen habe und die Letzteren somit
als Träger der Provinzial-Abgaben zu betrachtenfeien.

Dem bezogenen Beschlussewurde die erbetene AllerhöchsteGenehmigung unter dem
8. März 1882 ertheilt, und sind seither die Provinzial-Umlagen in Gemäßheit dieses Beschlusses
erhoben worden.

Wenn auch der Entwickelungsgang, welchen die Aufbringung der Provinziallasten in
der Rheinprovinz genommen hat, dem seitherigen Vcrtheilungsmodus wohl am meisten entspreche»
dürfte, so läßt sich andererseits nicht verkennen, daß in der jüngsten Zeit die Verhältnisse sich
geändert haben und nunmehr schwerwiegende Gründe für eine Aenderung der seitherigenAuf¬
bringungsart in dem Sinne der Kontingentiruug der Provinzial-Abgaben auf die Kreise sprechen.

Es kommt nämlich hier vor allen: in Betracht, daß das wesentliche Moment, welches
gegen die Kontingentirung der Provinzial-Abgaben auf die Kreise stets angeführt wurde, zwischen¬
zeitlich hinfällig geworde» ist. Dasselbe bestand bekanntlich darin, daß die Kreise in der Nhein-
prouinz nnr geringe eigene Eimmhme» besähe» uud deshalb geuöthigt wäre», die Prouinzial-
Umlage, insofern dieselbeauf die Kreife kontiugeutirt wurde, doch wieder auf Gruud der Kreis-
ordnung vom 13, Juli 1827, beziehentlichder AllerhöchstenVerordnung vom 9. April 1846, auf
die Gemeinde»zu reuartiren, oder aber in der Form von Zufchlägen zu den direkten Steuer»
als Kreissteueruo» den Kreiseingesessenenzu erheben und damit eine neue, bis jetzt iu der über-

22
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wiegendenMehrzahl der Kreise unbekannteAbgabe einzuführen. Inzwischen sind nun durch das
Gesetz, betreffenddie Ueberweisung von Beträgen, welche aus landwirtschaftlichenZöllen eingehen,
an die Kommnnalverbände, von« 14. Mni a,. «,-,, den Kreisen erhebliche (Annahmen überwiesen
worden, so dah dieselben nunmehr in der Lage sind, die Provinzial-Umlagcn aus den überwiesenen
Summen decken zu können, ohne zu einer Nepartition auf die Gemeinden, oder zur Erhebung
von Kreissteuern schreiten zu müssen.

Da in den übrigen Provinzen des Staates, in welchen die Prouinzialordnuug vom
29. Juni 1875 gilt, die Vertheilung der Provinzial-Umlage in Gemäßheit des §. I0tt der
citirten Provinzialordnung auf die einzelnen Vand- und Stadtkreise erfolgt, so muß nach
H. 4 des bezogenen Gesetzes vom 14. Mai cr. dort jene Last aus den zur Ueberweisung an die
Kreise gelangendenSummen zunächst gedeckt werden, während die Pruuinzial-Umlage in hiesiger
Provinz, weil sie nicht auf dem Kreife, fondern auf der Gemeinde ruht, nach dem Wortlaute
des in Rede stehendenGesetzes nicht unter die angeführten Verwendungszwecke fiel.

In Anbetracht diefes Umstandes, fowie im Hinblickedarauf, daß in der Nheinprouinz
die Prouinzial-Umlage — abgefehenvon den geringen Neitragskostenzur Verzinsung und Amorti¬
sation der Schuld für Erbauung der nenen Irrenanstalten — lediglich aus der Uebernahme der
Unterhaltung der den Kreisstraßen der anderen Provinzen analogen Vezirksstrahen ans
den Provinzialverband herrührt und eine Last darstellt, welche in den übrigen Provinzen des
Staates nicht von der Provinz, sondern von den Kreisen als direkte Kr eis last im Wege der
Kreissteuern aufgebrachtwird, und deshalb unter allen Uniständen unter die Verwendungszwecke
des Gesetzes vom 14. Mai 1885 zu subsummiren ist, hat der Provinzial-Verwaltungsrath den
Kreisuerbänden uorgefchlagen, die aus dein Gesetze vom 14. Mai 1885 zur Ueberweisung gelan¬
genden Summen zur Tilgung der Prouinzial-Umlage zu verwenden, um damit nicht nur eine den
Interessen der Kreise, sondern auch dein Sinne des mehreitirten Gesetzes vor Allem entsprechende
Verwendung jener Beträge und gleichzeitig eine Entlastung der Gemeinden zu sichern.

(c'i'i'.Anlnne.v.) Verschiedene Kreise haben das in Abschriftganz ergebenst angeschlossene desfallsigeAn¬
erbieten acceptirt, während andererfeits Bedenken gegen die Zuläfsigkeit der vorgeschlagenen An¬
rechnungans dem Grunde laut geworden sind, weil die Prouinzial-Umlage in der Nheinprouinz
formell keine Kreis-, fondern eine Gemeindelast darstelle, und deshalb der tz. 4 des Gesetzes
vom 14. Mai 1885 nicht ans die Prouinzial-Umlage angewendetresp, nicht für zulässig erachtet
werden tonne, ans Grund eines Kreistagsbcschlussesdie zur Ueberwcisung gelangendenSummen
zu dem in Rede stehendenZwecke zu uerwenden.

Um diesen Bedenkenden Boden zn entziehennnd zugleich die Verwendung der aus den
landwirtschaftlichen Zöllen zur UeberweisunggelangendenSummen in der einfachstenund dem
Sinne und Geiste des erwähnten Gesetzes zumeist entsprechenden Weise sicher zn stellen, dürfte
sich empfehlen,den Beschluß des 27. Prouinzial-Landtages über die Erbebung der Prouinzial-
Umlage dahin abzuändern, daß die Vertheilnng in Zukunft austatt ans die Meise und Gemeinden,
lediglich auf die Kreise erfolgen soll.

Für eine solche Abänderungder Anfbringnngsart der Prouinzial-Umlagescheint insbesondere
auch noch der Umstand zn sprechen, daß dieser Aufbringuugsmodus in §. 106 der Provinzial¬
ordnung, sowie im Gesetze vom 8. März 1871 hinsichtlichder Kosten des Landarmenverbandes
vorgesehen ist, nnd daß damit eine Gleichmäßigkeithinsichtlichder Erhebung der Provinzial-
Umlagrn innerhalb des Gebietes des Staates herbeigeführt wird.
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Unter diesen Umständen wird dre°seits beabsichtigt,den: a.u 29. konuneudeu Monats
zusamnm^endeu Provinzial-.andtage vorzuschlagen,den Beschlnn vom .0. November 1881

dahin abzuändern, ^ ^,^ P,ouinzial-U,nlage nach den: Maßstabe der direkten Staatssteuern
mit Ausschluß der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen, unter Vernck-
sichtigu g er durch das Gesetz von. 11, Juli,182. gewährten Beftemngen auf dre
^ wn Land- und Stadtkreise vertheilt und diesen die Art der Aufbrmguug chrer

ontwaente nach Maßgabe der bestehenden gesetzlichen Bestimmungenüberlassen werde."
'"dessen eine dahin zielende Vorlage dem

^"" ^ , ? ,,„. ;., ^,,. «„„. !ss bedarf es für dense ben der Vcrgewls crung,

herbeiführeilzu wolle». ^. ^^^^.Aj^ktor der Rheinprovnlz:
Klciu.

An
den königlichen Ober-Präsidenten der Rheinprovinz,

WirklichenGeheimen Rath, Herrn Dr. von Bardeleben,^ Excellenz zu Loblenz.

Anlasse ci
Oberpräsidium der Rhelnprournz.

I.-Nr. 11U09.
Coblcnz, den 2li. November 1885.

.«ie ich Euer Hochwohlgeborenauf das gefällige Schreiben vom 29 Oktober d. Is.
^>e m) ^mr vu ) ^ ^ Münster des Innern und der Fumuzeu „ch

2«»7« ««'w., ,«»7',/' 7,, /Sch.«d« ««»h«.m' d.« Nh«m,ch°» Pr°m,,M
3^,5^m»°«»m 2 «««''« !«° «°Ich<«!"°hn.. », u,«w>w,w, Fr»«°

3^,^n « .^ w P^i!,w,.»,<«^ »' S.M,„, „. «ch«» °««,°«m, ,mch »,.
«" v» « MMmV«h°,>dlm,»m d°« P.«i,.Ml^,.d.««" «°m,.mh »°,«m,,,°,, h°<>.,, ,»«d«,.

Der Oberpräsident der Rheinprovinz:
uou Bardeleben.

An
den Landes-Dlrektorder Rheinprovinz

Herrn Klein,
Hochwohlgeboren

Düsseldorf

22*
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Nr. 27. Düsseldorf, den 18. Juli 1885.

Referat,
betreffend

Uebernahme der von der Firma Pillcroy ck Noch zn Mettlach projektirten festen
Fahrbrücke über die Saar bei Mettlach auf den Provmzial°Straßenfonds.

Die Firma Villeroy & Noch zu Mettlach beabsichtigt, bei Mettlach im Zuge der Trier-
Saarlouis'er Provmzialstraße, woselbstder Verkehr von dem einen Saarufcr auf das andere
gegenwärtig durch eine Fähranstalt vermittelt wird, über die Saar eine feste Fahrbrücke auf
eigene Kosten zu erbauen, sofern

1. von Seiten des Staats die Erhebung von Brückengeldbis znr vollständigenAmorti¬
sation der Anlagekosten zugestandenund

2. die Brücke s. Z. nach Amortisation dieser Kosten Seitens der Provinz übernommen wird.
Die genannte Firma beschäftigt in ihren Fabriken zu Mettlach ca. 1500 Arbeiter, von

welchen annähernd der vierte Theil in verfchiedenenDürfern des linken Saarufers wohnt.
Letztere müssen, um ihrer Arbeit nachzugehen,zweimal täglich bei Mettlach vermittels der
vorhandenen Fähre über die Saar fahren. Schon bei gewöhnlichem Hochwasser kann nur bei
Tage übergesetzt werden, bei starkem Hochwasser nnd bei Eisgang ruht überhaupt der Fährbetrieb.
Im ersteren Falle müssen die betreffendenArbeiter vor Schluß der gewöhnlichen Arbeitszeit die
Fabriken verlassen,im letzteren Falle, da sie nicht zu den Fabriken gelangen können, ganz feiern.
Es wirkt dies auf den Fabrikbetrieb nm so störender, als die Arbeit vielfach Hand in Hand
gehen muß und deshalb darch das Wegbleiben der einen Arbeiter auch eine Anzahl anderer
behindert wird. Zur Abstellungdieser Uebelständc,durch welche insbesondere auch die erwähnten
Arbeiter insofern zu leiden haben, als sie dadurch au einer nicht unerheblichenAnzahl von Tagen
im Jahre ihres sonstigen Arbeitsverdienstes verlustig gchcu, hatte die Firma ursprünglich den
Bau einer Pnuatbrücke urojektirt. In Berücksichtigung jedoch, daß zur Herstellungeiuer allgemein
benutzbaren Ucberbrückung der Saar an betreffenderStelle nicht minder ein erhebliches öffentliches
Interesse vorliegt, ist die Firma bereit, um diesem allgemeinenInteresse entgegenzukommen, den
Bau einer festen Fahrbrückc unter de» Eingangs erwähnten Bedingungen zur Ausführung
zu bringen.

Was die spätere Uebernahme der Brücke Seitens der Provinz betrifft (die Bedingung
wegen des Brückengeldesgehört lediglich zur Cognition der Königlichen Staatsregierung), fo glaubt
der Provinzial-Verwaltungsrath den bezüglichen Antrag der Firma befürworten zu sollen, weil
die Trier-Saarlouis'er Provmzialstraße gegenwärtig an der in AussichtgenommenenBrückcnbau-
stclle durch die Saar unterbrochen ist, die neue Brücke somit die z. Z. getrennten Theile der
genannten Provmzialstraße in feste Verbindung bringen und so zur Folge haben wird, daß der
Straßenverkehr auch dann die Saar passiren kann, wenn wegen Hochwasser oder aus sonstigen
Ursachen eine Benutzungder Fähre nicht stattfinden kann, was einem sehr intensiven öffentlichen
Interesse entspricht,weil der Verkehr an betreffenderStelle auch abgesehenvon den Verhältnissen
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der Boch'schen Fabrik ein äußerst lebhafter ist. Die Königliche Regierung zn Trier hat sich auf
desfallsigeAnfrage gleichfallsdahin ausgesprochen, daß das au. Projekt der Firma Nilleroy <K Noch
einem fchon lange empfundenenund vielbesprochenen BedürfnisseAbhülfe fchaffen werde.

Der Umstand, daß die Brücke in den Traktus einer Provinzialstraße fällt, läßt es als
selbstverständlich erscheinen,daß dieselbe für den Fall der Uebernahmenach den Vorschriftenfür
Straßenbrücken resp, nach den maßgebendenAnforderungender Straßenverwaltung (in Eonlurrenz
mit den strompolizcilicbenVorschriften) gebaut werdeu muh, uud wird ferner eventuell da°
Vorhandensein eine« durchaus guteu Unterhaltungszustandes bei der faktifchen Uebernahme zu
bedingen sein.

Es darf hierbei ein Bedenken nicht unerwähnt bleiben, welches darin besteht, daß dre
Fürsorge für die Ueberbrückungöffentlicher Flüsse (die Saar ist an betreffenderStelle fiskalischer
Fluß) prinzipiell Sache des Staates ist. Aus letzterem Grunde sind auch beim Uebergauge der
Staatsstraßen an die Provinz derartige Fluhbrückenu. A. die Saarbrücken bei Saarbrücken,
Saarlouis, Eonz, die Moselbrücke bei Trier :c. im Eigenthum und der Unterhaltung des Staats
ucrbliebcn. Ferner hat der Provinzial-Landtag aus dem nämlichenGesichtspunktebei Beschluß¬
fassung über die Uebernahme der neu gebaute» Merzig-Waldwies'er Straße bestimmt,daß die
im Zuge dieser Straße liegende Saarbrücke bei Merzig von der Uebernahme in die ständische
Verwaltung ausgeschlossen sein soll. Der Provinzial-Verwaltungsrath ist indeß zu der Ansicht
gelangt, daß das bezeichnete Bedenken im vorliegendenFalle gegen die Erwägung zurücktrete,:
»Nisse, daß die projettirtc Brücke an der betreffendenStelle ein eminentes Bedürfniß und ans
das Zustandekommenderselben nnr dann zu rechnen ist, wenn die Provinz für die spätere Unter¬
haltung eintritt. Daß der Staat in absehbarer Zeit znr Befriedigung des qu. Nedürfuisses
übergehen resp, eventuell den Bau einer Brücke an der fraglichen Stelle zum Erfatz der vorhandeucn
Illhranstalt selbst in die Hand nehmen werde, erscheint vorerst nicht wahrscheinlich.Dazu kommt,
daß die in Rede stehende Brücke eventuellkostenlos der Provinz überwiesen werdeil soll (für
die vorerwähnte Brücke bei Merzig ist eine Baubeihülfc von 30 000 M. Seitens des Provinzial-
Verwaltungsrathes bewilligt worden), und kann es nach der Ansicht des Provinzial-Verwaltuugs-
mths nur höchst erwünschtsein, unter solchen Umständen in den Besitz des betreffenden Bauweck
zu gelangen.

Der Provinzial-Verwnltnngsrath hat daher in seiner Sitzung vom 20./22. Mai cr. sich
dahin schlüssig gemacht:

„die Uebernahme der von der Firma Villeroy & Boch projektirten festen Fahrbrückc
über die Saar bei Mettlach nach Amortisation der Baukosten unter der Bedingung
dem Provinzial-Landtage zu empfehlen, daß die Brücke mit den erforderlichen
Anschlüssender Trier-Saarlouis'er Provinzialstraße an dieselbe von der Firma nach
einem durch den Landes - Direktor zu genehmigendenProjekte gut und dauerhaft
ausgeführt und bis zum Zeitpunkte der Uebergabeordnungsmäßig unterhalten resp,
in durchaus gutem Zustande übergebenwerde",

und beehrt sich, mit gegenwärtigerVorlage bei dein hohen Provinzial-Landtageeine dcmentsprechende
Beschlnßfasfnugin Antrag zn bringen.

Der Provmzüü'Verwaltlmgsrath.
Wilhelm Fürst zu Wird.

Landtags-Marschall
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«r. 2». Düsseldorf, im Oktober 1885.

Referat,
betreffend

die Bewilligung von Wittwen»und Naisengelderu an die Hinterbliebenender
PrnmnzinIstmßen.Anfseher Pietsch in Nheiuberg, Iacobus in Goesenroth, Heselnmnn

in Düsseldorf und des Stmßeu-Anfseher-Aspimnten Meyer zil Nntweiler.

Seit Emauiruug des Äiegleiucnts,betreffenddie Fürsorge für die Wittwen und Waisen
der prouinzialständischcnBeamten der Nheinprouinz, uom 11. Dezember 1883 sind im Bereiche
der diesseitigenStraßenuerwaltung einige Todesfälle von Beamten vorgekommen,in welchen nach
dem Wortlaute des Vorbezeichneten Reglements der Proviuzial-Vcrwaltungsrath zur Gewährung
von Wittwen- und Waisengeldern nicht kompetent war, eine derartige Fürsorge für die Hinter¬
bliebenen aber aus Gründen der Menschlichkeit, resp. Billigkeit dringrnd geboten erscheinen mußte.
Es handelte sich hierbei zunächst um drei Chausseeaufseher,welche zwar nach dem Erlasse des in
Nedc stehenden Reglements durch den Provinzial-Landtag, also nach dem 11. Dezember1883, aber
vor dem formellen Inkrafttretungs-Terminc, nämlich uor dem 1. April 1884 gestorben waren.

Der mit dem 1. Januar 1884 in den Ruhestand getretene Prouinzial-Strahenauffehcr
Pietsch in Rheinberg starb bereits am 3. Januar osnsä. :i. unter Zurücklassuug von einer Wittwe
und 5 Kindern unter 18 Jahren. Von dem im Februar 1884 verschiedenen Prouiuzial-Strahen-
aufseher Iaeobns zu Goeseuroth hinterblieb eine Wittwe nebst 9 Kindern unter 18 Jahren.
Der AufseherHcfelmmmin Düsseldorf verblich am 26. März 1884, also nur wenige Tage vor
dem Inkrafttreten des Reglements. Seine Familie besteht lediglich ans der Wittwe.

Da das Reglement vom 11. Dezember 1883, wie bereits erwähnt, nach §. 24 l. c
erst am 1. April 1884 zur Geltung gelangen sollte, so waren vorerwähnte Hinterbliebenenzum
Bezüge der reglcmeutsmähigenWittwen- und Waisengelder ohne Weiteres nicht berechtigt; der
Provinzial-Verwaltungsrath hat sich indessen mit Rücksicht ans den Umstand, daß das erwähnte
Reglement bereits vor dem Tode betreffenderAufseher uom Prouinzial-Landtage erlassen uud den
provinzialständischenBeamten bekannt gewordenwar, sowie in Netrachtnahmeder großen Hülfs¬
bedürftigkeitder HinterbliebenenPietsch und Iacobus, endlich im Hinblicke auf den Umstand, daß
Chllussceaufseher Heselmann nur einige Tage vor dem 1. April 1884 gestorben war, für verpflichtet
erachtet, den Wittwen Pietfch, Iacobus und Heselmann die regelmäßigen Wittwen- und Waisen-
gelder, nämlich den Hinterbliebenen Pietsch Witwengeld .......278 M. 66 Ps.

Waisengeld ....... 278 „ 6? „
Summe . ^ 55? M 33 Pf.

vom 1. März 1884 an;
den HinterbliebenenIacobus Wittwengeld ............ 151 M. 33 Pf.

Waisengeld ............ 272 „ 43 „
Summe . . 423 M. 76 Pf.

uom 1 April 1884 an
und der Wittwe Heselmann Wittwengeld ............243 M. 22 Pf.
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vom 1 'iNai 1884 an zu bewilligen, indem der Provinzial-Verwaltungsmth der nachträglichen
Mimmung des hohen Landtages zu diesem Vorgehen sicher sein zu können glaubte.

In Gemäßheit des ß. 1? ^. 1 des Reglements vom 1l. Dezember 1883 hat sodann
der Provinzial-Verwaltnngsrat'h in der Sitzung vom 16./18. März 1885. der Witwe und den
4 weniger als 18 Jahre alten Kindern des als Bauaufseher bei dem Straßen-Neubau Musch-
Schuld beschäftigt gewesenenund am 11. Februar 1885 in Antweiler verstorbenenStraßenauf-
seher-AsspirantenMeyer provisorischbis zum Znsammentritte des nächsten Provmzial-Landwges
das regelmäßige Wittwen- und Waisengeldbewilligt. .. ^

Der p Mever befand sich zur Zeit des Todes noch nicht in emer etatsmäßrgen und
pensionsberechtigtenStelle, weshalb den Hinterlassenendesselben Wittwen- und Waisengeldernicht
zustanden Der p. Meyer stand indessen 6 Jahre im ständischen Strahenaufsichtsdienste. Daß er
nicht ebenso, wie lange nach ihm in den Dienst eingetretene Aufsehemspirantenin eine etatsmähige
Chausseeanfseherstelle eingerückt war, kam lediglich daher, daß der p. Meyer wegen seiner beun
Nenban der Kreisstmhe Ottweiler-LebachgewonnenenErfahrungen und semer praktischen Brauch¬
barkeit als Bmmuffeher bei dem Straßen-Neubau Müsch-SchuldVerwendung gefunden hatte, und
daß es später dem dienstlichen Interesse entsprach, ihn nicht vor Beendigung und Abrechnung
dieses Neubaues aus gu. Stelle wegzunehmen.Anderenfalls hätte der p. Meyer, welcher sich stets
als pflichttreuund tüchtig bewährt, im Momente feines Todes Pensions erechtlgungbese,sennn
wäre der Anspruch seiner Hinterbliebenen ans den Bezug der reglementsmaßlgenWtttwen- und
Waisengelderaußer Zweifel gewesen. , ^„ ... .. «-, ^ -r

' Der Promnzial-Verwaltuugsrath war der Ansicht, daß der m durstigsten Verhaltmpen
lebendenFmnilie aus der besonderen dienstlichenVerwendung des Verstorbenen ein Nachtheü
billiger Weise nicht erwachsen dürfe.

Der Prouinzial-Verwaltungsrath beehrt sich zu beantragen:
Hoher Prouiuzial-Lcmdtag wolle die Bewilligung der reglementömäßlgenWMwen-

ünd Waisengelderan die Hinterbliebenender Strahenanfseher Pietsch, Iacobus uud
Heselmann nachträglich gutheißen und genehmigen, daß den Hinterbliebenen des
Strahenanfseher-Aspiranten Meyer die reglementsmäßigenWiitwen- und Wmsengelder
auch ferner gezahlt werden."

Der Provmzial-VerwMmgsratl).

, Wilhelm Mrst zu Wied,
Landtags-Marschall.
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« r. 2». Düsseldorf, den 23. November 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

den Ausbau einer Promnzialstraße von Wermelskirchennach Habenichte

Der 2-l. rheinische Provinzial-Landtag genehungte in seiner 6. Sitzung vom 5. Juni
1874 die Uebernahme einer Verbindung der Köln-Schwelm'er Staatsstraße (jetzige Schlebusch-
Venenburg'erPromnzialstraße)vou Wermelskirchen angehend mit der Dabringhausen-Kaminerforst'er-
Höher Vezirksstrahe (zetzige Dhünwnld-Hückeswagen'crProvinzialstrnße) zum Orte Sonne uack
deren bezirksstraßenmäßigenAusbau auf den ostrheinischen Bezirksstraßenfonds. Nachdem Seitens
der Gemeinde Wermelskirchenverschiedene Versuche unternommen worden waren, zwischen diesem
Orte und Sonne eine Straßenlinie ausfindig zn machen, welcheden über den Bau der Vezirks-
strnßen, jetzt Provinzialstrahen, erlassenenBestimmungen hätte entsprechen können, nnd nachdem
mehrere derartige Projekte zur Vorlage gebracht worden waren, welche die Zusiimmuug des
Pruvinzial-Verwaltuugsraths nicht erlangen konnten, muhte die ursprüngliche Absicht des Aus¬
baues einer direkten Verbinduug zwischen Wermelskirchenund Sonne als nicht ausführbar auf¬
gegeben und eiue Verbindung der beiden vorgenannten Straßen auf eiuem nndereu Wege
gesucht werde».

Das Seitens des Bürgermeisteramtes zu Wermelskirchenneuerdings nebst Erläuternngs-
bericht und Kostenanschlagvorgelegte Projekt einer 5100 Meter langen Straße nach Habenichts,
in zwei Kilometer Entfernung von Sonne und ebenfalls an der Dhünwald-Hückemoagcn'er
Promnzialstraße gelegen, erfüllt den Zweck der früher beabsichtigten Verbinduug vou Wermels¬
kirchen nach Sonne vollständig, hat vor Letzterer aber den Vorzug eiuer nlleu Äuforderungen
entsprechenden Tracirung voraus.

Das Bürgermeisteramt Wermelskirchenstellt nun den vom Kreislaudrath zu Lennep
warm befürworteten Antrag:

„Der Provinzial-Lnndtag wolle beschließen, daß die Straße von Wermelskirchennach
Habenichts an Stelle der vordem beabsichtigten Verbindung mit Sonne als Promnzial¬
straße von 8 Meter Breite auf Kosten des Provinzialfondk durch die ständischen
Organe ausgebaut werde uud erbietet sich zu diesem auf 120 000 M. veranschlagten
Ansban den Grnnd und Boden sowie außerdem eine Summe von 15 000 M. ans
eigenen Mitteln herzugeben."

Begründet wird dieser Antrag zunächst durch die Bedeutung, welche diese Straße erlangen
wird, wie solches aus nachstchendeu Angaben hervorgehendürfte.

Durch die Entwickelungdes Eisenbahnnetzesin den bergischen Distrikten haben sich die
VerkehrsverlMnisscderselbengänzlichverschoben. Während, wie der Lauf der großen Straßen¬
züge in diefcr Gegend andeutet, vordem eine Verbindung nach dem Nheine, insbesondere nach
Köln den Interessen der Beuölteruug am meisten entsprach und solches auch in der Ausführung
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dieser Verbindungen einen Ausdruckgesundenhat, sind neuerdings die Interessen der landwirth-
schllftlichm Bevölkerungzumal der oberbergifchcn GemeindenBechem, Cürten, Olpe und Wipper-
feld des Kreises Wipperfürth, sowie Dhünn und Dllbringhcmsendes Kreises Lennep eng ver¬
bunden mit denjenigen der niederbergischenIndustriebezirke von Wermelskirchen,Remscheid :c.

Die nach dein Rheine führenden älteren Straßen liegen nun auf den Höhen, durch
scharf eingeschnittene tiefe Thäler von einander getrennt und meilenweit ohne Verbindung unter¬
einander, so daß die vorbenannten ackerbautreibenden Bezirke zur Erreichung ihres Absatzgebietes
in Wermelskirchen oder Nemscheidauf ausgebauten Straßen einen Umweg von 18 resp. 17
Kilometer zu machen gezwungensind, sobald die schlechteJahreszeit oder längeres Regenwetter
es unmöglich macht, die steil abfallenden, die engen Gebirgsthäler durchschneidenden Feldwege
zu Vassiren.

Obgleich die lange entbehrte Verbindung der bergischen Industriebczirke mit den acker¬
bautreibenden Gegenden die letzteren ziemlich lahm gelegt hat, so findet doch heute noch, nach den
Zusammenstellungender betreffendenGemeinde-Vorständeein Waarenaustausch zwischenden obigen
Bezirkenvon jährlich etwa 300 000 Centner statt, welcher ganz allein auf die projektirte Ver¬
bindung von Habenichtsnach Wermelskirchenangewiesensein wird.

Ohne Zweifel wird dieser Austausch aber ein weit lebhafterer sein, wenn geeignete
Verbindungen der in verzweifelten: Ringen um ihre Existenz begriffenen Landwirthschaftlohnenderen
Absatz eröffnen.

Würde durch den Bau der ueuen Straße einerseits dem Ackerbau eine bessere Gelegen¬
heit zu vortheilhafterer Verwerthung seiner Produkte und zu einer billigeren Beschaffung seiner
Bedurfsmittel gewährt, so knüpft sich andererseits an den besagten Straßen-Neubau die Hoffnung
einer Neubelebungder fast im Absterbenbegriffenen Industrie in den neu zu erschließenden Thälern
der Eifgen, der kleinen und großen Dhünn, und, bei weiterem Ausbau der Straße über das
Dhünnthal hinaus, auch des Sülzbaches. Manche in diesen Thälern liegende kleine Etablissements
find wegen Mangel an Kommunikationsmittelnzu Grunde gegangen, andere fristen kümmerlich
ihr Leben, weil an Kosten für den Transport des Rohmaterials und der fertigen Waare das
verloren geht, was im anderen Falle einen lohnendenErwerb geliefert hätte. Mit dem Ausbau
der projektirtenStraße werden diefe Verhältnissesich gänzlich ändern und werden die verminderten
Transportkosten diese kleinen Etablissementswieder konkurrenz- und lebensfähig machen.

Die Hausindustrie der ackerbautreibendenBezirke des oberbergischcn Landes beschäftigt
nach den amtlichen Erhebungen etwa 500 Personen, welche zum Verkauf ihrer Produkte und zur
Beschaffungvon Rohmaterial jetzt gezwungensind, auf steilen Fußwegen die Thäler des Eifgen-
und des Dhünnbaches zu kreuzen und Waaren sowohl als Rohmaterial auf dem Kopf oder dem
Rücken zu transportiren, wenn sie auf kürzestem Wege ihre AbsatzgebieteWermelskirchenoder
Lennep erreichenwollen. Alle diese Arbeiter werden demnächst die neue Straße benutzen und
dann ohne Zweifel auch andere und billigere Transportmittel finden als ihre eigene Person.

Kann nun einerseits die große Bedeutung der projektirten Straße für die Erhaltung der
Lebensfähigkeitund den erneuteu Aufschwung der betreffenden Bezirke auch nicht bestritteu
werden, so muh andererseits zugegeben werden, daß die Gemeinde Wermelskirchen,auf deren
Banne die in Frage stehende Straße ausschließlich zur Ausführung kommt,' der beregten Vortheile
zum geringerenTheile nur sich zu erfreuen habe» wird, während der Hauptuortheil den am Straßen¬
bau nicht betheiligten Gemeinden Dabringhmifen, Dhünn, Olpe, Cürten, Bechem und Wipperfürth
zufallen muß.

28
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Theils aus diesem Grunde, theils «der auch mit Mcksichtauf die wenig günstige«finan¬
ziellen Verhältnisseder Gemeinde, iu welcher die Kommunallastcn 217"/« der direkten Steuern
betragen, hat die Gemeindevertretungvon Wermelskirchendie Uebernahme des Baues auf Pro¬
vinzialfonds beautragt und den Beitrag der Gemeinde auf die Kostcudes Grunderwerbs und die
einmalige Zahlung von 15 000 M. beschränken zu sollen geglaubt.

Indem der Provinzial-Verwaltungsrath deu vorstehendenAngaben über die Bedeutung
des Ausbaues einer Provinzialstraße von Wermelskirchennach Habenichts nur ganz beitreten
kann, glaubt derselbedoch die Leistungsfähigkeitder Gemeinde Wermelskirchennicht fo gering
erachtenzu solleu, als daß der Provinz ein so erheblichesOpfer für den Ausbau einer Straße
von mehr oder weniger eng begrenzter Bedeutung wie hier gewünscht wird, auferlegt werden
könnte, Derfelbe ist vielmehr der Ansicht, daß die Gemeinde den Bau werde übernehmen können,
wenn der Letzteren eine Prämie von 4000 M. pro Kilometer aus Provinzialfonds in Aussicht
gestellt würde und beehrt sich daher, in Anbetracht des Nmstandes, daß bereits durch vor¬
stehende Zuwendung und durch die Uebernahmeder Unterhaltung der fertig gestellten Straße auf
Provinzialfonds der Gemeinde eine erhebliche Erleichterung zu Theil wird, daß es ferner wohl
gelingen dürfte, die anderen betheiligten Gemeinden zu namhaften Beiträgen für den Straßenbau
zu gewinnen, und endlich, daß es uicht erforderlichfein wird, dem neuen Verbindungswegeeine
Planumsbreite von 8 in und eine Steinbahnbreite von 5 in zu geben, wodurcheine ganz erheb¬
liche Verminderung der Baukosten herbeigeführt werden kann, dem Prouinzial-Lcmdtageden Antrag
zu unterbreiteu:

Hoher Landtag wolle beschließen:
1. „daß an Stelle der vom 24. rheinischen Prouinzial-Landtage in Aussicht genommenen

Uebernahme einer Straße von Wermelskirchen nach Sonne nach deren bezirks-
strahenmähigenAusbau auf den ostrheinischen Bezirksstrahenfondsnunmehr die Ueber¬
nahn« einer von Wermelskirchennach Habenichts auszubauenden Straße auf den
Provinzialstraßen-Unterhaltungsfondszu treten habe;

2. daß der Ausbau dieser Straße in einer Breite von 6 Meter und mit einer Stein¬
bahnbreite von 4 Meter zu erfolge» habe und

3. daß, die Zustimmung der Gemeinde Wermelskirchenvorausgesetzt, der Bau dieser
Straße durch die provinzialständischenOrgane auf Kosten der betreffeudenGemeinde
abzüglichder Prämie bewirkt werde."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landwgs-Marfchall.
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Düsseldorf, den 1. Dezember l885.

Referat
des Prouinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

die Petition der Gemeinde Niederzier,Kreis Dnren. um Nebernahmeder Prämienstmhe
von Niederzier nach Kranthausen ans den Provinzialstraßmfonds.

Der Gemeinderath von Niederzier, Kreis Dnren, hat sich in der Petition ä, ck Niederzier,
den 14. November cr. an den Provinzial-Landtag mit dem Antrage gewandt, die Uebernahme
der Prännenstrahe von Niederziernach Station Kranthausen (der Duren-Iulicher Eifenbahn) ans

"" ^^^se^g^ daß die gu. Straße (mit Ausnahme einer wzen
Strecke inne halb der Gemeinde Kranthausen) von der Gemeinde Niederzier v°r ^ 10^ahren
mit dem erheblichen Kostenaufwand«von 25 000 M., m der Voraussetzung der baldigen Ueber¬
nahme als Vezirksstraße gebant worden sei, daß dieselbe für mehrere Ortschaftenden Zufu rweg

bilde, dah ferner sämmtliches "est für

die angrenzendenProvinzialstraßen Niederzier-Mettermchnnd^temstrah-Kottemch «w r qu.
Straßenstrecketransportirt und dadnrch deren Unterhaltung erschwert werde, endlich daß die finan¬
zielle Lage der G^nde Niederzier eine Entlastung durch Abnähn« der Unterhaltung betreffender
Straße wünfchenswerthmache, .< , ^ ^.. .^... <,>? >, ,w

Die au Petition hat dem Provinzial-Verwaltnngsrathe ui der Sitzung vom 27. d. M.
zur Vorprüfung vorgelegenund beehrt sich derselbe sein Gntachten dahin
Rede stehende Straße nicht geeignet erscheint, um zur Uebernahmeals Provmzmlstrahe empfohlen
weiden zu können. „ n<?^ ;« K»»

Die Straße hat im Ganzen nur eine Länge von 2888 «,, wovon 2659 «i n der
Gemeinde Niederer und 229 rn in der GemeindeKrauthaiifen belegen sind Zum Ausbau
derselben wnrde zwar eine Staatsprämie von 3 M. pro laufenden Meter bewilligt ,edoch ist m
Zusicherung der Uebernahme als Vezirksstraße, worauf die Gememde sich für ihre vorerwähnte
Voraussetzungberufen könnte, nicht ertheilt worden. . . . . ^ . „ >> <.. .

Daß die Straße in Rücksicht des Verkehrs ein mehr wie lokales In eresse darbiete, kann
ungeachtetihrer Eigenschaft als Zufnhrweg zum Bahnhofe Kraut ausen mcht behauptet werden,
da hauptsächlich nur die Gemeinde Niederzier(126? Seelen) ans diefe Verbmdwig angewiesenit.
Für die benachbarteGe.neinde Hambach, sowie für die außerdem noch " Betracht kom'nmde
Gemeinde Steinstraß ist in den bestehenden Provinzialstraßen eme nnr unerheblich längere Ver¬
bindung mit der Eisenbahn beziehungsweisemit dem Bahnhofe Iulich vorhanden für die
Gemeinde Oberzier aber mit dem Bahnhofe Krauthaufen felbst über Stommeln und Huchem,
abgesehen davon, daß bei letzterem Orte die Einrichtung einer eigenen Station in Aussicht steht,

23'
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so daß als« das wesentlichste Erforderniß für die eventuelle Uebernahme,das Vorhandensein eines
größeren allgemeinenVerkehrs, bei der in Rede stehendenStraße augenscheinlichfehlt. Ebenso¬
wenig wird aber die Uebernahme durch die Verhältnisse der fast ausschließlich betheiligten
Gemeinde Niederzier motiuirt. Letztere ist sogar als sehr wohlstehendzu bezeichnen(sie hat
350 1iÄ Eigenthum mit einem Neinertrage von 15 000 M. und erhebt nur eine mäßige Umlage)
und jedenfalls in der Lage, ?die in ihrem Interesse liegende Unterhaltung der qu. Straße auch
fernerhin ohne Schwierigkeitfelbst zu tragen.

Aus diesen Erwäguugen sieht sich der Provinzial-Verwaltuugsrath, welcher sich bereits
früher den in der qu. Petition erwähnten mehrmaligen Anträgen der GemeindeNiederzier gegen¬
über in gleichem Sinne ausgesprochenhat, auch jetzt wieder außer Stande, die in Rede
stehende Uebernahme seinerseits befürworten zu können, glaubt vielmehr den Antrag nehmen
zn müssen:'

„Hoher Prouinzial-Landtag wolle die Ablehnung der vorliegenden Petition der
Gemeinde Niederzierbeschließen."

Der Promnzial'Verwaltungsmth.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtags-Marschall.

Nr. 3l.

Nachweisung
der zu neuen Bewilligungen disponiblen Mittel des Ständefonds

nebst einer

Zusammenstellung
der vorliegenden Anträge auf Bewilligungen aus dem Ständefonds.

384/85 . . . 211749 M,
. 142 500 M.

54 400 „ 88 100 „

Die Einnahme» des Ständefonds bis zum t. April 1888 sind folgende:
1. Bestand am Schlüssedes Nechuungsjahres 1884/85 . . . 211749 M. 90 Pf.
2. Etatsmäßige Einnähn« pro 1885/86 ncl

abzüglichder etatsmäßigen Ausgabe aä
3. Bestand der Verwaltung des Rittergutes Desdorf Ende 1884/85,

welchernach dem Referate IV 81 zur Deckungder aus dem
Ständefonds bestrittenen Neu- und Umbankostenim Betrage
von 41 300 M. vereinnahmt werden soll ....... 13 038 „ 93 „

(Die weiteren Ueberschüsse sollen ebenfalls dem Stände¬
fonds zugeführt werden, sind indessen jetzt noch nicht näher
zu beziffern.) ____________________

Zu übertragen 312 888 M. 83 Pf.
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Ucbertmg 312 888 M. 88 Pf.
4. Etatsmäßigc Einnahme pro 1886/87 (etr. Anlage IV zum

Haupt-Etat) ................ 120000 „ — „
5. Etatsmähige Einuahme pro 1887/88 (ofr. Anlage IV zum

Haupt-Etat) ................ 120000 „ — „
6. Nach dem Vorschlageim Haupt-Etat, Tit. III, po». 4 der

Ausgabe, sollen in den Jahren 1886/87 und 1887/88 zur
Verstärkung des Ständefonds aus der laufenden Kreisrente
überwiesenwerden .............. 59 508 „ 67 „

Summe . . 612 397 M. 50 Pf.
Die Ausgaben des Ständefonds bis zum 1. April 1888 siud

folgende:
Nach dem als Anlage IV zum Haupt-Etat pro 1886,88 vor¬

liegendenSpezial-Etat des Ständefonds sind an Bewilligungen früherer
Landtage voraussichtlichzu zahlen:

1. im Jahre 1885/86...... 178622 M. 32 Pf.
2. „ „ 1886/8? ...... 38637 „ 71 „
3. „ „ 1887/88 ...... 14 196 „ 62 „ ---231456 „ 65 „

Bleiben . . 380 940 M. 85 Pf.

Der 29. Provinzial-Landtag hat dem RheinischenVerein wider
die Vagabundeunoth zum Zwecke der Gründung von Arbeiterkolonien
zinsfreie Darlehen im Betrage von 200 000 M. zur Verfügung gestellt,
deren Zinsen aus den, Ständefonds zu zahlen sind, resp, die etatsmähigen
Einnahmen des Ständefonds kürzen. Es sind zwar erst 30 000 M. von
jenen 200 000 M. ausgezahlt worden, doch steht die Auszahlung des
Restbetrages in naher Aussicht und müssen daher an Zinsen von
200000 M. 5 4°/« auf 2 Jahre.............^^^00^"^—^.
uorgefehen werden, nach deren Abzug bis zum Ende der Etatsperiode,
alfo bis zum 1. April 1888, voraussichtlich zur Verfügung stehen werden 364 940 M. 85 M.

In Anbetracht des Umstandcs, daß einestheils bei den Einnahmen Ausfälle entstehen
und anderntheils bis zum 1. April 1888 dringende Aufgaben an den Ständefonds noch heran¬
treten können, wird zur Zeit nur über einen Theil des vorbesagten Betrages von 364 940 M.
85 Pf. verfügt werden dürfen.

Die VorliegendenAnträge auf Bewilligungen aus dem Ständefonds sind nachfolgend
zufammengestellt:
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Bezeichnung.
Gesammt-

tosten.

Von den Interessenten erbeten t

Z im Voraussichtlichzahlbar in
Ganzen. 1886/8? 1887/88 späteren

Jahren
.^ ^ ^ ^ ^l

^. Kirchenbauten.
l Münsterkirchezu Bonn, Reparatur der

Südseite des Krcuzgangesund Erwerb
des anstoßendenKapitelhauses . . . 72 000 30 000 10 000 10 000 10 000

2 Pfarrkirche zu Boppard, Herstellungvon
Gewölben und Strebepfeilern zur Er¬
haltung des Bauwerks ..... 95 000 60 000 — — —

3 Pfarrkirche zu Brauweiler, Herstellung
des Westthurmes und Fertigstellung

18 000 — — —- —

4 Münsterkirchezu M.-Gladbach, Restau¬
ration des Thurmes ...... 29 000 29 000 — — —

5 Kirche zu Neuwert, Restauration der Süd-
und Westseiteund des Thurmes . . 10 000 10 000 — — —

6 Kirche zu Kaiserswerth, Restauration des
Daches, Maucrwerks und Ausfugen l
der Thürme ........ 35 000 10 000 — — —

7 Kirche zum hl. Severin in Köln, Restau¬
ration des Thurms...... 70 000 — — — —

8 Kirche zu Waldfeucht, Herstellung des Chors
der Seitenschiffeund Strebepfeiler . 33 000 15 000 ! —

9 Kirche zu Andernach, Restauration der
Thürme, Westfront, Seitenschiffe:c. . 45 000 — — — —

10 Kirche zu Merzig, Herstellungder Chor¬
thürme, des Langhauses, Dächer:c. . 50 000 — — — —

11 Kirche zu Poulheim, Restauration des
9 000 9 000 — — —

12 Kirche zu Barmen, Ausstattung und
dekorativeAusschmückung des Innern «7 000 — — — —

13 Kirche zum hl. Gereon in Köln, Freilegung
der Kirche,Restauration der Thürme
und Apsis, innere Ausschmückung. . 300 000 15 000 — — ! —

14 Klosterkirchezu Karthaus bei Trier, i
Wiederherstellungder zerstörtenKirche 90 000 20 000 —

— i ""

15 Kirche zu Nuhrort, Beschaffung eines
stilgerechten Altars ...... 12 000 0 000 — — —

16 Kirche zu Wermelökirchen,Deckuug des
durch Erweiterung der Kirche entstan-

15 000 — — —
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Von» Proviuzial.V«MM«MW'M^LMMMM

20 000

20 000

15 000

10 000

10 000

7 500

15 000 7 500

3 000

5 000

10 000

2 000

8 000 4 000

10 000

10 000

7 500

7 500

4 000

Zur Zeit abzulehnen

Abzulehnen

Desgl,

Desgl.

Desgl.

Desgl.

Desgl.

Bemerkungen.

nü 1. Zur Herstellungder Westfavadeund
Flankirthürmebewilligte der Landtag 1883:
20 WO Vl.

kä 3. Für die Kirche bewilligteder Landtag
1871: 15 000 M. für den theilweisen Uns-,
bau des Centralthunnes, 1874: !)U00 M.
für die Lhorthürme. Die Kirche dient zu¬
gleich als Anstaltstirche.

»ä 4. Zur Restauration der Kirche hat die
Gemeinde bereits i>. p. 300 lX» M. verwandt.

-ul 6. Zur Nestauration sind in den Jahren
1870—1675 ohne Veihülfe 250 000 M.
verwandt.

üä 7. Zur Nestauration der Kirche hat die
Gemeinde ein Anlchen von 135 000 M.
kontrnhirt.

aä 8. Zur Herstellungdes Thurms, Dach¬
werks, Gesimse :c. bewilligte der Landtag
1888: 5000 M.

»ä 9. Der Landtag bewilligte 1688 bereits
9000 M.

n<1 10. Der Kirche steht bereits ein Vaukavital
von ,>. i>, 30 00!) M. zur Verfügung.

»<1 13. Die Kirche hat für die gleichen Zwecke
bereits 1883 vom Landtag 15 000 M.
erhalten.
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^,

Von den Interessente n erbet««:

Voraussichtlichzahlbar in

1886/87 1887/88! ^°^
^ ^s ^

L. Für sonstige Zwecke.
Zu den Vorarbeiten für monumentale

Ausführung der Figurengruppe im
Treppenhause des Ständehauses, Her¬
stellung eines Modells und sonstige
Vorarbeiten .........

Subvention der Gesellschaft für rheinische
Geschichtskunde, Publikationhistorischer
Arbeiten ..........

Subvention des Eentral-Gewerbevereins
für Rheinland, Westfalen und benach¬
barte Bezirke ........

Beihülfe für die durch Hagelschlag heim¬
gesuchten Kreise .......

Kosten der Benachrichtigung der einge¬
tragenen Hypothekargläubigerim Be¬
zirke des Rheinischen Rechts hinsichtlich
der durch Gesetz vom 22, Mai 1885
vorgeschriebenenAenderungen bei der Er¬
neuerung von Hypotheken-Eintragungen

Zuschuß für die Arbeiterkolonie Wilhelms¬
dorf in Höhe der Zinsen des Betrages
von 200 000 M, welche vom 29.
Provinzial-Landtage am 10. Dezember
1883 als zinsfreie Darlehen für die
Gründung von Arbeiterkolonienin der
Rheinprovinz gemährt morden sind,
vom Tage der Veivilliguugdieses Dar¬
lehens bis zur Auszahlung desselben
resp, bis zur Eröffnung der Rheinischen
Arbeiterkolonien .......

Beihülfe zur Ausführung der Roerregu-
lirung ..........

Subvention des Gallerievereinszu Düssel¬
dorf, allmälige Einrichtung einer Ge¬
mäldesammlung .......

Summe ^. und L. . .

000

1500

6 000 3 000

135 000

12 000

3 000

6 000 6 000
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Vom Provinzial>«er>MMMsr aM^M«sMMN^

nn

Ganzen.

5 000

Voraussichtlichzahlbar in

1886/87 1887/88

25 000

50 000

später««
Zahlen.

12 500

1500

12 500

1 500

12 000

28 000

219 500

Bemerkungen.

14 000 14 000

mt 2. Die Jahresraten von 80W M, sollen
auf den dem Prouinzial- Verwaltunsssrath
zur Disposition stehendenetntsnuißigen Fonds
für Kunst und Wissenschaft geuonunen und
der betr. Etatstitel um 30M M. uerstnrtt
werden.

Veschlußfassung
nnheimqestellt

Abzulehnen

«,!> l>. Der comb. II. und III. Ausschuß hat
iu seinem Referate uorsseschlaqen,12MN W.
zu bewilligen.

24
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N^»^ Düsseldorf, den 7. Juli 1885

Referat,
betreffend

den Antrag des Kirchenlwrstandes und der Gemeindevertretung der Pfarre zum
heiligen Severin zn Köln auf eine Beihülfe znr Restauration des Kirchthnrmes.

Der im Jahre 1884 versammelt gewesene 30. Rheinische Provinzial-Landtag hat eine
Petition des Kirchenvorstandesund der Gemeindevertretung der Pfarre zum heiligen Severin
zu Köln um eiue Beihülfe zur Nestauratio» des Thurmes der Pfarrkirche in der Plenarsitzung
vom 18. Dezember 1884 an den Provinzial-Verwaltnngsrath zur Iustruktiou und Wiedervorlage
beim nächsten Provinzial-Landtage verwiesen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich iu Erledigung dieses Auftrags zu berichten,
wie folgt:

Gedachter Kirchcnvorstandhat seit einer Reihe von Jahren die Nothwendigkeit einer durch¬
greifenden Restauration der schönen Kirche anerkannt, aber bei den voraussichtlichgroßen Kosten
uud deu dazu völlig unzureichendenMitteln der Kirchenfabrikes lange nicht gewagt, zu derfelben
überzugehen, wie sehr er auch durch seine Verantwortlichkeit dazu gedrängt zu sein glaubte.
Letztererglaubte er sich endlich nicht mehr entziehen zu köuuen und hat mit Genehmigung der
Gemeindeuertretung und der hohen Behörden bei der Provinzial-Hülfskasse ein Anlehen von
135,000 M. kontrahirt, das in 27 Jahren amortisirt und dessen Zinsen jährlich mit4'/2°/o
abgetragen werden müssen. Dadurch und durch die Mittel, welche der Kirchcnsabrik zu Gebote
stauden, ist es' möglich geworden, das Aeußere der Kirche und die Ostseite des Thurmes in
Angriff zu nehmen und deren Wiederherstellungbeinahe zu vollenden. Diese Seite des Thurmes
muhte in den bisherige»: Wiederherstellungsplanzugleich aufgenommen werden, damit nicht bei
den etwaigen Restaurationsarbeiten des Thurmes das neue Kirchendachdurch die Einrüstung der
Ostseitedesselbenbeschädigt würde.

Die eigenen und die aus der erwähnten Anleihe herrührenden Mittel reichen nur für
die Wiederherstellungder Kirche einschließlich der östlichen Thurmseite mit Ausschlußder Gallcrieu
aus, für die übrigen Theile des Thurmes fehlen diefelbeuaber gänzlich. Ohne diefe ist jedoch
die Herstellungder Kirche nicht nur mangelhaft, sondern es droht anch fortwährend die Gefahr,
daß Steine von den morfchen Theilen herabstürzen, wie dies noch vor uicht langer Zeit über
dem Hauutvortale der Fall war, und die Besucherder Kirche lebensgefährlichverletzen.

Für die Restauration der übrigen Theile des Kirchthnrms ist ein Plan und Kosten¬
anschlagausgearbeitet, welcher mit rund 70 000 M. abschließt. Die Restauration bezwecktim
Wesentlichen die stylgerechte Wiederherstellung des verwitterten und schadhaft gewordenenStein¬
werts ganz nach dem früheren Zustande; der Kostenanschlagist, soweit dieses beurtheilt werden
kann, sachgemäßund unter Zugrundelegung angemessener Einheitspreise ausgestellt.

Zur Beschaffung der erforderlichen Mittel will der KirchenvorstandeinstweilenKirchen-
tapitalien unter ausdrücklicherVerpflichtung der späteren Nefnudation derselben verwendenund
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hegt außerdem die Hoffnung auf eine angemesseneBeihülfe des Prouinzial-Verbandeo, während
auf eine Unterstützungder Stadt Köln nicht zu rechnen ist.

Anlangend die Leistungsfähigkeitder Kirchenfabrikund Pfarreingesessencn,so hat der
Kirchenuorstanddie Kirchenrechnung pro 1882 (diejenige pro 1883 uud 1884 lagen der höhern
Behörde vor und konnten nicht beigebracht werden) und eine Nachweisungder im Jahre 1884
zur KirchensteuerherangezogenenPersonen mit der Bezeichnung derjenigen Stufen, in welche
dieselben zur Klassen- bezw. Einkommensteuereingeschätztsind, vorgelegt. Nach der erstem belaufen
sich die Einnahmen aus dem Kirchenvermögen unter Abzug der zu besonderen Stiftungen dienenden,
jedoch unter Zurechnung der Einnahmen aus der Verpachtung der Kircheusitze und aus dein
Ertrag der Opferstöcke auf r». p. 8—9000 M., sind jedoch nebst den sonstigenkleinereu Einnahmen
zur Deckung der Ausgabeu nicht hinreichend; vielmehr muh noch eine besondere Kirchensteuer
erhoben werden, welche im Jahre 1884 21"/« der Staatssteuern betrug und mit 11154 M.
4 Pf, zum Soll gestelltwurde.

Die Nachweisungder zur Kirchensteuer herangezogenenPersonen ergibt 746 zur Klassen-
und 146 zur Einkommensteuereingeschätzte Personen, von denen allerdings die weitaus über¬
wiegendeZahl den untersten Stufen zugetheilt ist.

Außerdem Hut der Kirchenvorstandnoch mitgetheilt, daß die Pfarrgemeinde zu ^/b aus
Fabrikarbeitern besteht. Es ergibt sich hieraus, daß dieselbe, wenn sie auch, mit kleinerenPfarr-
gemeindcnauf dein Lande oder in ärmeren Gegenden verglichen,in nicht ungünstigen Verhältnissen
erscheint, doch jedenfalls im Vergleich mit den übrigen Pfarrgemeinden der Stadt Köln, insbe¬
sondere auch wohl mit der im Jahre 1883 mit einer Beihülfe von 15 000 M. bedachten Pfarre
zum h. Gereon in relativ gedrückter Lage sich befindet, und durch die bei der Provinzial-Hülfskassc
bereits aufgenommeneAnleihe von 135 000 M. sich vcrhältnißmäßig schwer belastet hat.

Der Prouinzial - Verwaltungsrath enthält sich vorläufig, dem hohen Landtag einen
bestimmten Vorschlag darüber, ob und eventuell welche Beihülfe zu gewahren fein möchte, zu
unterbreiten, da es ihn: angemessen erscheint, hiermit zu warten, bis die sämmtlichen zu derartigen
Zwecken gestelltenAnträge vorliegen, und behält sich vor, alsdann nach Maßgabe der disponiblen
Mittel, sowie der Dringlichkeit und Bedeutung der eingelaufenenAnträge einerseits und der
Prästationsfähigteit der Gefuchstelleranderseits sich über einen bestimmten Antrag schlüssig
zu machen.

Der Prouinzml-Verwaltungsmth.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

24"



188

Nr. 33. Düsseldorf, dm 7. Juli 1885.

Referat,
betreffend

den Antrag des Vereins zur Ausschmückungder katholischenPfarrkirche zn Barmen
ans Gewährung einer angemessenenUnterstützung zur Ausstattung und dekorativen

Ausschmückung dieser Kirche.

Unter dein 8. Oktober 1881 richtete der Verein zur Ausschmückungder katholischen
Pfarrkirche zu Barmen ein Gesuch an den Landes-Direktor um Erwirkung resp. Befürwortung
einer angemessenen Beihülfe zur Ausstattung und dekorativenAusschmückung dieser Kirche beim
Provinzial-Landtage.

Wie aus diesem Gesuche und den weiterhiu eingezogenenInformationen hervorgeht,
besteht die katholische Gemeinde zu Barmen zur Zeit aus 16 000 Seelen, welche meistens dem
Fabrikarbeiter- und dem Dienstbotenstandeangehören. Die im Jahre 1825—2? erbaute Pfarr¬
kirche hat ursprünglich 108 000 M. gekostet; hierzu trat im Jahre 1842 eine Ausgabe von
12 000 M. zu baulichen Aenderungen behufs Naumgewinnung. Im Jahre 1867 und in den
folgendenmußte ein durchgreifenderErweiterungsbau mit eine,» Kostenaufwandevon 146 000 M.
und im Jahre 1882/83 der Ausbau des Thurmes mit einem Kostenbeträge von 120 000 M.
ausgeführt werden, fo daß die Gesmumtsumme, welche für den Kirchenlwu aufgewendet ist,
386 400 M. beträgt.

Diese Summe wurde theils durch Kollekten, theils durch Anleihe» aufgebracht; gegen¬
wärtig bleibt noch ein bei der Provinzial-HülfskasseaufgenommenesÄulehen von rot. 115 000 M,
zu verzinsenund zu anwrtisiren.

Zu diesem Zwecke und zur Bestreitung sonstigerkirchlicherVedürfniffe wird eine Kirchen¬
steuer erhoben, welche 61'/» °/o der Staatssteuern beträgt.

Wenn es der Gemeinde fo gelungen ist, ein im Aeußeren würdiges Gotteshaus herzu¬
stellen, fo hat die entsprechende innere Ausstattung und Ausschmückungder Kirche aus Maugcl
an Mitteln seither unterbleiben müssen. Nach der Aufstellungdes Eingangs erwähnten Vereins
ist hierzu noch eine Summe von 67 000 M. erforderlich, nämlich für Anstrich und Dekoration
20 000 M., für Beschaffung neuer Altäre :c. 32 000 M. und für eine neue Orgel unter
Benutzung der alten 15 000 M.

Die Gemeinde fühlt sich aber mit Rücksicht auf die vorstehendenDarlegungen nicht im
Stande, diefe Summe aufzubringen, und zwar um fo weniger, als sich bereits das Bedürfniß
zum Bau eiuer zweiten Kirche in Ober-Bannen herausgestelltund ein Verein gebildet hat, welcher
die Mittel zunächst zur Erwerbung eines Bauplatzes sammeln will.

Unter diesen Verhältnissengibt sich der Verein der Hoffnung hin, der hohe Prouinzial-
Landtag möge dcmfelbeneine außerordentlicheUnterstützungzukommen lassen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath, welchem diese Angelegenheit in der Sitzung vom
4./?. November 1884 zur Berathung vorgelegen hat, verkannte zwar nicht die Opferwilligkeitund
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die Bedürftigkeit der in Nedc stehenden Pfarrgemeinde, glaubte aber einen bestimmten Antrag
auf Gewährung einer NeilMfe nicht stellen zu sollen, weil ei von, der Anschauung ausgeht, daß
die vorhandenen Mittel in erster Linie nicht sowohl zur inneren Ausstattung und Ausschmückung
vou Kirchen:c., als vielmehr zur Erhaltung oder Reparatur der Baudenkmäler selbst zu verwenden
seien und znr Befriedigung der in dieser letzteren Beziehung herantretendenBedürfnisse schon nicht
genügen. Daher beschloß der Prouinzial-Verwaltungsrath, das Gesuch des Vereins für die innere
Ansschmücknngder katholischen Pfarrkirche zu Barmen, wie hiermit geschieht,dein Provinzial-
Landtagc ohne Stellung eines Antrages zur Entscheidungvorzulegen.

Der Proviuzial'Perwaltungsrath.
Wilhelm Fürst zu Wied,

Lllndtags-Marschall.

Nr. 34.

Düsseldorf, den 24. Juli 1885.

Referat
betreffend

den Antrag des Vereins zur Beschaffungeines stilgerechtenFlügelaltars für die katholische
Pfarrkirche zu Ruhrort auf Gewährung einer Beihülfe zu diesem Zwecke.

Unter dem 31 Dezember 1884 richteteder Pfarrer Dr. Rosen in Ruhrort ei» Gesuch
an den «andes-Direktor um Erwirkung resp. Befürwortung einer Beihülfe von 6000 M. zur
Beschaffung eines kunstvollen Flügelaltars als Hochaltar für die dortige Pfarrkirche beim
Vrovinzial-Landtage. ,

Dieser Antrag wurde von dem Vorstande des Vereins, welcherstch mzwychen zu dem
Zwecke der Beschaffungder erforderlichenGeldmittel für den gu. Altar gebildet hatte, unter dem
10. Juni er. zu dem seinigen gemacht und die Bitte um die Bewilligung einer Subventwn von
6000 M. wiederholt.

Wie aus den eingezogenen Informationen hervorgeht,besteht die kathoüsche Pfarrgememde
zu Rnhrort aus 4000 Seelen, die größtentheils der ärmeren Klasse angehören. Dieselbe hat im
Jahre 1870 eine Kirche im Stile des 14. Jahrhunderts mit einem Kostenaufwandevon ca.
110 000 M. erbaut, zu deren Ausbau sie theils durch Anleihe, theils durch Kollektenannähernd
"Zu der Bausumme mit 50 000 M. beigetragenhat.

Die Pfarrgemeinde zahlt:
a, an Staatsstenem ........... 16 558 M.
1». an Nebcnsteuern'.

1. Gemeindestencr ..... 22 532 M.
2. Schulsteuer ...... 13 213 „
3. Schulgeld ...... 2 700 „
4. Kirchensteuer .... . 4500 „ 42945 M. oder
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rot. 260"/« Die Kirchensteuernbetragen 42°/« der Klassen- und Einkommensteuerund genügen
»och nicht znr Bestreitung der laufenden Bedürfnisse und zur Verzinsung und Amortisation der
Schulden, welche 105 800 M. betragen, während das Kapitalvermögen inkl. Stiftungen sich anf
13 100 M. beläuft. Es müssen vielmehr zu gedachten Zweckendurch Kollekten und Kirchensitz-
miethe :e. jährlich noch ungefähr 5000 M. außer den Kirchensteuer»aufgebrachtwerden. Ein
Verzeichnis; der Zahlen der in die einzelnen Stnfen der Klassen- und Einkommensteuer eingeschätzten
Personen zeigt, daß dieselben mit wenigen Ausnahmen den unteren Stufen der Klassensteuer
zugetheilt sind.

Anlangend die Form des projektirten Altars, so soll der Aufsatzdesselbennach einem
in den Akten befindlichenund von dem ArchitektenRincklakezu Münster günstig beurtheilten
Plane in Schnitzwcrk ausgeführt werden, während die Flügel gemalt gedacht sind. Die Kosten
der Ausführung sind ans 12 000 M. veranschlagt,wozu der Eingangs beregte Verein 3000 M.
disponibel hat, weitere 3000 M. durch vierteljährlicheSammlungen innerhalb 3 Iahreu aufzu¬
bringen gedenkt und den Nest von 6000 M. als Subvention aus Prouinzialmitteln erbittet.

Der Prouinzinl-Verwaltungsrath, welchem diese Angelegenheit in der Sitzung vom
7/8. Juli cr. zur Berathung vorgelegen hat, ging von der Auffassungaus, daß die disponiblen
Mittel in erster Linie zur Erhaltung und Wiederherstellungalter Kunstdenkmälcrzu verwenden
feien und konnte sich der Befürchtung nicht verfchließen, daß die Bewilligung einer Beihülfe im
vorliegendenFalle jedenfalls eine unabfehbare Anzahl von mindestens gleichberechtigten Anträgen
ähnlicher Art nach sich ziehen würde, denen in keiner Weise entsprochenwerden könne. Da
ferner auch die finanziellenVerhältnisseder Pfarrgemcinde eine thuulichsteinfache und auf das
Nothwendigesich beschränkende Ausstattung der Kirche angezeigt erscheinen lassen, so beschloßder
Provinzial-Vcrwaltnngsrath das Gesuch des Vereins zur Beschaffung eines stilgerechten Flügcl-
altars für die katholische Pfarrkirche in Nuhrort den: Provinzial-Landtagc mit dem Antrage vor¬
zulegen,die nachgesuchte Beihülfe abzulehnen.

Der Prooinzml-Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtags-Marschall.

Nr. 35. Düsseldorf, den 10. Oktober 1885.

Referat,
betreffend

den Antrag des Kirchenvorstandesvon St. Gereon in Köln auf Bewilligung einer
Beihülfe znr Nestanration dieser Kirche.

Unter dem 16. November 1883 beantragte der Kirchcnuorstandvon St. Gereon in Köln
eine Beihülse von 40 000 M. zur Restauration der Kirche.

Diefem Antrage hat der 29. Pruviuzial-Landtag in seiner Plenarsitzungvom 10. Dezember
1883 (otr. S. 407 des stenographischenBerichtes) insoweit entsprochen,als er zu gedachtem
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Zwecke eine einmalige Beihülfe von 15 000 M. bewilligte,welcher Betrag am 24. Oktober 1884
mit 11000 M. und am 27. Dezember desselben Jahres mit 4000 M, zur Auszahlung gelangte.

Der genannte Kirchenvorstandwiederholteseinen Antrag unter dem 5. Dezember 1884
mit der Bitte, auch für das Etatsjahr 1885/86 eine Beihülfe von 15 000 M. zu bewilligenund
führte zur Begründuug desselbenFolgeudes au:

„Gegenwärtig erlauben sich die UnterzeichnetenNamens des Kircheuvorstandesum
Bewilligung einer ferneren Beihülfe von wenigstens demselben Betrage für das
Etatsjahr 1885—1886 ganz ergebenst zu bitten und verwcifen zur Begrüudung auf
ihre Eingabe vom 16. November vorigen Jahres; in dieser sind die Aufgaben im
Einzelnen entwickelt,welche zur Lonfervirung fowie zur innern und äußern Aus¬
schmückung der altehrivürdigeu St. Gereons-Kircheerfüllt werden müssen. Es handelt
sich im Wesentlichen um 3 Punkte: um die Freilegung der Kirche, um die innere
Restauration resp. Ausschmückung und um die äußere Reparatur der Thürme und
der Apsis.

Die Freilegung der Kirche und deren iuuere Ausschmückuughaben feit Jahren
die Opferwilligkcitder Pfarr-Eingefessenen in ganz bedeutendemMaße in Anspruch
genommenund werden noch auf eiue Reihe von Jahren die größten Opfer verlangen.
Die in der erwähnteu Eingabe aufgeführten Ziffern bleiben nicht weit unter einer
Gefammtsummevon 300 000 M. uud es ist damals uachgewiesenworden, daß das
Vermögen der Kirche namhafte Ueberschnsse zu den erforderlichen Arbeiten nicht
ergibt. Schon jetzt ist es den Freunden und Gönnern vergönnt, die Früchte ihrer
Opferwilligteit zu fehen, da die Ausmalung der herrlichenKuppel im oberen Drittel
fowie die Einfetznng der obersten Fenster nach den Plänen des Herrn Direktor
Essenwein kürzlich vollendet ist; Kunstverständige nnd Laien sind übereinstimmend
im höchsten Maße befriedigt von der stilgerechtenglänzenden Ausführung und der
harmonifchenWirkuug der Arbeit.

Um die Ausfchmückung im Innern im nächsten Jahre fortfetzen zu tounen,
bedarf es der äußerstenAnfpannung aller Kräfte der Pfarr-Eingefessenennnd Frennde
der Kirche. Für die Fortsetzung der Thnrm - Reparatur glaubt daher der Kirchen¬
vorstand sich mit vollem Vertrauen an die Provinzial-Verwaltung wenden zu können,
deren wohlwollenderVermittlung er die frühere Beihülfe zu danken hat".

Dieser zweite Antrag beschäftigte den Provinzial-Verwaltungsrath in feiner Sitzung vom
13./14. Januar cr. .„ ^. . <.

Derfelbe beschloßin der Erwägung, daß die Summe uou 15 000 M. Settens des
29. Provinzial-Landtags ansdrücklichals eine einmalige Beihülfe für dieselben Arbeiten
bewilligt worden ist, welche auch jetzt wieder als nothwendig bezeichnet werden, und eine Reihe
von Anträgen auf RestauratiousbeihülfenSeitens folcher Kirchengemeinden vorliegt, welche feither
eine Beihülfe noch nicht erhalten haben, und sich in einer weniger günstigen Vermögens¬
lage befinden,

den Antrag des Kircheuvorstandesvon St. Gereon dem hohen Provinzial - Landtage
mit dem Antrage ans Ablehnung vorzulegen.

Der Prouinzial-Verwaltunsssrath.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Laudtags-Mnrschall,

e

e
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"r..»<l. Düsseldorf, den 10. Oktober 1885.

Referat,
betreffend

den Antrag des Kirchenliorstandesder katholischen Gemeinde zu Merzig auf Gewährung
einer Beihülfe aus Provinzial'Mittelnzur Restaurationder dortigeil Pfarrkirche.

Die katholische Pfarrkirche zu Merzig, ein kunstgeschichtlichsehr merkwürdigesBauwerk,
befindet sich schon seit einer Reihe von Jahrzehnten in einem sehr reparaturbedürftigen Znstande,
Schon im Jahre 1863 sollte dieselbe auf Veranlassung des KöniglichenMinisteriums einer gründ¬
lichen Restauration unterworfen werden; da es indeß nicht möglich war, die dazu erforderlichen
erheblichen Geldmittel aufzubriugen, so beschränkteman sich darauf, die allernothwendigstcn
Sicherungsarbeiten an dem Chöre und eine Vemnkernng der aus dem Lothe gewichenen Seiten-
schiffmauem vorzunehmen. Seit etwa 10 Jahren hat sich nun die Kirchengemeindedazu ver¬
standen, einen Restaurations-Baufonds anzusammeln, indem dieselbe sämmtlicheKirchenplätze ver¬
pachtet, und die Pachtsumme im Betrage von ca. 3000 M. jährlich an diesen Fonds abführt, so
daß also gegenwärtig ein Baukapital von nahezu 30 000 M. zur Verfügung steht. Diese Summe
reicht aber bei Weitem nicht aus, um die Restaurationskosten, welche gemäß dem von dem
ArchitektenWirtz zu Trier mit Genehmigung der Bischöflichen Behörde angefertigtenProjekte und
Kostenanschlage rund 60 000 M. betragen, bestreuen zu können nnd hat sich daher der Kirchen-
vorstandveranlaßt gesehen, unterm 12. Juni 1884 die Genehmigungeiues Zuschusses aus Provinzial-
mitteln zu beantragen.

Was die Kirche selbst nnd deren Nestauratiou betrifft, so findet sich hierüber auf Grund
der vorgelegten Restauratiouspläne und unter Bezugnahme auf das von dein Königlichen
Conseruator der KunstdenkmälerHerrn Geheimen Negierungsrath von Dehn-Nothfelser erstattete
Gutachten ck. ä. Mainz, den 1. Juni 1884 Folgendes zu bemerken:

Die Kirche ist eine kreuzförmigeBasilika des 12. Jahrhunderts, welche später mit
gothischen Gewölben in» Mittelschiffund in den Seitenschiffenversehenworden ist.

Sie hat einen schlichten vorgebauten Westthurm und einen sehr reich und eigenthümlich
entwickelten Chor, bestehendans dem Hauptchore, deu quadratischeThürme einschließen, an deren
Ostseitenach Außen apsidenartig vorspringendeWendeltreppenangebracht sind, und zwei Seiten¬
chöre. Dieser in seiner architektonischen äußeren und inneren Entwickelungund Detaillirung sehr
werthvolle Chorbau wird leider dadurch beeinträchtigt, daß der nördlicheChorthurm zur Hälfte
bis zum Fundamente weggebrochenoder zerfallen ist und daß beide Thürme ihr Oberstockwerk,
welches sich über die Hochmauernder Kirche erhob, verloren haben. Die Wiederherstellungdieser
Thürme nach Muster der noch vorhaudenen Reste ist vor allen: zu empfehlen, damit der höchst
wirkungsvolleChorbau wieder in seiner ursprünglichenGestalt erkennbar wird.

Am Langhause bringt die höchst rücksichtsloseArt, wie im 17. oder 18. Jahrhundert die
ursprünglichenschmalen und sehr eigenthümlich mit einen: Bogenfriese verbundenen Seitenschiff-
senster unter Zerstörung des mittleren Theiles des Bogenfriefes durch große moderne Rundbogen-
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senster ersetzt worden sind, einen recht störendenMhstand hervor. Ob dieser Mitzstand nach
Inhalt des erwähnten Gutachtens durch genaue Wiederherstellung. der ursprünglichenAnlage oder
nach dem vorliegenden Projekte, oder auf andere Art zu beseitigen sein wird, muß noch durch
weitere Verhandlungen festgestellt werden. DiesseitigenErachtens muß aber eine Lösung gefunden
werden, wodurchder Kirche mehr Licht zugeführt wird, als dies vermittelst der früheren kleinen
Rundbogenfensterder Fall war.

Ferner ist eine Umlegung der Seitenschiffdächer erforderlich und zwar derart, daß dieselben
der ursprünglichenAnordnung gemäß, sich unterhalb des dazu vorhandenen Gesimses der hohen
Mittelschiffmlluernanschließen und eine Konstruktionerhalten, welche keinen Seitenschub auf das
Dachgesimsder Seiteuschiffeausübe». Endlich erscheint eine Tieferlegung des Kirchenfuhbodeus
durchaus erforderlich,wenn auch in Folge dessen ein neuer Plattenbelag hergestellt werden muh,
damit die verschüttetenSockel der die Mittelschiffmauerntragenden Säulen wieder zum Vorschein
kommen und zur Geltung gebrachtwerden. .

Im Uebrigen erstrecken sich die Restaurationsarbeiten auf die 'Reparatur und Erneuerung
der durch WitterungseinflüssefchadhaftgewordenenDächer, Gesimfeund sonstigen Architekturtheile
sowohl im Aeußeren als im Inneren der Kirche.

Wie bereits bemerkt,sind die Restaurationskostenauf 60 000 M. veranschlagt worden.
Dem Anschlageliegen indeß mehrfachzu hohe Preist zu Grunde und läßt sich derselbe deshalb
sowie mit Rücksicht darauf, daß es behufs besserer Erhellung der Kirche sich empfiehlt, nur in
den Ehorfensternbuntes Glas zu verwenden, und die innere Dekoration der Kirche einfach zu
halten, auf 50 000 M. ermäßigen. Hiernach würden alfo neben dem angesammeltenVaukapital
von 80 000 M. noch weitere 20 000 M. aufzubringen fein.

Was die finanziellenVerhältnisseder Kirchengemeinde betrifft, fo sind dieselben keines¬
wegs ungünstig, da die Gemeinde keine Kirchensteuern erhebt und, wie bereits erwähnt, in der
Lage ist, alljährlich eine Summe von ca. 3000 M. dem Baufonds zuzuschlagen. Sie besitzt
außerdem Kirchenkapitalienim Betrage von 11616 M. und zieht aus Pachte» und Naturalien
jährlich eine Einnahme von ca. 1600 M.

Die Civilgemeinde Merzig erhebt ca. 100 Prozent Kommunalsteuer-Zuschläge,hat
Schulden im Betrage zu 107 000 M., welchen jedoch ein Grundbesitzvon weit höherem Werthe
gegenübersteht. Eine Verpflichtung der Eivilgemeinde zur baulichen Uuterhaltung der Kirche
liegt nicht vor.

Unter den obwaltendenVerhältnissenglaubt der Provinzial-Verwaltungsrath sich darauf
beschränken zu müssen, den Antrag des katholischen Kirchenvorstandeszu Merzig auf Gewährung
einer Beihülfe zur Restauration der dortigen Pfarrkirche dem Provinzial-Landtage zur Befchluß-
fafsung vorzulegen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wird,
Landtags-Marschall.

25
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Str. 37.
Düsseldorf, den 2?, November 1885.

Referat
des Provinzial-Verwaltnngorathes,

betreffend

die Bewilligung von 5000 M. zu den Vorarbeiten für die monumentale Ausführung
der bei Gelegenheitdes Kaiserfestes im September 1884 angefertigten,

im Treppenhause des Standehanses aufgestelltenFigurcngruppe.

Es ist vielfach der Wunsch geäußert worden, die bei Gelegenheitdes Kaiserfestesim
September vorigen Jahres aus Nessel und Gnvs hergestellte,im Treppenhanse des Ständehauses
befindliche Figurengruppevon Künstlerhandin edclem, dauerhaftemMaterialc (Marmor oder Nronce)
als monumentales Kunstwerk ausgeführt zu fehen. Der Provinzial-Verwaltuugsrath ist diesem
Gedanken näher getreten nnd beehrt sich dem hohen Provinzial-Landtage Nachstehendeszu
unterbreiten:

Die genannteGruppe, den Vater Rhein, umgeben von allegorischen Figureu, darstellend,
wie er dem eintretenden Monarchen zum Gruh die Hand entgegenhält, ist, wie dies bei den im
Dränge des Augenblickeshingeworfenen Knnstwerkennicht selten vorzukommen pflegt, nach allge¬
meiner Auffassungsowohl in der Idee als auch in der Ausführung eine besonders glückliche und
in hohem Maße künstlerische Arbeit. Es würde daher den Aufgaben des Provinzialverbandes in
Bezug auf die Unterstützungvon Kunst und Wissenschaftganz besonders entsprechen, die monu¬
mentale Ausführung diefer Gruppe vorzubereiten und zu unterstützen. Wenn die Vertretung der
Provinz, um den ihr in dieser Beziehung dnrch das Dotations-Ausführungsgesetzvom 8. Juli
1875 zugewiesenenAufgaben zu genügen, alljährlich namhafte Summen zu wissenschaftlichen
Zwecken, zur Ausstattung der Provinzialmuseen, zur Restauration und Erhaltung architektonisch
bedeutender Kunstdenkmäler,Kirchen und sonstiger Bauwerke bestimmt, so erscheint es gewiß
gerechtfertigt,auch einmal der Herstellungeines Kunstwerks,welches zur Ausschmückung des eigenen
Hanfes dient, näher zn treten nnd Beihülfen zn diesem Zwecke zu gewähre». Hierzu liegt um
so mehr Aulah vor, als die seither für Kunstwerke gespendeten Geldsummenfast ausnahmslos der
Architekturzu Gute gekommensind, dagegen der Plastik eine Unterstützungnoch nicht zu Theil
gewordenist. Endlich würde durch die monumentaleAusführung jenes Kunstwerkseine dauernde
Erinnerung an jenen denkwürdigen Tag geschaffenwerden, an welchem Ihre Majestäten der
Kaiser und die Kaiserin mit den Prinzen und Prinzessinnen des KöniglichenHauses zum ersten
Male das Ständehaus betreten und dein Allerhochstdenselben dargebotenen Feste in den Räumen
desselbenmit höchsterBefriedigung beigewohnthaben. Wenn die der Gruppe zu Grunde liegende
Idee auch speziell diesemMomente angepaßt ist, indem sie die Begrüßung des Kaisers durch
die Provinz versinnbildct, so liegt dieser Idee doch nichtsdestoweniger eine dauernde und auch für
andere Verhältnisse,ja für jedeu Eintretenden anwendbare Bedeutung zu Grunde.
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Der Provmzial-Verwaltungsrath wünscht daher, da» chm vorerst dieiemgen Ättttel zu
Disposition gestellt werden, welche zu den Vorarbeiten für die Aus uhrung des Kunstwerk
erford r ich sin ZmMst mühte nach dem Vorbilde der gedachten Gruppe von Kunstlerhand

^en ues Modell angefertigt werden, welches der späteren Ausführung zu
Grunde zu ^ Sodann würde mit der Königlichen Staatsregierung behufs Erlangung
^ s e chlichenZuschussesaus den für Kunst und Wissenschaft im preuhrfchen^ aatshau halt
a^gew^^^ w Verhandlung zu treten em. Em günstiges
R suta dar w Beziehung u>n so mehr erwartet werden,,als es stch um w Schaftung
3 allen e es w'stw rkes, sondern zugleich eines danernden Er nnerungszerchens»n )ene°
va^iotisHe ^ lmdelt welche der Nachweltzu überliefern, auch gewiß nn allgemeinen Staats-
'uH" «t^wü de auch wohl der Kunstvereinfür Rheinland und Westfa^
jälMchb^end^ Sunuuen zur Unterstützung der darstellendenKiwst bewilligt, auf desfallstges

fein, zu dein vorliegendenZwecke eine angemessene Summe beizusteuern.
W n a Nesult» «^ Vorarbeiten und Verhandlungen vorliegt, wird alsdann ein
s^"er Pr^mMag, selbstverständlichohne jedes Präjudiz, über die Ausführung des

Modells, sowie zu den sonstigenVorarbeiten dürfte eine
Summe von 5000 M genügen. Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich daher zu beantragen:
Summe von ^« M^gen^^^^^ ^ ^^ zu Vorarbeiten für

die monumentaleAusführung der bei Gelegenheitdes Kaiserfestesim September vor.
Wahres angefertigten und im Treppenhcmfedes «tändehauses aufgestelltenFiguren¬
gruppe eine Summe von 5000 M. zur Verfügung stellen."

Der Provinzial'Verwllltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

25*
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«r. 3«. Düsseldorf, den 12. November 1885.

Referat,
betreffend

1. die von dem 39. Provinzial»LandtagebeschlosseneVorprüfung der von den Gemeinden
Gimborn und Marienheide im Kreise Gummcrsbach behufs Erlangung einer
Beihülfe für Hagelbeschädigteeingereichten Petition;

2. die von den Gemeinden Engelskirchen,Lindlar, Cürten und Klüppelberg im Kreise
Nipperfürth;

3. die von den Gemeinden Dernbach, Harschbach, Niederhofen, Raubach, Nrbach»
Kirchdorf, Urbach-Ueberdorfund Dierdorf im Kreise Neuwied;

4. die von den Gemeinden Alpen, Bönninghardt, Bönning, Virten, Menzelen, Veen,
Saalhoff, Labbeck, Sonsbeck, Hamb und Büderich im Kreise Moers;

5. die von den Gemeinden Capellen, Geldern, Issum, Winnekendonk,Wetten, Nieukerk,
Pont, Veert, Sevelen, Vernum, Straelen und Walbeck im Kreise Geldern

für die Hagelbeschädigtengestellten Anträge.

llä I.

Das Landrathsamt des Kreises Gummersbach hatte bei dem 30. Provinzial-Landtagc
den Antrag gestellt,den durch ungewöhnlichheftige Hagelschlägegeschädigten GemeindenGimborn
und Marienheide eine Beihülfe aus dem Provinzialfonds zuzubilligen. Der 30. Provinzial-Landtag
hat den Antrag des I. Ausfchusses,

„der Gemeinde Gimborn eine Unterstützung von 1000 M. und der Gemeinde
Marienheide eine solche von 3000 M. für die Hagelbefchädigtenzuweisenzu wollen",

abgelehnt und ebenso den Antrag des AbgeordnetenWolters,
„den genannten Gemeindendie Summe von 4000 M. als Geschenk zur Linderung
des vorhandenen Nothstandes aus dem Ständcfonds zu bewilligen".

Dagegen wurde der Antrag des AbgeordnetenCourth, die Petition an den Provinzial-
Vcrwaltungsrath zur Prüfung und zur Berichterstattung für den nächsten Landtag zu verweisen,
angenommen.

Diesem Auftrage beehrt sich der Prouinzial-Verwaltungsrath durch nachfolgendeAus¬
führungen zu entsprechen.

Unter dem 5. August 1884 richtete das Landrathsamt an den Landes-Direltor die Anfrage,
„welche Grundlagen zur Erlangung derjenigenMittel, welche der Provinz zum Zwecke
der Hülfelcistungbei der durch den Hagelschlag erfolgten Beschädigung obiger Gemeinden
zu Gebote ständen, gegeben werden müßten".

Auf diese Anfrage wurde erwidert, daß der provinzialständischen Verwaltung etatsmätzige
Mittel für diefen Zweck nicht zu Gebote ständen und daß die Erlangung einer Subvention nur
im Wege eines Antrages an den Provinzial-Landtag aus dem Ständefonds erfolgen könne; zur
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Begründung dieses Antrags mühten Umfang des Schadens, die Verhältnisse der Betroffenen, die
Höhe der sonstigen Unterstützungenuud Versicherungsgeldergenau angegeben, und würde dann
die Angelegenheitzunächst dein Provinzial-Verwaltungsrathe unterbreitet werden.

Nachdem die nähere Motiuirung eingegangen, wurde d« Sache m der Schung des
Provinzial-Verwaltungsraths vom 4./?. November 1884 eingehend geprüft und der Beschluß gefaßt:

den gestellten Subuentions-Nntrag bei dem Prouinzial-Landtag nicht zu befürworten."
DerProvinzial-Verwaltungsrath ging dabei von der Erwägung aus, daß die Sorglosigkeit

der Grundbesitzerund die Indolenz derselbengegen die Hagelversicherungnicht zu begünstigensei,
und durch die Gewährung von Beihülfen in Schadensfällen, gegen welche man im Voraus sich
schützen könne ein nicht zu billigenderGrundsatz aufgestellt werde; es wurde ferner betont, daß
schon bei Verhandlung einer ähnlichen, den Kreis Euskirchen betreffendenAngelegenheitdieselben
Bedenken geltend gemacht worden, daß aber damals zwei Gründe (auf welche unten zurückgekommen
wird) für die Bewilligung gesprochen,welche gegenwärtig nicht zuträfen, daß das Durchbrechen
des einmal acceptirten Grundsatzes ohne eine durch ganz besondere Umstände hervorgerufene
zwingende Nothwendigkeit,welche im vorliegenden Falle nicht anerkannt werden könne, nicht

lmgezelg ^.^ ^.^ ^^ ^^ Landrathsamte am 22. November 1884 mitgetheilt und ihm
anheimgegeben,falls es sich dennoch einen Erfolg verspreche,einen Antrag an den Prouinzial-
Landtag zu richten. ^. ^ . ^ . ^ ,

Der vom Proviuzial-Verwaltungsrath vertretene Standpunkt durste nach wie vor als
der richtige aufzufassen sein. Die Gründe, welche ihn in dem EuskirchenerFalle bestimmt hatten,
eine Beihülfe zu befürworten, waren abgesehenvon dem enormen Schaden, der sich auf der ver¬
hagelten 30 000 Morgen großen Strecke, nach den Ermittelungen auf 75 M. pro Morgen, niedrig
gegriffen bezifferte, einmal der Umstand, daß, weil in wenigen Jahren zum vierten Male ein
enormer Hagelschadendieselbe Gegend betroffen, die von Versicherungs-Gesellschaften geforderten
Prämien eine Höhe erreicht, welche den Landmann zur Aufgabe der Versicherungs - Verträge
gezwungen hatten (2 °/°), ein Umstand, welcher sowohl eine Zeitungspolemik als auch in dem
2? Provinzial-Landtllge eine Diskussion veranlaßt hatte (otr. Verhandlungen p^. 242, steno¬
graphischerBericht p^. 208 ff.). Sodann siel die Erwägung in die Wagschale,daß das Hagel¬
wetter Häusern und Scheunen einen Schaden zugefügt, der nach den damaligen Ernuttelungen
250 000 M erreicht hätte, gegen welchen Schaden eine Versicherungnicht gegeben sei. - Nach
dem vorliegenden Material ist in der Gemeinde Gimborn das Eigenthum von 62 Personen
beschädigt und beträgt die beschädigte Fläche 73 t. 5 a 24 in; der Schaden beziffertsich nach der
mitgetheiltenAbschätzung auf 6860 M., von welcher Summe auf 50 Hülfsbedürfttge5296 M. fallen.

Die Steuerverhältnisse ergeben, daß an direktenStaatssteuern
g. Gebäude- und Grundsteuer . . . . 5 605 M. 7? Pf.
b. Einkommen-Klassensteuer ..... 5 709 „ — „
o. Gewerbesteuer ....... . 1386 „ „

12 700 M. 77 Pf.
an Kommunalumlage

5. Kommunalsteuer ....... 20342 M. 48 Pf.
d. Schulgelder ....... 2 420 „ „

22 762 M. 48 Pf.
also 179 > der direkten Staatssteuern aufgebrachtwerden. Die Seelenzahl ist 3216.
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In der Gemeinde Marienhcide ist die Anzahl der Beschädigtenmit 345 angegeben,die
beschädigte Fläche mit 636 li 5 a und der Gcsammtschadenmit 115189 M. 62 Pf,, während
die hülfsbcdürftigen Beschädigtenin dem Berichte vom 1?, August 1884 mit 144, in der Anlage
des Schreibens vom 21. März 1885 auf 236 angegeben,die beschädigte Fläche für diese Hülss-
bedürftigen mit 302 K 13 ll 35 in, der auf sie fallende Schaden mit 46 202 M.

Die Stcucrverhältnisse ergeben, daß Marienhcide an direkten Staatssteuern aufbringt
a. Grund- und Gcbciudesteuer...... 3 967 M.
d. Einkommen-Klassensteuer....... 4 713 „
o. Gewerbesteuer .......... 1254 „
ä. singirtc Staatssteuer ........ 516 „

10 450 M.
und au Kommunalumlage ....... 2018? M,;

die Seelcnzahl ist 2793.
Nach dem Berichte des Bürgermeisteramtes waren in der Gemeinde Gimborn Ver¬

sicherungen gegen Hagelschaden gar nicht, in der Gemeinde Marienheide nur von 5 Grnndbesitzern
genommen; ein irgend nennenswerthcr Hagclschlag soll seit undenklichen Zeiten in den beiden
Gemeinden nicht eingetreten sein. Diese Thatsache berechtigt zu dem Schlüsse, dah für die in
Nede stehenden Gemeindendie Prämie in keinerlei Weise einen hohcrn als den Normalsatzerreicht
hat; jedenfalls ist ein höherer Prozentsatz nicht gefordert, und endlich ein befonders ins Gewicht
fallender Schaden an Gebäuden, Schcnnen :c. nicht behauptet und nicht erwiefen worden. Der
Prouinzial-Verwaltungsrath glaubt noch befonders betonen zu follcn, daß wiederholt amtliche
Bekanntmachungenerlassen worden, in welchen namentlich die kleinen Grundbesitzer zur Hagel¬
versicherungaufgefordert und in welchen ausgeführt ist, daß eineotheilts die Prämien in keinem
Verhältniß zn den eventuellenschweren wirthschaftlichen Nachtheilenständen und anderntheilsnicht
einmal ein Erlaß oder Ersatz der Grundsteuer in Aussichtgestellt werden tonne.

Wenn hiernach der Provinzial-Verwaltungsrath eine Subvention weder zu billige» noch
befürworte» zu können geglaubt hat, fo war außer den: eben angegebenenMotiv für ihn noch
besonders entscheidend,daß ihm selbst ein Fonds, aus welchem solche Subventionen hätten
bewilligt werden können, nicht zu Gebote stand und steht, daß ihm aber auch die etwa disponibel»
Beträge, welche der Verfügung des hohen Provinzial-Lcmdtages unterliegen, zur Befriedigung
solch großer Ansprücheneben den sonstigenAnforderungen, die an diese Fonds gestellt werden,
nicht hinreichend und auch wohl nicht geeignet erschienen,zumal vorauszusetzen war, daß ähuliche
Auträge in größerer Anzahl gestellt würden. Er verkannte keineswegs,daß nach den vorliegenden
Akten ein, wenn auch verschuldeterNothstand eingetreten sei, zu dessen theilweisenBeseitigung
beizutragen, er nur ungern seine Hülfe versagen würde. Aus diesen Gesichtspunktdes Noth¬
standes soll unten 8nK IV uud V uäher eiugegangenwerden und das dort Gesagte auch für die
8ud I, II und III behandeltenAnträge gelten.

Außer dem oben erwähnten Euskirchen'er Fall war früher an die provinzialständische
Verwaltung die Entfchädigungsfrageaus den Gemeinden bezw. Dörfern Weiskirchen, Steinberg,
Rappweiler, Zwalbach, Eonfeld, Waldhölzbach und Wadrill wegen des Hagelfchlages,welcher diefe
höchst armen Gemeinden des Kreifes Merzig am 17. Juli 1884 getroffen hat, herangetreten.
Wahrfcheinlich wegen des oben betonten Grundfatzes haben diefe Gemeinden nicht beantragt, „eine
Almosenvertheilungeintreten zu lasseu", sondern zur Hebung des Nothstandes um eine Unter¬
stützung gebeten 'behufs Herstellungvon Arbeiten, welche, möglichstviele beschädigte Eingesessene
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beschäftigen und ihnen neben dein allgemeinen Nützen Verdienst zuwenden sollten. Der Prouinzial-
Nerwaltungsrath hat diesen: Antrag insofern stattgegeben, als cr cinestheils behufs Herstellung
einer Wiesenmelioration eine früher beschlosseneBeihülfe in dem Betrage erhöhte und Wegeban-
beihülfen, wie in sonstigen Jahren, vielleicht in reichlicheren: Maße einzelnen Gemeinden zu Theil
werden ließ.

llä II.

Im Kreise Wivverfürth (Heillgenhouen) hatte der Hagelschlag von: 16./17. Juli und
12. August 1884 eine arge Verwüstung zur Folge gehabt, welche um so schlimmere Folgen hatte,
als mit den: Zagelschlag ein Orkan verbunden war, der in erheblicher Weise die Gebäulichkeiten
beschädigte, einzelne sogar vollständig zerstörte; den Gesammtbetmg des zugefügten Schadens
beziffert das Landmthsamt auf 250 00« M. und nach Abrechnung desjenigen Schadens, welcher
unter '/-, des Vrutto-Crtrages geblieben, auf 98 130 M.; der Schaden au Gebäuden, Obst- uud
Waldbäumcn ist in der Snmme eben wenig einbegriffen. Die nachfolgende Zusammenstellung aus
den Akten ergibt bei Berücksichtigung dieser Beschränkung für:

Gemeinde.

Cngelskirchen
Lindlar .
Klüvvclberg
Cürten

Summe

Anzahl
der

Beschä¬
digten,

Gesammt-
schnden.

101
133
24
34

292

56 975
30 629

6 001
4 525

98l30

Anzahl.

88
11?

12
20

23?

Bedürftige

Schaden,

43 371
23 836

2 888
1940

72 035

Belastung,

276 058
564 100
124 065

40 225
1004 448

Die Prästations -Nachweife ergeben:

Gemeinde.
Anzahl

der
Personen.

Stlllltssteucin. Kommmilll-
steuern.

Engelsknls'en 1626
6 261

2 961

6 212
22 475
15 509

8 293

inkl. Gewerbcst. aä 486
2171

775

12 900

Lindlar 59 276

Klüvvell
Cürten

erg .... . 36 883
9 674

Nach Mittheilung des Landrathsamtes sowie der Königliche,: Negierung sind fast alle
beschädigten Ländereien geringwertig und trifft daher der Schade,: um fo härter die bedürftigen
Eigenthümer, als derselbe über 7°/° der Belastung ausmacht; in Folge der Mißernten der vorher¬
gehenden Jahre hatten die Schulden sich vermehrt und berechtigten die Hoffnungen auf eine gute
Crnte zur theilweisen Abstoßung der früher eingegangenen Verbindlichkeiten,

Die Bedürftigen waren sämmtlich nicht gegen Hagelschlag versichert. Das Landrathsamt
bittet, falls eine Geldentfchädigung direkt nicht zugebilligt werden follte, indirekt eine solche den
Beschädigten zufließen zu lassen durch Subvention behufs Beschaffung von Futtergras, Obstbäumen,
Prämiirung von Dungstätten und Meliorationen von Wiesen 2c., welche Beträge zur Disposition
des Landraths zu stellen wären.



200

Der Prouinzial-BerwaltnngLrath hat denselbenBeschluß wie acl l gefaßt und verweist
auf das unten Ausgeführte.

All III.

Um 6. Juni 1885 wurde der Kreis Neuwied von einem Hagelwetter betroffen; aus
angestelltenErmittelungen und den eingesandten Akten ist nachstehende Uebersicht zusammengetragen,
welche ein ungefähres Bild des Schadens gibt:

Be¬
schädigte,

Anzahl
der

beschädigten
Parzellen.

Größe. Schaden
Antrag für Bedürftige

Gemeinden. zinsfreies
Darlehen. perllu.

Dernbach ..... 64 264 23,°° 5 902,5° 2 60? 629,5 <.
Harschbach .... 40 86 22 2 408 — 102
Niederhofen .... 24 291 18,27 3 654 — 255
Naubllch ..... 60 139 26,9« 1 368,ko — 162
Urbach-Kirchdorf . . 36 249 18,»« 1896 684 295

Urbach-Ueberdorf . . 65 573 37,«i 6 522 — 501,5«
289 1602 147,4° 21 751 3 921 1945

Dierdorf ..... 146 54 15 000 — 6 000
65 — 20 000 Stöcke

Hopfen
15 600 — 1100

8

—

1 K Winter-
saamen

130 "

219 30 730 —

Gesammtfumme . . 508 52 481 12 336

Von allen Beschädigtenwar nur ein Einziger versichert. Die in den oben angegebenen
Gemeinden herrschende Armuth ist notorischund hat wiederholt die vrovinzialständische Verwaltung
bestimmt, durch Beihülfe für Meliorationen, Anlage von Wegen, Hergäbe von Darlehen :c. zur
Linderung der Noth beizutragen. Augenblicklich fehlt nach der Mittheilung der Königlichen
Negierung zu Eoblenz das Saatgut und die Mittel zur Anschaffung desselben, geschweige die
Mittel zur Deckung der Zinfen. Die Schilderung der Lage einzelner Gegenden ist eine trostlose.

Auch in Betreff diefes von der Königlichen Negierung zu Coblenzwarm befürworteten
Antrages beehrt sich der Provinzial-Verwaltungsrath auf das »ud IV und V Gesagte zu verweisen.

aä IV. und V.

Ende Mai dieses Jahres ging in den Kreisen Moers und Geldern ein Hagelwetter
nieder, welches in einem großen Umkreise(ca. 3000 Ka,) auf einzelnenParzellen die sämmtlichen
aufstehenden Früchte vollständig vernichtete,auf anderen einen sehr erheblichenTheil derselbenzu
Grunde richtete. Nach einer aus den Akten gemachten Aufstellungsind:

I. im Kreise Moers 1618 K 83 «,, welche 1138 Eigenthümern zugehören,so verwüstet,
daß auf 1240 K 06 », die Ernte als verloren angesehenwerden mußte. Der Gesammt-Schaden
beträgt 335 201 M, von welchen nach den Mittheilungen der Behörden 243 784 M. auf 788
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bedürftige Lanodewohner fallen, Eine genauere von dein im Interesse der Hagelbeschädigten
zusammengetretenen Konnte vorgenommeneeingehende Untersuchunghat 882 Bedürftige mit einem
Schaden von 270 376 M. ermittelt.

II, Im Kreife Geldern betraf die Verwüstung auf einein Areal von 1220 Ii 4 u.,
welches 758 Eigenthümern zugehorte,eine Strecke von 873 Ii 3 ».. Der Gesammtschaden beziffert
sich nach den bei den Bürgermeisterämtern gemachten Angaben auf 359 626 M., während die
Behörde ihn auf 512 100 M. angibt und das Comite ihn mit 611662 M. ermittelt hat.
Von diesem Schaden fällt auf 751 Unbemittelte, deren Zahl sich nach Angabe des Comites auf
979 steigert, eiu Betrag von 207 245 M., uach Mittheilung des Comites von 234 394 M.

In beiden Kreisen sind also 1539 bezw. 1861 arme Landbewohner betroffen, welche
einen Schaden von 451 029 M. bezw. 504 770 M. erleiden. Dieser Betrag ergibt nur den
Werth der verloren gegangenenErnte, der indirekte Schaden, der durch das Hagelwetter der
Bewirthschaftungzugefügt und sich noch nach langer Zeit fühlbar machenwird, ist gleich wie in
den obigen Fallen in dieser Summe nicht enthalten, eben wenig die den Häuseru, Scheunen und
Ställen zugefügte Vefchädigung.

Die bedeutendeDifferenz in den oben angegebenenSummen erklärt sich leicht daher,
daß die Ortsbehörden den Auftrag hatten, in der kürzesten Zeit eine statistische Uebersichtder
Königlichen Regierung einzureichen und sehr viele Beschädigte den ihnen entstandenen Schaden, sei
es aus Unkenntnis;, sei es aus dein durch das Unglück entstandenenGefühl der Gleichgültigkeit,
gar nicht anmeldeten. Manche weigerten auch die Anmeldung in der ausgesprochenen Meinung,
daß ihnen doch nicht geholfen werde, oder daß sie durch einen sofortigen Umbau und eine neue
Aussaat vielleicht doch noch eine Ernte erzielen könnten und deshalb fremde Hülfe nicht in
Anspruch nehmen wollten. Die nachträglich und sorgfältig aufgenommenen Verzeichnisse sind
diejenigen, welche das Comite zusammengestellthat. Leider sind die Hoffnungen Derjenigen,
welche eine Neubestellungvornahmen, durch deu für diefe Neubestellunguugünstigen trockenen
Sommer vollständig getäuscht worden und haben diese zu dem bisherigen Schaden noch theilweise
unnütze Ausgaben aufgewendet.

Die in der folgenden Tabelle zusammengestellten Prästations-Nachweise:

Stllllts- Kommunal»
Gemeinde. Seelenzahl. steueru. steuern. Prozentsatz.

^ ^

Kreis Woers.
Alpen ............. 885 4 806 7 163 149

413 646 1008 156
166 1115 1529 137
705 3 336 2 803 84

1260 7 506 8 895 118
1655 7 50,5 1200 160

Saalhoff............ 682 3 732 4 359 11?
1666 12 136 14815 122
2 024 7 820 12 280 15?

553 2 132 2 223 104
2 619 21 304 21 304 100

2l!
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Gemeinde. SeeleMhl.
Ttaats-
steueili.

Kommunal-
steuern. Prozentsatz.

^ ^

Kreis Geldern.

1742 12 738 11737 92
Issum ............. 3 599 13 925 16 880 121

— 15 225 18 987 125
Wetten ............. 1523 10 689 13 469 126

3 071 15 475 7 333 48
Pont ............. — 6 343 7162 113
Beert ............. — 3 908 5 758 147

2140 9 765 9 589 98
1360 8910 8 995 109
— 30 260 46 898 155

Walbeck ............. 2 064 6 827 8 110 119

geben zwar für manche Gemeinde kein ungünstiges Bild, allein einestheils ist zu berücksichtigen,
daß es sich bei der Frage der Subvention nicht um die besser situirten Eigenthümer, sondern
gerade um diejenigen, welche ihr und ihrer Familie Leben aus den Erträgnissen ihres noch dazu
verschuldetenAckers fristen, handelt. Nach den gewordenenMittheilungen sind sehr viele der
ärmeren Klasse Angehörigen ebenso wie in den obigen Fällen n,ck I, II und III nicht in der
Lage, die Zinsen ihrer Schulden zu decken, ja sie haben nicht einmal die Mittel, ohne fremde
Hülfe die Saatfrucht anzuschaffenund eine neue Bestellung vorzunehmen; manchen steht nach
Mittheilung der Ortsbehörde ein sehr trauriger Winter und ein kummervollesJahr bevor. Das
Grundeigenthum im Bereich des Hypothekenamteszu Cleue war nach den statistischen Nachrichten
im Jahre 1822 mit 1 609 866 M. belastet, welche Belastung im Jahre 1839 sich auf 2 844 408 M.
steigerte.

neue Eintragungen genommen mitIm Iah re 1875 wurden 2358
1876 „ 307?
1877/78 „ 3139
1878/79 „ 2995
1879/80 » 3250
1880/81 „ 2973
1881/82 „ 2936
1882/83 » 2888
1883/84 „ 2911
1884/85 /? 2465

M.9 965 720
8 412 47? „

12106 624 „
8 281932 „
7 836 430 „
9 384 984 „
9 402 398 „
9 865 054 „
9 573 458 „
8 827 075 „

während die erneuerten Inskriptionen für diesen Zeitraum sich für jedes Jahr zwischeu 2 und 3
Millionen Mark bewegen, so daß sich eine ganz enorme Belastung für den fast ausschließlich
ackerbantreibenden Bezirk des Hypothekenamteszu Eleve ergibt.

Wenn daher die Behörden sowohl wie das Comite von einem hereinbrechenden Nothstand
sprechen, so findet diese Behauptung ihre Begründung in der Verbindung des Schadens mit dieser
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Belastung welche «tirlich auf die Kreise Geldern und Moers berechnet, sehr hohe Ziffern geben.
ist auch die Veranstaltung einer Hauskollektegestattet und rst dre

Vriuatwobltbätia eit in anderer Hinsicht mannigfaltig in Anspruch genommenworden. Lerder
gegen Hagelfchlag nicht versichert, nnd sieht sich der Provinzial-

V w^ wie m den anderen Fällen nicht in der Lage, eme Snboentlon schon allem
^s7alb ^ « lassen oder zu befürworten, weil ein Schaden überhanpt entstandenrs;

M n G m e w rm in dieser Beziehung auch für die Kreife Geldern nnd Moers nmhgeben,
w3 msw n ren Fällen seinen Beschluß bestinnnt haben. Wenn daher der Promnzml-

Ueße"^^ durch die HagelbeMdignngm ein Nothstand
icyneyen oay i . . ^ ,^ ^. Linderung und Verhütung desselben dre Beimllrgung emer

3 te^Mnng^ Mitteln nicht abzufchlagenfein dürfte. Die Sorglosigkeit
"°7n rf "cht nüirt, fondern nur die vorhandeneNoth berücksichtigtwerdem ^benfowemg
lou uno oars > ^ «).Mx,siakeit der Eigenthümer und ihre Indolenz, welche sogar gegen

^««° 3.« «" "r».M.n ;,nd «»MM °»s F...H.« «.!»«.„ ,« d>°
nwveni on ric ^Ml,n <,pNmmt die helfendeHand zurückzugehen,ebenweingglaubt der

^t!^^ du^ die Eigene Sorglosigkeit hervorgernfenenNoth

rnhig z"sehw M follen. ^ .^ ^^ ^^ ^,^ ^^W" Erhebungen herans-

gestellt hak wie 7 le H gelversicherung im Argen liegt. Die Versicherungs-Aktiengesellschaften
^nnm durch w Hagelwetter, wie das in den Kreifen Geldern nnd Moers me ergegangene,
lir werden, ja wie die Erfahrnng zeigt, sind thatsächlichgut geleitetermnnt un nu.sfen zur

Lig^tlon Meilen, und anderntheils läuft der Landmann Gefahr, w der aus GegenseMglett
aearündeten Gefellfchafterhebliche Nachprännen zu zahlen. . . . ^

^ We.m ans diesen Nachprämien auch nicht gefolgert werden kann und darf, daß das
NichtMbM h n der Versicherung gegen Hagelschadenzu entschuldigenrst, so durfte doch d.e
S^N^ .nilderen Lichte erscheinen, besonders für die Gegeuden, welche fast me von.

Hagelfchlag^ein^efucht we^ ^ ^ ^ ^^ ^ ^ ^. ^ .^ ^

angegebenwie folgt: Hülfsbedürftige Schaden

1. Kreis Gummersbllch
a) Gemeinde Gimborn l 194 51498 M.
1)) „ Marienheide i

2. Kreis Wipperfürth ....... ^37 ^"^ "

'^ " Moers^ -' '"2 270876 I4- „ Moers ....... ^,^,
5. „ Geldern ........ ^^ ""^ "

Von den Schäden in den Kreifen Moers und Geldern entfallen auf Steuerzahler iu der
? nnd II Stufe der Klassensteuer 177 450 M,

Der aenerell von der Königlichen Regiernng zu Düsseldorsgestellte Antrag wnd von
dem Vorsitzenden des erwähnten Comites, Grafen von Hoens,
br^ech in dieser Beziehung näher dahin präzisirt, daß, sollte der Standefonds wue verfugbaren

-)<!»
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Mittel besitzen, aus den angesammelten Beständen des Kreisfonds 250 000 M. zur Linderung
der Noth verwendetund hiervon 100 000 M. den Kreisen Mocrs und Geldern überwiesenwürden.

Der Provinzial-Verwaltungsrath glaubt nach den eingehendstenErwägungen nur die
Bewilligung einer Summe von 50 000 M. aus dem Ständefond a tonä poräu dem hohen
Landtage vorschlagenund diese Bewilligung an die Bedingung knüpfenzu follen, daß die zunächst
interessirten Krcisuerbände mindestens eine gleich hohe Summe zur Linderung der durch de»
Hagelschadenhervorgerufenen Noth verwenden. Im Falle die Kreise eine solche Unterstützung
nicht eintreten lassen sollten, dürfte für den Provinzialuerband auch keine Veranlassungzur Hergabe
u, t'anä poräu vorliegen. Die Mittel hierzu sollen den Kreisen durch Gewährung von zinsfreien
Darlehen, welche in 10 Jahresraten zu erstatten sein werden, aus dem Meliomtionsfonds zur

erfügung gestellt werden.
Im Falle die Kreise mit ihrer Unterstützung noch weiter gehen wollten, würde sich die

rhöhung dieser Darlehen bis auf die doppelte Summe, also 100 000 M. empfehlen.
Der Provinzial-Verwaltungsrath beehrt sich folgendeAnträge zu stellen:

„Der hohe Provinzial-Landtag wolle aus dem Ständefonds 50 000 M. zur Linderung
der durch die HagelbeschädigungentstandenenNoth in der Weise bewilligen,daß

1. dem Kreise Gummcrsbach . . 2 000 M.
. . 4 500 „
. . 2 500 „
. . 22 000 „
. . 19 000 „

^ tonä poräu unter der Bedingung überwiesen werden, daß von den Kreisen
mindestensdieselbe Summe, welche vorstehendfür die einzelnenKreise angeführt ist,
zur Linderung der Noth verwendet werde, wozu den Kreisen zinsfreie mit jährlich
10°/» zu amortisirende Darlehen aus dem verstärkten Meliorationsfonds zur Ver¬
fügung gestellt werden;

ferner den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtigen,diefe Darlehen auf Antrag
der Kreise bis auf das Doppelte der für jeden Kreis », touä peräu bewilligten
Summe zu erhöhen."

Der Provinzial-Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

2. „ „ Wipperfürth
3. „ „ Neuwied .
4. „ „ Moers
5. „ „ Geldern .
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Nr. 3».

Düsseldorf, den 7. Oktober 1885.

Referat
des Prouinzial-Verwaltungsrathes,

betreffend

den Vermögensstand des RheinischenPromnzialverbandeö.

Der Provinzial-Verwllltungsrathbeehrt sich, dem Hohen Provinzial'Landtage die anliegende
Zusammenstellungder Aktiva und Passiva der provinzialstimdischen Verwaltung der Rheinprovinz
zur geneigten Kenntnihnahme ganz ergebenst vorzulegen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath.

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.
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Zusammenstellung bei Aktiva und Passiva der
(Nach dein Stand am Schlüssedes Rechnun gsjahres 1884/85 unter Berücksichtigung der

Aktiva.

Werth
der

Gebäude.

Werth
der

Grund,
stücke.

Werth
des

Inventars.

Kapitalvermögen Andere

pnrtenr.

Sonstige
Forderungen.

Ver¬
mögens
Objekte.

1 2 3 4 5 6

^.. Centralsonds und Anstalten . . . — — — — — —

150 000

228 300

— 1624 000 — 100 000

2, Central-Verwaltungsbehörde. . . 1425 000 — —

^, Wittwen- und Waisenkasse . . .
4. Staats-Nebcnfonds......

— — — — 16 500,—
727 950,-

—

5. Landarmenhauszu Trier. . . . 770 000 9 000 146 580 — 54 544,30 —

6. Provinzial-Arbeitsanstaltzu Brau¬
weiler .......... 940 900 75 000 287 000 — — —

7, Sparfonds der Hauslingc der Pro¬
vinzial-ArbeitsanstaltBrauweiler .

8, Provinzial - Hebammen - Lehranstalt
Köln .......... 200 000 423 900 64511

— 6 000,— —

9. Central - Hebammen - Unterstützuugs-

10. Provinzial- Taubstummenanstaltzu
Brühl ......... 21000

36 000
34 000
90 000

4 500
4 500

20 000
117 000

4 000
3 000
3 000
5 000

— 12 918,—

^284 079,45

—

1«1. Wilhelm-Auausla-Stiftnng . . , — — — — 8 278,96 —
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ProviuzialMndischeuVerwaltungder Rhciuprovinz.
in einem besonderen Referate vorgeschlagenen Vertheilung des angesammelten Kreisfonds.)

Passiva.
Summe lettr«» Sonstige

Schulden.

Summe
der nu der Bemerkungen

Altiv». porwnr. Passiv«. ^

—^___^ ^ ^ ^le „ «

S__ 7 8 9 10

— — — - — Die am Schlüsse des Rechnungsjahres bei den einzelnen
Verwaltnngszweigen verbliebenen Bestände und Vorschüsse
sind nußer Berechnung geblieben, weil denselbendie gleich
hohen Nestllusgllben und Resteinnahmen gegenüber stehen
und erheblichereBaarbeständeüberhaupt nicht vorhandensind.

1 874 000,— ... — 1 Werth der ehemals Herter'schenImmobilien,
5
L

Depositenscheineder Prouinzial-Hülfskasse.
Restkaufpreis für die Dienstwohnung des Landes - Direktors.

1 «53 300,— 1 Ständehaus nach den Baukosten 1300lA) M.

3

Dienstwohnung des Landes-Direktors, Kaufpreis intl, Kredit
zur Herrichtung t25<X) M.

Versicherungssumme.

16 500,— — — — 5 Depositen.
727 950,- __ 143,4? 143,47 5 ?N0 «00 M. Depositen und 27 050 M. Darlehen.

9 Iahresrente zu Gunsten der Erben Zehner.

981024,30 — 1-8
5

Nach Schätzung.
Depositen.

1302 900,— 1 Nach der Feueruersicherungs-Summe vom 24. Januar 1865

2
8

unter Hinzurechnungvon '/« derselben für Fundament- und
Kellermauerwerkund der Naukredite von 135 500 M. für
Vemntenwohnhllus, Wirtschaftsgebäude und Gnsfabrit.

Nach dem25fachenBetrage des Katastral-Neinertrages berechnet.
Nach der Feuerversicherungvom 20. November 1883, Materi¬

alien und Vieh mit eingerechnet.

6 000,— — — — 5 Depositen.

688 41! - — — — 1
2
3

Nach Schätzung.
Der Werth ist pro Quadratruthe zu 1000 M. angenommen.
Nach der Feuerversicherung.

12 918,— — —

1

5

1-3

Depositen.

Nach Schätzung.
414 079,45 — " i 5 Depositen,

212 000,— „ 1 Summe der Baukosten,
2
3

Für 2«0 Quadratruthen K 450 M.
Nach Schätzung,

8 278,96 — — ^ 5 Depositen.
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12. Unterstützungsfonds für entlassene
Taubstumme ........

13. Prom'nzial-Nliudmanstalt zu Düren

14. Unterstützungsfonds für entlassene
Blinde..........

15, Promnzial-Irrenllnstlllt zu
Andernach ........
Bonn..........
Düren..........

Grafenberg ........
Vierzig.........

16. Weisweiler'scher Restkaufpreis . .

17. Unterstützungsfonds für entlassene
Irre..........

18. Anstalt Siegburg......

19. Rittergut Desdorf......

20. Museums-Baufonds.....

Aktiva.

Werth
der

Gebäude,

350 000

1 829 000
2 500 000
2 44? 000

2 256 000
2 222 000

60 000

89 000

Werth
der

Grund¬
stücke.

16 950

97 000
180 000
225 800

150 000
110 000

102 000

Werth
des

Inventars,

96 750

176 300
287 000
185 000

210 000
236 000

Kapitalvermögen
lüttroz

»n
pnrtnur.

000

Sonstige
Forderungen.

2 750 —

96 154,07

58 900,73

1 500,—

13 357,50

470 000,

208 800,-

Andere
Ver¬

mögens-
Objekte.

209

Summe
der

Altiv».
^

Passiva.

Isttre«
au

portoui'.

2 750,—

559 854,0?

58 900,73

2 102 300,-
2 967 000,.
2 85? 800,.

2 616 000,-
2 568 000,.

1 500 —

18 357,50

470 000,—

162 000,.

29? 800,-

^

Sonstige
Schulden.

4 200,—
180,—

2 613,10

1461,-

Summe
der

Passiv».

135 500 —

60 000,—

IN

Vemertunge»
n

» ^

4 200,—
180,—

2 613,10

1461,-

135 500 —

60 000

Depositen.

Nach Schätzung.
50facherNetrag des Kntastral-Neinertrages.
Nach Schätzung.
84 154,07M. Depositenund 12 000 M. Hypotheken.

29 065,73 M. Depositen und 29 835 M. Hypotheken.

Legat und Iahresrente zu Lastendes Erkenswyk'fchenVer¬
mächtnisses.

Schätzungsweiseberechnetunter Berücksichtigungder Äaukostcn.
Desgl. der Grunderwerbslosten.
Desgl. der Feuerversicherung.Darunter 33 000 M. für

Niehstand.

Noch nicht fällige Kaufpreise.Der Netrag von 1461 W. ist
f, Z. beim Irrenanstalts-Vllufonds«erausgabt und unter
Zuschußeines kleinenBetragesmit rund 1500 M. deponirt.
DiefesDepositumist «ud po». 16 aufgeführt.

Siehe Nemerkung zu po». 15.

Schmmm'scheStiftung für Grafenberg.
Depositendes Unterstützungsfondsinkl. 1778,40 M. der

Richarz-Stiftung.
Kaufpreis,von der KöniglichenStaatsregierungzu zahlen.
Diese Summe repräsentirtdie in der Bemerkung zu Position6

verrechnetenVaukreditefür die Provinzial-Arbeitsanstalt
Brauweiler. Ueber die Verwendungdes Verlaufserlöfes
ist ein besonderes Referat erstattetworden, worauf hier
verwiesen wird.

Nach Schätzung unter Berücksichtigungder Feuer-Versicherung.
Zum 25 fachen Betrage des Katastral-Neinertragesberechnet.

Kaufpreis für oas zur Errichtung des Museums in Bonn
angekaufteColmant'scheHaus und Baukosteneines Schuppens.

Depositen des angesammelten Bnufonds.
Noch nicht verfallener Restkaufpreis des Colmant'schenHauses,

Die seither gezahltenBaukosten,dieZuschüssederStadtNonn
und der Königlichen Staatsregierung, Werth der Grund¬
stücke in Trier, Werth der Sammlungen:c. :c. sind hier¬
neben nicht mitgerechnet, da die Eigenthumsfragebezüglich
der neuenProuinzial-Museennoch nicht gelüst ist.

27



210

Atttva.

Werth
der

Gebäude.

Werth
der

Grund¬
stücke,

Werth
des

Inventars.

Kapitalvermögen Andere
lettre«

nu
1>()!'tour.

Sonstige
Forderungen,

Ver-
mögens-
Objekte.

1 2 3 4 5 6

21. Viehentschädl'gungsfonds ....
22. Provmzial-Straßem'erwaltung . .

23. Nebeitfonds der Provinzial-Stratzen-
verwaltung........

60 000 90 000 180 000
403 409,—

1816 988,10

190 000,—

75 000

Slinime ^ pc>8.1—23 . . 15 479 900 1626 550 2112441 5 000

5 000

5 996 130,11
und zwar nach

dem Stande von,
1«. Juli 1885

(Final-Abschluß)
erll. Kreisfonds
5 453 «45,11 M.

Depositen,
72 485 M,

Hppothclen,
470 oou M.
Kaufpreis,

1431785,23
(darunter

1 874 llN0,23
Depositen)

175 00«

Abgesetztdie P°s. 3, 4, ?, 9, 12, 14, 17, 21
und 23, das sind Wittwen- und Waisenfonds,
Staatsnebenfonds, Sparfonds der Häuslinge
in Vrauweiler, Viehentschädigungsfonbsund
die verschiedenenUnterstützungsfonds — als
Fonds, welchediesseits lediglich verwaltet — — —

Bleiben die Pus. 1, 2, b, 6,8.10,11.18,15,16,
16, 19, 20, 22 für Prouinzialfonds, Stände»
Haus, Dienstwohnung des Landes-Direktors,
Landarmenhaus, Arbeitsanstalt, Hebammen-,
Blinden-, Taubstummen- und Irrenanstalten.
Wilhelm-August«-Stiftung, Siegburg, Des-
dorf, Museums-Vaufonds und Prouinzial-

15 479 900 I 626 550 2 112 441

!

4 564 314,88 l75 000

!^ i^ 4 U?!)«44,8«
Depositen)
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Summe lettroz
der »,u

Altiv». ^ortenr

^ ^/

403 409,—
^221988,10

»^90000,-
^.^

^395 021,1t

1436 785,23

23 958 235,88

Passiva^

Sonstige

Schulden.

60 000,-

Snnnne
der

Pnssiv».
^
10

60 000,-

263 7?4,10> 263 774,10
und

323,47j! 323,47
Iahresrente.

4 200- 4 200,—
und

323,4?^ 323,4?
Iahresrente.______

259 574,10 259 574,10

Bemerkungen

>«

1—3
Depositen.
Diese Angaben beruhen auf einer Ermittelung im Jahre 1878

und müssen aus nachstehenden Gründen auch jetzt noch
angenommen werden. Die s. Z. von den Königlichen
Negierungen mitgetheilten Verzeichnisseder Straßen - Per-
tinenzien sind nicht nach einem einheitlichen Schema auf¬
gestellt und zum Theil vielfach berichtigt und ergänzt. Mit
besonderer Rücksichtauf die zwifchenzeitlicheingetretenen
Zu- und Abgänge und die anderweite Abgrenzung der
Inspektionenfinden gegenwärtigzur Aufstellungeiner genauen
Uebersicht der vorhandenen Straßen-Pertinenzien :c. :e.
Erhebungen statt, die erst nach einigen Monaten zum Ab¬
schluß gelangen.

Diese Summe setzt sich zusammen aus
»,. den Depositen des Fonds zu Prouin-

zilllstraßen-Neu-und Umbauten und zu
Chaussee-Neubau-Prämien für Kunst-
straßen ...........892 000,— M.

t>. den Depositen des Fonds für Kreis-
u. Kommunal-Wegebau-Unterstützungen 150 000,— „

«. den Depositen des Sammelfonds . . 40<XX),—„
ä. einer Hypothekarforderungdes Sammel¬

fonds ........... 2 700,— „
e. den Depositen des Neseruefonbs . . 732 288,10 „

Summe . 1816 988,10 M.
Die Fonds snli -i und 1>sind mit namhaften Bewilligungen

belastet.
Kaufpreis für den Petersberger Bafaltbruch,
Restkaufpreis für den Petersberger Bafaltbruch.
Depositen.

Nach Vergleichuug der nebenstehenden Aktiva und Passiva
ergibt sich ein Vermögensstand von rund 25131500 M.

Nach Begleichung der nebenstehenden Aktiva und Passiva
ergibt sich ein Vermögensstand von rund 1 432 500 M.

Nach Vergleichung der nebenstehenden Aktiva und Passiva
ergibt sich ein Vermögensstand von rund 23699000 M.

27^
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Aktiva.

Werth
der

Gebäude,

Werth
der

Grund¬
stücke.

Werth
des

Inventars,

Kapitalvermögen Andere
lettres

1>ortenr.

Sonstige
Forderungen.

Ver¬
mögens-
Objekte,

i 2 3 4 5 6

L. Provinzilll-Hillfstafse.....

0. RheinischerMeliorationsfonds . .
Der Bestand des Ständefonds von

225 749,90 M. (inll. 14 000 M. Darlehns-
forderungen) bleibt hier außer Betracht, weil
die auf dem Ständefonds ruhenden Bewilli¬
gungen diesen Betrag noch übersteigen.

v. Verzinsungs-und Amortisationsfonds
der Irrenanstalts-Bauschuld . .

lü. Provinzilll-Feuer-Societiit.... 211500 21000 12 500 3 790 699,85 538 946,22

—

Zusammenstellung.
Es beträgt das Vermögen

^. der Centralfonds und Anstalten................. 25 131 500 M-
darunter die diesseits lediglich verwalteten Staats-Nebenfonds, Spar- und

Unterstützungsfondsmit 1 432 500 M.
L. der Provinzial-Hülfskasserund .................. 2 357 000 „
0. des Meliorationsfonds ................... 74150 0^

zusammen . . 28 230 000 M-
v. Nach Abzugder Irrenanstaltsbauschuldvon ............^__8 729400 ^

bleiben . . 19 501600 M>
Hierzu tritt das Vermögen

N. der Provinzilll-Feuer-Societätmit rund............... 3 651500 ^
Summa Summarunl . . 23 153 000 M-

Werden die in einem besonderenReferate formulirten Anträge auf Verwendungder Kreisrente und
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Passiva.
Summe

der
Altiva.

lettres
nu

pnrtour.

Sonstige

Schulden.

Summe
der

Passiva.
Vemerknngen

7 8 9 10

—

8 729 400

923 052,44

8 729400

923052,44

8

5

9

Das Vermögen der Provinzial-Hülfskasse
besteht gegenwärtig in dem Stamm¬
fonds von......... 1873600,47 W

4 574 646,07

und dein Reservefonds von .... 483534,20 „
Zusammen . 2357 134,6? M.

Das Vermögen des Meliorationsfonds besteht zur,Zeit in
dem Stammfonds von 741500 M. Der verbliebene
Zinsenbestand des Meliorationsfonds und der Bestand des
bei demselben verrechneten Nothstandsfonds bleiben hier
unberücksichtigt,da über diese Bestände bereits verfügt ist.

Die Schuld beträgt zur Zeit noch 8 653 000 M,, es werden
indessendurch die im Januar 1886 stattfindendeAusloosung
123 600 M. getilgt, so daß mit Beginn der neuen Vtats-
periode die Schuld noch betragen würde 8 729 400 M.

Hierunter 521000 M, hypothekarischsicher gestellte Darlehen
und 17 946,22 M, rückständigeEinnahmen.

Hierunter 33 410,40 M. vorausgezahlte Versicherungs-Prämie
und 889 642,04 M. Nestausgaben.

Nach Vergleichungder Aktiva mit den Passiva ergibt sich
ein Vermögensstand von 3 651 593,63 M.

b°r angesammeltenBestände derselbenangenommen,so ergibt sich folgende

Zusammenstellung
^. Centralfondsund Anstalten.......... 25 131 500 M.

darunter die diesseits lediglich verwalteten Staats-Nebenfonds, Sparfonds nnd
Unterstützungsfondsmit 1 432 500 M.

L. Provinzial-Hülfskasse 2 357 000 M. ->-
aus dem angefammeltenKreisfonds . .

0. Meliorationsfonds 741500 M. -s- aus
dem angesammeltenKreisfonds . - -

1 126 399,53 M.--....... 3 483500

1258 500,— „ ----- ....... 2 000000
30 615 000 M.

2 590 086,6? M

v. Abgefetztdie Irrenanstaltsbauschuldvon
8 729 400 M. abzüglich der außerordent¬
lichen Tilgung aus dem angesammelten
Kreisfonds mit .........^590 0 86,67 „

4 974 986,20 M.

und aus der laufendenKreisrentepro 1886/8? und 1887/88 mit 139 313,33 „
also abzüglich ................2729400,-M.
bleiben .........................24615000 M.

L. Provinzial-Feuer-Societät ................... 3 651500 „
Hiernachbeträgt das Vermögenin Summa Summarum . . 28 266 500 M.

6 000 000




	[Seite]
	[Seite]
	Nr. 1.
	Seite 63
	Seite 64

	Nr. 2.
	Seite 65

	Nr. 3.
	Seite 66
	Seite 67

	Nr. 4.
	Seite 68
	Seite 69
	Seite 70
	Seite 71
	Seite 72

	Nr. 5.
	Seite 73

	Nr. 6.
	Seite 74
	Seite 75

	Nr. 7.
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79

	Nr. 8.
	Seite 80
	Seite 81

	Nr. 9.
	Seite 82
	Seite 83
	Seite 84
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	Seite 88
	Seite 89
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92

	Nr. 10.
	Seite 93
	Seite 94

	Nr. 11.
	Seite 95
	Seite 96

	Nr. 12.
	Seite 97

	Nr. 13.
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106
	Seite 107

	Nr. 14.
	Seite 108
	Seite 109

	Nr. 15.
	Seite 110
	Seite 111
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114

	Nr. 16.
	Seite 115

	Nr. 17.
	Seite 116
	Seite 117

	Nr. 18.
	Seite 118

	Nr. 19.
	Seite 119
	Seite 120
	Seite 121
	Seite 122
	Seite 123
	Seite 124

	Nr. 20.
	Seite 125
	Seite 126

	Nr. 21.
	Seite 127
	Seite 128

	Nr. 22.
	Seite 129
	Seite 130
	Seite 131
	Seite 132
	Seite 133
	Seite 134
	Seite 135
	Seite 136
	Seite 137
	Seite 138

	Nr. 23.
	Seite 139
	Seite 140
	Seite 141
	Seite 142
	Seite 143
	Seite 144
	Seite 145
	Seite 146
	Seite 147
	Seite 148

	Nr. 24.
	Seite 149
	Seite 150
	Seite 151

	Nr. 25.
	Seite 152
	Seite 153
	Seite 154
	Seite 155
	Seite 156
	Seite 157
	Seite 158
	Seite 159
	Seite 160

	Nr. 26.
	Seite 161
	Seite 162
	Seite 163
	Seite 164
	Seite 165
	Seite 166
	Seite 167
	Seite 168
	Seite 169
	Seite 170
	Seite 171

	Nr. 27.
	Seite 172
	Seite 173

	Nr. 28.
	Seite 174
	Seite 175

	Nr. 29.
	Seite 176
	Seite 177
	Seite 178

	Nr. 30.
	Seite 179

	Nr. 31.
	Seite 180
	Seite 181
	Seite 182
	Seite 183
	Seite 184
	Seite 185

	Nr. 32.
	Seite 186
	Seite 187

	Nr. 33.
	Seite 188

	Nr. 34.
	Seite 189

	Nr. 35.
	Seite 190
	Seite 191

	Nr. 36.
	Seite 192
	Seite 193

	Nr. 37.
	Seite 194
	Seite 195

	Nr. 38.
	Seite 196
	Seite 197
	Seite 198
	Seite 199
	Seite 200
	Seite 201
	Seite 202
	Seite 203
	Seite 204

	Nr. 39.
	Seite 205
	Seite 206/207
	Seite 208/209
	Seite 210/211
	Seite 212/213
	[Seite]


